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Über dieses Buch


Michael J. Sandels bahnbrechende Kritik am globalen Kapitalismus – erstmals in deutscher Übersetzung

Unsere Gegenwart hat ein Demokratie-Problem. Zum einen sind unsere Gesellschaften gespalten wie nie zuvor: Befeuert durch die sozialen Medien treiben uns rassistische Ausschreitungen, Populismus, soziale Ungleichheit und eine weltweite Pandemie in die Vereinzelung. Zum anderen hat eine global ausgerichtete, von unseren Regierungen vollkommen unregulierte Wirtschaft der Politik den Rang abgelaufen. Seit nunmehr 40 Jahren macht der Neoliberalismus aus Bürgern Gewinner oder Verlierer des globalen Kapitalismus – mit verheerenden Folgen für unsere Demokratie. In seinem monumentalen Werk zeichnet Michael J. Sandel ein historisch informiertes und philosophisch inspiriertes Bild unserer demokratievergessenen Zeit. Und er führt aus, was wir tun müssen, damit aus Konsumenten wieder Bürger werden, die ihre Gesellschaft aktiv gestalten.
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Für Kiku


Vorwort zur Neuausgabe


In den Jahren seit der Veröffentlichung der ersten Ausgabe dieses Buches hat sich die Unzufriedenheit mit der Demokratie vertieft. Sie hat sich so zugespitzt, dass Zweifel an der Zukunft der amerikanischen Demokratie aufgekommen sind. In dieser Neuausgabe, mit der die Geschichte durch die Jahre mit Bill Clinton, George W. Bush und Barack Obama weitergeführt und die Präsidentschaft von Donald Trump sowie die COVID-19-Pandemie einbezogen wird, versuche ich zu erklären, warum das so ist. Die erste Ausgabe umfasste zwei Teile. Einer behandelte die amerikanische Verfassungstradition, der andere den öffentlichen Diskurs über die Wirtschaft, um zu zeigen, wie die Philosophie der Öffentlichkeit des zeitgenössischen Liberalismus sich auf jedem dieser Gebiete entfaltete. Für die aktuelle Ausgabe habe ich die verfassungsrechtliche Darstellung weggelassen; stattdessen konzentriere ich mich auf die Debatten, die sich mit der Wirtschaft beschäftigen. Wenn wir uns ansehen, wie diese Debatten sich im Zeitalter der Globalisierung entwickelt haben, kann das dazu beitragen, dass wir besser verstehen, wie wir an diesen gefährlichen Punkt gekommen sind.

Seit Democracy’s Discontent 1996 erschienen ist, bin ich denen, die auf das Buch reagiert haben, eine Menge Dank schuldig geblieben. Besonderen Dank schulde ich Anita L. Allen und Milton C. Regan, die am Law Center der Georgetown University ein denkwürdiges Symposion einberufen haben. Das Symposion mit Dekanin Judith Arens als Gastgeberin war eine hochkarätige Versammlung von Rechts- und Polittheoretikern die das Buch kritisch kommentiert haben. Allen und Regan gaben eine Sammlung dieser und anderer Kommentare und Rezensionen heraus; der Band mit dem Titel Debating Democracy’s Discontent erschien 1998. Durch diese Aufsätze habe ich viel gelernt, und allen, die dazu beigetragen haben, bin ich zutiefst dankbar: Christopher Beem, Ronald S. Beiner, William E. Connolly, Jean Bethke Elshtain, Amitai Etzioni, James E. Fleming, Bruce Frohnen, William A. Galston, Will Kymlicka, Linda C. McClain, Clifford Orwin, Thomas L. Pangle, Philip Pettit, Milton C. Regan, Richard Rorty, Nancy L. Rosenblum, Richard Sennett, Mary Lyndon Shanley, Andrew W. Siegel, Charles Taylor, Mark Tushnet, Jeremy Waldron, Michael Walzer, Robin West und Joan C. Williams.

Für hilfreiche Kommentare zum Epilog der Neuausgabe danke ich Kiku Adatto, George Andreou und David M. Kennedy. Katrina Vassallo redigierte das Manuskript professionell und umsichtig. Besonderen Dank schulde ich Ian Malcolm, meinem Lektor bei Harvard University Press, der über viele Jahre hinweg dazu beitrug, die Idee für diese Neuausgabe zu entwickeln. Zusammen mit seinem überragenden redaktionellen Urteilsvermögen verfügt Ian über eine außergewöhnliche Fähigkeit, genau die richtige Balance zwischen Führung und Geduld aufzubringen. Meine Söhne Adam und Aaron, bei der ersten Ausgabe fröhlich dabei, waren bei dieser Ausgabe klingende Resonanzkörper und kenntnisreiche Kritiker. Ihnen und vor allem Kiku bin ich zu Dank verpflichtet. Auch diese überarbeitete Neuausgabe ist ihr gewidmet.


Vorwort zur Originalausgabe


Die Politische Philosophie scheint oft in einiger Entfernung von der Welt zuhause zu sein. Prinzipien sind eine Sache, Politik eine andere, und selbst unsere besten Bemühungen, unseren Idealen gerecht zu werden, sind selten erfolgreich. Die Philosophie mag in unseren moralischen Bestrebungen schwelgen, doch die Politik handelt mit widerspenstigen Fakten. Tatsächlich könnten manche sagen, das Problem der amerikanischen Demokratie bestehe darin, dass wir unsere Ideale zu ernst nähmen, dass unser Reformeifer den Respekt für die Kluft zwischen Theorie und Praxis überhole.

Wenn aber die Politische Philosophie in einem gewissen Sinn nicht umsetzbar ist, ist sie in einem anderen Sinn unvermeidlich. Das betrifft den Aspekt, in dem die Philosophie von Beginn an in der Welt zu Hause ist; unsere Verhaltensweisen und Institutionen sind Verkörperungen von Theorie. Unser politisches Leben könnten wir kaum beschreiben, und noch weniger könnten wir uns dort engagieren, ohne auf eine mit Theorie befrachtete Sprache zurückzugreifen – Theorien von Rechten und Pflichten, Bürgerschaft und Freiheit, Demokratie und Rechtswesen. Politische Institutionen sind nicht einfach Werkzeuge, die unabhängig konzipierte Ideen umsetzen – sie sind selbst Verkörperungen von Ideen. Sosehr wir uns solchen letztgültigen Fragen wie nach der Bedeutung von Gerechtigkeit oder der Natur des guten Lebens widersetzen mögen – einem können wir uns nicht entziehen, nämlich der Tatsache, dass wir irgendeine Antwort auf diese Fragen leben – wir leben unentwegt irgendeine Theorie.

In diesem Buch erkunde ich die Theorie, die wir jetzt im Amerika von heute leben. Ich möchte die Philosophie des Öffentlichen dingfest machen, die in unseren Verhaltensweisen und Institutionen enthalten ist, und zeigen, wie Spannungen in der Philosophie in der Praxis in Erscheinung treten. Wenn die Theorie nie ihre Distanz beibehält, sondern von Beginn an in der Welt zu Hause ist, finden wir vielleicht einen Hinweis auf unsere Stellung in der von uns gelebten Theorie. Wenn wir uns der in unserem öffentlichen Leben enthaltenen Theorie widmen, hilft uns das vielleicht, unsere politische Lage zu diagnostizieren. Möglicherweise zeigt sich dabei, dass das Dilemma der amerikanischen Demokratie nicht nur in der Kluft zwischen unseren Idealen und Institutionen besteht, sondern auch in den Idealen selbst und in dem Selbstbild, das unser öffentliches Leben widerspiegelt.

Der erste Teil dieses Buches entstand 1989 im Rahmen der Julius Rosenthal Foundation Lectures an der Northwestern University School of Law. Ich danke Dekan Robert W. Bennett und der Fakultät für ihre herzliche Gastfreundschaft und ihre tiefgehenden Fragen, dazu auch für ihre Erlaubnis, die Vorlesungen in dieses größere Projekt aufzunehmen. Ich konnte auch einige Gelegenheiten nutzen, Teile dieses Buches bei Fakultäten und Studenten zu testen – an der Brown University, der University of California in Berkeley, der Indiana University, der New York University, der Oxford University, der Princeton University, der University of Utah, der University of Virginia, am Institut für Humanwissenschaften in Wien und bei Sitzungen der American Political Science Association, der Association of American Law Schools, der Society for Ethical and Legal Philosophy, und beim Harvard University Law School Faculty Workshop. Teile des dritten und vierten Kapitels erschienen in früheren Versionen in der Utah Law Review 1989, no. 3 (1989): 597–615, bzw. in der California Law Review 77, no. 3 (1989): 521–538.

Für großzügige Unterstützung bei der Forschung und der Fertigstellung dieses Buches danke ich der Ford Foundation, dem American Council of Learned Societies, dem National Endowment for the Humanities und dem Sommerforschungsprogramm der Harvard Law School.

Kollegen am Institut für Staatswissenschaft und an der Law School in Harvard waren eine beständige Quelle anregender Gespräche zu den Themen dieses Buches. Besonderen Dank schulde ich den Harvard-Absolventen und Studenten in meinem Kurs »Law and Political Theory: The Liberal and Republican Traditions«, die meine Argumente einer strengen kritischen Prüfung unterzogen. Besonders dankbar bin ich Freunden, die mir in verschiedenen Stadien dieses Projekts ausführliche schriftliche Kommentare zu Teilen oder zum ganzen Manuskript zukommen ließen: Alan Brinkley, Richard Fallon, Bonnie Honig, George Kateb, Stephen Macedo, Jane Mansbridge, Quentin Skinner und Judith Jarvis Thomson. John Bauer und Russ Muirhead steuerten Forschungshilfe bei, die weit über das Sammeln von Informationen hinausging und mein Denken stark beeinflusste. Bei Harvard University Press hatte ich das Glück, mit Aida Donald zusammenzuarbeiten, einer vorbildlichen Lektorin, die zudem geduldig war, und mit Ann Hawthorne, die das Buch im Endstadium kompetent und sorgfältig durchsah. Was ich bei diesem Buch am meisten bedaure, ist die Tatsache, dass meine Freundin und Kollegin Judith N. Shklar es nicht mehr im fertigen Zustand erleben durfte. Dita war mit vielem, was ich zu sagen hatte, nicht einverstanden, und doch war sie von meinen ersten Tagen in Harvard ein Quell von Ermutigung und Ratschlägen – voll beschwingter und belebender intellektueller Kameradschaft.

Während ich an diesem Buch arbeitete, wuchsen meine Söhne von Babys zu Jungen heran. Sie machten diese Jahre des Schreibens zu einer Zeit der Freude. Schließlich spiegelt das Buch vieles wider, was ich von meiner Ehefrau Kiku Adatto gelernt habe – einer begabten Schriftstellerin über amerikanische Kultur. Sie trug mehr als jeder andere dazu bei, dieses Buch zu verbessern, das ich ihr in Liebe widme.


Einführung zur Neuausgabe
Gefahr für die Demokratie


Unser staatsbürgerliches Leben läuft nicht besonders gut. Ein besiegter Präsident stachelt einen wütenden Mob an, das Kapitol zu stürmen und den Kongress gewaltsam davon abzuhalten, die Wahlergebnisse zu bestätigen. Nach mehr als einem Jahr der Präsidentschaft von Joe Biden glauben die meisten Republikaner immer noch, Donald Trump sei die Wahl gestohlen worden. Sogar als eine Pandemie mehr als eine Million amerikanischer Leben fordert, zeigen wütende Streitereien über Masken und Impfstoffe, in welch polarisiertem Zustand wir uns befinden. Öffentliche Empörung wegen der Tötung unbewaffneter Schwarzer durch Polizisten löst eine landesweite Abrechnung mit rassisch unterlegter Ungerechtigkeit aus, doch Staaten im ganzen Land führen Gesetze ein, die es erschweren, bei Wahlen abzustimmen.

Trumps Präsidentschaft und ihre bösen Folgen werfen finstere Schatten auf die Zukunft der amerikanischen Demokratie. Doch unsere staatsbürgerlichen Probleme haben nicht mit Trump angefangen und sind mit seiner Niederlage nicht beendet. Seine Wahl war ein Symptom brüchig gewordener sozialer Bindungen und einer beschädigten demokratischen Ordnung.

Die Trennung zwischen Gewinnern und Verlierern hat sich jahrzehntelang vertieft – sie hat unsere Politik vergiftet und uns auseinandergebracht. Seit den 1980er und 1990er Jahren haben unsere regierenden Eliten ein Projekt der neoliberalen Globalisierung vollzogen, das denen an der Spitze enorme Profite, den meisten arbeitenden Menschen jedoch Jobverlust und stagnierende Löhne brachte. Die Befürworter meinten, die Zuwächse der Gewinner könnten dafür verwendet werden, die Verlierer der Globalisierung zu entschädigen. Doch diese Entschädigung kam nie an. Die Gewinner nutzten ihre Beute, um sich an höherer Stelle Einfluss zu erkaufen und ihre Gewinne zu konsolidieren. Der Staat hörte auf, als Gegengewicht zu konzentrierter wirtschaftlicher Macht zu wirken. Demokraten und Republikaner taten sich zusammen, um die Wall Street zu deregulieren, wofür sie beträchtliche Wahlkampfspenden einstrichen. Als die Finanzkrise von 2008 das System an den Rand des Abgrunds beförderte, gaben sie Milliarden aus, um die Banken zu retten, überließen es normalen Wohnungsbesitzern aber, sich selbst zur Wehr zu setzen.

Wut über die Bankenrettung und die Auslagerung von Arbeitsplätzen befeuerte populistische Proteste quer durch das politische Spektrum – auf der Linken die Occupy-Bewegung und Bernie Sanders überraschend starke Herausforderung Hillary Clintons im Jahr 2016, auf der Rechten die Tea-Party-Bewegung und die Wahl von Trump.

Einige der Anhänger Trumps wurden von seinen rassistischen Appellen angezogen. Doch er nutzte auch die Wut, die aus legitimen Klagen hervorging. Vier Jahrzehnte neoliberaler Regierungsführung hatten eine Ungleichheit der Einkommen und des Reichtums herbeigeführt, die man seit den 1920er Jahren nicht mehr erlebt hatte. Die soziale Mobilität kam zum Stillstand. Unter unablässigem Druck von Unternehmen und ihren politischen Verbündeten ging es mit den Gewerkschaften bergab. Die Produktivität nahm zu, doch die Arbeiter erhielten einen immer kleineren Anteil dessen, was sie produzierten. Die Finanzwelt beanspruchte einen wachsenden Anteil der Firmengewinne, investierte jedoch weniger in neue produktive Unternehmen als in spekulative Aktivitäten, die wenig dazu beitrugen, der Realwirtschaft zu helfen. Anstatt Ungleichheit und stagnierende Löhne direkt zu bekämpfen, rieten die Mainstream-Parteien den Arbeitern, sich durch einen Hochschulabschluss zu verbessern.

Trumps Wirtschaftspolitik brachte wenig für die arbeitenden Menschen, die ihn unterstützten, doch seine Feindseligkeit gegen Eliten und deren Globalisierungsprojekt fand starken Widerhall. Sein Versprechen, entlang der Grenze zu Mexiko eine Mauer zu bauen und Mexiko dafür bezahlen zu lassen, ist ein typisches Beispiel. Seine Zuhörer fanden dieses Versprechen nicht nur deswegen mitreißend, weil sie glaubten, damit würde die Zahl der um ihre Jobs konkurrierenden Immigranten verringert. Die Mauer stand für etwas Größeres: die Wiederaufrichtung von nationaler Souveränität, Macht und Stolz. Zu einer Zeit, in der globale Wirtschaftskräfte nur noch eingeschränkt zuließen, dass Amerika seine Macht und seinen Willen behauptete, und in der multikulturelle, kosmopolitische Identitäten die traditionellen Vorstellungen von Patriotismus und Zugehörigkeit komplizierter machten, konnte der Grenzwall »Amerika wieder groß machen«. Er sollte die Gewissheiten bestärken, die von löchrigen Grenzen und fluiden Identitäten des globalen Zeitalters in Zweifel gezogen worden waren.

Als 1996 die erste Ausgabe von Democracy’s Discontent erschien, war der Kalte Krieg zu Ende gegangen. Amerikas Version eines liberalen Kapitalismus schien – als einziges erhalten gebliebenes System – zu triumphieren. Es lockte das Ende der Geschichte und der Ideologie. Ein Präsident der Demokraten verringerte das Bundesdefizit, um das Vertrauen der Anleihemärkte zu gewinnen; Wirtschaftswachstum nahm zu, die Arbeitslosigkeit ging zurück. Und doch konnte man inmitten von Frieden und Wohlstand unter der Oberfläche Befürchtungen in Bezug auf das Projekt der Selbstverwaltung erkennen:

In dem Maß, in dem zeitgenössische Politik souveräne Staaten und souveräne Individuen in Frage stellt, ist es wahrscheinlich, dass sie Reaktionen auf Seiten derer provoziert, die Mehrdeutigkeit verbieten, Grenzen schließen und die Unterscheidung zwischen Insidern und Outsidern verschärfen wollen und die eine Politik fordern, die ›unsere Kultur und unser Land zurückholt‹, um mit aller Macht unsere ›Souveränität wiederherzustellen‹.[1]

Die machtvolle Gegenbewegung kam zwei Jahrzehnte später. Doch die Missstände, die Trump den Wahlsieg brachten, wurden durch seine Präsidentschaft nicht beigelegt – auch nicht durch seine Niederlage nach nur einer Amtszeit. Begünstigt durch die Pandemie, übertriebene Vetternwirtschaft, hartnäckige rassistische Ungerechtigkeit und toxische soziale Medien ist die Unzufriedenheit mittlerweile durchdringender als ein Vierteljahrhundert zuvor – erbitterter, ja sogar tödlich.

In den 1990er Jahren nahm die Unzufriedenheit die Form diffuser Ängste an – es verstärkte sich das Gefühl, dass wir die Kontrolle über die Kräfte verlieren, die unser Leben lenken, und dass das moralische Geflecht von Gemeinschaft sich aufzulösen beginnt. Wo die globale Wirtschaft wichtiger wurde, spielte der Nationalstaat, traditionell der Ort der Selbstverwaltung, eine geringere Rolle. Die Größenordnung des Wirtschaftslebens wuchs über die Reichweite demokratischer Kontrolle hinaus.

Als das Projekt der Selbstverwaltung schwächer wurde, lockerten sich auch die Bindungen zwischen den Bürgern. Es war unwahrscheinlich, dass die Institutionen globaler Herrschaft das gemeinsame Verständnis und die wechselseitigen Verpflichtungen förderten, die für eine demokratische Bürgergesellschaft nötig sind. Durch die schwindende wirtschaftliche Bedeutung von Landesgrenzen wurden nationale Loyalitäten und Zugehörigkeiten ausgehöhlt. Die in der neuen Ökonomie aufblühenden qualifizierten Eliten entdeckten, dass sie mit den Unternehmern, Erneuerern und Fachkräften in aller Welt mehr gemeinsam hatten als mit den Bürgern ihres eigenen Landes. Als Unternehmen Arbeitskräfte und natürlich auch Verbraucher finden konnten, die auf der anderen Seite des Globus zu Hause waren, wurden sie unabhängiger von denen, die näher an der Heimat lebten.

Arbeitskräfte, deren Lebensunterhalt an die Nachbarschaft und den Ort gebunden war, bemerkten das. Die neue Art, wirtschaftliche Tätigkeit zu organisieren, verstärkte die Ungleichheit, untergrub die Würde der Arbeit und entwertete nationale Loyalität und Unabhängigkeit. Die politische Spaltung, auf die es ankam, bestand für die Gewinner nicht mehr zwischen Links gegen Rechts, sondern offen gegen abgeschottet. Diejenigen, die Freihandelsabkommen ebenso in Frage stellten wie die Auslagerung von Arbeitsplätzen in Niedriglohnländer und den ungehinderten Kapitalfluss über Landesgrenzen, wurden als engstirnig abgestempelt, als wäre Opposition gegen die neoliberale Globalisierung mit Bigotterie gleichzusetzen. Gemäß dieser Logik erschien Patriotismus als primitiv, als Flucht vor der offenen, reibungsfreien Welt, die lockte, und als Trost für die Zurückgebliebenen.

Damals war ich besorgt, dass bedeutende transnationale Projekte – Umweltabkommen, Menschenrechtskonvention, die Europäische Union – scheitern könnten, weil sie nicht imstande waren, die gemeinsamen Identitäten und das zivilgesellschaftliche Engagement zu fördern, die zu ihrer Erhaltung notwendig waren. »Die Menschen werden großen, fernen Einheiten, wie wichtig sie auch sein mögen, keine Loyalität schwören, solange diese Institutionen nicht irgendwie mit politischen Einrichtungen verbunden sind, in denen sich die Identität der Teilnehmer spiegelt.«[2] Selbst der Europäischen Union, »einem der erfolgreichsten Experimente supranationalen Regierens, fiel es schwer, eine gemeinsame europäische Identität zu pflegen, die ausreicht, ihre Mechanismen zur wirtschaftlichen und politischen Integration zu stützen«.[3]

2016 war es Großbritanniens Abstimmung, die EU zu verlassen, welche die gut qualifizierten Eliten der Metropolen schockierte – ebenso wie Trumps Wahl ein paar Monate später. Der Brexit und die Grenzmauer symbolisierten beide eine Reaktion gegen eine vom Markt getriebene, technokratische Regierungsweise, die Jobverluste, stagnierende Löhne, wachsende Ungleichheit mit sich gebracht und bei der arbeitenden Bevölkerung das bittere Gefühl ausgelöst hatte, die Eliten würden auf sie herabschauen. Die Abstimmung für den Brexit und Trumps Wahl waren schmerzgeplagte Versuche, wieder Stolz und nationale Souveränität zu behaupten.

Die Unzufriedenheit, die in den 1990er Jahren – während der Glanzzeit des Washingtoner Konsens – unter der Oberfläche gegrummelt hatte, verhärtete sich jetzt und stülpte die Mainstream-Politik um. Die Ahnung von den entmachtenden Auswirkungen des globalen Kapitalismus wich der schonungslosen Einsicht, dass das System zugunsten von Großunternehmen und Reichen manipuliert war. Befürchtungen wegen des Verlusts der Gemeinschaft machten Platz für Polarisierung und Misstrauen.

Selbstverwaltung verlangt, dass wirtschaftliche Macht durch politische Institutionen zur Rechenschaft angehalten wird. Außerdem erfordert sie, dass Bürger sich gegenseitig ausreichend miteinander identifizieren und deshalb den Eindruck haben, an einem gemeinschaftlichen Projekt mitzuwirken. Heute sind beide Bedingungen in Frage gestellt.

Quer durch das politische Spektrum erkennen viele Amerikaner, dass der Staat von mächtigen Interessen gekapert worden ist, was dem Durchschnittsbürger wenig Mitsprache bei der Art lässt, in der wir regiert werden. Wahlkampfspenden und Armeen von Lobbyisten ermöglichen es Unternehmen und den Reichen, die Regeln zu ihren Gunsten zu verbiegen. Eine Handvoll mächtiger Firmen dominiert Spitzentechnologie, soziale Medien, Internetsuche, Onlinehandel, Telekommunikation, Bankwesen, Arzneimittel und andere Schlüsselbranchen – sie alle zerstören Wettbewerb, treiben die Preise, verstärken Ungleichheit und fordern eine demokratische Kontrolle heraus.

Indessen sind die Amerikaner zutiefst gespalten. Kulturkriege toben darüber, wie rassistische Ungerechtigkeit zu bewältigen sei, was wir unseren Kindern über unsere Vergangenheit beibringen sollten, wie mit Einwanderung, bewaffneter Gewalt, Klimawandel, Impfverweigerung bei COVID-19 umzugehen sei; und die Flut an Desinformation, verstärkt durch die sozialen Medien, verpestet die Sphäre der Allgemeinheit. Einwohner von demokratisch dominierten Bundesstaaten und republikanisch dominierten Staaten, von Metropolregionen und ländlichen Gemeinden sowie Menschen mit beziehungsweise ohne Universitätsabschlüssen führen zunehmend ein getrenntes Leben. Wir beziehen unsere Nachrichten aus unterschiedlichen Quellen, glauben an unterschiedliche Fakten und treffen wenige Menschen, deren Meinungen oder deren sozialer Hintergrund sich von unserem unterscheidet.

Diese beiden Aspekte unseres Dilemmas – nicht rechenschaftspflichtige wirtschaftliche Macht und verfestigte Polarisierung – hängen zusammen. Beide entmachten demokratische Politik.

Die Kulturkämpfe sind so kontrovers und so unwiderstehlich, dass sie uns davon abhalten, gemeinsam das System von einseitiger Manipulation zu befreien. Diejenigen, die diese Kämpfe schüren und entzünden, tragen dazu bei, wirtschaftliche Regelungen von Reformbewegungen mit breiter Basis zu isolieren.

Es ist kein Wunder, dass unser öffentlicher Diskurs hohl klingt. Was als politische Debatte gilt, besteht entweder aus engstirniger technokratischer Sprache, die niemanden begeistert, oder aus Schreiduellen, in denen Parteianhänger anprangern und deklamieren, ohne wirklich zuzuhören. Der schrille, überhitzte Tonfall von Fernsehnachrichten – ganz zu schweigen von den sozialen Medien – ist ein Sinnbild für diesen Zustand.

Um die amerikanische Demokratie wieder aufleben zu lassen, müssen wir zwei Fragen erörtern, die von der technokratischen Politik der jüngsten Jahrzehnte vernebelt worden sind: Wie können wir die Wirtschaft so reformieren, dass sie demokratischer Kontrolle zugänglich wird? Und wie können wir unser gesellschaftliches Leben wieder so aufbauen, dass die Polarisierung abgeschwächt wird und die Amerikaner befähigt werden, zu effektiven demokratischen Bürgern zu werden?

Wirtschaftliche Macht zur Verantwortung zu ziehen und die Bürgerschaft zu stärken – auf den ersten Blick sieht es so aus, als wären es verschiedene politische Projekte. Das erste befasst sich mit Macht und Institutionen, das zweite behandelt Identität und Ideale. Ein zentrales Thema dieses Buches lautet, dass zwischen beiden Projekten ein Zusammenhang besteht. Wenn wir die Eroberung demokratischer Einrichtungen durch Oligarchen rückgängig machen wollen, kommt es darauf an, den Bürgern die Fähigkeit zu vermitteln, sich selbst als Teilnehmer eines gemeinsam geteilten öffentlichen Lebens zu begreifen.

Diese Denkweise geht uns gegen den Strich. Wir verstehen uns zumeist weniger als Bürger denn als Verbraucher. Wenn wir wegen der Machtkonzentration bei Großfirmen besorgt sind, so vor allem deshalb, weil Monopole die Preise hochtreiben. Wenn wir uns auf Big Pharma verlassen, bedeutet das höhere Preise für Medikamente. Verringerter Wettbewerb im Bankensektor heißt höhere Gebühren für Kreditkarten und Bankkonten. Wenn es nur wenige Fluglinien gibt, kostet es mehr, irgendwohin zu fliegen.

Doch der »Fluch der Größe«, wie Louis D. Brandeis es ausgedrückt hat, ist nicht nur für Verbraucher ein Problem. Er ist auch ein Problem für die Selbstverwaltung. Wenn die Pharmaindustrie zu mächtig ist, wird sie eine Reform des Gesundheitswesens blockieren und auf langfristigem Patentschutz bestehen, der – sogar während einer Pandemie – die Herstellung von Generika und Impfstoffen verhindert. Wenn die Banken zu groß sind und deshalb nicht scheitern dürfen, werden sie sich auf riskante Spekulationen einlassen, weil sie wissen, dass die Steuerzahler für den Schaden einstehen müssen, wenn ihre Wetten schiefgehen. Und sie werden Versuche abwehren, ihrem verantwortungslosen Handeln mit Regulierungen zu begegnen.

Im Verlauf der amerikanischen Geschichte haben Politiker, Aktivisten und Reformer die zivilgesellschaftlichen Folgen von Unternehmensmacht erörtert. So wollte die Anti-Kartellbewegung in ihren Anfängen die politische Macht von Großunternehmen im Zaum halten. Ihre Hauptsorge galt nicht in erster Linie einer Verhinderung hoher Verbraucherpreise. Nach dem Zweiten Weltkrieg verblasste die zivilgesellschaftliche Begründung für das Kartellrecht, und die verbraucherpolitische Begründung gewann die Oberhand.

Doch heute erinnert uns der Aufstieg der Großtechnologie und der sozialen Medien daran, dass der Fluch der Größe nicht allein höhere Verbraucherpreise einschließt. Facebook ist kostenlos. Die Schäden, die es anrichtet, betreffen die Demokratie. Seine große, ungeregelte Macht ermöglicht, dass unsere Wahlen aus dem Ausland beeinflusst und dass Hasskampagnen, Verschwörungsmythen, Fake News und Desinformation in beispiellosem Maßstab ungefiltert verbreitet werden. Diese gefährlichen zivilgesellschaftlichen Folgen werden inzwischen erkannt. Weniger offensichtlich ist, wie sehr unsere Aufmerksamkeitsspanne zersetzt wird. Wenn man unsere Aufmerksamkeit in Beschlag nimmt, unsere persönlichen Daten abgreift und sie an Werbefirmen verkauft, die uns Anzeigen im Sinne unserer Vorlieben unterjubeln, dann bedroht das nicht nur unsere Privatsphäre; es untergräbt auch die geduldige, aufmerksame Einstellung gegenüber der Welt, die für demokratische Beratungen notwendig ist.

Wir sind nicht daran gewöhnt, uns der zivilgesellschaftlichen Folgen ökonomischer Macht anzunehmen. Unsere Debatten über Wirtschaftspolitik betreffen zumeist das Wirtschaftswachstum und – in geringerem Maß – die Verteilungsgerechtigkeit. Wir diskutieren, wie der Kuchen zu vergrößern ist und wie die Stücke zu verteilen sind. Doch wenn wir mit diesem Ansatz über die Wirtschaft nachdenken, erfassen wir einen zu schmalen Ausschnitt. Denn er geht fälschlicherweise davon aus, dass Wirtschaft dazu da sei, das Wohlergehen der Verbraucher zu maximieren. Doch wir sind nicht nur Konsumenten – wir sind auch demokratische Bürger.

Als Bürger haben wir ein Interesse am Aufbau einer Wirtschaft, die dem Projekt der Selbstverwaltung freundlich gegenübersteht. Das heißt, dass wirtschaftliche Macht demokratischer Kontrolle unterworfen sein muss. Außerdem erfordert es, dass alle imstande sein müssen, sich unter würdigen Bedingungen ein anständiges Leben zu verdienen, am Arbeitsplatz und in öffentlichen Angelegenheiten mitzureden und Zugang zu einer breit gestreuten zivilgesellschaftlichen Bildung zu haben, die sie befähigt, über das Gemeinwohl zu verhandeln.

Herauszufinden, welche wirtschaftlichen Abkommen am besten zur Selbstverwaltung passen, ist eine umstrittene Angelegenheit. Im Vergleich zu den bekannten Debatten darüber, wie das BIP zu fördern, die Beschäftigung zu steigern und die Inflation zu vermeiden sei, sind Auseinandersetzungen über die zivilgesellschaftlichen Folgen der Wirtschaftspolitik weniger fachtechnisch und eher politisch. Diese breitere zivilgesellschaftliche Tradition der wirtschaftlichen Auseinandersetzung bezeichne ich als »die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft«.

Diese – wenn auch in den letzten Jahrzehnten verborgene – Tradition hat die Terminologie des öffentlichen Diskurses in der Geschichte Amerikas lange geprägt. Obwohl sie gelegentlich zur Verteidigung anrüchiger Anliegen herangezogen wurde, hat sie auch radikale demokratische Reformbewegungen inspiriert. Democracy’s Discontent (dt. Das Unbehagen in der Demokratie) zielt unter anderem auf die Frage ab – das gilt sowohl für die erste als auch für die neue Ausgabe –, ob der demokratische und befähigende Aspekt unserer zivilgesellschaftlichen Tradition dazu beitragen kann, dass wir uns eine Alternative zu der heute vertrauten neoliberalen, technokratischen Art ökonomischer Argumentation vorstellen können.


1.
Die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft


Turbulente Zeiten veranlassen uns, die Ideale aufzurufen, nach denen wir leben. Doch im heutigen Amerika ist das nicht so einfach. In einer Zeit, in der demokratische Ideale in anderen Ländern wanken, kann man sich aus gutem Grund fragen, ob wir sie zu Hause verloren haben. Unser öffentliches Leben ist von Unzufriedenheit geprägt. Die Amerikaner glauben nicht, dass sie bei der Art, in der sie regiert werden, viel mitzureden hätten, und trauen der Regierung nicht zu, dass sie das Richtige tut.[1] Das Vertrauen in unsere Mitbürger nimmt immer schneller ab.[2]

Inzwischen sind die politischen Parteien unfähig, unseren Verhältnissen einen Sinn zu geben. Die Hauptthemen der nationalen Debatte – das richtige Maß des Wohlfahrtsstaates, das Ausmaß von Rechten und Ansprüchen, der richtige Umfang staatlicher Regulierung – beziehen ihre Form aus den Auseinandersetzungen früherer Tage. Diese Themen sind nicht unwichtig, aber die beiden Sorgen, die im Zentrum der Unzufriedenheit mit der Demokratie liegen, erfassen sie nicht. Das ist erstens die Befürchtung, dass wir individuell wie kollektiv die Kontrolle über die Mächte verlieren, die unser Leben bestimmen. Und zweitens das Gefühl, dass sich das moralische Geflecht um uns herum – von der Familie über das Stadtviertel bis zur Nation – auflöst. Diese beiden Befürchtungen – vor dem Verlust der Selbstbestimmung und der Erosion der Gemeinschaft – definieren gemeinsam die Ängste unseres Zeitalters. Es handelt sich um eine Angst, die von der vorherrschenden politischen Agenda nicht beantwortet oder auch nur aufgegriffen worden ist.

Warum ist Amerikas Politik schlecht dafür gerüstet, die Unzufriedenheit zu mildern, in der sie inzwischen versunken ist? Die Antwort findet sich jenseits der politischen Auseinandersetzungen unserer Zeit – in der Philosophie des Öffentlichen, die sie beseelt. Mit der Philosophie des Öffentlichen meine ich die politische Theorie, die unserer Praxis innewohnt, die Annahmen über Bürgerschaft und Freiheit, die unser öffentliches Leben bestimmen. Dass die zeitgenössische amerikanische Politik nicht imstande ist, überzeugend von Selbstbestimmung und Gemeinschaft zu sprechen, hat etwas mit der Philosophie des Öffentlichen zu tun, nach der wir leben.

Eine Philosophie des Öffentlichen ist ein schwer fassbarer Gegenstand, weil wir sie ständig vor Augen haben. Sie bildet den oft unbedachten Hintergrund für unseren politischen Diskurs und unsere Zwecke. In normalen Zeiten kann sich die Philosophie des Öffentlichen leicht der Aufmerksamkeit derer entziehen, die nach ihr leben. Doch Zeiten der Angst erfordern eine gewisse Klarheit. Sie bringen Grundprinzipien zwangsläufig an die Oberfläche und bieten eine Chance für kritische Reflexion.


Liberale und republikanische Freiheit


Die politische Philosophie, nach der wir leben, ist eine bestimmte Version der liberalen politischen Theorie. Ihr Kerngedanke besagt, dass der Staat gegenüber den von seinen Bürgern vertretenen moralischen und religiösen Ansichten neutral sein sollte. Weil die Menschen uneinig über die beste Lebensweise sind, sollte der Staat keine spezielle Sicht eines guten Lebens per Gesetz bekräftigen. Vielmehr sollte er einen Gesetzesrahmen schaffen, der die Menschen als freie und unabhängige Personen respektiert, die imstande sind, ihre eigenen Werte und Ziele zu wählen.[1] Da dieser Liberalismus den Vorrang fairer Prozeduren vor speziellen Zielen behauptet, könnte man das von ihm bestimmte Leben als prozedurale Republik bezeichnen.[2]

Wenn man die herrschende politische Philosophie als eine Version der liberalen politischen Theorie ansieht, ist es wichtig, zwei unterschiedliche Bedeutungen von Liberalismus auseinanderzuhalten. Im normalen Sprachgebrauch der amerikanischen Politik ist Liberalismus das Gegenteil von Konservatismus; es ist die Einstellung derer, die einen großzügigeren Wohlfahrtsstaat und einen größeren Umfang von sozialer und wirtschaftlicher Gleichheit vorziehen.[3] In der Geschichte der politischen Theorie hat der Liberalismus eine andere, weiter gefasste Bedeutung. In diesem historischen Sinn beschreibt der Liberalismus eine Denktradition, die Toleranz und Respekt für individuelle Rechte hervorhebt. Sie verläuft von John Locke, Immanuel Kant und John Stuart Mill bis zu John Rawls. Die Philosophie des Öffentlichen in der zeitgenössischen amerikanischen Politik ist eine Version dieser liberalen Denktradition, und unsere Debatten laufen innerhalb dieser Begriffe ab.

Die Vorstellung, Freiheit bestehe in unserer Fähigkeit, unsere eigenen Ziele zu wählen, kommt in unserer Politik und in unserem Recht stark zum Ausdruck. Ihr Geltungsbereich ist nicht auf diejenigen begrenzt, die in der amerikanischen Politik eher als Liberale denn als Konservative bekannt sind; sie findet sich im gesamten politischen Spektrum. So meinen Republikaner gelegentlich, eine Besteuerung von Reichen, um Wohlfahrtsprogramme zu finanzieren, sei eine Form von erzwungener Solidarität. Auf diese Weise werde die Freiheit der Leute verletzt, selbst zu entscheiden, was sie mit ihrem Geld machen. Demokraten meinen gelegentlich, der Staat solle allen Bürgern ein anständiges Niveau bei Einkommen, Wohnen und Gesundheit gewährleisten – wer durch wirtschaftliche Not gebrochen sei, sei nicht wirklich frei, auf anderen Gebieten eine Entscheidung zu treffen. Die beiden Seiten sind sich darüber uneinig, wie der Staat handeln sollte, um die individuelle Entscheidung zu respektieren. Doch beide gehen davon aus, Freiheit bestehe darin, dass die Menschen ihre Werte und Ziele selbst wählen.

Diese Sicht der Freiheit ist so vertraut, dass sie ein beständiges Merkmal der politischen und konstitutionellen Tradition Amerikas zu sein scheint. Doch die Amerikaner haben Freiheit nicht immer so verstanden. Als vorherrschende Philosophie des Öffentlichen ist die Version des Liberalismus, die unsere gegenwärtigen Debatten bestimmt, erst seit kurzem angekommen – eine Entwicklung aus der letzten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Am besten erkennt man ihren unverwechselbaren Charakter in der Gegenüberstellung mit einer konkurrierenden politischen Theorie, die von ihr allmählich ersetzt wurde. Dabei handelt es sich um eine Version der republikanischen politischen Theorie.

Im Zentrum der republikanischen Theorie steht die Idee, dass Freiheit davon abhängt, an Selbstbestimmung teilzuhaben. An sich ist diese Vorstellung nicht inkonsistent mit der liberalen Freiheit. Die Teilnahme an Politik kann eine der Möglichkeiten sein, mit denen die Menschen entscheiden, ihre Ziele zu verfolgen. Doch nach der republikanischen politischen Theorie umfasst die gemeinsame Selbstverwaltung noch mehr. Sie bedeutet, dass Mitbürger über das Gemeinwohl beraten und dazu beitragen, das Schicksal der politischen Gemeinschaft zu gestalten. Doch um gut über das Gemeinwohl beraten zu können, braucht man mehr als nur die Fähigkeit, die eigenen Ziele zu wählen und die Rechte der anderen zu achten. Es erfordert Kenntnisse über öffentliche Angelegenheiten und auch ein Gefühl der Zugehörigkeit, Sorge für das Ganze, eine moralische Verbindung mit der Gemeinschaft, deren Schicksal auf dem Spiel steht. Die Teilhabe an der Selbstbestimmung erfordert demnach, dass die Bürger bestimmte Charaktereigenschaften oder zivilgesellschaftliche Tugenden besitzen oder sich aneignen. Das aber heißt, dass eine republikanische Politik gegenüber den von ihren Bürgern vertretenen Werten und Zielen nicht neutral sein kann. Die republikanische Vorstellung von Freiheit erfordert – anders als das liberale Konzept – formende Politik, eine Politik, die in den Bürgern die charakterlichen Eigenschaften kultiviert, die zur Selbstverwaltung notwendig sind.


Wozu ist die Wirtschaft da?


Der Kontrast zwischen der liberalen und der republikanischen Vorstellung von Freiheit legt zwei unterschiedliche Möglichkeiten nahe, über die Wirtschaft nachzudenken – zwei Antworten auf die Frage: »Wozu ist die Wirtschaft da?« Die liberale Antwort legte Adam Smith in Der Wohlstand der Nationen (1776) vor, wo er schrieb, dass »Ziel und Zweck aller Produktion … der Verbrauch [ist].«[1] John Maynard Keynes wiederholte diese Antwort im 20. Jahrhundert: »Um noch einmal das Offensichtliche festzuhalten: allein Konsum ist Ziel und Zweck aller wirtschaftlichen Tätigkeit.«[2] Dem würden die meisten zeitgenössischen Ökonomen zustimmen.

Doch das, was Keynes offensichtlich erschien, ist nicht die einzige Möglichkeit, den Zweck der Wirtschaft zu erfassen. Der republikanischen Tradition zufolge dient wirtschaftliche Tätigkeit nicht allein dem Konsum, sondern auch der Selbstbestimmung. Wenn Freiheit davon abhängt, dass wir zur gemeinsamen Selbstverwaltung fähig sind, sollte uns die Wirtschaft in die Lage versetzen, nicht nur Konsumenten, sondern auch Bürger zu sein. Das beeinflusst die Art und Weise, in der wir über Wirtschaftspolitik und ökonomische Regelungen debattieren. Als Verbraucher interessiert uns vor allem das, was die Wirtschaft hervorbringt: Wie verbessert sie das Wohl der Verbraucher, und wie wird das Nationalprodukt verteilt? Als Bürger interessiert uns auch die Struktur der Wirtschaft: Welche Arbeitsbedingungen ermöglicht die Volkswirtschaft, und wie organisiert sie produktive Tätigkeit?

Aus Sicht der zivilgesellschaftlichen Freiheit kann eine Wirtschaft nicht in dieser Weise neutral sein. Die Organisation der Arbeit formt die Art, in der wir einander sehen, die Art, wie wir gesellschaftliche Anerkennung und Wertschätzung vergeben. Die Organisation von Produktion und Investitionen legt fest, ob Bürger bei der Gestaltung der Kräfte mitreden können, die ihr Leben lenken – am Arbeitsplatz wie in der Politik. In diesem Sinne ist das republikanische Konzept der Freiheit anspruchsvoller als die liberale Vorstellung. Eine ertragreiche, florierende Wirtschaft würde Verbrauchern ermöglichen, ihre persönlichen Vorlieben umfassender zu erfüllen als eine Volkswirtschaft mit geringerem BIP. Doch wenn die Arbeitsbedingungen in einer solchen Volkswirtschaft abstumpfend oder erniedrigend wären oder wenn die Struktur der Wirtschaft sich demokratischer Kontrolle entzöge, wäre sie unfähig, dem Streben nach der für die Freiheit entscheidenden Selbstbestimmung im republikanischen Sinn eine Antwort zu bieten.

In unserer politischen Tradition sind sowohl die liberale als auch die republikanische Vorstellung der Freiheit ständig präsent gewesen, wenn auch in wechselndem Maß und in relativer Bedeutung. Grob gesagt war das republikanische Denken in der früheren Geschichte Amerikas vorherrschend, der Liberalismus später. Seit der Mitte des 20. Jahrhunderts ist der zivilgesellschaftliche oder bildende Aspekt unserer Politik weitgehend dem Liberalismus gewichen, der auf Neutralität gegenüber konkurrierenden Vorstellungen des guten Lebens besteht.

Diese Verschiebung beleuchtet unser aktuelles politisches Problem. Denn ungeachtet ihrer Anziehungskraft, fehlt es der liberalen Sicht an den zivilgesellschaftlichen Ressourcen, mit denen die Selbstbestimmung aufrechterhalten werden kann. Dieser Mangel gibt ihr kaum Möglichkeiten, das Gefühl der Entmachtung aufzugreifen, das unser öffentliches Leben beeinträchtigt. Die Philosophie des Öffentlichen, nach der wir leben, ist nicht in der Lage die von ihr versprochene Freiheit zu sichern, weil sie den für Freiheit erforderlichen Sinn für Gemeinschaft und das zivilgesellschaftliche Engagement nicht vermitteln kann.

Wie die liberale Vorstellung der Freiheit das republikanische Konzept allmählich verdrängt hat, ist eine lange und verwickelte Geschichte. Es begann mit Debatten zwischen Jefferson und Hamilton über die Rolle des Finanzwesens im amerikanischen Leben und darüber, ob Amerika eine Nation der Manufakturen werden sollte. Diese Geschichte umfasst die Debatten der Jackson-Ära über das Bankenwesen und staatlich finanzierte Verbesserungen (im Jargon von heute »Infrastruktur«), gefolgt von brisanten Vorkriegs-Auseinandersetzungen zum moralischen Status von Sklaverei und Lohnarbeit. Als das Industriezeitalter eine Nationalökonomie formte, tauchten in den Debatten der Progressiven Ära liberale und republikanische Themen auf, die den richtigen Umgang mit Zusammenschlüssen von Unternehmen und Großkapital betrafen. Ansätze, wirtschaftliche Macht demokratischer Rechenschaft zu unterwerfen, bestimmten die Frühzeit des New Deal; sie verloren jedoch bald gegen eine stärker werdende Fokussierung darauf, wie die makroökonomische Nachfrage zu steuern war. Nach dem Zweiten Weltkrieg machte die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft einer politischen Ökonomie des Wachstums Platz. Im Zeitalter der Globalisierung wäre der zivilgesellschaftliche Aspekt der ökonomischen Auseinandersetzung durch den zunehmenden Glauben an Märkte und an eine stärkere Rolle für das Finanzwesen fast ausgelöscht worden. Dass die hohlen, technokratischen Begriffe des öffentlichen Diskurses öffentliche Frustration hervorrufen, legt jedoch nahe, dass das Streben nach Selbstbestimmung anhält.

Die folgende Interpretation der politischen Tradition Amerikas ist ein Versuch, unsere derzeitigen politischen Verhältnisse zu diagnostizieren. Außerdem ist sie ein Versuch, gewisse zivilgesellschaftliche Ideale und Möglichkeiten zurückzufordern – nicht aus Nostalgie, sondern in der Hoffnung, über unseren Weg jenseits des privatisierten und polarisierten politischen Momentums nachzudenken. Die historische Bilanz, die ich vorlege, zeigt kein Goldenes Zeitalter, in dem mit der amerikanischen Demokratie alles in Ordnung war. Die republikanische Tradition existierte zusammen mit der Sklaverei, mit dem Ausschluss der Frauen aus dem Bereich des Öffentlichen, mit vermögensrechtlichen Bestimmungen für die Stimmabgabe und mit Fremdenfeindlichkeit; tatsächlich stellte sie manchmal die Begriffe bereit, mit denen diese Praktiken begründet wurden.

Doch die republikanische Tradition mit ihrer Betonung von Gemeinschaft und Selbstverwaltung könnte – ungeachtet all ihrer düsteren Episoden – ein Korrektiv für unser verarmtes zivilgesellschaftliches Leben darstellen. Wenn wir uns die republikanische Vorstellung der Freiheit als Selbstverwaltung in Erinnerung rufen, könnte uns das veranlassen, Fragen zu stellen, die wir zu stellen vergessen haben: Welche ökonomischen Abmachungen sind günstig für die Selbstbestimmung? Wie könnte unser politischer Diskurs die von den Menschen in die Öffentlichkeit getragenen moralischen und religiösen Überzeugungen aufgreifen, statt ihnen auszuweichen? Und wie könnte das öffentliche Leben einer pluralistischen Gesellschaft in Bürgern das erweiterte Selbstverständnis pflegen, das für zivilgesellschaftliches Engagement notwendig ist? Wenn die Philosophie des Öffentlichen heute wenig Raum für zivilgesellschaftliche Erwägungen lässt, könnte es hilfreich sein, sich daran zu erinnern, wie frühere Generationen von Amerikanern solche Fragen erörtert haben – bevor die prozedurale Republik Fuß fasste.


2.
Wirtschaft und Tugend in der frühen Republik


Sehen wir uns an, wie wir heute über die Wirtschaft nachdenken und streiten, und vergleichen es damit, wie die Amerikaner während eines großen Teils ihrer Geschichte über Wirtschaftspolitik debattiert haben. In der heutigen amerikanischen Politik kreisen unsere ökonomischen Auseinandersetzungen meist um zwei Erwägungen: Wohlstand und Fairness. Welche Steuerpolitik, Haushaltsvorschläge oder Regulierungspläne die Leute auch bevorzugen mögen – gewöhnlich setzen sie sich für etwas ein, weil die Maßnahmen zum Wirtschaftswachstum beitragen oder die Einkommensverteilung verbessern; die Menschen behaupten, ihre Politik würde den Kuchen der Wirtschaft vergrößern, die Kuchenstücke fairer verteilen oder beides zusammen. Diese Rechtfertigungen von Wirtschaftspolitik sind uns so vertraut, das es aussehen könnte, als seien die Möglichkeiten damit erschöpft. Doch unsere Debatten über Wirtschaftspolitik waren nicht immer auf Größe und Verteilung des Nationalprodukts fokussiert. In der amerikanischen Geschichte befassten sie sich oft auch mit einer anderen Frage: Welche wirtschaftlichen Regelungen wirken sich am günstigsten auf die Selbstverwaltung aus? Zusammen mit Wohlstand und Fairness haben die zivilgesellschaftlichen Folgen der Wirtschaftspolitik im politischen Diskurs Amerikas oft eine große Rolle gespielt.

Thomas Jefferson verlieh dem zivilgesellschaftlichen Aspekt der ökonomischen Auseinandersetzung seinen klassischen Ausdruck. In seinen Betrachtungen über den Staat Virginia (1787) sprach er sich dagegen aus, im großen Maßstab inländische Manufakturen zu entwickeln, weil die agrarisch geprägte Lebensweise rechtschaffene Bürger hervorbringe, die gut für die Selbstverwaltung geeignet seien. »Jene, die mit dem Erdboden arbeiten, sind das erwählte Volk Gottes«, die Verkörperung »wahrer Tugend«. Die politischen Ökonomen Europas könnten behaupten, dass jedes Land für sich selbst produzieren sollte, doch Manufakturen im großen Maßstab würden die Unabhängigkeit untergraben, die für die republikanische Bürgerschaft notwendig sei. »Abhängigkeit führt zu Willfährigkeit und Käuflichkeit, schnürt dem Keim der Tugend die Luft ab und schafft geeignete Werkzeuge für die Ränke des Ehrgeizes.« Jefferson hielt es für besser, wenn »unsere Werkstätten in Europa bleiben«, womit die moralische Korruption, die mit ihnen einhergehe, vermieden werde. Es sei besser, die hergestellten Waren einzuführen als die Manieren und Gewohnheiten, die ihre Herstellung begleiten.[1]

Dass Jeffersons Lob diejenigen, »die mit dem Erdboden arbeiten«, als rechtschaffene republikanische Bürger pries, stand in starkem Gegensatz zu dem Arbeitssystem, das seine Plantage in Monticello am Laufen hielt. Obwohl Jefferson die Sklaverei im Allgemeinen beklagte – er bezeichnete sie als »gnadenlosen Despotismus«[2] –, besaß er während seiner Lebenszeit mehr als 600 versklavte Afro-Amerikaner. Sie bestellten sein Land, dienten in seinem Haus und arbeiteten in seiner Nagelfabrik. Angesichts des Systems rassischer Unterordnung, das sie vom öffentlichen Leben ausschloss, konnte sie die Arbeit – ob gelernt oder ungelernt –, zu der sie gezwungen wurden, kaum in die Lage versetzen, Bürger zu sein. Wie Jeffersons wohlklingende Worte in der Unabhängigkeitserklärung drückte seine politische Ökonomie der Bürgerschaft ein Ideal aus, das weit von seiner Lebensführung entfernt war.[3] Doch das Ideal stand für attraktive zivilgesellschaftliche Bestrebungen: Wirtschaftliche Regelungen sollten zumindest teilweise nach der Art der von ihnen hervorgebrachten Bürger beurteilt werden.

Jeffersons Gründe gegen Produktion in großem Maßstab spiegelte eine Einstellung zur Politik wider, die in der klassischen republikanischen Tradition verwurzelt war. Im Mittelpunkt der republikanischen Theorie steht der Gedanke, dass Freiheit Selbstbestimmung erfordert, die wiederum von der Tugend des Gemeinsinns abhängig ist. Diese Idee herrschte in den politischen Ansichten der Gründergeneration vor. »Öffentliche Tugend ist die einzige Grundlage der Republik«, schrieb John Adams kurz vor der Unabhängigkeit. »Es muss eine positive Leidenschaft für das Gemeinwohl, für das öffentliche Interesse, für Ehre, Macht und Ruhm vorhanden sein – im Denken der Menschen etabliert sein, oder es kann weder einen republikanischen Staat noch echte Freiheit geben.«[4] Dem stimmte Benjamin Franklin zu: »Nur tugendhafte Menschen sind zur Freiheit fähig. Wenn Nationen korrupt und lasterhaft werden, benötigen sie mehr Herren.«[5]

Auch aus der republikanischen Tradition lernten die Gründer, dass sie bürgerliche Tugenden nicht als gegeben ansehen konnten. Im Gegenteil – Bürgersinn war ein zerbrechliches Ding, immer in Gefahr, durch korrumpierende Kräfte wie Luxus, Reichtum und Macht geschwächt zu werden. Die Angst, der Bürgersinn könne verloren gehen, war ein ständiges republikanisches Thema. »In einer Republik sind Tugend und schlichte Umgangsformen in allen Rängen und Graden der Menschen unabdingbar notwendig«, schrieb John Adams. »Doch in allen Rängen und Graden der Menschen, selbst in Amerika, gibt es so viel Schurkerei, so viel Käuflichkeit und Korruption, so viel Geiz und Ehrgeiz, eine solche Gier nach Profit und Kommerz, dass ich manchmal bezweifle, ob es ausreichend Bürgersinn gibt, um eine Republik zu tragen.«[6]

Wenn Freiheit nicht ohne Tugend überleben kann und Tugend immer zum Verfall tendiert, dann steht die republikanische Politik vor der Herausforderung, den moralischen Charakter der Bürger zu bilden oder umzubilden, um deren Bindung an das Gemeinwohl zu stärken. Das öffentliche Leben einer Republik muss eine formative Rolle erfüllen, die darauf abzielt, Bürger einer bestimmten Art heranzuziehen. »Die Rolle eines großen Politikers besteht darin, den Charakter seines Volkes zu formen«, verkündete Adams, »in den Menschen die Verrücktheiten und Laster auszulöschen, die er sieht, und in ihnen die Tugenden und Fähigkeiten zu schaffen, die er für wünschenswert erachtet.«[7] Eine republikanische Regierung könne gegenüber dem moralischen Charakter ihrer Bürger oder den von ihnen verfolgten Zielen nicht neutral sein. Sie müsse vielmehr darangehen, ihren Charakter und ihre Ziele zu bilden, um die öffentlichen Angelegenheiten zu fördern, von denen die Freiheit abhängt.

Die Revolution war selbst aus der Angst vor dem Verlust des Bürgersinns hervorgegangen – als verzweifelter Versuch, die Korruption zu bekämpfen und republikanische Ideale zu verwirklichen.[8] In den 1760er und 1770er Jahren verstanden die amerikanischen Siedler ihren Kampf mit England in republikanischen Begriffen. Die englische Verfassung war durch ministerielle Manipulation des Parlaments gefährdet, und was schlimmer war, das englische Volk war inzwischen »zu korrupt und zu geschwächt, um seine Verfassung auf ihre Grundsätze zurückzuführen und ihr Land zu verjüngen«.[9] In dem auf das »Stempelgesetz« folgenden Jahrzehnt erschienen den Siedlern die Versuche des Parlaments, in Amerika Souveränität auszuüben, als »Verschwörung der Macht gegen die Freiheit«, als kleiner Teil eines größeren Angriffs auf die englische Verfassung selbst. Dieser Glaube war es »vor allem anderen, der die [Siedler] schließlich in die Revolution trieb«.[10]

Die republikanischen Prämissen schürten nicht nur die Befürchtungen der Siedler – sie bestimmten auch die Ziele der Revolution. »Wesenskern des Republikanismus war, eigene Interessen für das höhere Gut des Ganzen zu opfern, und das umfasste für Amerikaner das idealistische Ziel ihrer Revolution … Abgesehen von ›Freiheit‹ beschworen die Revolutionäre keinen Ausdruck häufiger herauf als ›das Gemeinwohl‹«, das für sie mehr bedeutete als die Summe individueller Interessen. In der Politik kam es nicht darauf an, zwischen konkurrierenden Interessen zu vermitteln, sondern darauf, über sie hinauszugehen und das Wohl der Gemeinschaft insgesamt anzustreben. Die Unabhängigkeit sollte mehr sein als der Bruch mit England, nämlich eine Quelle moralischer Erneuerung; sie sollte Korruption abwenden und den moralischen Geist erneuern, der Amerikaner für den republikanischen Staat tauglich machte.[11]

Ambitionierte Hoffnungen dieser Art mussten zwangsläufig enttäuscht werden, was in den Jahren unmittelbar nach der Unabhängigkeit auch eintrat. Als es der Revolution nicht gelang, die von ihren Anführern erhoffte moralische Reformation hervorzubringen, kamen neue Befürchtungen um das Schicksal der republikanischen Regierung auf. Während der »kritischen Periode« der 1780er Jahre zeigten sich führende Politiker und Autoren besorgt, dass der vom Kampf gegen England beseelte Bürgersinn dem ausufernden Streben nach Luxus und Eigeninteresse gewichen war. »Welch erstaunliche Veränderungen wenige Jahre mit sich bringen können«, sagte George Washington 1786. »Von dieser Höhe, auf der wir standen, von dem geebneten Pfad, der unsere Schritte einlud, so tief gefallen zu sein, so verloren! Das ist wahrhaft beschämend!«[12]


Bürgersinn und Verfassung


Die wachsenden Zweifel an den Aussichten der Bürgertugend in den 1780er Jahren lösten zweierlei Reaktionen aus – die eine formativ, die andere prozedural. Die erste war bestrebt, durch Erziehung und andere Mittel die Tugenden nachdrücklicher zu vermitteln. Die andere wollte Tugenden mit Hilfe von Verfassungsänderungen weniger notwendig machen.

In seinem Vorschlag für öffentliche Schulen in Pennsylvania verlieh Benjamin Rush dem formativen Impuls starken Ausdruck. Er erklärte 1786, die einer Republik angemessene Erziehungsweise vermittle vorrangige Gefolgschaft für das Gemeinwohl: »Man möge unseren Schüler lehren, dass er sich nicht selbst gehört, sondern öffentliches Eigentum ist. Man lehre ihn, seine Familie zu lieben, doch man lehre ihn gleichzeitig, dass er sie aufgeben und sogar vergessen muss, wenn das Wohlergehen seines Landes dies erfordert.« Mit einem entsprechenden System öffentlicher Erziehung, behauptete Rush, sei es »möglich, Männer in republikanische Maschinen zu verwandeln. Das hat zu erfolgen, wenn wir von ihnen erwarten, dass sie ihre Rolle in der großen Maschinerie der Staatsregierung angemessen ausführen.«[1]

Die ereignisreichste prozedurale Reaktion auf republikanische Befürchtungen wegen des mangelnden Bürgersinns war die Verfassung von 1787. Die Verfassung war mehr als ein Mittel gegen die Fehler der Artikel der Konföderation – sie hatte den weiter reichenden Ehrgeiz, »den Republikanismus Amerikas vor den tödlichen Auswirkungen von privatem Glücksstreben zu schützen«, vor den gewinnsüchtigen Beschäftigungen, welche die Amerikaner so sehr banden und sie vom Gemeinwohl ablenkten.[2]

Obwohl die Verfassung durch die Furcht angestoßen wurde, dass der Bürgersinn verloren gehen könnte, zielte sie nicht darauf ab, den moralischen Charakter der Menschen zu heben – zumindest nicht direkt. Stattdessen strebte sie nach Verfassungswerkzeugen, die den republikanischen Staat, um ihn zu schützen, weniger von der Tugend der Bevölkerung abhängig machen sollten.

Als die Gestalter der Verfassung sich in Philadelphia versammelten, waren sie zu dem Schluss gekommen, dass Bürgersinn etwas war, was von den meisten Leuten meist nicht erwartet werden konnte. Einige Jahre zuvor hatte Alexander Hamilton sich über die republikanische Hoffnung lustig gemacht, dass Tugend bei normalen Bürgern den Vorrang vor Eigeninteresse erhalten könnte: »Wir mögen predigen, bis wir des Themas – dass uneigennützige Einstellung in Republiken notwendig ist – überdrüssig sind, ohne einen Einzigen bekehrt zu haben. Der tugendhafte Verkünder wird weder sich selbst noch irgendeinen anderen davon überzeugen, sich mit einer doppelten Portion Haferbrei zu begnügen, anstatt für seine Dienste ein vernünftiges Gehalt zu bekommen. Wir könnten uns ebenso gut mit dem Gemeineigentum der Spartaner an Gütern und Frauen, mit ihren eisernen Münzen, ihren langen Bärten oder ihrer schwarzen Suppe begnügen.« Die republikanischen Vorbilder Griechenland und Rom seien für Amerika ebenso wenig geeignet, meinte Hamilton, wie das Beispiel der Hottentotten oder der Lappländer. Noah Webster, ein führender Anwalt der Verfassung, stimmte ihm zu: »Tugend, Patriotismus oder die Liebe zum eigenen Land waren nie ein festes, fortwährendes Prinzip und keine Stütze des Staates. Sie werden es auch nie sein, solange sich die Natur der Menschen nicht ändert.[3]

Im Federalist Nr. 51 erläuterte Madison, wie der republikanische Staat – im Gegensatz zu klassischen Lehren – schließlich seinen Frieden mit Interessen und Ambitionen machen könne. Freiheit würde nicht vom Bürgersinn abhängen, sondern auf einer Struktur von Mechanismen und Prozeduren beruhen, mit denen sich konkurrierende Interessen gegenseitig in Schach halten und ausbalancieren würden: »Ambition muss so gelenkt werden, dass sie der Ambition entgegenwirkt. Die Interessen der Menschen müssen mit den verfassungsmäßigen Rechten des Ortes verknüpft werden. Es mag ein schlechtes Licht auf die menschliche Natur werfen, dass solche Einrichtungen notwendig sein sollten, um den Missbrauch staatlicher Macht zu kontrollieren. Doch was ist der Staat anderes als die größte aller Spiegelungen menschlicher Natur? Wenn Menschen Engel wären, dann wäre kein Staat notwendig. Wenn Engel die Menschen regieren würden, wären weder innere noch äußere Kontrollen der Regierung notwendig.«[4] Laut Madison würde die Verfassung das »Fehlen besserer Motive« durch institutionelle Werkzeuge ausgleichen, mit denen »gegensätzliche und konkurrierende Interessen« gegeneinandergestellt würden. Die Aufteilung der Macht unter Exekutive, Legislative und Judikative, die Teilung der Macht zwischen den Regierungen der Föderation und der Länder, die Teilung des Kongresses in zwei Körperschaften mit unterschiedlichen Bestimmungen und Wahlbezirken sowie die indirekte Wahl des Senats gehörten zu den »Erfindungen der Vorsicht«. Mit ihnen sollte die Freiheit gesichert werden können, ohne dass man sich übermäßig auf die Tugend der Bürger verlassen musste. »Abhängigkeit vom Volk ist zweifellos die vorrangige Kontrolle über den Staat«, räumte Madison ein, »doch die Erfahrung hat die Menschheit gelehrt, wie notwendig zusätzliche Vorsichtsmaßnahmen sind.«[5]

Obwohl die Autoren der Verfassung klassische republikanische Annahmen revidierten, hielten sie in zwei wichtigen Punkten an republikanischen Idealen fest. Erstens glaubten sie weiterhin, dass die Tugendhaften regieren sollten und der Staat eine Art von Gemeinwohl anstreben sollte, das über die Summe privater Interessen hinausreichte. Zweitens gaben sie den Bildungsehrgeiz der republikanischen Politik nicht auf – die Vorstellung, dass die Regierung daran interessiert sei, Bürger einer bestimmten Art zu kultivieren.

Selbst Madison, der entscheidende Architekt jener Mechanismen, die »die Ansichten der Allgemeinheit verfeinern und erweitern«[6] sollten, bekräftigte, dass Tugend unter den Menschen für eine Selbstverwaltung unabdingbar sei. Zumindest, sagte er vor der Ratifizierungsversammlung in Virginia, benötigten die Menschen die Tugend und die Intelligenz, tugendhafte Vertreter zu wählen. »Gibt es denn unter uns keine Tugend? Wenn das so ist, dann sind wir in einer desolaten Lage. Keine theoretischen Kontrollen, keine Staatsform können uns Sicherheit geben. Die Annahme, irgendeine Staatsform werde Sicherheit oder Glück gewährleisten, ohne dass es im Volk Tugend gibt, ist eine trügerische Vorstellung.«[7] In seiner Abschiedsrede wiederholte George Washington die bekannte republikanische Sichtweise: »Tugend oder Moral ist eine notwendige Quelle der Regierung durch das Volk.«[8]

Hamilton wies dem Staat auch eine formative Rolle zu, obwohl die Eigenschaft, die er zu fördern hoffte, nicht der traditionelle Gemeinsinn war, sondern die Bindung an die Nation. Im Federalist Nr. 27 meinte er, die neue nationale Regierung würde ihre Autorität nur dann etablieren, wenn es ihr gelänge, das Leben und die Gefühle der Menschen zu durchdringen: »Je mehr die Bürger daran gewöhnt sind, in den normalen Vorfällen ihres politischen Lebens auf sie zu treffen, je mehr sie mit ihrer Sicht und ihren Gefühlen vertraut wird, je weiter sie in genau die Themen eindringt, welche die empfindsamsten Saiten berühren und die aktivsten Quellen des menschlichen Herzens in Wallung versetzen, desto wahrscheinlicher wird es, dass sie die Achtung und die Bindung an die Gemeinschaft vermittelt.« Für Hamilton hing der Erfolg der nationalen Regierung davon ab, wie gut sie die Gewohnheiten der Menschen formen, ihre Empfindungen wecken, ihre Zuneigung gewinnen konnte, »um durch jene Kanäle und Strömungen zu [zirkulieren], in denen die Passionen der Menschheit von Natur aus fließen«.[9]

Obwohl die Verfassungsväter glaubten, der republikanische Staat brauche eine bestimmte Art von Bürger, sahen sie die Verfassung nicht als das entscheidende Werkzeug für moralische oder zivilgesellschaftliche Besserung. Für die formative Dimension des öffentlichen Lebens sahen sie sich anderswo um – bei Bildung, Religion und in einem weiteren Sinn bei den sozialen und ökonomischen Regelungen, die den Charakter der neuen Nation definieren sollten.


Föderalisten gegen Jeffersonianer


Nach der Ratifizierung ging die politische Debatte Amerikas von Verfassungsfragen zu ökonomischen Fragen über. Doch die wirtschaftliche Debatte drehte sich nicht nur um Volksvermögen und Verteilungsgerechtigkeit; sie befasste sich auch mit den zivilgesellschaftlichen Folgen wirtschaftlicher Regelungen – damit, welche Art von Gesellschaft in Amerika entstehen und welche Art von Bürgern sie fördern sollte.[1]

Zwei wichtige Themen zeigen, wie stark zivilgesellschaftliche Erwägungen im politischen Diskurs der frühen Republik vertreten waren. Das erste war die Debatte über Hamiltons Finanzsystem – daraus ging die Spaltung zwischen Föderalisten und Republikanern hervor. Das zweite betraf die Debatte darüber, ob man Fabrikationsstätten im eigenen Land zulassen sollte – eine Debatte, die über Parteigrenzen hinweg verlief.

Hamiltons Finanzsystem


Als erster Finanzminister machte Hamilton dem Kongress Vorschläge zu öffentlichen Schulden, einer Nationalbank, einer Münzanstalt und zur Warenproduktion. Obwohl alle außer dem letzten angenommen wurden, entzündeten die Vorschläge eine Menge Kontroversen; insgesamt führten sie Gegner zu dem Schluss, Hamilton sei bestrebt, den republikanischen Staat zu untergraben. Sein Programm für die Staatsfinanzen erwies sich als besonders umstritten. Es weckte Befürchtungen, dass Hamilton plane, in Amerika eine politische Ökonomie wie in Großbritannien zu schaffen – beruhend auf Patronage, Einflussnahme und Verbindungen. In seinem Report on Public Credit (1790) schlug er vor, die Bundesregierung solle die aus der Revolution stammenden Schulden der Staaten übernehmen und sie mit den vorhandenen Bundesschulden zusammenlegen. Weiter schlug er vor, die konsolidierten Schulden nicht zu tilgen, sondern sie mit dem Verkauf von Wertpapieren an Investoren zu finanzieren. Mit Einkünften aus Zöllen und Verbrauchssteuern sollten dann die laufenden Zinsen beglichen werden.[2]

Um seinen Finanzierungsplan zu untermauern, legte Hamilton vielfältige ökonomische Argumente vor – er würde die Kreditwürdigkeit der Nation herstellen, einen Währungsvorrat schaffen, eine Quelle für Investitionen bieten und so das Fundament für Wohlstand und Reichtum schaffen. Doch über diese ökonomischen Überlegungen hinaus verfolgte Hamilton ein ebenso wichtiges politisches Ziel – er wollte dafür sorgen, dass eine reiche und einflussreiche Klasse von Investoren ein finanzielles Interesse an der neuen nationalen Regierung hatte, um Unterstützung für sie aufzubauen.

Hamilton befürchtete, dass lokale Empfindungen die nationale Autorität schädigen könnten, und zweifelte, ob uneigennützige Tugend Loyalität gegenüber der Nation wecken konnte. Deshalb sah er in einem öffentlichen Finanzwesen ein Werkzeug zum Aufbau der Nation: »Wenn all die Gläubiger der öffentlichen Hand ihre Zinsen aus einer Quelle erhalten, werden sie alle das gleiche Interesse haben. Und da sie das gleiche Interesse haben, werden sie sich zusammentun, um die finanziellen Vereinbarungen des Staates zu unterstützen.« Wenn Schulden der Staaten und des Bundes getrennt finanziert würden, meinte er, »gibt es unterschiedliche Interessen, die unterschiedliche Wege vorzeichnen. Diese Einigkeit und der Einklang der Ansichten unter den Gläubigern … wird wahrscheinlich wechselseitiger Eifersucht und Gegnerschaft weichen.«[3]

Durch regelmäßige Zinszahlungen auf eine nationale Schuld würde die nationale Regierung »sich in die monetären Interessen jedes einzelnen Staates einbringen« und »sich in jeden Industriezweig einschleusen«, womit sie die Unterstützung einer wichtigen Klasse der Gesellschaft gewinne.[4] Eine wohlwollende Zeitung schrieb damals, »eine nationale Schuld bindet viele Bürger an die Regierung, die aufgrund ihrer Zahl, ihres Wohlstands und Einflusses möglicherweise mehr zu ihrer Erhaltung beitragen als eine Truppe von Soldaten«.[5]

Es war der politische Ehrgeiz Hamiltons, der die Kontroverse am stärksten anheizte. Was Hamilton als Aufbau der Nation ansah, hielten andere für eine Art von Bestechung und Korruption. Für eine Generation von Amerikanern, die der ausübenden Gewalt äußerst misstrauisch gegenüberstanden, erschien Hamiltons Finanzierungsplan wie ein Anschlag auf den republikanischen Staat. Er erinnerte an die Praxis des britischen Premierministers Robert Walpole im 18. Jahrhundert, der bezahlte Agenten der Regierung im Parlament unterbrachte, um die Politik der Regierung zu stützen. Die Tatsache, dass Gläubiger der Regierung im Kongress saßen und Hamiltons Finanzprogramm unterstützten – obwohl Hamilton nicht vorschlug, Kongressmitglieder anzuheuern –, kam Gegnern ähnlich korrupt vor. Solche Gläubiger seien keine uneigennützigen Förderer des Gemeinwohls, sondern interessierte Parteigänger der Verwaltung und der Politik, die ihre Investitionen absicherte.[6]

Republikanische Befürchtungen wegen einer Verschwörung der Macht gegen die Freiheit hatten die Revolution angetrieben. Jetzt schien Hamilton in Amerika erneut das englische System der Staatsfinanzierung – das die Republikaner wegen seiner Abhängigkeit von Patronage, Verbindungen und Spekulation verachteten – errichten zu wollen. Hamilton räumte ein, was seine Gegner befürchteten – dass Großbritannien sein Vorbild war. In einem Tischgespräch mit Adams und Jefferson verteidigte er sogar dessen Abhängigkeit von Patronage und Korruption. Adams stellte fest, die britische Verfassung sei, wenn man sie von der Korruption reinige, das Vollkommenste, was sich der menschliche Verstand ausgedacht habe. Hamilton erwiderte, »befreie sie von der Korruption und gib ihr eine gleichberechtigte Vertretung des Volkes, dann würde daraus eine nicht handlungsfähige Regierung. Wie sie gegenwärtig dasteht, mit all ihren vermeintlichen Mängeln, ist sie die vollkommenste Regierung, die es je gab.« Der entsetzte Jefferson kam zu folgendem Schluss: »Hamilton war nicht nur ein Monarchist, sondern für eine auf Korruption gegründete Monarchie.«[7]

Die Gegner des Hamilton’schen Finanzwesens brachten zwei unterschiedliche Argumente dagegen vor. Eines betraf dessen Folgen für die Verteilung, das andere seine zivilgesellschaftlichen Konsequenzen. Das Verteilungsargument wandte sich gegen die Tatsache, dass nach Hamiltons Plan die Reichen auf Kosten der gewöhnlichen Amerikaner gewinnen würden. Spekulanten, die von den ursprünglichen Besitzern Revolutionsanleihen zu einem Bruchteil ihres Wertes gekauft hatten, konnten jetzt riesige Profite einstreichen – mit Zinsen, die mit den von normalen Bürgern getragenen Verbrauchssteuern bezahlt werden sollten.

Gemessen an der Rolle, die sie in den politischen Debatten der 1790er Jahre spielte, war die Besorgnis wegen der Verteilung jedoch zweitrangig im Vergleich zu einem breiteren politischen Einwand. Das Argument, das Jeffersons Republikanische Partei ins Leben rief, lief darauf hinaus, dass Hamiltons politische Ökonomie die Moral der Bürger korrumpieren und die für eine republikanische Regierung entscheidenden sozialen Verhältnisse untergraben würde. Als die Republikaner einwandten, Hamiltons System würde die Ungleichheit in der amerikanischen Gesellschaft vertiefen, ging es ihnen weniger um Verteilungsgerechtigkeit an sich, sondern um die Notwendigkeit, die großen Unterschiede der Vermögen zu vermeiden, die eine republikanische Regierung in Gefahr brachten. Zivilgesellschaftliche Tugend brauchte die Fähigkeit, unabhängige und uneigennützige Entscheidungen zu treffen. Doch Armut zeugte Abhängigkeit, und großer Reichtum zeugte Luxus und Ablenkung von öffentlichen Angelegenheiten.[8]

In einem Brief an Präsident Washington betonte Jefferson 1792 diese moralischen und zivilgesellschaftlichen Überlegungen. Hamiltons Finanzsystem, beklagte er, ermutige Wertpapierspekulation und »nährt in unseren Bürgern Gewohnheiten von Laster und Müßiggang statt von Fleiß und Moral«. Es schaffe eine »korrupte Schwadron« in der Legislative, deren letztes Ziel sei, »den Weg zu einem Wechsel vorzubereiten – von der aktuellen Regierungsform zu einer Monarchie, deren Vorbild die englische Verfassung sein soll«.[9]

Mitte der 1790er Jahre schlossen sich republikanische Autoren der Attacke an. Hamiltons Programm erschaffe eine Geldaristokratie, korrumpiere die Gesetzgebung, und es »fördert eine allgemeine Sittenverderbnis und einen starken Niedergang republikanischer Tugend«.[10] Effektenbesitzer im Kongress, die dem Finanzministerium zu Diensten sind, bildeten »eine große und beachtliche Truppe, vereint in einer engen Phalanx durch das Band wechselseitiger Interessen, die sich vom Interesse der Allgemeinheit unterscheiden«.[11] Der republikanische Publizist John Taylor fasste später die moralische und zivilgesellschaftliche Kritik des Finanzwesens der Föderalisten zusammen: »Die Manieren und Grundsätze werden imitiert und beeinflussen den Nationalcharakter … doch welche zu imitierenden Tugenden treten in der Aristokratie unseres gegenwärtigen Zeitalters auf? Wo Geiz und Ehrgeiz ihre ganze Seele ausmachen – welche private Moral wird so eingefüllt, und welcher Nationalcharakter wird damit erschaffen?«[12]

Republikaner im Kongress waren gegen Hamiltons »Staatskasse« und die damit einhergehende Korruption. Sie legten Maßnahmen vor, mit denen das Finanzministerium aufgeteilt, die Nationalbank abgeschafft, die Verbrauchssteuer zurückgenommen und Inhaber von Schuldtiteln der öffentlichen Hand aus dem Kongress ausgeschlossen werden sollten.[13] Doch sie hatten auch eine eigene, positive Vision. Noch ehe sich die erste Parteispaltung abzeichnete, hatten Jefferson, Madison und andere Republikaner sich darum bemüht, »eine nationale politische Ökonomie auszuarbeiten, die es Amerikanern ermöglichen und sie ermutigen sollte, sich rührig an tugendhaften Beschäftigungen zu beteiligen«.[14] Wenn Freiheit von einer tugendhaften, unabhängigen und besitzenden Bürgerschaft abhing, die ihrerseits auf einer vorwiegend agrarischen Wirtschaft beruhte, dann war die Frage, wie der agrarische Charakter der amerikanischen Gesellschaft zu bewahren war.

Republikanische politische Ökonomie


In den 1780er Jahren waren Madison und andere besorgt, dass der republikanische Charakter der Amerikaner vom Verfall bedroht war. Die agrarische Lebensweise, die sie als unabdingbare Voraussetzung der Tugend ansahen, war bedroht durch Beschränkungen des freien Handels, die das britische Merkantilsystem erzwang, sowie durch das Wachsen einer besitzlosen Klasse in überfüllten städtischen Zentren.

Um die von ihnen befürchtete Korruption bekämpfen zu können, die eine fortgeschrittene Kommerz- und Produktionsgesellschaft begleiten würde, waren zwei Arten von Politik erforderlich: Offene Märkte für amerikanische Agrarüberschüsse in anderen Ländern und eine Ausbreitung nach Westen, um den Zugang zu freiem Land aufrechterhalten zu können.[15]

Die einzelnen Staaten konnten diese Politik jedoch nicht eigenständig umsetzen. Nur eine starke nationale Regierung würde ausreichend Macht besitzen, die Zerschlagung des Merkantilsystems zu erzwingen und sich gegen fremde Mächte wie Spanien zu stellen, die der Ausdehnung nach Westen Hindernisse entgegensetzten. Madison hoffte, die neue Verfassung würde eine nationale Regierung schaffen, die eine Politik durchsetzen konnte, die ihm für die Absicherung einer republikanischen politischen Ökonomie notwendig erschien.

Für Madison versprach die neue Verfassung also mehr als eine prozedurale Reaktion auf das Schwinden des Bürgersinns. Trotz all ihrer Filtermechanismen, Kontrollen und Gegenkontrollen und »zusätzlichen Vorsichtsmaßnahmen« gab sie den Bildungsehrgeiz des republikanischen Staates schließlich nicht auf. Aus Madisons Perspektive würde die Verfassung indirekt zur moralischen und zivilgesellschaftlichen Besserung beitragen: Sie gab der nationalen Regierung die Macht, eine politische Ökonomie zu gestalten, die für republikanische Tugend förderlich war.

Madisons und Hamiltons gegensätzliche Vorstellungen von Bürgersinn erklären, warum sich diese Verbündeten bei der Verteidigung der Verfassung bei der Frage der politischen Ökonomie trennten. Wie bald deutlich wurde, hatten sie hinsichtlich der nationalen Regierung, die sie zu fördern hofften, unterschiedliche Ziele im Sinn. Madison wollte nationale Macht etablieren, um die agrarische Lebensweise zu bewahren, die eine republikanische Regierung seiner Ansicht nach brauchte. Hamilton verwarf das Ideal einer tugendhaften agrarischen Republik. Er wollte nationale Macht, um die Voraussetzungen für die fortschrittliche Kommerz- und Produktionsgesellschaft zu schaffen, die Jefferson und Madison als abträglich für den republikanischen Staat ansahen. Hamilton verzagte nicht bei der Aussicht auf eine moderne kommerzialisierte Gesellschaft mit ihren sozialen Ungleichheiten und der sich ausbreitenden Verfolgung von Eigeninteresse. Im Gegenteil – er sah diese Entwicklungen als unvermeidliche Voraussetzungen für die mächtige und wohlhabende Nation an, die er zu errichten hoffte.[16]

Aus Sicht der heutigen Politik könnte das Problem zwischen Hamilton und seinen republikanischen Gegnern so aussehen wie der bekannte Wettstreit zwischen Wirtschaftswachstum einerseits und Fairness andererseits. Doch das waren nicht die vorrangigen Begriffe der Debatte. Die Argumente für und gegen das Hamilton’sche Finanzwesen hatten weniger mit Wohlstand und Fairness zu tun als mit der Bedeutung republikanischer Regierung und der Art von Bürgern, die sie brauchte.

Hamilton glaubte, sein Plan werde das Fundament für Wirtschaftswachstum legen, doch es war nicht sein Hauptziel, das Bruttosozialprodukt zu maximieren. Für Hamilton wie für Jefferson und Madison war die Wirtschaft die Dienerin der Politik und nicht umgekehrt. Die politische Vision, die Hamiltons Ökonomie beseelte, war die Vision republikanischer Glorie und Größe. Er glaubte, in der modernen Welt sei eine solche Größe von einer fortschrittlichen Ökonomie abhängig, die Handel, Produktion, eine gesunde Währung und ein öffentliches Finanzwesen umfasste.

Den Ansatz, in der Bevölkerung uneigennützigen Patriotismus oder Tugend zu wecken, sah Hamilton mit Skepsis – er wollte Eigeninteresse in ein Gemeinwohl jenseits purer Interessen verwandeln und das errichten, was er als »die künftige Größe und Herrlichkeit Amerikas« bezeichnete.[17] Aus Hamiltons Sicht konnte das klassische Ideal der republikanischen Herrlichkeit inzwischen nur durch moderne Mittel erreicht werden: »Unsere vorherrschenden Passionen sind Ehrgeiz und Interesse, und es wird immer die Pflicht einer weisen Regierung sein, von diesen Passionen Gebrauch zu machen, um sie dem Gemeinwohl dienstbar zu machen.«[18] Angesichts der weiten Verbreitung von Geiz und Interesse bestehe die Herausforderung für den Gründer einer großen Republik darin, diese Leidenschaften für größere Dinge einzusetzen. Nicht Eigeninteresse oder sogar das Streben nach Macht, sondern »die Liebe zum Ruhm« sei »die herrschende Leidenschaft der edelsten Geister«.[19]

Hamiltons Gegner wiederum klagten, seine Politik begünstige die Reichen. Doch diese Bedenken wegen der Verteilung waren zweitrangig im Vergleich zu dem tiefer reichenden Einwand, dass Hamiltons »Vision einer großen Republik – einem kommerziell ausgerichteten, produzierenden Land, das abhängt von Staatsschulden, britischen Investitionen und einem gesunden öffentlichen Finanzwesen – zwangsläufig ihr entgegengesetztes Ideal eines tugendhaften amerikanischen Staates bedrohte«.[20]

Diese rivalisierenden politischen Ökonomien drückten sich in den frühen Debatten zwischen Föderalisten und Republikanern aus. Um freien Handel für Amerikas Landwirtschaft zu erreichen, plädierte Madison für »Handelsdiskriminierung«, eine Politik von Strafzöllen, die Großbritannien zwingen sollte, Beschränkungen für den amerikanischen Handel aufzuheben. Hamilton sprach sich dagegen aus, weil er meinte, Zwang würde nicht funktionieren, und weil Amerika britischen Handel, Kredite und Kapital brauche, um die Staatsschuld zu finanzieren und die wirtschaftliche Entwicklung voranzutreiben – sogar um den Preis, sich britischer Vorherrschaft unterwerfen zu müssen.[21] Die Föderalisten bevorzugten ein nationales Insolvenzrecht, um eine fortschrittliche Handelswirtschaft zu fördern; die Jeffersonianer waren dagegen, weil es eine Mentalität rücksichtsloser Spekulation fördere und den moralischen Charakter der Menschen schwäche.[22]

Als Jefferson 1800 zum Präsidenten gewählt wurde, plante er, die »Anglisierung« der amerikanischen Regierung und der Gesellschaft rückgängig zu machen. Um die nationale Regierung von der Korruption des Hamilton’schen Systems zu säubern, strebte er an, die Staatsschuld zu tilgen, die Staatsausgaben zu reduzieren und Inlandssteuern abzuschaffen. Über die Erneuerung republikanischer Einfachheit und Tugend hinaus wollten Jefferson und Madison in den sechzehn Jahren ihrer Präsidentschaften zwei Voraussetzungen für eine republikanische politische Ökonomie sichern – die Erweiterung nach Westen und den Freihandel. Mit dem Kauf Louisianas von 1803 wurde das erste Ziel erreicht; mit dem Embargo von 1807 bis 1809 wurde erfolglos versucht, das zweite zu erreichen. Beide Maßnahmen weckten Debatten, die den zivilgesellschaftlichen Strang der ökonomischen Auseinandersetzung in der frühen Republik illustrierten.[23]

Der Erwerb Louisianas diente gewissen wirtschaftlichen Zielen, auf die Republikaner und Föderalisten sich einigen konnten – Zugang zum Mississippi River und Kontrolle von New Orleans. Der Streit zwischen Republikanern und Föderalisten betraf den weitläufigen Landstrich westlich des Mississippi und die zivilgesellschaftlichen Folgen seiner Besiedelung.[24]

Für die Republikaner versprach die Ausdehnung nach Westen, dass die agrarische Lebensweise bewahrt wurde, die tugendhafte Bürger heranzog und den Tag hinausschob, an dem Amerika eine überfüllte, abhängige und ungleiche Gesellschaft werden würde, die mit dem republikanischen Staat unvereinbar war. »Indem wir das Reich der Freiheit erweitern«, meinte Jefferson, »vermehren wir seine Hilfsmittel und stellen frische Quellen der Erneuerung bereit, falls seine Grundsätze in den Teilen unseres Landes, in denen sie das Licht der Welt erblickt haben, verfallen sollten.«[25] John Taylor pries den Erwerb Louisianas wegen seiner moralischen und zivilgesellschaftlichen Konsequenzen. Das neue Territorium, schrieb er, werde »einfache und geregelte Umgangsformen« sowie die »Liebe zu Tugend und Unabhängigkeit« fördern und die »Gleichheit des Besitzes« bewahren, die der Republikanismus brauche.[26] Für Republikaner, die die Tendenz zur Zentralisierung militärischer Einrichtungen fürchteten, hatte die Entfernung der Franzosen aus Louisiana zudem den Vorteil, dass Amerika von den Kriegen und Intrigen in Europa ferngehalten wurde. Damit wurde die Notwendigkeit von Armeen, Kriegsflotten, Steuern und Schulden vermieden, durch welche die Macht konzentriert und die republikanische Freiheit gefährdet wird.[27]

Für Föderalisten dagegen würde sich die weitläufige Wildnis als »schlimmer als nutzlos« erweisen.[28] Die Besiedelung der neuen Territorien würde die Bevölkerung weit verstreuen, die Plage des Provinzialismus verbreiten und den föderalistischen Versuch untergraben, die nationale Macht zu konsolidieren und ihren Einfluss und ihre Kontrolle zu sichern. Eine rasche Auswanderung nach Westen, fürchtete Hamilton, »wird zwangsläufig die Abtrennung eines großen Teils unseres Landes oder eine Auflösung des Staates beschleunigen.«[29]

Weniger erfolgreich waren die Republikaner mit ihrem Versuch, die zweite Voraussetzung einer republikanischen politischen Ökonomie zu sichern – die Einschränkungen des Außenhandels abzuschaffen. Als Großbritannien 1807 den ganzen amerikanischen Handel mit Europa verbot, der nicht zuerst England passiert hatte, setzte Jefferson ein Embargo des Außenhandels durch, das vierzehn Monate dauerte. Er hoffte, die europäischen Mächte durch »friedlichen Zwang« dazu zwingen zu können, dem amerikanischen Warenverkehr freien Handel zu erlauben. Mit dem Embargo sollte nicht nur Unabhängigkeit für den amerikanischen Handel erreicht werden – es sollte auch die überlegene Tugend des republikanischen Lebens in Amerika gewährleisten und ermutigen. Die korrupten Gesellschaften Europas würden ohne amerikanische Produkte nicht überleben, während die Amerikaner ohne die Luxuswaren und den Putz der dekadenten Alten Welt zurechtkommen könnten. Föderalistische Kritiker, deren Wirtschaftsmärkte in New England am meisten unter dem Embargo litten, beklagten sich, dass Jefferson eigentlich das Ziel verfolge, den Handel Amerikas zu zerstören, und eine primitive Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung durchsetzen wolle. Einige fügten eigens hinzu, dass die antike Republik Sparta, Jeffersons angebliches Ideal, von Sklaven abhing.[30] Am Ende scheiterte das Embargo – es konnte Amerikas Handel nicht befreien, und »die Jeffersonianer mussten den Krieg als gefährliches, aber notwendiges Mittel akzeptieren, um die revolutionäre Vision des Freihandels voranzutreiben«.[31]

Mit dem Krieg von 1812 überwanden die Republikaner ihre Abneigung gegen den Krieg, um Amerikas wirtschaftliche Unabhängigkeit von Europa zu verteidigen. Um diesen Krieg zu unterstützen, brachten einige Republikaner eine weitere zivilgesellschaftliche Erwägung vor: Anstatt die republikanische Freiheit zu untergraben, könnten die Härten des Krieges vielleicht den schwindenden Bürgersinn der Amerikaner wiederbeleben und sie zu einem Gemeinwohl zurückrufen, das eine rasch vorankommende Wirtschaftsgesellschaft zu verdunkeln drohte.[32]

Die inzwischen in die Opposition gedrängten Föderalisten brachten ihre eigenen Ängste um den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter des Volkes zum Ausdruck. Die von ihnen gepriesenen Tugenden waren die konservativen Tugenden wie Ordnung, Ehrerbietung und Zurückhaltung. In Jeffersons Amerika sahen sie diese Tugenden davongleiten.[33]


Die Debatte über Manufakturen im Inland


Manchmal löst die Geschichte eine Frage so vollständig, dass nur schwer in Erinnerung zu rufen ist, wer wofür Partei ergriffen hatte. Das sehen wir auch bei der Frage, ob Amerika eine produzierende Nation sein sollte. In den ersten Jahrzehnten der Republik dachten viele Amerikaner, sie sollte es nicht sein. Die Argumente, die sie dafür vorbrachten, ein Agrarland zu bleiben, ergeben innerhalb der inzwischen bekannten Begriffe von Wohlstand und Verteilungsgerechtigkeit wenig Sinn. Jefferson und seine Anhänger wandten sich vor allem aus moralischen und zivilgesellschaftlichen Gründen gegen Fabrikationsstätten im großen Maßstab; die agrarische Lebensweise brachte mit höherer Wahrscheinlichkeit die Art von Bürgern hervor, die eine Selbstverwaltung braucht. Die Debatte darüber, ob man heimische Manufakturen fördern sollte, illustriert wie die Debatte über Hamiltons Finanzsystem die Bedeutung zivilgesellschaftlicher Erwägungen im politischen Diskurs der frühen Republik.

Die ersten Befürworter amerikanischer Fabriken plädierten wie deren erste Gegner nicht im Namen des Wirtschaftswachstums, sondern im Namen von Freiheit und Tugend. Als Großbritannien während der 1760er und 1770er Jahre versuchte, die Kolonien zu besteuern, reagierten die Siedler mit der Weigerung, britische Waren einzuführen oder zu konsumieren. Die Siedler hofften, sich durch diese Boykotte nicht nur gegen Großbritannien zu wehren – sie wollten auch republikanische Tugenden bekräftigen, wirtschaftliche Unabhängigkeit durchsetzen und sich vor der Verfälschung durch importierte Luxusgüter schützen. Die Bewegungen für Import- und Konsumverweigerung mit ihrem Appell an republikanische Einfachheit und Genügsamkeit lieferten den ersten Anreiz für heimische Manufakturen. »Wenn wir noch frei sein wollen«, forderte eine Zeitung 1767, »sollten wir ausländischen Überfluss einhellig beiseitelegen und unsere eigene Herstellung fördern.«[1]

Die von der Bewegung für Importverweigerung ins Spiel gebrachten Erzeugnisse waren zumeist grobe Haushaltsgüter wie Strickwaren, die zur Deckung von Grundbedürfnissen hergestellt wurden. Die Produktion einfachen Haushaltsbedarfs stellte keine Gefahr für die republikanische Bürgerschaft dar, und nur wenige Amerikaner stellten sie in Frage. Diese Herstellung im kleinen Maßstab fand meist in der Wohnung oder in den Werkstätten von Handwerkern und Facharbeitern statt. Anders als europäische Fabrikarbeiter regelten diese Handwerker ihre Qualifikation, Arbeit und Werkzeuge selbst. »Wie die freien Bauern auf dem Land hatten sie direkten Zugriff auf die Produktionsmittel. Das gab ihnen die Unabhängigkeit, die republikanische Tugenden stützte.« Außerdem waren diejenigen, die Waren für den Grundbedarf herstellten, für diese Beschäftigung nicht von den Launen der Mode abhängig, wie das bei den europäischen Arbeitern im Luxusgütergewerbe der Fall war.[2]

Selbst diejenigen, die für Produktion in größerem Maßstab eintraten, formulierten ihre Argumente in republikanischen Begriffen. Benjamin Rush war Präsident der kurzlebigen United Company of Philadelphia for Promoting American Manufactures, dem ersten Versuch, in den Kolonien Textilherstellung in großem Maßstab zu betreiben. Bei der Gründung 1775 sagte Rush, heimische Manufakturen würden den Wohlstand fördern, den Armen Arbeit bringen und auch »eine zusätzliche Barriere gegen tyrannische Übergriffe errichten«, weil sie Amerikas Abhängigkeit von Fremden für Notwendiges wie Nahrung und Kleidung verringerten. Wenn man sich weiterhin auf Waren aus britischer Produktion verließe, würde das Luxus und Laster begünstigen und eine wirtschaftliche Abhängigkeit einführen, die gleichbedeutend mit Sklaverei sei. »Wenn wir zu Sklaven werden, verlieren wir jeglichen Grundsatz der Tugendhaftigkeit. Wir werden uneingeschränkten Gehorsam von unserem Herrn auf eine korrupte Mehrheit im britischen House of Commons übertragen, und wir werden dessen Verbrechen als Bescheinigung ihres göttlichen Auftrags schätzen, uns zu regieren.«[3]

Die 1780er Jahre brachten die erste substanzielle Debatte über heimische Manufakturen. Nach der Revolution stellten die Amerikaner zu ihrem Leidwesen fest, dass politische Unabhängigkeit nicht zwangsläufig die wirtschaftliche Unabhängigkeit mit sich brachte. Großbritannien erlangte seine Vorherrschaft im amerikanischen Handel wieder, und ausländische Märkte für Amerikas Agrarüberschüsse blieben eingeschränkt. Mit der Handelskrise kam eine Wirtschaftsdepression, und es wurden neue Rufe nach heimischer Produktion laut.[4]

Viele Amerikaner wandten ein, dass die Förderung von Manufakturen im großen Maßstab eine politische Ökonomie begünstige, die der republikanischen Bürgerschaft abträglich sei. Sie befürchteten, Manufakturen einer Größenordnung jenseits von Haushalten oder kleinen Werkstätten würden eine besitzlose Klasse verarmter Arbeiter hervorbringen, die – in Städten zusammengepfercht – nicht zu den unabhängigen Urteilen fähig seien, die für die Bürgerschaft erforderlich waren. Jefferson drückte es in seinen Betrachtungen über den Staat Virginia so aus: »Abhängigkeit führt zu Willfährigkeit und Käuflichkeit, schnürt dem Keim der Tugend die Luft ab und schafft geeignete Werkzeuge für die Ränke des Ehrgeizes.« Fabrikleben bringe einen »Zerfall der Moral« mit sich, die man bei Farmern nicht finde. »Solange wir also Land zur Bearbeitung haben, wollen wir niemals wünschen, dass unsere Bürger an einer Werkbank beschäftigt sind oder einen Spinnrocken drehen«.[5]

In einem Brief an John Nay kam Jeffersons zivilgesellschaftliches Argument sogar noch deutlicher zum Ausdruck. »Diejenigen, die die Erde bestellen, sind die wertvollsten Bürger. Sie sind die energischsten, unabhängigsten, tugendhaftesten, und sie sind mit ihrem Land verbunden und mit dessen Freiheit und Interessen durch die dauerhaftesten Bande vermählt.« Falls je der Tag käme, an dem es zu viele Bauern gäbe, würde Jefferson es vorziehen, dass Amerikaner Seeleute würden und nicht Fabrikarbeiter. »Ich sehe die Klasse der schlauen Werksleute als die Zuhälter des Lasters und als Werkzeuge, mit denen die Freiheiten eines Landes in der Regel umgestürzt werden.«[6]

Jeffersons Einwand galt nicht der Fabrikproduktion an sich, sondern Unternehmen, die Menschen und Maschinen in Städten zusammenziehen und die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft abbauen. Er zog eine scharfe Trennlinie zwischen inländischen Manufakturen, die er bevorzugte, und extensiven Fabrikationsstätten, die er ablehnte. Die Heim-Manufakturen stellten für die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft aus zwei Gründen keine Gefahr dar. Da sie erstens im Land verstreut waren, brachten sie nicht den konzentrierten Reichtum und die Macht hoch kapitalisierter Fabrikproduktion in großen, kommerziell orientierten Städten hervor. Zweitens stützten sich Heim-Manufakturen meist nicht auf die Arbeitskraft von Bürgern, sondern auf die Arbeitskraft von Frauen und Kindern. Sie ließen wehrfähigen Freibauern die Möglichkeit, das Land zu bestellen, wodurch ihre Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wurde. Jeffersons eigene Heim-Manufaktur in Monticello spiegelte diese scharfe Unterscheidung zwischen Bürgern und denen wider, denen ein abhängiger Status zugewiesen war. Seine Nagelfabrikation wurde von Sklavenjungen betrieben, seine Textilfabrik von Frauen und Mädchen.[7]

Für die Gegner inländischer Manufakturen lag die Bedeutung des agrarischen Lebens für den republikanischen Staat nicht in der verneinenden Tugend, welche die schlechten Bedingungen überfüllter Städte einfach mied. Vielmehr hatte das Landleben die positive Wirkung, dass es, wie Noah Webster anmerkte, entscheidende zivilgesellschaftliche Fähigkeiten förderte: »Wo Menschen – wie in Amerika – im Wesentlichen von der Landwirtschaft leben, ist jeder Mann in gewissem Maß ein Handwerker; er stellt eine Vielfalt von Werkzeugen her, die in der Tat grob sind, aber ihren Zweck erfüllen. Im Sommer ist er Landmann und Mechaniker im Winter, er reist im Land umher, er steht in Kontakt mit einer Vielfalt von Berufen; er liest Zeitungen, hat Zugang zu einer Pfarrbücherei und lernt so Geschichte und Politik kennen … allein schon die Situation in Amerika sorgt dafür, dass Wissen verbreitet und Schöpfergeist geweckt wird.«[8]

Nicht alle Amerikaner der 1780er Jahre teilten Jeffersons Abneigung gegen heimische Manufakturen. Die republikanischen Prämissen waren jedoch so wichtig, dass selbst die Befürworter von Manufakturen innerhalb ihrer Begriffe argumentierten. Wer sich für Zölle und andere Maßnahmen aussprach, mit denen extensivere Inlandsproduktion ermutigt werden sollte, plädierte nicht nur mit wirtschaftlichen Gründen, sondern auch mit zivilgesellschaftlichen Argumenten. Sie meinten, eine ausgewogene Ökonomie mit Landwirtschaft und Fabriken würde tugendhafte, unabhängige Bürger besser fördern als eine Agrarwirtschaft, die auf Auslandshandel angewiesen war.

Die Befürworter inländischer Manufakturen waren wie die Agrar-Republikaner besorgt wegen der Konsequenzen von Luxus und Abhängigkeit für die Selbstverwaltung. Sie glaubten aber, nicht inländische Manufakturen, sondern der Auslandshandel sei hier die größte Gefahrenquelle. Wenn Amerika für alle Fabrikprodukte vom Auslandshandel abhängig sei, würde das, wie sie meinten, die republikanische Tugend in zweierlei Hinsicht aushöhlen. Erstens würde eine solche Abhängigkeit Amerikas Unabhängigkeit mindern – das Land würde seine Wirtschaft ausländischen Mächten als Geisel ausliefern. Zweitens würde die Flut von britischem Glanz und Luxus den moralischen Charakter der Amerikaner schädigen – den Geist von Fleiß, Kargheit und Selbstverleugnung, der die Siedler in ihrem Kampf für Unabhängigkeit getragen hatte. Wie ein Festredner zum 4. Juli 1787 verkündete, sei Amerikas Außenhandel »seiner Natur nach schädlich für den Geist reiner Freiheit und Unabhängigkeit, weil er diese Einfachheit der Umgangsformen, die angeborene Seelenstärke und Gleichheit des Standes zerstört, die Ursprung und besondere Exzellenz eines freien Staates ausmachen«.[9]

Tench Coxe, ein junger Geschäftsmann aus Philadelphia und führender Befürworter inländischer Manufakturen, hielt im gleichen Jahr die Eröffnungsrede der Pennsylvania’s Society for the Encouragement of Manufactures and the Useful Arts. Einer der von ihm genannten Gründe zugunsten heimischer Fabrikationsstätten war ökonomischer Natur – sie sollten »privaten Wohlstand und nationalen Reichtum fördern«. Ein anderer Grund war zivilgesellschaftlicher Art – sie sollten die Untätigen in Arbeit bringen und den Amerikanern ihre schädliche Abhängigkeit von europäischem Luxus abgewöhnen, um so die republikanische Regierung zu sichern. Armut machte Coxe weniger wegen ihrer Ungerechtigkeit Sorgen, sondern wegen ihrer Tendenz, den Bürgersinn zu untergraben: »Extreme Armut und Untätigkeit bei den Bürgern eines freien Staates werden immer lasterhafte Gewohnheiten und Ungehorsam gegenüber den Gesetzen hervorbringen; sie machen die Menschen dafür bereit, als Werkzeuge für die gefährlichen Ziele ehrgeiziger Männer zu dienen. Es ist deshalb äußerst wichtig, unsere Armen, die keine anderen ehrlichen Mittel für ihren Lebensunterhalt finden, in Manufakturen zu beschäftigen.«[10]

Coxe behauptete, heimische Manufakturen würden den Armen nicht nur Gehorsam und Fleiß beibringen, sondern hätten auch den heilsamen Effekt, den übermäßigen Konsum ausländischer Waren durch die Amerikaner zu reduzieren: »Es obliegt uns, unsere unzeitgemäße Leidenschaft für europäische Luxusgüter als bösartiges und alarmierendes Symptom zu betrachten, das die politische Körperschaft mit Krämpfen und Auflösung bedroht.« Heimische Produktion von Kleidung, Möbeln und dergleichen würde amerikanische Lebensgewohnheiten einfacher machen und den schädlichen Einfluss ausländischer Mode und Luxusgüter verringern. Heimische Manufakturen, schloss Coxe, hätten letztlich nicht nur ökonomische, sondern auch politische Vorteile. Sie würden »Kargheit und Fleiß, diese starken Gegengifte gegen die Laster der Menschheit, wiedererstehen lassen und uns erneut auf die Pfade der Tugend leiten und uns wahre Unabhängigkeit geben, weil sie uns vor der Tyrannei ausländischer Moden und der zerstörerischen Sturzflut des Luxus beschützen.«[11]

Hamiltons 1791 dem Kongress übergebener Report on Manufactures schenkte republikanischen Empfindlichkeiten weniger Aufmerksamkeit. Gleich zu Anfang räumte er ein, dass »die Bearbeitung der Erde« einen »Staat [hervorbringt], der Freiheit und Unabhängigkeit des menschlichen Geistes am meisten begünstigt«. Damit habe diese Arbeit den Anspruch, wichtiger genommen zu werden als andere Industriezweige.[12] Doch dann schlug er im Namen von Wohlstand und Unabhängigkeit ein ehrgeiziges Programm für die Entwicklung der amerikanischen Industrie vor. Anders als die republikanischen Verfechter von Manufakturen wollte Hamilton, dass nicht Heim-Manufakturen, sondern öffentliche Produktionsstätten durch staatliche Prämien oder Subventionen gefördert werden sollten. Da Hamilton eine Produktion für den Export wie für inländische Verwendung anstrebte, bezog sein Programm statt der von den Republikanern bevorzugten rohen, einfachen Bedürfnisse die Produktion fortschrittlicher Luxusgüter ein.

Zusammen mit seinen Vorschlägen für das öffentliche Finanzwesen kam Hamiltons Report on Manufactures seinen Gegnern wie ein weiterer Anschlag auf die für eine republikanische Regierung erforderlichen gesellschaftlichen Bedingungen vor. Die Vorstellung, der Industrie Subventionen zu geben, ließ das Gespenst von Privilegien, Verbindungen und Korruption auferstehen, auf das die Amerikaner verzichtet hatten, als sie sich von Großbritannien lösten.

In einem auf Hamiltons Report folgenden Zeitungsartikel formulierte Madison das zivilgesellschaftliche Argument gegen Manufakturen im großen Maßstab: »Die Klasse der Bürger, die sich selbst mit Nahrung und Kleidung versorgen, könnte man als wahrhaft unabhängig und glücklich ansehen. Doch sie sind mehr als das; sie sind die beste Grundlage für allgemeine Freiheit und das stärkste Bollwerk öffentlicher Sicherheit. Je größer also der Anteil dieser Klasse an der Gesamtgesellschaft ist, desto freier, unabhängiger und glücklicher muss die Gesellschaft selbst sein.«[13]

Hamiltons Report on Manufactures wurde nie übernommen – teilweise wegen gestiegener europäischer Nachfrage nach amerikanischen Produkten in den 1790er Jahren. Als der Handel Amerikas blühte, wurde die Debatte über Manufakturen aufgeschoben, während der Präsidentschaften von Jefferson und Madison aber erneut geführt.

In den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts ließen viele Jeffersonianer ihre Ablehnung inländischer Manufakturen fallen. Doch auch als sie ihre Wirtschaftspolitik revidierten, hielten sie am formativen Ehrgeiz der republikanischen Tradition fest und argumentierten weiterhin innerhalb dieses Begriffsrahmens. Die wachsende Sympathie der Jeffersonianer für Manufakturen zum Beginn des 19. Jahrhunderts kam auf, weil sie wegen ausländischer Hindernisse für den amerikanischen Handel frustriert waren und sich wegen der Mentalität von Geiz und Spekulation sorgten, die sie mit der Händlerklasse im Nordosten assoziierten. Diese Tendenzen drohten die Voraussetzungen zu untergraben, die amerikanische Bürger zur Selbstverwaltung befähigten, und brachten viele Republikaner zu dem Schluss, dass heimische Manufakturen und Binnenmärkte der politischen Ökonomie der Bürgerschaft besser dienen würden.

George Logan, ein Freund und Verbündeter Jeffersons, drängte auf die Förderung amerikanischer Manufakturen, weil er hoffte, die Einfuhr ausländischer Luxusgüter zu verringern und den Charakter der Bürger zu bessern. Im Gegensatz zu ausländischen Luxusgütern würden einfache heimische Produkte »jene schlichten und einfachen Umgangsformen und diese karge Lebensweise [fördern], die am besten zu unserer republikanischen Regierungsform passen«.[14]

Jefferson selbst relativierte 1805 sein zwei Jahrzehnte zuvor verfasstes Plädoyer gegen Manufakturen. Seine Ablehnung habe sich angesichts der großen Industriestädte in Europa gebildet, weil er die durch sie geförderte »Sittenverderbnis, [die] Abhängigkeit und Korruption« gefürchtet habe. Diesen erniedrigten Zustand hätten die amerikanischen Produktionsstätten zum Glück noch nicht erreicht. »Bislang fühlen sich unsere Fabrikanten ebenso wohl und sind so unabhängig und moralisch wie unsere bäuerlichen Einwohner, und das werden sie bleiben, solange es freies Land gibt, auf das sie zugreifen können.« Der Überfluss an Ländereien habe die Unabhängigkeit der Arbeiter bewahrt, weil er ihnen die Option gab, die Fabrik zu verlassen und die Erde zu bearbeiten.[15]

1810 legte Henry Clay, damals ein junger Senator aus Kentucky, eine Verteidigung der heimischen Manufakturen vor, die typisch war für die sich abzeichnende republikanische Ansicht. Ein Fertigungssystem, das darauf beschränkt war, nur inländische Bedürfnisse abzudecken, würde nicht die Übel von Manchester und Birmingham mit sich bringen, hätte aber positive Auswirkungen auf den moralischen Charakter der Amerikaner. Das System würde diejenigen in Arbeit bringen, die sonst »entweder unproduktiv oder dem Müßiggang oder der Unmoral ausgesetzt wären«. Es würde die Amerikaner vor dem schädlichen Einfluss ausländischer Luxusgüter bewahren. »Die Dame Handel«, erklärte Clay, sei »eine flirtende, frivole, lautstarke Mähre, und wenn wir uns von ihren Phantasien lenken lassen, werden wir die indischen Musselinstoffe und die Tuche Europas nie loswerden«. Und am Ende würde das System wirtschaftliche Unabhängigkeit und nationalen Stolz mit sich bringen. »Die Nation, die Kleidung aus dem Ausland einführt, ist kaum weniger abhängig, als wenn sie ihr Brot einführen würde.« Heimische Produktion, sofern sie durch Prämien und Schutzzölle unterstützt werde, könnte jedes notwendige Kleidungsstück liefern und Amerika von der Abhängigkeit von fremden Ländern erlösen.[16]

Spät im Leben, nachdem er durch das gescheiterte Embargo und den Krieg von 1812 die Überzeugung gewonnen hatte, dass es schwierig war, Freihandel zu erreichen, räumte Jefferson ein, dass Produktion für die nationale Unabhängigkeit notwendig geworden war. »Wir müssen den Fabrikanten jetzt an die Seite des Ackerbauern stellen«, folgerte er 1816. Angesichts der andauernden Restriktionen für den amerikanischen Handel müssten diejenigen, die gegen heimische Manufakturen sind, »dafür sein, uns entweder in die Abhängigkeit von diesem fremden Land zurückzubegeben, oder sich in Felle zu kleiden und wie die wilden Tiere in Höhlen zu hausen. Ich gehöre nicht zu diesen Leuten; die Erfahrung hat mich gelehrt, dass Produktionsstätten für unsere Unabhängigkeit inzwischen ebenso notwendig sind wie für unsere Bequemlichkeit.«[17]

Damit führten die frühen 1800er Jahre also zu einer Änderung in Jeffersons politischer Ökonomie – fort von einer mit ausländischem Handel verknüpften Agrarwirtschaft und hin zur Entwicklung heimischer Produktionsstätten und Binnenmärkte. Dieser Wandel verdankte sich zum Teil der Frustration wegen ständiger Hindernisse für den Außenhandel, und zum Teil der Furcht, dass massive Importe die republikanischen Tugenden schädigten, weil sie die Amerikaner von ausländischen Luxusgütern und Moden abhängig machten. Diese Verschiebung der wirtschaftlichen Perspektiven wurde von einer jüngeren, eher unternehmerisch gesinnten Generation von Republikanern äußerst erfreut übernommen.

Doch selbst als die republikanische politische Ökonomie ihre Opposition gegen heimische Manufakturen lockerte und dann aufgab, hielt sie ihre zivilgesellschaftlichen Bedenken aufrecht. Die Diskussion über heimische Produktionsstätten im frühen 19. Jahrhundert befasste sich nicht nur mit Wohlstand, sondern auch mit der Frage, welche wirtschaftlichen Regelungen am besten für die Selbstverwaltung geeignet waren. Die republikanischen Verfechter von Manufakturen zu Beginn der 1800er Jahre sagten sich nicht von der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft los, die Jeffersons agrarische Vision bestimmt hatte; sie meinten vielmehr, die republikanische Bürgergesellschaft würde nun am besten durch eine politische Ökonomie vorangebracht, in der heimische Manufakturen die Nation von einer übertriebenen Abhängigkeit von ausländischen Luxusgütern befreien und Fleiß, Kargheit sowie die für die Selbstverwaltung notwendige Unabhängigkeit fördern sollten.

Genau die Ereignisse, mit denen die wachsende republikanische Unterstützung für heimische Manufakturen in die Wege geleitet wurde – insbesondere das Embargo von 1807 bis 1809 und der Krieg von 1812 –, ließen einige Föderalisten befürchten, der amerikanische Handel könne zerstört werden. Das veranlasste sie, die Perspektive auf Warenproduktion in großem Maßstab anzuprangern. Auch sie bedienten sich der Sprache der zivilgesellschaftlichen Tugenden. Einige warfen Jefferson paradoxerweise vor, eine fortschrittliche Produktionsgesellschaft zu fördern, der die Republikaner sich lange widersetzt hatten. Ein Föderalist aus Connecticut beklagte sich, dass Jeffersons Politik eine einfache Agrar- und Handelsgesellschaft eintauschen würde »für die zügellosen und verweiblichten Umgangsformen und Gewohnheiten, die eine erweiterte Errichtung von Manufakturen unvermeidlich mit sich bringen«.[18] Ein Autor des Boston Review fragte: »Wäre die Existenz unserer aktuellen Regierungsform mit einem Pöbel vereinbar, wie es ihn in Lyon, Manchester oder Birmingham gibt?«[19] Der Föderalist Philip Barton Key aus Maryland pries den überlegenen Bürgersinn, der durch agrarisches Leben begünstigt werde: »Bei Männern und Jungen in Werkstätten würde man nie nach dieser Tugend und dem kämpferischen Geist suchen, den man vom Freibauern auf dem Land zu Recht erwarten würde.«[20]

Daniel Webster, ein Kongressabgeordneter aus New Hampshire, der später nach Boston umziehen und zu einem führenden Verfechter heimischer Produktion werden sollte, wandte sich 1814 in moralischer und zivilgesellschaftlicher Terminologie gegen Zölle, die zu erweiterten Produktionsstätten ermutigten: »Die für gute Moral und freie Staaten günstigen Gewohnheiten werden gewöhnlich nicht in dicht bevölkerten Industriestädten am erfolgreichsten gefördert.« Die von großen Fabriken durchgesetzte extensive Arbeitsteilung »macht den Arbeiter vollständig von seinem Arbeitgeber abhängig«. In einer glühenden Hymne auf das ländliche Leben warnte der junge Webster vor dem Tag, an dem die meisten Amerikaner »in enge und ungesunde Werkstätten eintauchen werden, an dem sie gezwungen sein werden, ihre Ohren zu verschließen vor dem Blöken ihrer eigenen Herden, auf ihren eigenen Hügeln, und vor der Stimme der Lerche, die ihnen zujubelt, wenn sie am Pflug arbeiten, und dass sie sie vielleicht in Staub und Qualm und Dampf öffnen werden für das ständige Wirbeln von Spulen und Spindeln und dem Kratzen von Feilen und Sägen.«[21]


Ökonomische Auseinandersetzungen in der Jackson-Ära


Aus Sicht heutiger politischer Auseinandersetzungen scheinen die Sorgen, die der Politik der Jackson-Ära zugrunde liegen, den unseren zu ähneln. In ihren erbitterten Debatten über Bankwesen, Zölle und Wirtschaftsentwicklung beriefen sich Demokraten und Whigs in den 1830er und 1840er Jahren häufig auf Argumente, die mit wirtschaftlichem Wachstum und Verteilungsgerechtigkeit zu tun hatten. Whigs wie Henry Clay und Daniel Webster meinten, ihr Programm einer Nationalbank, mit Schutzzöllen und von der Regierung geförderten inneren Verbesserungen würde das Nationalvermögen steigern. Von Jackson angeführte Demokraten wandten ein, eine solche Politik würde die Mächtigen auf Kosten der normalen Menschen reicher machen und zu ungerechter Verteilung führen. In einem Argumentationsmuster, das uns auch heute vertraut ist, entgegneten die Whigs, Wirtschaftswachstum würde Farmern und Arbeitern ebenso zugutekommen wie Geschäftsleuten und Bankiers – die steigende Flut würde alle Boote anheben.[1]

Jacksonianer störten sich vor allem an der ungleichen Verteilung des Wohlstands zwischen Produzenten und denen, die sie als Nichtproduzenten sahen – Händler, Kapitalisten und Bankiers. Sie beklagten, dass die in ihrer Umgebung entstehende Marktgesellschaft diejenigen am meisten belohnte, die am wenigsten beitrugen. »Der Arbeiter ist arm und niedergedrückt«, schrieb der radikale Demokrat Orestes Brownson, »während von den nicht Arbeitenden – in dem Sinn, in dem wir diesen Ausdruck verwenden – ein großer Teil reich ist. Man könnte als allgemeine Regel mit nur wenigen Ausnahmen festhalten, dass Menschen im umgekehrten Verhältnis zum Betrag der von ihnen geleisteten Dienste belohnt werden.«[2] Die New York Evening Post drückte den gleichen Protest plastischer aus: »Wer rollt denn in seiner Kutsche mit vergoldetem Geschirr, schwelgt in allem Luxus auf Erden, erbaut Paläste und übertrifft mit seinen Vergnügungen Fürsten? Ist es der Mann, der täglich den ganzen Tag lang arbeitet? Ist es der Eigentümer von Häusern und Ländereien oder irgendeiner realen Sache? Nein – es ist der Günstling des Papiergeldes.«[3]

Führende Whigs und ihre Anhänger erwiderten, der angesammelte Reichtum und das Kreditsystem würden zum Vorteil gewöhnlicher Amerikaner tätig, weil sie den nationalen Wohlstand steigerten. Sie meinten, Wirtschaftswachstum bewirke mehr für die Armen als Versuche, den vorhandenen Reichtum gleichmäßiger zu verteilen. Der Journalist und zeitweilige Whig Richard Hildreth schrieb:

Welche Einwände man gegen die existierende Verteilung des Reichtums auch erheben mag – man muss zumindest zugeben, dass keine bloße Umverteilung der vorhandenen Masse des Reichtums den vorgesehenen Zweck – die Menschen zu erheben – effektiv erfüllen könnte. Jegliche Umverteilung dieser Art … würde immer noch jedermann arm lassen, während sie zugleich eine riesige Menge von Industriearbeitsplätzen an der Wurzel abschnitte … Will man die Masse der Menschen aus Armut und deren Folgen erlösen, ist es absolut notwendig, noch vor all diesen Umverteilungsplänen sowohl die Summe des akkumulierten Reichtums wie auch der jährlichen Produktion massiv zu steigern.[4]

Der Whig-Kongressabgeordnete Edward Everett lobte »Akkumulation, Besitz, Kapital [und] Kredit«; er meinte, das riesige Vermögen eines führenden Kapitalisten diene sehr wohl der Gemeinschaft: »Wie hätte man es besser einsetzen können? Wird man sagen, teile es gleichmäßig unter der Gemeinschaft auf, gib jedem Einzelnen in den Vereinigten Staaten einen Anteil? Dabei wäre für jeden Mann, jede Frau und jedes Kind jeweils ein halber Dollar herausgekommen, und man hätte es genauso gut im Meer versenken können. Eine solche Verteilung wäre ein anderer Name für Vernichtung gewesen. Wie viele Schiffe hätten ihre Segel eingerollt, wie viele Lagerhäuser hätten ihre Schalter geschlossen, wie viele schwer mit den Erzeugnissen der Industrie beladene Räder wären stillgestanden, wie viele Familien wären in Not geraten, und das ohne jeden aus der Verteilung entstandenen Vorteil?«[5]

Doch trotz der oberflächlichen Ähnlichkeit lassen sich die Begriffe der Debatte zu Jacksons Zeit nicht einfach mit unseren zur Deckung bringen. In den letzten Jahrzehnten haben diejenigen, die sich am meisten um die Verteilungsgerechtigkeit sorgten, sich für einen aktiveren Staat ausgesprochen – für ein progressives Steuersystem, Sozialhilfeprogramme, Gesetze zur Regelung von Gesundheit und Sicherheit der Arbeiter. Diejenigen, die sich am meisten um das Wirtschaftswachs-tum sorgten, haben sich üblicherweise für weniger staatliche Eingriffe ausgesprochen – niedrigere Steuersätze, weniger staatliche Vorschriften. In der Jackson-Ära waren die Seiten vertauscht. Damals waren es die Demokraten, die Partei der Farmer, Handwerker und Arbeiter, die für den eingeschränkten Staat plädierten, während die Whigs, die Partei von Gewerbe, Bankwesen und Industrie, einen aktiveren Staat bevorzugten – sogar einschließlich einer Industriepolitik, welche die wirtschaftliche Entwicklung der Nation lenken sollte.

Die politische Ökonomie der Jacksonianer


Die Demokraten der Jackson-Ära bevorzugten eine Laisser-faire-Philosophie des Staates, die ihren heutigen Ausdruck bei »antistaatlichen« Politikern wie Ronald Reagan und libertären Ökonomen wie Milton Friedman fanden. »Die beste Regierung ist diejenige, die am wenigsten regiert«, erklärte die jacksonianische Zeitung Democratic Review. »Eine starke und aktive Regierung im üblichen Sinn des Wortes ist ein Übel; sie unterscheidet sich nur im Ausmaß und in der Arbeitsweise, nicht aber grundsätzlich, von einer starken Despotie … Der Staat sollte möglichst wenig mit dem Geschäftsleben im Allgemeinen und den Interessen der Menschen zu tun haben … Sein Handeln im Inland sollte auf die Verwaltung des Rechtswesens beschränkt sein, um die natürlichen gleichen Rechte des Bürgers zu schützen und die Gesellschaftsordnung zu bewahren.«[6] Der jacksonianische Journalist William Leggett verdammte sogar solche minimalistischen Funktionen wie das Postwesen, die Einrichtung von Nervenheilanstalten für die Armen oder die Inspektion von Bäckereien und Metzgereien.[7]

Im Gegensatz zu den Demokraten seit der Zeit des New Deal sah Andrew Jackson im Staat den Feind und nicht das Werkzeug der Gerechtigkeit für den normalen Menschen. Diese Überzeugung stammte zum Teil aus seinem Staatsverständnis und zum Teil von seiner Vorstellung von Gerechtigkeit. Wenn die Regierung in die Wirtschaft eingriff, behauptete Jackson, sei sie verpflichtet, die Reichen und Mächtigen zu begünstigen. Die Gerechtigkeit erforderte jedenfalls nicht, dass der Staat die ungleichen Talente und Fähigkeiten ausglich, durch die manche mehr und andere weniger bekommen. »In der Gesellschaft wird es immer und unter jeder gerechten Regierung Unterschiede geben. Gleichheit von Begabungen, Bildung oder Reichtum können durch Institutionen der Menschen nicht hervorgebracht werden. Im vollen Genuss der Gaben des Himmels und der Früchte überlegenen Fleißes, von Sparsamkeit und Tugend hat jedermann Anspruch auf den Schutz durch das Gesetz.«[8]

Laut Jackson bestand das Problem nicht darin, wie der Staat einzusetzen sei, um Gleichheit der Voraussetzungen zu fördern, sondern wie man die Reichen und Mächtigen daran hindern könne, den Staat dafür einzusetzen, Privilegien, Subventionen und Sondervorteile zu sichern. »Es ist bedauerlich, dass die Reichen und Mächtigen allzu oft die Handlungen der Regierung zugunsten ihrer eigennützigen Zwecke verbiegen … Wenn [der Staat] sich auf gleichen Schutz beschränken würde, und so, wie der Himmel es mit dem Regen macht, seine Gunst gleichermaßen über die Hohen wie die Niedrigen, die Reichen und die Armen fallen ließe, so wäre das ein uneingeschränkter Segen.«[9]

Die Wirtschaftsdebatten der Jackson-Ära unterscheiden sich von unseren in Aspekten, die über die Einstellung der Parteien gegenüber dem Staat hinausgehen und zeigen, wie republikanische Themen in den 1830er und 1840er Jahren weiterbestanden. Obwohl Jacksonianer und Whigs Argumente des Wirtschaftswachstums und der Verteilungsgerechtigkeit heraufbeschworen, traten diese Erwägungen weniger als eigenständige Ziele in Erscheinung, sondern eher als Instrumente für konkurrierende Vorstellungen einer selbstverwalteten Republik. Der Jackson’sche Einwand gegen die zunehmende Ungleichheit des Wohlstands hatte weniger mit Fairness zu tun als mit der Gefahr für die Selbstverwaltung, die sich aus großen Konzentrationen von Reichtum und Macht ergaben. Die Begründung der Whigs für die Förderung wirtschaftlicher Entwicklung hatte weniger damit zu tun, dass der Lebensstandard gesteigert oder der Konsum maximiert werden sollte; vielmehr sollte die nationale Gemeinschaft gefördert und die Bindungen innerhalb der Union gestärkt werden. Grundlage der Debatten zwischen Demokraten und Whigs waren konkurrierende Vorstellungen einer politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft.

Auf verschiedene Weise teilten beide Parteien Jeffersons Überzeugung, dass das Wirtschaftsleben einer Nation danach beurteilt werden sollte, wie gut es in den Bürgern die Charaktereigenschaften fördern konnte, die zur Selbstbestimmung notwendig sind. In den 1830er Jahren gingen nur wenige davon aus, dass die agrarische Lebensweise, wie Jefferson gemeint hatte, der einzige Weg zu zivilgesellschaftlicher Kompetenz sei.[10] Doch selbst als die Parteien ihre Aufmerksamkeit auf Nationalbank, Schutzzölle, Landpolitik und innenpolitische Verbesserungen richteten, blieben sowohl Demokraten als auch Whigs in Kontakt mit dem formativen Ehrgeiz der republikanischen Tradition.

Jacksons Politik und seine Reden spiegelten in zweifacher Hinsicht republikanische Hoffnungen und Befürchtungen wider. Sein Widerstand gegenüber der Bank of the United States und gegen eine Unterstützung des Bundes für Handel und Industrie zeigten erstmals die traditionelle republikanische Furcht, dass mächtige, eigennützige Kräfte den Staat dominieren, Sonderprivilegien sichern und die Menschen ihres Rechts auf Herrschaft berauben würden. Die Feindseligkeit gegenüber Gewerbe, Bankwesen und Spekulation in großem Maßstab entsprang der Überzeugung, dass nur fleißige Produzenten wie Bauern, Handwerker und Arbeiter die Tugend und Unabhängigkeit besaßen, die für eine Selbstverwaltung erforderlich ist. Die durch eine Nationalbank und eine Papierwährung repräsentierte Konzentration von Macht würde den republikanischen Staat direkt schädigen, da sie Subventionen und Privilegien für wenige Begünstigte ausgeben würde; indessen würde das spekulative Denken, das diese Institutionen förderten, den republikanischen Staat indirekt schädigen, indem es die moralischen Eigenschaften untergrub, die eine republikanische Bürgergesellschaft erfordert.[11]

Die Bank of the United States förderte ihren Verfechtern zufolge wirtschaftliche Stabilität, indem sie durch die Kontrolle ihrer weithin akzeptierten Noten die Geldmenge regelte. Ihren Gegnern zufolge trat diese Macht über die nationale Währung in Konkurrenz zur Macht der Regierung und bereicherte die privaten Investoren der Bank in ungerechtfertigter Weise. Für Jackson war die Bank ein »Monster«, eine »Hydra der Korruption«, und er beschloss, sie zu zerstören. Sein Krieg gegen die Bank war die zentrale Frage seiner Präsidentschaft und illustrierte beide Aspekte der Jackson’schen politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft.

Auf einer Ebene zeigte der Kampf um die Bank die Gefahr konzentrierter Macht. »Die schlecht beratene Gesetzgebung, die diese große Monopolstellung etabliert hat«, erklärte Jackson, »hat die gesamte monetäre Macht der Union mit ihren grenzenlosen Mitteln der Korruption und ihren zahllosen Abhängigen unter der Führung und dem Kommando eines anerkannten Leiters konzentriert … und es ermöglicht, bei jeder Gelegenheit die ganze Macht und ungeteilte Stärke einzusetzen, um jegliche Maßnahme der Regierung zu unterstützen oder zu bekämpfen.« Wäre die Bank nicht zerschlagen worden, »wäre die Regierung aus den Händen der Vielen in die Hände der Wenigen übergegangen, und diese organisierte Geldmacht hätte aus ihrem geheimen Konklave die Entscheidung unserer höchsten Beamten diktiert und euch genötigt, Frieden zu schließen oder Krieg zu führen, so wie es ihren Wünschen entspricht. Die Formen eures Staates wären vielleicht für einige Zeit erhalten geblieben, doch sein lebendiger Geist wäre daraus verschwunden.«[12]

Auf einer weiteren Ebene, noch über die Übel konzentrierter Macht hinaus, drohte eine von Handel, Banken und Gewerbe dominierte Wirtschaft den republikanischen Staat dadurch zu schädigen, dass sie die moralischen Gewohnheiten aushöhlte, die ihn erhalten. Die Schwankungen der Papierwährung »zeugen einen Geist der Spekulation, der die Gewohnheiten und den Charakter des Volkes schädigt«. Wilde Spekulation in Grund und Boden und Aktien »drohten alle Gesellschaftsklassen zu durchdringen und deren Aufmerksamkeit von der nüchternen Verfolgung ehrlicher Unternehmungen abzulenken. Den Bürgersinn erhalten wir nicht dadurch am besten, dass wir dieses Denken ermutigen.« Papiergeld fördere den »eifrigen Wunsch, ohne Arbeit Reichtum aufzuhäufen«, der »unvermeidlich zu Korruption führen« und den republikanischen Staat zerstören würde.[13]

In ihren libertären Momenten verwies die Jackson’sche Politik auf die prozedurale Politik und auf die Vorstellung, dass der Staat bei der Ausbildung des Charakters oder der Förderung der Tugend seiner Bürger keine Rolle spielen sollte. So behauptete Orestes Brownson im Gegensatz zur republikanischen Tradition, Freiheit sei »nicht die Macht, über unsere Staatsform zu entscheiden, unsere eigenen Herrscher zu wählen und durch sie unsere eigenen Gesetze formulieren und anwenden zu lassen«, sondern einfach nur die Fähigkeit, die persönlichen Rechte ohne staatliche Einmischung auszuüben. »Solange der Einzelne keines der Rechte anderer verletzt oder deren freier und umfassender Ausübung kein Hindernis in den Weg legt, müssen ihm Staat, Gesetz und sogar die öffentliche Meinung die Freiheit lassen, seinen eigenen Kurs zu bestimmen.[14]

Doch anders als moderne Liberalisten, die sich für die Rechte des Einzelnen einsetzen, während sie darauf beharren, dass der Staat gegenüber konkurrierenden Vorstellungen vom guten Leben neutral zu sein habe, bekräftigten die Jacksonianer ausdrücklich eine bestimmte Lebensweise und waren bestrebt, eine bestimmte Art von Bürgern zu kultivieren. Wie Jefferson und Madison rechtfertigte Jackson seine Wirtschaftspolitik häufig mit Bildungsargumenten – er benannte ihre Folgen für den moralischen Charakter der Bürger. Einlagen der öffentlichen Hand von der Bank of the United States abzuziehen sei »notwendig, um die Moral der Menschen zu bewahren«.[15] Gold- und Silbermünzen wieder als Tauschmedium einzuführen würde »jene Gewohnheiten des Wirtschaftens und der Einfachheit wiederbeleben, die dem Charakter der Republikaner so sehr entgegenkommen«.[16] Wenn man Unterstützung des Bundes für Verbesserungen im Inland und Massenmärkte verweigerte, würde das eine Volkswirtschaft unabhängiger Hersteller bewahren und die Welt für die tugendreichen Beschäftigungen sichern, die Amerikaner zur Selbstverwaltung befähigten. »Der Pflanzer, der Farmer, der Handwerker und der Arbeiter – sie alle wissen, dass ihr Erfolg auf eigenem Fleiß und Sparsamkeit beruht und dass sie nicht zu erwarten brauchen, durch die Früchte ihrer Mühe plötzlich reich zu werden.« Solche Bürger seien Stütze und Stärke des Landes – Männer, welche die Freiheit lieben und nichts anderes wünschen als gleiche Rechte und gleiche Gesetze«.[17]

Im 20. Jahrhundert priesen Laisser-faire-Lehren die Marktwirtschaft und die Wahlfreiheit, die vom Markt angeblich vorausgesetzt wurden. Im Zeitalter Jacksons dagegen erfüllten Vorstellungen des Laisser-faire eine andere Rolle, da sie in eine Vision vom »guten republikanischen Leben« eingebettet waren. Diese Vision umfasste, wie Marvin Meyers schrieb, »unabhängige Hersteller, ihrer bescheidenen Fähigkeiten sicher, stolz in ihrer natürlichen Würde, gefestigt in ihrem Charakter als Freibauern, verantwortungsvolle Herren ihres Schicksals – die Ordnung der Alten Republik«. Jacksonianer gingen davon aus, dass »die Gesellschaft – bestehend aus dem richtigen republikanischen Material – ihre eigene moralische Disziplin dann am besten verwirklicht, wenn der Staat am wenigsten regiert«.[18]

Jackson war kein Freund kapitalistischer Unternehmen, weshalb er sich bemühte, den Staat einzuschränken, um die Marktbeziehungen nicht umfangreicher werden zu lassen, sondern ihr Vorankommen zu verzögern. Ohne die »künstlichen« Hilfen staatlicher Subventionen und Schutzzölle würden, wie Jackson glaubte, Fabrikation im großen Stil, Banken und kapitalistische Unternehmen das Wirtschaftssystem kleiner unabhängiger Produzenten nicht so schnell überrollen. Das erklärt die ansonsten merkwürdige Koexistenz des Laisser-faire-Individualismus mit der republikanischen Sorge um den moralischen Charakter der Menschen in einer einzigen politischen Anschauung. »Amerikaner der Jackson’schen Glaubensrichtung sahen ihre Lehren von Freiheit und Laisser-faire … nicht als unternehmensfördernd, sondern als Abführmittel, das die Alte Republik … wieder zu moralischer Gesundheit zurückbringen sollte.«[19] Der Staat sollte die Tugend nicht direkt durch die Gesetzgebung fördern, sondern indirekt, indem er die wirtschaftlichen Mächte fernhielt, die sie zu untergraben drohten.

Die politische Ökonomie der Whigs


Obwohl die Whigs die ökonomischen Veränderungen begrüßten, die Jackson bekämpfte, legten auch sie eine politische Ökonomie der Bürgergesellschaft vor und befassten sich mit den moralischen Folgen wirtschaftlicher Regelungen. »Die Whigs begannen mit dem gleichen Korpus republikanischer Tradition wie die Demokraten, beschlossen aber, andere Themen zu betonen, und legten eine völlig andere Bewertung der ökonomischen Veränderungen vor, die von der Marktrevolution versprochen wurden.«[20] Jacksonianer und Whigs teilten die republikanische Vorstellung, dass zentralisierte Macht der Feind der Freiheit sei und der Staat sich um den moralischen Charakter seiner Bürger kümmern solle. Doch sie wandten diese Lehren unterschiedlich auf die Bedingungen des amerikanischen Lebens im 19. Jahrhundert an.

Während die Jacksonianer die zentralisierte ökonomische Macht fürchteten, hatten die Whigs Angst vor zentralisierter Macht der Exekutive. Aus Sicht der Whigs fand sich die Gefahr, welche die Macht für die Freiheit darstellte, nicht in den Kräften von Industrie, Bankwesen und Handel, sondern vielmehr in Jacksons Konzept der Präsidentschaft. Als Jackson sein Veto gegen die Neugründung der Bank of the United States einlegte, die Einlagen der öffentlichen Hand abzog und sie auf Banken der Bundesstaaten transferierte, warfen ihm Gegner »Cäsarismus«, »Usurpation durch die Exekutive« und diktatorische Pläne vor. Vorherige Präsidenten hatten nicht sehr häufig von ihrem Vetorecht Gebrauch gemacht und es nur bei Gesetzen angewandt, die sie für nicht verfassungskonform hielten, nicht aber bei Gesetzen, mit denen sie schlicht nicht einverstanden waren.[21] Angesichts des »Monsters« berücksichtigte Jackson solche Einschränkungen nicht. »Wir befinden uns mitten in einer Revolution«, erklärte Henry Clay, »bislang unblutig, aber rasch zu einem vollkommenen Wandel des reinen republikanischen Charakters der Regierung absinkend – und zur Konzentration aller Macht in den Händen eines Mannes.«[22]

1834 übernahmen Clay und seine Anhänger unter den Nationalrepublikanern den Namen »Whig Party« – dem Namen der englischen Oppositionspartei folgend, die sich auf republikanische Themen berufen hatte, um gegen die Willkür der Krone Widerstand zu leisten. Wie ihre englischen Namensvettern sahen Clay und die amerikanischen Whigs im Missbrauch exekutiver Macht die größte Gefahr für den republikanischen Staat. Clay beschwor das Gedenken an die Revolution herauf und pries die britischen Whigs als Verfechter von Freiheit und Gegner der königlichen Exekutivmacht. »Und was ist das heute, wenn nicht der gleiche Wettbewerb in einer anderen Form? … Die heutigen Whigs wehren sich gegen den Übergriff der Exekutive sowie gegen eine höchst alarmierende Ausweitung von exekutiver Macht und von Vorrechten. Sie spüren Missbrauch und Korruption einer Regierung unter einem Oberrichter auf, der sich bemüht, die gesamte Macht des Staates in seiner Person zu konzentrieren.«[23] Politische Karikaturen der Whigs stellten Jackson als »King Andrew I.« dar. William Henry Harrison, der erste erfolgreiche Präsidentschaftskandidat der Whigs, gewann das Weiße Haus 1840 mit dem Versprechen, die Exekutive zurückhaltend einzusetzen, das Veto sparsam zu nutzen, sein Kabinett bei Entscheidungen zu befragen und keine zweite Amtszeit anzustreben.[24]

Dass die Whigs eine ausbalancierte Regierung betonten und eine Tyrannei der Exekutive fürchteten, folgt genau der republikanischen Tradition, die sich vom klassischen Denken über das der Renaissance bis zur Opposition der »Country Party« in der englischen Politik des 18. Jahrhunderts wiederholte. Doch ihre Begeisterung für Handel, Industrie und Wirtschaftsentwicklung grenzte sie davon ab. Die klassische republikanische Tradition hatte den Handel als Antithese zur Tugend gesehen, als Quelle von Luxus und Korruption, welche die Bürger vom Gemeinwohl ablenkte. Seit der Zeit der Revolution waren amerikanische Republikaner wegen der zivilgesellschaftlichen Folgen großer Handels- und Produktionsfirmen besorgt gewesen. Der frühe Jefferson hatte eine Abhängigkeit des Gemeinsinns von einer schlichten Agrarwirtschaft gesehen. Und obwohl die Jacksonianer den Bereich der tugendreichen Tätigkeiten um unabhängige Arbeiter und Handwerker erweitert hatten, befürchteten sie, dass die sich in ihrer Zeit entwickelnde Marktrevolution die moralischen Eigenschaften aushöhlen würde, die für die Selbstverwaltung erforderlich waren.[25]

Doch sogar als die Whigs sich für die Entwicklung der Wirtschaft aussprachen, behielten sie den Bildungsehrgeiz der republikanischen Tradition bei. Sie akzeptierten die republikanischen Annahmen, dass Selbstverwaltung gewisse moralische und zivilgesellschaftliche Eigenschaften der Bürger erfordert und dass wirtschaftliche Regelungen danach beurteilt werden sollten, ob sie diese Eigenschaften förderten. Ihre Auseinandersetzung mit den Jacksonianern ging darum, welche Tugenden die Selbstverwaltung von den Amerikanern des 19. Jahrhunderts verlangte und wie sie am besten zu fördern seien.

Das Bildungsprojekt der Whigs umfasste zwei Aspekte. Zum einen sollten die Bindungen der Union vertieft und eine gemeinsame nationale Identität kultiviert werden. Zum anderen sollte die Moral der Bevölkerung gehoben, ihr Respekt für Ordnung und ihre Fähigkeit zu Selbstkontrolle gestärkt werden. Die Whigs bemühten sich, diese Ziele durch eine Politik nationaler Wirtschaftsentwicklung und durch verschiedene öffentliche Einrichtungen zu verwirklichen – von Schulen über Besserungsanstalten bis hin zu Heimen für geistig Kranke, die dafür gedacht waren, den moralischen Charakter der Menschen zu verbessern.

Zentrum der Wirtschaftspolitik der Whigs war Henry Clays »Amerikanisches System«. Im Gegensatz zum britischen System wirtschaftlicher Entwicklung nach dem »Laisser-faire-Prinzip« zielte Clays Vorschlag darauf ab, die wirtschaftliche Entwicklung dadurch zu fördern, dass das nationale Wirtschaftswachstum explizit durch den Staat ermutigt wurde. Die amerikanische Produktion würde durch hohe Zölle gefördert, weil diese sie vor ausländischer Konkurrenz schützten. Hohe Preise für Ländereien des Bundes würden die Ausdehnung nach Westen verlangsamen und Einkünfte generieren, mit denen man ein ehrgeiziges Programm inländischer Verbesserungen unterstützen konnte – den Bau von Straßen, Kanälen und Schienenwegen. Und eine Nationalbank würde Steuereinzug, Handelsvorgänge und öffentliche Ausgaben erleichtern, weil sie eine starke Währung einführen konnte.[26]

Die Whigs rechtfertigten ihr ökonomisches Entwicklungsprogramm mit Wohlfahrtsüberlegungen, aber auch mit nationaler Integration. Die heimischen »Verbesserungen«, die sie zu fördern gedachten, waren sowohl moralischer als auch materieller Natur. Die »Fortschrittsidee« lief darauf hinaus, »die materiellen Ressourcen Amerikas zu erschließen« und auch »Denken und Herz Amerikas zu verbessern«.[27] Nationale Transportwege und Kommunikationseinrichtungen sollten nationalen Einklang ebenso fördern wie den Handel und entlegene Gebiete des Landes moralisch heben. Eine Eisenbahnlinie von New England nach Georgia sollte »die Gefühle des ganzen Landes harmonisieren«.[28] Wenn man den unzivilisierten Westen mit dem Osten verbände, würde das laut einer christlichen Whigs-Zeitschrift Moral und Seelenheil fördern: »Je früher wir Eisenbahnen und Telegrafen haben, die in die Wildnis ausgreifen und den entlegensten Weiler mit dem Osten in Beziehung setzen und in enge Nähe bringen, desto gewisser ist, dass Licht, gute Umgangsformen und christliche Besserung allgemeine Verbreitung finden.«[29] Eine Zeitung in Richmond kam zu dem Schluss, »Eisenbahnen sind wahrhaft Bande der Einheit, Bande der sozialen und nationalen Einheit«.[30]

Clay schlug vor, Einkünfte an die Staaten zu verteilen, die aus dem Verkauf öffentlichen Grundes stammten, um damit Verbesserungen im Inneren zu finanzieren. Diese Politik würde mehr bewirken, als nur Ressourcen für wichtige öffentliche Vorhaben bereitzustellen. Sie würde auch »ein neues und starkes Band von Zuneigung und Interessen« zwischen den Staaten und der Bundesregierung schaffen. Die Staaten würden für die föderale Großzügigkeit dankbar sein, und die Bundesregierung würde sich »der Vorteile moralischer und intellektueller Besserung der Bevölkerung [erfreuen], dazu großer Erleichterung im gesellschaftlichen und geschäftlichen Umgang, die ihrerseits die besten elterlichen Quellen des nationalen Charakters, der nationalen Einheit und nationaler Größe sind«.[31]

Ungeachtet ihres Ehrgeizes, die Bande der Einheit zu stärken, fehlte den Whigs der Jackson’sche Appetit auf territoriale Expansion. Als Daniel Webster sich gegen die Annexion von Texas aussprach, griff er das klassische Argument wieder auf, dass eine Republik sich nicht unbegrenzt ausbreiten könne. Eine Willkürherrschaft könne so riesig sein, wie ihre Armee reicht, doch Republiken müssten zusammenhalten »durch Ausgleich der Interessen und Empfindungen; durch den Sinn für ein gemeinsames Land, eine gemeinsame politische Familie, gemeinsamen Charakter, gemeinsames Glück und Schicksal«. Wenn die Nation zu rasch expandiere, werde es schwierig, diese Gemeinschaftlichkeit zu kultivieren: »Es muss eine Grenze oder gewisse Einschränkungen für eine Republik geben, die ein gemeinsames Zentrum haben muss … politische Anziehungskraft ist wie andere Anziehungskräfte schwächer und weniger stark, wenn die Teile immer weiter voneinander entfernt sind.«[32]

Deshalb war Webster gegen den Krieg mit Mexiko und den folgenden Erwerb von New Mexico und Kalifornien. Er habe sein öffentliches Leben der Aufgabe gewidmet, die Amerikaner »zu einem Volk zu machen, einig in Interessen, Charakter und politischen Gefühlen«, erklärte Webster 1848. Doch »welche Sympathie kann es geben zwischen der Bevölkerung von Mexiko und Kalifornien« und dem Rest der Vereinigten Staaten? Gar keine, meinte Webster. »Willkürherrschaften können Territorien und ferne Besitzungen haben, weil Willkürherrschaften sie mit unterschiedlichen Gesetzen und unterschiedlichen Systemen regieren können … Wir können so etwas nicht tun. Sie müssen zu uns gehören, ein Teil von uns sein, oder es sind Fremde.«[33]

Über die politische Ökonomie der nationalen Integration und der moralischen Besserung hinaus verfolgten die Whigs ihre formativen Ziele mit Hilfe einer Reihe politischer Institutionen und Wohltätigkeitsvereine, die den Charakter bilden und Selbstkontrolle einüben sollten. Zu diesen Bemühungen gehörten Heime für geistig Kranke, Haftanstalten, Armenhäuser, Erziehunganstalten für Jugendliche, Sonntagsschulen, die Temperenzbewegung und Fabrikgemeinschaften wie die in Lowell. Whigs fanden sich häufig unter den Gründern und Leitern dieser Einrichtungen und Bewegungen, die die religiösen Impulse des evangelikalen Protestantismus und den reformistischen, paternalistischen Aspekt des politischen Denkens der Whigs widerspiegelten. Obwohl die Whigs die ökonomischen Veränderungen ihrer Zeit begrüßten, waren sie besorgt wegen des gesellschaftlichen Wandels – etwa des Niedergangs der Ehrerbietung, der zunehmenden Einwanderung und des allgemeinen Zusammenbruchs der moralischen Ordnung des ländlichen Lebens in kleinen Ortschaften.[34]

Unter all den Projekten der Whigs für moralische und zivilgesellschaftliche Besserung war die öffentliche Schule das ambitionierteste Werkzeug republikanischer Überzeugungsarbeit. Wenn alle an der Regierung teilhaben sollten, erklärte Horace Mann, der erste Geschäftsführer des Board of Education of Massachusetts, dann müssten gemäß der republikanischen Tradition auch alle mit den erforderlichen moralischen und intellektuellen Ressourcen ausgestattet werden: »Zusammen mit der allgemeinen Wahl muss es die allgemeine Hebung des intellektuellen und moralischen Charakters geben, oder es kommt zu allgemeiner Misswirtschaft und zu allgemeinem Elend.« Die Frage, ob Menschen zur Selbstverwaltung fähig sind, erlaubt nur eine bedingte Antwort; fähig sind sie insofern, als sie die Intelligenz, Güte und Breite der Anschauungen besitzen, um im Namen des Gemeinwohls regieren zu können. »Doch die Menschen kommen nicht im Vollbesitz dieser Fähigkeit zur Welt«, und sie entwickeln sie auch nicht zwangsläufig, wenn sie erwachsen werden.[35]

Die Rolle der öffentlichen Schulen bestehe deshalb darin, in den Bürgern die Charaktereigenschaften zu kultivieren, die für eine republikanische Regierung erforderlich seien: »Da jeder Bürger an der Macht zur Regierung anderer teilhat, ist es eine entscheidende Voraussetzung, dass er mit einem Gefühl für die Bedürfnisse und einem Sinn für die Rechte derer ausgestattet ist, die er regieren soll. Denn die Macht, andere zu regieren, ist das zentrale Attribut der Unterdrückung, sofern sie von keinem höheren Motiv als der eigenen Belohnung geleitet wird; in diesem Attribut sind Natur und Bösartigkeit vereint, ob die Macht nun von jemandem ausgeübt wird, der sich als Republikaner bezeichnet, oder von einem, der als rücksichtsloser Despot geboren wurde.«[36]

Das Curriculum der Schulen sollte ihren Zweck widerspiegeln, sagte Mann, und der zivilgesellschaftlichen und moralischen Erziehung breite Aufmerksamkeit widmen: »Moralische Prinzipien sollten reichlich mit den Grundsätzen der Wissenschaft vermischt werden«, die »Goldene Regel« sollte so vertraut werden wie die Multiplikationstabelle. Was die Kontroversen anging, die mit dem Unterricht in Politik, Moral und Religion zwangsläufig einhergingen, drang Mann darauf, dass die öffentlichen Schulen einen breiten Mittelweg einschlagen sollten. Bei der Politik sollten sie »die Artikel im republikanischen Glaubensbekenntnis [lehren], die von allen akzeptiert werden«, aber parteipolitische Konflikte meiden. Bei Moral und Religion sollten sie de facto die Lehren des überkonfessionellen Protestantismus einschließlich aller praktischen und prinzipiellen Aspekte der Evangelien« weitergeben, aber »jede dogmatische Theologie und jedes Sektierertum« ausschließen. Sollten diese Lehren weithin verbreitet werden, hegte Mann unbeschränkte Hoffnungen für die errettenden Möglichkeiten: »Wenn alle Kinder in der Gemeinde von vier bis vierzehn Jahren in die reformatorischen und erhebenden Einflüsse guter Schulen gebracht werden könnten, dann würde der finstere Hort privater Laster und öffentlicher Verbrechen, die jetzt den heimischen Frieden verbittern und die Zivilisation unserer Ära beflecken, in 99 von 100 Fällen aus der Welt verbannt werden.«[37]

Das Gemeinwohl


Neben dem gemeinsamen Ehrgeiz der republikanischen Politik behielten Jacksonianer und Whigs die damit verwandte Annahme bei, dass das Gemeinwohl mehr sei als die Summe individueller Vorlieben oder Interessen. Madison hatte dieses Gemeingut in den Beratungen einer auserwählten Gruppe aufgeklärter Staatsmänner angestrebt, die in einer gewissen Distanz zu den Leidenschaften des Volkes handelten, »einer gewählten Körperschaft von Bürgern, deren Weisheit die wahren Interessen des Landes am besten wahrnehmen dürfte«.[38] Die Parteien in der Jackson-Ära glaubten nicht, dass die Demokratie so fein auszufiltern war. Sie strebten nach einem Gemeinwohl jenseits des Spiels der Interessen – in Begriffen, die den höheren demokratischen Erwartungen jener Zeit entsprachen.

»Ohne Tugend in der Bevölkerung und ein hohes Maß an Patriotismus kann keine freie Regierung bestehen«, wiederholte Jackson eine traditionelle republikanische Ansicht. »Wenn die niederträchtigen Gefühle des puren Eigennutzes den Raum besetzen, der vom Geist der Allgemeinheit erfüllt sein sollte, dann wird die Gesetzgebung des Kongresses bald in ein Gerangel um persönliche und sektorale Vorteile verwandelt werden.« Doch das Regieren in Übereinstimmung mit dem Gemeinwohl erforderte für Jackson keine aufgeklärte Elite uneigennütziger Staatsmänner; dazu war es einfach notwendig, die wenigen Mächtigen davon abzuhalten, den Staat zu dominieren und ihn für ihre eigennützigen Ziele umzudrehen. Die Gefahr eigennütziger Politik entsprang allein den monetären Interessen. Diejenigen, die produktive Arbeit leisteten, »der große Korpus des Volkes«, habe weder die Neigung noch die Fähigkeit, Interessengruppen zu bilden, um besondere Vergünstigungen der Regierung anzustreben. »Infolge ihrer Gewohnheiten und der Natur ihrer Beschäftigungen sind sie unfähig, weitreichende Verbindungen einzugehen, um mit vereinter Kraft gemeinsam zu handeln.« Sie »wünschen nichts als gleiche Rechte und gleiche Gesetze« und seien deshalb per definitionem »unverdorben und nicht korrumpierbar«.[39]

Die Whigs sahen eine Politik des Eigennutzes nicht weniger ablehnend, bezweifelten aber, dass irgendeine Klasse der Bevölkerung von Natur aus über die Weisheit oder Tugend verfügte, das Gemeinwohl zu bestimmen. Republikaner würden nicht geboren, sondern gemacht, und obwohl es »einfach sein mag, eine Republik hervorzubringen … ist es eine sehr mühsame Angelegenheit, Republikaner zu erschaffen«. Unter den Bedingungen des allgemeinen Wahlrechts müsse die mühselige Aufgabe der moralischen und politischen Bildung auf alle ausgeweitet werden.[40]

In einer Passage, die trotz ihrer Übertreibungen als beständiger Vorwurf an interessenbasierte Demokratietheorien steht, warnte Horace Mann vor den Folgen für das Gemeinwohl, wenn Bürger aus niedrigen oder eigennützigen Motiven abstimmten: »In einer republikanischen Regierung ist die Wahlurne die Urne des Schicksals; kein Gott aber schüttelt die Schale oder wacht über den Losentscheid. Wenn die Wahlurne für Weisheit, Patriotismus und Menschlichkeit geöffnet ist, dann steht sie auch offen für Ignoranz und Heimtücke, für Stolz und Neid, für Verachtung gegenüber den Armen oder Feindschaft gegenüber den Reichen. Sie ist der durchlässigste Filter, der je dafür entwickelt wurde, Unreinheiten auszusieben … Die Kriterien eines Wahlrechts achten auf Staatsbürgerschaft, Alter, Wohnsitz, Steuer und in wenigen Fällen auch Vermögen; doch es lässt sich keine Prüfung einrichten, ob der Bewerber ein Cato ist oder ein Verschwörer wie Catilina … Wenn die Wählerstimmen, die an unseren Wahltagen so zahlreich in die Urnen fallen, aus weiser Beratung und Wahrheitstreue hervorgehen, werden sie wie himmlische Segnungen vom Himmel herabsteigen und das Land segnen und es mit Gesang und Freude erfüllen … wenn diese Wählerstimmen dagegen aus Ignoranz und Verbrechen hervorgehen, dann wären Feuer und Schwefel, die auf Sodom und Gomorrha herabregneten, noch eher hinzunehmen.«[41]


3.
Freie Arbeit versus Lohnarbeit


Die Debatte zwischen Jacksonianern und Whigs zeigt, wie beständig republikanische Themen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts präsent waren. Im Unterschied zu unserem eigenen politischen Diskurs betonte ihr Diskurs die zivilgesellschaftlichen Folgen ökonomischer Regelungen. In manchen Fällen lieferten republikanische Annahmen andere Rechtfertigungen für Positionen, die wir inzwischen mit Begriffen von Wohlstand und Fairness vertreten – höhere oder niedrigere Steuersätze, mehr oder weniger Staatsausgaben, mehr oder weniger wirtschaftliche Vorschriften.

In anderen Fällen wurden Amerikaner des 19. Jahrhunderts dagegen durch republikanische Ideale dazu gebracht, Themen aufzugreifen, die inzwischen aus dem Blick geraten sind. Eines davon betraf die Frage, ob Amerika eine Industrienation werden sollte. Mitte des 19. Jahrhunderts war diese Frage entschieden, und Fabrikationsstätten im Inland mussten nicht mehr begründet werden. Doch das Aufkommen des Fabriklebens warf eine andere, nicht weniger grundlegende Frage auf, die bis zum Ende des Jahrhunderts in der amerikanischen Politik nachhallen sollte. Es ist die Frage, ob Lohnarbeit mit Freiheit vereinbar ist.


Zivilgesellschaftliche und voluntaristische Konzepte


Von unserem heutigen Standpunkt aus gesehen, ist es schwierig, in dieser Frage einen Sinn zu erkennen, und erst recht, sie sich als beunruhigendes politisches Thema vorzustellen. Wenn wir über Lohneinkünfte streiten, debattieren wir über den Mindestlohn oder den Zugang zu Jobs, über vergleichbaren Wert oder die Sicherheit am Arbeitsplatz. Kaum jemand würde heute die Vorstellung von Lohnarbeit an sich in Frage stellen. Doch im 19. Jahrhundert gab es viele Amerikaner, die das taten. Denn gemäß der republikanischen Vorstellung von Freiheit ist keineswegs klar, dass eine Person, die für Lohn arbeitet, wirklich frei ist.

Wenn ich meine Arbeit gegen Lohn tausche, bin ich selbstverständlich in dem Sinne frei, dass ich freiwillig darauf eingehe. Wenn kein unfairer Druck oder Zwang ausgeübt wird, ist Lohnarbeit frei im voluntaristischen oder vertraglichen Sinn. Doch selbst eine freiwillige Übereinkunft, Arbeit gegen Lohn zu tauschen, deckt sich nicht mit der republikanischen Vorstellung von freier Arbeit. Aus republikanischer Sicht bin ich nur in dem Maße frei, in dem ich an der Selbstverwaltung teilhabe, was wiederum erfordert, dass ich über bestimmte Gewohnheiten und Dispositionen verfüge – bestimmte Charaktereigenschaften. Freie Arbeit wird also unter Bedingungen ausgeführt, die wahrscheinlich jene Charaktereigenschaften fördert, die Bürger zur Selbstverwaltung befähigen. Jacksonianer und Whigs waren sich in gewissem Umfang uneinig, worum es sich bei diesen Eigenschaften handelte, und welche ökonomischen Regelungen sie am wahrscheinlichsten fördern würden. Doch sie teilten die seit langem bestehende republikanische Überzeugung, dass für die Bürgerschaft wirtschaftliche Unabhängigkeit entscheidend ist. Wer wie die besitzlosen europäischen Proletarier von Löhnen leben musste, die von Arbeitgebern bezahlt werden, verfügte wahrscheinlich nicht über die moralische und politische Unabhängigkeit, um sich als freie Bürger ein eigenes Urteil zu bilden.

Jefferson dachte einst, nur Freibauern besäßen die Tugend und Unabhängigkeit, die belastbare republikanische Bürger auszeichnen. Doch in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts glaubten die meisten Republikaner, diese Eigenschaften könnten in Werkstätten ebenso gut ausgebildet werden wie auf Farmen. Die Handwerker, Facharbeiter und Techniker, die zu Beginn des 19. Jahrhunderts die meiste Produktionsarbeit verrichteten, waren typischerweise kleine Hersteller, die ihre Produktionsmittel besaßen und keinem Vorgesetzten verpflichtet waren – zumindest nicht als dauernde Bedingung. Ihre Arbeit war nicht nur in dem Sinn frei, dass sie damit einverstanden waren, sie auszuüben, sondern auch in dem Sinn, dass sie dadurch fähig wurden, als unabhängige Bürger zu denken und zu handeln, die wiederum imstande waren, an der Selbstverwaltung teilzuhaben. Die Reisenden und Lehrlinge, die in den Werkstätten von Handwerksmeistern gegen Lohn arbeiteten, taten das in der Hoffnung, die Fertigkeiten und Ersparnisse zu erwerben, die es ihnen eines Tages ermöglichen würden, auf eigene Rechnung arbeiten zu können. Für sie waren Lohneinkünfte kein Dauerzustand, sondern eine Stufe auf dem Weg zur Unabhängigkeit. Damit waren sie zumindest prinzipiell mit dem System der freien Arbeit vereinbar.[1]

Handwerker der Jackson-Ära bekräftigten die republikanische Sicht der freien Arbeit bei öffentlichen Feiern, Paraden und in Reden; sie priesen die Verbindungen zwischen der Handwerksordnung und zivilgesellschaftlichen Idealen. Diese öffentlichen Zurschaustellungen, erklärt Sean Wilentz, in denen Arbeiter unter den Bannern ihrer Gewerbe marschierten, »kündeten von der Entschlossenheit der Handwerker, Teil des Staatswesens zu sein – nicht länger ›bloß Handwerker‹ zu sein, nicht länger der unbestimmten Unter- und Mittelschicht des revolutionären Mobs anzugehören, sondern stolze Facharbeiter zu sein, die für alle sichtbar bei wichtigen zivilgesellschaftlichen Anlässen auftreten und in geordneter Formation den unteren Broadway auf- und abmarschieren, wobei sie die Insignien und Werkzeuge ihrer Berufe mitführten«. Redner bei Kundgebungen und Demonstrationen schilderten die Handwerkerorganisation nicht als Interessengruppe, sondern als »eigentliche Achse der Gesellschaft«, in deren Händen »der Schutz unserer Freiheit« liegen müsse. Die Handwerker, misstrauisch gegenüber der merkantilen Elite einerseits und den besitzlosen Armen andererseits, bezeichneten sich selbst als die Verkörperung republikanischer Unabhängigkeit und Tugend. »Letztlich entwickelte sich eine urbane Variante des Jefferson’schen Gesellschaftsthemas vom tugendhaften Landmann, die Handwerkerstolz mit Abneigung gegen Ehrfurcht und Furcht vor Abhängigkeit zu einer republikanischen Feier der Zünfte verschmolz.«[2]

Doch als die Handwerker noch marschierten, begann das System freier Arbeit, das sie priesen, sich schon aufzulösen. Noch vor dem Aufkommen industrieller Produktion in großem Maßstab veränderte die wachsende Marktwirtschaft die traditionelle handwerkliche Herstellung. Der Wettbewerbsdruck nationaler Märkte und der wachsende Bestand an ungelernten Arbeitern bot Handelskapitalisten und Handwerksmeistern Anreize, durch Aufteilung von Arbeiten und Übertragung von unqualifizierten Montagejobs an Heimarbeiter und ausbeuterische Subunternehmen die Kosten zu senken. Die neue Arbeitsverteilung schwächte die Rolle qualifizierter Handwerker und verwandelte Handwerksgesellen und Lehrlinge in Lohnarbeiter, die wenig Kontrolle über die Produktion und kaum Aussichten hatten, es zu eigenen Werkstätten zu bringen. Handwerksmeister wurden eher zu Arbeitgebern, ihre Handwerker zu Angestellten.[3]

Arbeiter wehrten sich gegen diese Entwicklungen in der Terminologie eines radikalisierten Handwerks-Republikanismus. Anführer der General Trades’ Union in den 1830er Jahren beklagten, dass wohlhabende Handwerksmeister sich mit aristokratischen Händlern und Bankiers zusammengetan hätten, um Arbeitern die Erzeugnisse ihrer Arbeit vorzuenthalten. Sie würden es dem Arbeiter unmöglich machen, »den unabhängigen Charakter eines amerikanischen Bürgers« aufrechtzuerhalten.[4] Ein in der frühen Arbeiterbewegung aktiver Fabrikarbeiter beklagte das Fabriksystem als »freiheitsfeindlich – darauf angelegt, den Charakter eines Volkes von … kühn und frei zu entnervt, abhängig und sklavisch zu verwandeln«.[5]

Anfangs verteidigten die Arbeitgeber die neue Ordnung ebenfalls in republikanischen Begriffen; sie boten »eine alternative unternehmerische Vision der Handwerker-Republik«. Getreu der republikanischen Tradition beschworen sie die Ideale von Gemeinschaft, Tugend und Unabhängigkeit. Die von ihnen betonten Tugenden schlossen Fleiß, Mäßigung, soziale Harmonie und persönliche Initiative ein; sie behaupteten, diese Eigenschaften würden durch die neue politische Ökonomie ermutigt und belohnt. Höhere Profite, meinten die Handwerksmeister, würden ihnen ermöglichen, höhere Löhne zu zahlen, was ihre Arbeiter besser auf die Unabhängigkeit vorbereiten würde.[6]

Doch am Ende sollte die Debatte zur Bedeutung freier Arbeit dafür sorgen, dass die amerikanische politische Auseinandersetzung die Terminologie des republikanischen Denkens hinter sich ließ; mit der Zeit sollte sich die Verteidigung des Industriekapitalismus von republikanischen Annahmen lösen und neue Formen annehmen. Nach dem Bürgerkrieg sollten die Verfechter des Systems der Lohnarbeit den Versuch aufgeben, die kapitalistische Produktion mit der zivilgesellschaftlichen Konzeption freier Arbeit zu versöhnen, und stattdessen die voluntaristische Vorstellung übernehmen. Sie meinten, Lohnarbeit sei mit Freiheit vereinbar – nicht, weil sie rechtschaffene, unabhängige Bürger forme, sondern einfach deswegen, weil sie freiwillig erfolge und das Ergebnis einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Angestellten sei. Es war diese Vorstellung der Freiheit, die der Supreme Court in der Ära Lochner der Verfassung selbst zurechnen sollte. Obwohl die Arbeiterbewegung die zivilgesellschaftliche Konzeption der freien Arbeit bis ins späte 19. Jahrhundert beibehielt, gab auch sie am Ende die zivilgesellschaftliche Vorstellung auf und räumte die Dauerhaftigkeit der Lohnarbeit ein. Sie verlegte ihre Bemühungen auf Lohnerhöhungen, Verringerung der Arbeitszeit und Verbesserungen der Arbeitsbedingungen.

Die Verschiebung zum voluntaristischen Verständnis freier Arbeit konnte den zivilgesellschaftlichen Strang der ökonomischen Auseinandersetzung in der amerikanischen Politik nicht völlig auslöschen. Doch sie markierte einen entscheidenden Moment in der Reise Amerikas von einer politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft zu einer politischen Ökonomie des wirtschaftlichen Wachstums und der Verteilungsgerechtigkeit, von einer republikanischen Philosophie des Öffentlichen zu der Version des Liberalismus, welche die prozedurale Republik bestimmt.

Auch wenn die Geschichte des Übergangs von der zivilgesellschaftlichen zur voluntaristischen Vorstellung von freier Arbeit schicksalsträchtig war, ist sie doch keine simple Moralgeschichte, kein unzweideutiger Sturz aus dem Stand der Gnade. Es handelt sich eher um eine mit moralischer Komplexität beladene Geschichte voller seltsamer ideologischer Bettgenossen. Der Streit um die Bedeutung freier Arbeit war mehr als eine Frage der Arbeitsbeziehungen; er wurde in weiten Teilen durch Amerikas Konfrontation mit den beiden großen Themen des 19. Jahrhunderts geformt – durch das Aufkommen des Industriekapitalismus und den Konflikt um die Sklaverei.


Lohnarbeit und Sklaverei


Die Debatte über Lohnarbeit wurde durch den Streit über Sklaverei verschärft und verkompliziert. Die Arbeiterbewegung und die Bewegung zur Abschaffung der Sklaverei entstanden ungefähr zur gleichen Zeit. Beide warfen grundlegende Fragen über Arbeit und Freiheit auf, doch die beiden Bewegungen zeigten wenig Sympathie füreinander. Arbeiterführer dramatisierten ihr Plädoyer gegen Lohnarbeit, indem sie diese mit der Sklaverei des Südens gleichsetzten – sie nannten es »Lohnsklaverei«. Für Lohn zu arbeiten war gleichbedeutend mit Sklaverei – nicht nur in dem Sinn, dass sie Arbeiter verarmen ließ, sondern auch, weil es ihnen die wirtschaftliche und politische Unabhängigkeit vorenthielt, die für republikanische Bürgerschaft unerlässlich war.[1]

»Löhne sind ein listiger Trick des Teufels zum Nutzen zarter Gewissen, die alle Vorteile des Sklavensystems behalten möchten – ohne dessen Kosten, Probleme und ohne das Odium, Sklavenhalter zu sein«, schrieb Orestes Brownson. Der Lohnarbeiter leide stärker als der Sklave im Süden, und da es für ihn unwahrscheinlich sei, eigenen produktiven Besitz zu erlangen, sei er kaum freier. Brownson meinte, Lohnarbeit sei nur dann mit Freiheit zu vereinbaren, wenn sie zu einer vorübergehenden Bedingung auf dem Weg zur Unabhängigkeit werde: »Es darf keine Klasse unserer Mitmenschen geben, die dazu verdammt ist, das ganze Leben hindurch als bloße Lohnarbeiter zu schuften. Wenn Löhne toleriert werden, darf das im Falle des einzelnen Beteiligten nur dann sein, wenn er in dem Alter, in dem er sich im Leben einrichtet, genug Ersparnisse erworben hat, um als unabhängiger Arbeiter mit Eigenkapital auf der eigenen Farm oder im eigenen Laden zu leben.«[2]

Die Abolitionisten wiederum bestritten die Analogie von Lohnarbeit und Sklaverei. Die Beschwerden der Arbeiter im Norden seien, meinten sie, mit dem Übel der Sklaverei im Süden kaum vergleichbar. Als William Lloyd Garrison 1831 begann, die Zeitung The Liberator herauszugeben, kritisierte er Versuche von Arbeitsreformern aus dem Norden, »das Denken unserer Arbeiterklassen gegen die Reicheren aufzustacheln« und sie davon zu überzeugen, sie würden »von einer reichen Aristokratie unterdrückt«. In einem republikanischen Staatswesen, in dem die Wege zum Wohlstand allen offenstünden, mussten Garrison zufolge zwangsläufig Ungleichheiten aufkommen. Doch diese seien kein Beweis für Unterdrückung, sondern das Ergebnis einer offenen Gesellschaft, in der einige mehr erreichten als andere, und wiederum andere sogar weniger.[3]

Abolitionisten und Arbeiterbewegung unterschieden sich nicht nur darin, wie sie die Aussichten von Lohnempfängern auf soziales und wirtschaftliches Vorankommen einschätzten. Es ging auch nicht einfach darum, dass Abolitionisten, die sich weitgehend aus der Mittelklasse rekrutierten, keine Sympathie für die armseligen Umstände der Arbeiter im Norden empfunden hätten. Abolitionisten waren unfähig, die Vorstellung einer »Lohnsklaverei« anzunehmen, weil sie im Gegensatz zu Fürsprechern der Arbeiterschaft Freiheit nicht zivilgesellschaftlich, sondern voluntaristisch verstanden. Aus ihrer Sicht lag das moralische Übel der Sklaverei nicht darin, dass versklavten Menschen wirtschaftliche oder politische Unabhängigkeit fehlte, sondern einfach darin, dass sie gegen ihren Willen gezwungen wurden zu arbeiten.

Der New Yorker Abolitionist William Jay brachte die voluntaristische Konzeption von Freiheit als Basis der abolitionistischen Position 1835 explizit zum Ausdruck. Sofortige und bedingungslose Befreiung, schrieb Jay, würden »dem Sklaven jeden Grund zur Unzufriedenheit [nehmen.] Er ist frei und sein eigener Herr, und mehr kann er nicht verlangen.« Er räumte ein, dass der befreite Sklave für einige Zeit »vollkommen von seinem ehemaligen Besitzer abhängig« wäre. »Er kann bei keinem anderen Menschen nach Nahrung zum Essen, Kleidern, die er anziehen kann, oder nach einem Dach über dem Kopf suchen.« Deshalb wäre sein erster Wunsch, für seinen früheren Herrn zu arbeiten. Doch selbst diese Situation völliger Abhängigkeit sei mit Freiheit zu vereinbaren, denn »Arbeit ist nicht mehr Ausweis seiner Knechtschaft und Vollzug seines Elends: sie ist der Beleg für seine Freiheit, er ist ein Vertragspartner«. Der Übergang von der Sklaverei zu freier Arbeit könne somit augenblicklich vollzogen werden, schloss Jay, »und mit kaum einer wahrnehmbaren Unterbrechung der normalen Lebensabläufe. Mit der Zeit würde der Wert der Sklavenarbeit wie bei allen anderen handelbaren Gütern durch Angebot und Nachfrage geregelt werden.«[4]

Für Jay war Lohnarbeit die Verkörperung der freien Arbeit, ein freier Austausch zwischen Arbeitgeber und Angestelltem. Für die Arbeiterbewegung war Lohnarbeit das Gegenteil freier Arbeit, eine Form der Abhängigkeit, die mit vollständiger Bürgerschaft unvereinbar war. Für Jay lief der Übergang von Sklaverei zu freier Arbeit darauf hinaus, dass Arbeit zu einem Handelsgut wurde, das der Arbeiter verkaufen konnte. Der Schlüssel zur Freiheit war Selbsteigentum – die Fähigkeit, die eigene Arbeitskraft gegen Lohn zu verkaufen. Für die Arbeiterbewegung war die Umwandlung von Arbeit in ein Handelsgut das Kennzeichen der Sklaverei. Der Schlüssel zur Freiheit war nicht das Recht, seine Arbeitskraft zu verkaufen, sondern die Unabhängigkeit, die mit dem Besitz an produktivem Eigentum einherging. Was Jay für Emanzipation hielt, war genau der Zustand der Abhängigkeit, gegen den die Arbeiterbewegung protestierte.[5]

Während der gesamten 1830er und 1840er Jahre drängten Arbeitervertreter die Abolitionisten, ihre Vorstellung von Freiheit zu erweitern und »in ihrer Bewegung eine Reform der aktuellen elenden Organisation der Arbeit namens Lohnsystem aufzunehmen«. Nach Meinung des sozialistischen Autors Albert Brisbane würden die Abolitionisten durch diese Haltung Unterstützung durch Arbeiter gewinnen und auch »für Sklaven nach ihrer Befreiung einen besseren Status vorbereiten als die Knechtschaft für das Kapital, für die sie jetzt bestimmt sind«.[6]

George Henry Evans, ein Verfechter der Landreform, wollte die Abolitionisten ebenfalls davon überzeugen, ihre Sicht der Reform zu erweitern. Lohnsklaverei bringe Armut, Krankheit, Verbrechen und Prostitution mit sich und sei »noch zerstörerischer für Leben, Gesundheit und Glück als Sklavenhaltung, wie sie in unseren Südstaaten existiert; deshalb sind die Bemühungen derer, die bestrebt sind, Löhne anstelle von Sklaverei einzuführen, erheblich irregeleitet«. Als Lösung für beide Formen der Sklaverei drängte Evans auf die kostenlose Vergabe von öffentlichem Land als Heimstätten für Siedler. Freies Land würde nicht nur die Armut lindern, sondern auch die vom Lohnsystem geschaffene Abhängigkeit. Es »würde nicht einfach eine Form der Sklaverei durch eine andere ersetzen, sondern jede Form der Sklaverei durch vollständige Freiheit«.[7]

Auch William West, ein weiterer Landreformer, setzte die Abhängigkeit und Erniedrigung der Arbeiterklassen im Norden mit den Bedingungen der Sklaven im Süden gleich. Er hob jedoch hervor, dass die Analogie keine Gleichgültigkeit gegenüber der Not der Versklavten impliziere. Die Landreformer würden »die Sklavenhaltung nicht weniger hassen, aber die Lohnsklaverei dafür stärker. Ihr Kampfruf lautet ›Nieder mit jeglicher Sklaverei, mit Lohnsklaverei und Sklavenhaltung‹«.[8]

Wegen ihrer voluntaristischen Vorstellung von Freiheit konnten Abolitionisten in der Analogie zwischen Lohnarbeit und Sklaverei keinen Sinn erkennen. Garrison verdammte es »als Missbrauch der Sprache, wenn man von Lohnsklaverei spricht«. Es sei eine Sache, auf höhere Löhne zu drängen, aber eine völlig andere, das Lohnsystem an sich anzuprangern. »Das Übel in der Gesellschaft liegt nicht darin, dass für Arbeit Lohn erhalten wird, sondern darin, dass die bezahlten Löhne nicht immer dem Wert der geleisteten Arbeit entsprechen. Wir können nicht erkennen, dass es falsch ist, Löhne zu bezahlen oder zu empfangen, oder dass Geld, welches an sich harmlos ist, die Quelle fast allen menschlichen Elends ist.«[9]

Der Abolitionist Wendell Phillips, der später zu einem führenden Vertreter der Arbeiter werden sollte, hatte anfangs wenig Sympathie für den Protest gegen »Lohnsklaverei«. In den 1840er Jahren schrieb er, die Arbeiter des Nordens verfügten über die Mittel, ihre Probleme selbst zu lösen. »Ist die Gesetzgebung hart für sie? – ihre Stimmen können das ändern. Spielt ihnen das Kapital übel mit? – Sparsamkeit wird sie zu Kapitalisten machen. Werden ihre Löhne durch die geballte Konkurrenz in den Städten reduziert? – sie brauchen nur zu Hause zu bleiben und sich anderen Dingen zu widmen, und bald wird das verringerte Angebot Abhilfe schaffen.« Was ihre allgemeinen Lebensumstände angehe, müsse die Arbeiterklasse wie jede andere Klasse des Landes »ihren Aufstieg und Verbesserungen … durch Sparsamkeit, Selbstverleugnung, Mäßigung, Bildung sowie moralischen und religiösen Charakter verdienen«.[10]

Arbeitervertreter und Landreformer waren nicht die einzigen Amerikaner, die Lohnarbeit mit Sklavenarbeit gleichsetzten. Eine ähnliche Attacke kam von Verfechtern der Sklaverei im Süden. Vor den 1830er Jahren boten nur wenige Südstaatler eine systematische Verteidigung der Sklaverei an; die meisten sahen sie als notwendiges Übel. Erst der Aufstieg des Abolitionismus veranlasste sie, Sklaverei aus moralischen Gründen zu verteidigen, als »positives Gut«, wie John C. Calhoun es ausdrückte.[11]

Zentrum der Argumentation für die Sklaverei bildete eine Attacke auf kapitalistische Arbeitsbeziehungen. »Die Sklaverei kann nicht erfolgreich verteidigt werden«, schrieb George Fitzhugh, der führende Ideologe der Südstaaten-Sklaverei, »solange es uns nicht gelingt, die Grundsätze zu widerlegen oder zu entwerten, auf denen eine freie Gesellschaft in Hinblick auf Unterstützung oder Verteidigung beruht.« Wie Arbeiterführer der Nordstaaten meinte Fitzhugh, die Lohnempfänger des Nordens seien nicht freier als die versklavten Menschen des Südens: »Das Kapital befiehlt der Arbeit wie der Herr dem Sklaven.« Der einzige Unterschied bestehe darin, dass die Herren der Südstaaten Verantwortung für ihre Sklaven übernähmen und sie bei Krankheit oder im Alter unterstützten, während die Kapitalisten des Nordens für ihre Arbeiter keine Verantwortung übernähmen: »Ihr mit eurer Befehlsgewalt über die Arbeitskraft, die euch euer Kapital verschafft, ihr seid Sklavenbesitzer – ein Herr ohne die Pflichten eines Herrn. Diejenigen, die für euch arbeiten, die euer Einkommen schaffen, sind Sklaven ohne die Rechte von Sklaven.«[12]

Fitzhugh zufolge waren Lohnarbeiter des Nordens, die in ständiger Armut und Unsicherheit lebten, eigentlich weniger frei als Sklaven im Süden – Letztere hatten zumindest Herren, die verpflichtet waren, sie bei Krankheit und im Alter zu erhalten: »Der freie Arbeiter muss arbeiten oder hungern. Er ist mehr Sklave als der Schwarze, weil er für geringere Vergütung länger und schwerer arbeitet als der Sklave, und er hat keinen Urlaub, weil für ihn die Sorgen des Lebens beginnen, wenn die Arbeit endet … Das Kapital übt auf freie Arbeiter vollkommeneren Zwang aus als menschliche Herren über ihre Sklaven; freie Arbeiter müssen die ganze Zeit arbeiten oder hungern, und Sklaven werden unterstützt, ob sie arbeiten oder nicht … Obwohl ein freier Arbeiter keinen speziellen Herrn hat, wird er durch die eigenen Bedürfnisse und das Kapital anderer Leute zum Sklaven ohne Herr gemacht, oder mit zu vielen Herren, was ebenso übel ist wie gar keiner.«[13]

Fitzhugh wiederholte die Argumente der Landreformer des Nordens, als er klagte, das Eigentumsmonopol in den Händen der Kapitalisten beraube die freien Arbeiter der wahren Freiheit: »Was man fälschlicherweise als freie Gesellschaft bezeichnet, ist eine sehr moderne Erfindung. Sie schlägt vor, die Schwachen, Unwissenden und Armen dadurch zu befreien, dass man sie in einer Welt freilässt, die sich im ausschließlichen Besitz der Wenigen befindet.« Doch der »Mensch ohne Besitz hat theoretisch und allzu oft auch praktisch keine Rechte«. Man lasse ihn »die stickige und faulige Luft kleiner Räume, feuchter Keller und überfüllter Fabriken atmen«, er habe keinen Ort, wo er seinen Kopf betten könne. »Privateigentum hat die Welt monopolisiert und sowohl die Freiheit als auch die Gleichheit zerstört. Er findet keine Sicherheit im Leben, denn er kann ohne Arbeit und angemessene Löhne nicht leben, und niemand ist verpflichtet, ihm Arbeit zu geben.« Als Sklave wäre er nicht weniger abhängig, doch zumindest hätte er Nahrung, Kleidung und Obdach sicher. Um die Abolitionisten herauszufordern, beschwor Fitzhugh de facto die Freiheitsvorstellung der Arbeiterbewegung herauf: »Gebt euren sogenannten freien Arbeitern tatsächlich die Freiheit, indem ihr ihnen genug Besitz oder Kapital gebt, von dem sie leben können, dann könnt ihr uns im Süden auffordern, unsere Sklaven freizulassen.« Bis dahin, betonte er, würden die Lohnarbeiter des Nordens weniger frei sein als die Sklaven im Süden.[14]

Andere Südstaatler verteidigten die Sklaverei mit ähnlichen Worten. Senator James Henry Hammond aus South Carolina bestritt die Behauptung, die ganze Welt mit Ausnahme der Südstaaten habe die Sklaverei abgeschafft. »Ja, den Namen, aber nicht die Tatsache«, erklärte Hammond; »dass der Mann, der von täglicher Arbeit lebt, kaum davon leben kann und seine Arbeitskraft auf dem Markt anbieten muss, wobei er das beste nehmen muss, was man ihm anbietet, kurz, eure ganze Knechtschaft von Handarbeitern und ›Mitarbeitern‹, wie ihr sie nennt, sind letztlich Sklaven. Der Unterschied zu uns besteht darin, dass unsere Sklaven auf Lebenszeit angestellt sind und gut entschädigt werden; es gibt keinen Hunger, keine Bettelei … eure werden tageweise eingestellt, nicht versorgt und kärglich entlohnt«, wie sich an den Bettlern in den Straßen der Städte im Norden erweise.[15]


Freie Arbeit und republikanische Politik


Die voluntaristische Vorstellung freier Arbeit belebte die Abolitionistenbewegung und lieferte später im Jahrhundert die Begriffe, aus denen der Industriekapitalismus seine Rechtfertigung ableiten sollte. Doch vor dem Bürgerkrieg blieb das ein Nebenstrang im politischen Diskurs Amerikas; die zivilgesellschaftliche Vorstellung von freier Arbeit blieb vorherrschend. »Die Jefferson’sche Überzeugung, dass die politische Freiheit nur gesichert sei, wenn kein Mensch ökonomisch von einem anderen abhängig sei, starb in Amerika nur langsam«, hat Daniel Rogers festgestellt, »und im 19. Jahrhundert hatte sie noch beträchtliche Kraft. In den Augen der meisten Nordstaatler der Bürgerkriegsgeneration erforderte Demokratie Unabhängigkeit – nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich.« Außerdem verlangte sie, dass der Abstand zwischen Reich und Arm nicht so groß sein dürfe, dass daraus Korruption oder Abhängigkeit erwächst.[1]

Das zivilgesellschaftliche Verständnis freier Arbeit war weit verbreitet, was die im 19. Jahrhundert geltende Überzeugung erklärt, dass

Lohnarbeit gegen den Wertekanon einer freien Gesellschaft verstößt … 1850 war Arbeit im Norden immer noch etwas, was man allgemein für sich selbst erbrachte, ein Test für die eigene Initiative, die ihre direkte wirtschaftliche Belohnung lieferte. Die Dienstherren, denen ein Mann unterworfen war – Wetter, Preise oder das Handelsnetz – waren unpersönlich und fern. Das war die moralische Norm, die grundlegende Bedeutung von freier Arbeit. Selbst als die Nordstaatler eine Wirtschaftsstruktur aufbauten, die das unterlief, fiel es ihnen schwer, dieses Ideal loszulassen, auf dem ein so großer Teil ihres Glaubens an die Arbeit beruhte.[2]

Als gegen Ende der 1840er und in den 1850er Jahre Antisklaverei im Norden zu einer Massenbewegung wurde, geschah das unter der Schirmherrschaft der zivilgesellschaftlichen und nicht der voluntaristischen Konzeption von Freiheit. Der Abolitionistenbewegung mit ihren Wurzeln im evangelikalen Protestantismus war es in den 1830er Jahren gelungen, »die Verschwörung des Schweigens rund um die Frage der Sklaverei zu zerschlagen«. Doch weil der evangelikale Abolitionismus so radikal und so moralistisch war und mit den Arbeiterklassen so wenig gemeinsam hatte, fand er nie breite politische Unterstützung. Als die Sklaverei zum zentralen Thema der amerikanischen Politik wurde, verdrängte die politische Antisklaverei den Abolitionismus als bestimmende Bewegung.[3]

Die politische Antisklaverei, wie sie von den Free Soilers und letztlich von der Republikanischen Partei repräsentiert wurde, unterschied sich von der Abolitionistenbewegung der 1830er Jahre sowohl hinsichtlich ihrer Ziele als auch ihrer Argumente. Wo die Abolitionisten sich darum bemühten, die Sklaven zu befreien, waren Free Soilers und Republikaner darum bemüht, die Sklaverei einzudämmen und deren Ausweitung in die Territorien zu verhindern. Und wo die Abolitionisten die Sünde der Sklaverei und das von ihr zugefügte Leid hervorhoben, konzentrierten sich die Antisklaverei-Parteien auf die Auswirkungen der Sklaverei auf freie Institutionen, insbesondere das System der freien Arbeit.[4]

Die politische Antisklaverei-Bewegung begründete mit zwei zentralen Argumenten, warum sie gegen die Ausbreitung der Sklaverei war. Beide bezogen sich auf republikanische Themen. Zum einen war das die Vorstellung, die Sklavenhalter des Südens bildeten eine »Sklavenmacht«, die drohte, die Regierung der Föderation zu dominieren, die Verfassung zu unterwandern und republikanische Institutionen zu untergraben. Diesem Argument zufolge hätten die Gründer sich bemüht, die Sklaverei einzuschränken; die Sklavenhalter im Süden hätten sich jedoch verschworen, die Bundesregierung zu kontrollieren, um die Sklaverei auf die Territorien auszuweiten. Der Gedanke, dass die Sklaverei nicht nur eine auf den Süden begrenzte anrüchige Praxis, sondern eine aggressive Macht sei, die zur Expansion neige, mobilisierte die Opposition des Nordens gegen die Sklaverei auf eine Weise, die dem Abolitionismus fehlte. Die Ereignisse der 1850er Jahre, besonders der Kansas Nebraska Act, der neue Territorien für die Sklaverei öffnete, sowie das Urteil im Fall Dred Scott, sorgten dafür, dass diese Furcht plausibler wurde. Die New York Times bezeichnete das Kansas-Nebraska-Gesetz als »Teil dieses großen Plans, die Vorherrschaft der Sklavenmacht auszuweiten und zu bewahren«.[5]

Neben seiner erkennbaren Übereinstimmung mit den Ereignissen bezog das Argument der Sklavenmacht seine Stärke aus seiner Resonanz mit langjährigen republikanischen Empfindlichkeiten. Seit der Zeit der Revolution hatten die Amerikaner konzentrierte Macht – ob politisch oder wirtschaftlich – als Feind der Freiheit angesehen und die Neigung der Mächtigen gefürchtet, das Gemeinwohl zugunsten von Sonderinteressen zu schädigen. Die Siedler hatten die britische Besteuerung als Teil einer Verschwörung gegen die Freiheit gesehen; die Jeffersonianer hatten befürchtet, Hamiltons Fiskalpolitik werde eine Finanzaristokratie schaffen, die einen Gegensatz zur republikanischen Staatsform bildete, und die Jacksonianer hatten gegen die in der Bank of the United States verkörperte »Geldmacht« gewettert. Nun sprachen Antisklaverei-Parteien von der »Sklavokratie« und stellten die Sklavenhalter des Südens als Macht dar, die bereit sei, republikanische Institutionen zu unterminieren. Jackson’sche Demokraten, die sich der Sache der Antisklaverei-Bewegung anschlossen, zogen ausdrücklich Analogien zwischen der Sklavenmacht des Südens und der Bankenmacht im Norden – sie sahen beide als Kräfte, welche drohten, die nationale Regierung zu dominieren und die Freiheit zu zerstören.[6]

Warum sollte die Ausweitung der Sklaverei auf die Territorien eine Gefahr für die Freiheit der Nordstaatler darstellen? Die Antwort auf diese Frage bildete das zweite Dogma der politischen Antisklaverei. Eine Ausweitung der Sklaverei auf die Territorien würde die Freiheit der Nordstaaten untergraben, weil sie das System der freien Arbeit zerstören würde. Und wenn das System der freien Arbeit erst verloren war, würde das auch mit der wirtschaftlichen Unabhängigkeit geschehen, die den Bürger zur Selbstverwaltung befähigte. Freie Arbeit brauchte freien Grund und Boden, damit Lohnarbeit nicht zu einer permanenten Laufbahn wurde. Was den Lohnarbeiter des Nordens davor bewahrte, lebenslänglich ein Knecht zu bleiben, war die Möglichkeit, so viel zu sparen, dass er nach Westen ziehen und eine eigene Farm oder einen eigenen Laden gründen konnte. Wenn aber die Sklaverei auf die Territorien übergriff, wäre dieser Ausweg geschlossen.[7]

Für die Ideologie der Republikanischen Partei stand die Verteidigung freier Arbeit im Zentrum. »Die Republikaner stehen nicht nur als Antisklaverei-Partei vor dem Land«, erklärte ein Sprecher, »sondern ausdrücklich als die Partei der freien Arbeit.« Für die Republikaner wie für die Arbeiterbewegung der 1830er Jahre war freie Arbeit nicht der Lohnarbeit zuzuordnen, sondern einer Arbeit, die letztlich in wirtschaftliche Unabhängigkeit mündete. Die Würde der Arbeit bestand in der Möglichkeit, über den Status des Lohnempfängers hinauszukommen und auf eigene Rechnung zu arbeiten. Republikaner priesen die Gesellschaft des Nordens, weil sie diese Mobilität ermöglichte: »Ein junger Mann tritt gegen eine Entlohnung in einen Dienst ein – in ein Arbeitsverhältnis, wenn man es so nennen will –, bis er genug Geld erworben hat, eine eigene Farm zu kaufen … und bald wird er selbst zu einem Arbeitgeber.«[8]

Wenn aber die Sklaverei sich auf die Territorien ausbreitete, konnte die freie Arbeit dort nicht ankommen. Diese im Norden weithin geteilte Annahme verknüpfte das Argument der Sklavenmacht mit dem der freien Arbeit. Neben der Sklaverei konnte es keine freie Arbeit geben, weil die Sklaverei die Würde aller Arbeit aushöhlte. Wenn die Menschen des Nordens nach Süden blickten, waren sie nicht nur vom Elend der Versklavten betroffen, sondern auch von der Armut und Erniedrigung der weißen Arbeiter, die keine Sklaven hielten. Die Präsenz der Sklaverei verwehrte sogar Nichtsklaven die Charaktereigenschaften wie etwa Fleiß und Initiative, die das System der freien Arbeit förderten. Falls die Sklaverei sich über die Territorien ausbreitete, würden ihre Auswirkungen über deren Grenzen hinausschwappen, die Institutionen der Gesellschaft im Norden umwandeln und den Charakter der Bevölkerung schädigen.[9]

Die Überzeugung, dass die Sklaverei kein isoliertes Übel sei, sondern eine Gefahr für die politische Ökonomie der Bürgerschaft darstelle, brachte die Nordstaatler zu dem Schluss, dass es, wie William Seward 1858 feststellte, »einen unüberwindbaren Konflikt« zwischen Nord und Süd gebe – dass die »Vereinigten Staaten früher oder später entweder ganz zu einer Sklaven haltenden Nation oder ganz zu einer Nation der freien Arbeit werden müssen und es auch werden«. So bekräftigte der Republikaner Theodore Sedgwick kurz vor dem Bürgerkrieg: »Die Politik und die Ziele der Sklaverei, ihre Institutionen und ihre Zivilisation sowie der Charakter ihrer Bevölkerung stehen alle im Widerspruch mit der Politik, den Zielen, Institutionen, der Bildung und dem Charakter des Nordens. Es gibt einen unvereinbaren Unterschied in unseren Interessen, Einrichtungen und Bestrebungen, in unseren Empfindungen und Gefühlen.«[10]

Das Argument, die Sklaverei in den Territorien würde dazu führen, dass sie nicht mehr für freie Arbeit geeignet seien, fand breite Zustimmung. Doch in der Antisklaverei-Politik der 1850er Jahre war nicht alles bewundernswert. So hat Eric Foner darauf hingewiesen, dass »das ganze Argument der freien Arbeit gegen die Ausbreitung der Sklaverei eine entscheidende Zweideutigkeit aufwies. War es die Institution der Sklaverei oder die Anwesenheit des Schwarzen, die den weißen Arbeiter erniedrigte?« Einige Politiker wandten sich mit explizit rassistischen Begriffen gegen die Ausbreitung der Sklaverei und bemühten sich zu zeigen, dass ihre Opposition gegen die Sklaverei keine Vorliebe für Schwarze einschloss.[11]

Das traf besonders auf die Demokraten der Barnburner-Fraktion zu, einen Ableger der Demokratischen Partei New Yorks, der an der Gründung der Free Soil Party maßgeblich beteiligt war. »Ich spreche nicht von den Lebensumständen des Sklaven«, sagte ein Kongressabgeordneter der Barnburner. »Ich gebe weder vor, sie zu kennen, noch ist es notwendig, dass ich hier eine Meinung dazu äußere, ob die Sklaverei sich vorteilhaft oder schädlich auswirkt. Ich schaue darauf, wie sie sich auf den weißen Mann auswirkt, den freien weißen Mann dieses Landes.« David Wilmot, Autor des »Wilmot Proviso« von 1846, der die Sklaverei in den Territorien verbot, die man im Mexikanischen Krieg gewonnen hatte, bestand darauf, dass sein Gesetz »keine zimperliche Empfindsamkeit zum Thema Sklaverei, keine morbide Sympathie für den Sklaven« widerspiegle. Es handle sich, sagte er, um einen »Vorbehalt des weißen Mannes«, dessen Ziel es sei, die Territorien für die »Söhne der Arbeit, meiner eigenen race und eigenen Hautfarbe« zu bewahren.[12]

Dieses Merkmal der politischen Antisklaverei war dem schwarzen Abolitionisten Frederick Douglas nicht entgangen; er stellte fest: »Der Aufschrei der Freien erhob sich, nicht für die Ausweitung der Freiheit für den Schwarzen, sondern für die Erhaltung der Freiheit des Weißen.«[13] George Fitzhugh, der Verfechter der Sklaverei, stellte ein ähnliches Argument heraus – in seiner perversen Klage, dass die Feindschaft gegenüber der Sklaverei den Rassismus des Nordens reflektiere: »Die Abneigung gegen Schwarze, der Rassismus, ist im Norden weit stärker als im Süden; es ist zudem sehr wahrscheinlich, dass man diese Antipathie gegenüber der Person des Schwarzen mit dem Hass auf die Institution verwechselt, mit der er gewöhnlich verbunden ist, oder dass dieser Hass dadurch erst erzeugt wird. Hass gegenüber der Sklaverei ist ganz allgemein kaum mehr als der Hass auf Schwarze.«[14] Es ist jedenfalls klar, dass viele, die sich gegen die Ausbreitung der Sklaverei in die Territorien wandten, keinen Unterschied zwischen dem Fernhalten der Sklaverei und dem Fernhalten der Afroamerikaner machten.

Das Argument der freien Arbeit fand bei Abraham Lincoln großzügigeren Ausdruck. Wie die Abolitionisten bestand Lincoln darauf, dass Sklaverei ein moralisches Übel sei, das man nicht der Volkssouveränität in den Territorien überlassen dürfe. Aus praktischen und verfassungsrechtlichen Gründen war er dagegen, gegen die Sklaverei in Staaten vorzugehen, in denen sie existierte. Er hoffte aber, die Sklaverei werde letztlich verschwinden, wenn sie eingedämmt werde. Obwohl er sich sozialer und politischer Gleichheit einschließlich des Wahlrechts für Schwarze widersetzte, meinte er in seinen Debatten mit Stephen Douglas, dass »es auf der Welt keinen Grund gibt, warum der Schwarze keinen Anspruch hat auf alle in der Unabhängigkeitserklärung aufgezählten Naturrechte – das Recht auf Leben, Freiheit und das Streben nach Glück. Ich halte daran fest, dass er darauf ebenso viel Anspruch hat wie der Weiße.«[15]

Lincoln teilte zwar die moralische Verdammung der Sklaverei mit den Abolitionisten, nicht aber deren voluntaristische Vorstellung von Freiheit. Lincolns Hauptargument gegen die Ausweitung der Sklaverei beruhte auf dem Ideal der freien Arbeit, und im Gegensatz zu den Abolitionisten setzte er Sklavenarbeit nicht mit Lohnarbeit gleich. Die freie Arbeit sei der Sklavenarbeit nicht wegen der Tatsache überlegen, dass freie Arbeiter freiwillig zustimmten, ihre Arbeit gegen Lohn zu tauschen, während Sklaven dem nicht zustimmten. Der Unterschied liege vielmehr darin, dass der Lohnarbeiter im Norden hoffen konnte, diesen Umstand eines Tages hinter sich lassen zu können, während das für eine versklavte Person nicht zutreffe. Nicht Einwilligung unterscheide freie Arbeit von Sklaverei, sondern die Aussicht auf Unabhängigkeit – die Chance, es zu eigenem produktiven Eigentum zu bringen und auf eigene Rechnung zu arbeiten. Lincoln zufolge war es dieses Merkmal des Systems freier Arbeit, das die Südstaaten-Kritiker der Lohnarbeit übersahen: »Sie behaupten, ihre Sklaven seien weit besser dran als freie Männer im Norden. Was für eine irrige Sicht diese Männer von Arbeitern im Norden haben! Sie glauben, hier müssten diese Männer für immer Arbeiter bleiben – doch es gibt keine solche Klasse. Der Mann, der letztes Jahr für einen anderen gearbeitet hat, arbeitet dieses Jahr für sich selbst, und nächstes Jahr wird er andere einstellen, die für ihn arbeiten.«[16]

Lincoln stellte die Idee nicht in Frage, dass diejenigen, die ihr ganzes Leben als Lohnarbeiter zubringen, mit Sklaven vergleichbar seien. Er hielt daran fest, dass beide Arbeitsformen die Arbeit zu Unrecht dem Kapital unterordnen. Diejenigen, die darüber debattierten, »ob es am besten ist, wenn das Kapital Arbeiter mietet und sie so mit deren Zustimmung zur Arbeit veranlasst, oder wenn es sie kauft und sie ohne deren Zustimmung zur Arbeit treibt«, würden die Spanne der Möglichkeiten zu eng sehen. Freie Arbeit sei Arbeit, die von Arbeitgebern und Herren gleichermaßen unabhängig ausgeführt werde. Lincoln bestand darauf, dass die meisten Amerikaner – zumindest im Norden – in diesem Sinne unabhängig seien: »Männer mit ihren Familien – Ehefrauen, Söhnen und Töchtern – arbeiten für sich selbst, auf ihren Farmen, in ihren Häusern und in ihren Läden; sie behalten den gesamten Ertrag für sich und erbitten keinen Gefallen des Kapitals auf der einen Seite, aber auch nicht von Knechten oder Sklaven auf der anderen.«[17]

Lohnarbeit als zeitweiliger Umstand auf dem Weg zur Unabhängigkeit war mit Freiheit vereinbar und absolut unbedenklich. Lincoln stellte sich selbst als Beispiel dar; er erinnerte seine Zuhörer daran, dass er einst ebenfalls ein angeheuerter Arbeiter gewesen war, der Holzstämme für Zäune gespalten habe. Freie Arbeit war nicht dann frei, wenn ein Arbeiter freiwillig für Lohn arbeitete, sondern wenn er die Chance hatte, über den Status als Lohnempfänger hinauszukommen und Selbständigkeit und Unabhängigkeit zu gewinnen. »Der kluge, mittellose Anfänger arbeitet für eine Weile gegen Lohn, spart einen Überschuss an, mit dem er Werkzeuge oder Land für sich kauft, arbeitet dann eine weitere Weile auf eigene Rechnung und stellt schließlich einen anderen Anfänger als Gehilfen ein.« Das sei die eigentliche Bedeutung freier Arbeit, »das gerechte, großzügige und erfolgreiche System, das allen den Weg öffnet«. Lincoln vertraute so sehr auf die Offenheit des Systems freier Arbeit, dass diejenigen, die den Aufstieg nicht schafften, nur Opfer »eines abhängigen Charakters« oder von »Leichtsinn, Narrheiten oder eines einmaligen Unglücks« sein konnten. Wem es dagegen gelang, sich aus der Armut hochzuarbeiten, der war es wert, wie jeder andere Mensch zu leben, dem Vertrauen und politische Macht zukommen.[18]

In Lincolns Händen wurde die aus der republikanischen Tradition der Handwerker abgeleitete Vorstellung der Freiheit zum Sammelpunkt für die Sache des Nordens im Bürgerkrieg. In den 1830er und 1840er Jahren hatten Arbeiterführer diese Vorstellung aufgerufen, um die Gesellschaft des Nordens zu kritisieren; sie befürchteten, dass Lohnarbeit die freie Arbeit ersetzte. Ende der 1850er Jahre beschworen Lincoln und die Republikaner genau diese Vorstellung, um die Gesellschaft des Nordens zu verteidigen; der Norden sei dem Süden deswegen überlegen, weil das System der freien Arbeit Unabhängigkeit möglich mache. »Deshalb identifizierten sich die Republikaner mit den Bestrebungen der Arbeiter im Norden so, wie es die Abolitionisten nie taten, doch zugleich trugen sie dazu bei, diese Bestrebungen in eine Kritik am Süden zu wenden – nicht als Attacke auf die Gesellschaftsordnung des Nordens.«[19]

Der Sieg der Union im Bürgerkrieg beseitigte die von der Sklavenmacht ausgehende Gefahr für die freie Arbeit, doch er erweckte erneut die vom Lohnsystem und dem Industriekapitalismus ausgehende Gefahr und intensivierte sie. Lincoln hatte den Norden im Namen der freien Arbeit und des kleinen, unabhängigen Produzenten in den Krieg geführt, doch der Krieg selbst beschleunigte das Wachstum des kapitalistischen Unternehmertums und der Fabrikproduktion.[20] In den Nachkriegsjahren sahen die Nordstaatler mit wiederauflebender Angst, dass das Ideal der freien Arbeit nicht zur Reali-tät zunehmender wirtschaftlicher Abhängigkeit passte. »Die Phrasen von der Konkurrenz der Sklaverei hatten Unabhängigkeit versprochen; die Arbeitsideale in der Mitte des 19. Jahrhunderts hatten das übernommen. Als die Wirtschaft in die entgegengesetzte Richtung aufbrach und an den Idealen zerrte, entstand ein nagendes, ängstliches Gefühl, verraten worden zu sein.«[21]

1869 berichtete die New York Times über den Niedergang des Systems freier Arbeit und das Vorankommen der Lohnarbeit. Kleine Werkstätten seien »weit weniger verbreitet als vor dem Krieg«, und »die kleinen Hersteller, die dabei geschluckt wurden, sind zu Lohnarbeitern in den größeren Etablissements geworden, deren größere Geldbörsen, Arbeit sparende Maschinen usw. den kleinen Herstellern keine eigene Existenz erlaubten.« Der Artikel kritisierte den geschilderten Trend in Begriffen, die an die Arbeiterbewegung der 1830er und 1840er Jahre erinnerten. Der Absturz des unabhängigen Handwerkers auf den Status des Lohnarbeiters laufe auf »ein System der Sklaverei [hinaus], das so absolut, wenn nicht sogar so erniedrigend ist wie das, welches bis vor kurzem im Süden herrschte.«[22]

Der Zensus von 1870, in dem erstmals detaillierte Informationen über die Beschäftigungen der Amerikaner erhoben wurden, bestätigte, was viele Arbeiter bereits wussten. Ungeachtet einer Ideologie der freien Arbeit, die Freiheit an das Eigentum an produktivem Besitz band, war Amerika zu einer Nation von angestellten Arbeitskräften geworden. 1870 waren zwei Drittel der produktiv tätigen Amerikaner Lohnempfänger, die für ihren Lebensunterhalt von anderen abhängig waren. In einer Nation, die Unabhängigkeit und Selbständigkeit pries, arbeitete nur noch einer von dreien auf der eigenen Farm oder unterhielt einen eigenen Laden.[23]

Angesichts einer Wirtschaft, die der zivilgesellschaftlichen Vorstellung von Freiheit zunehmend widersprach, reagierten die Amerikaner in den Jahren nach dem Bürgerkrieg auf zwei unterschiedliche Arten. Manche bestanden weiterhin darauf, dass Lohnarbeit nicht mit Freiheit vereinbar sei, und bemühten sich, die Wirtschaft nach Kriterien zu reformieren, die republikanische Ideale begünstigten. Andere akzeptierten die Regelungen des Industriekapitalismus (oder übernahmen sie als wünschenswert) und bemühten sich, das Ideal zu revidieren und so Lohnarbeit mit Freiheit zu versöhnen. Lohnarbeit sei mit Freiheit insofern vereinbar, meinten sie, als sie die Zustimmung beider Parteien widerspiegle – eine freiwillige Übereinkunft zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Diejenigen, welche die voluntaristische Vorstellung von Freiheit übernahmen, waren oft uneins darüber, was für eine echte Vertragsfreiheit erforderlich war. Doktrinäre Verfechter des Industriekapitalismus hielten daran fest, dass jede Abmachung über den Tausch von Arbeit gegen Lohn frei sei, ungeachtet der wirtschaftlichen Nöte, denen der Arbeiter unterworfen war. Gewerkschaftler und liberale Reformer meinten dagegen, eine echte Vertragsfreiheit benötige verschiedene Maßnahmen, um eine annähernd gleiche Verhandlungssituation zwischen Arbeit und Kapital schaffen zu können. Die Frage, welche sozialen und ökonomischen Voraussetzungen notwendig seien, damit der Einzelne sich frei entscheiden könne, sollte während des gesamten 20. Jahrhunderts in der amerikanischen Politik und im Rechtswesen viele Kontroversen antreiben. Doch die Auseinandersetzung über die notwendigen Voraussetzungen einer wirklich freien Entscheidung ist eine Debatte in der Terminologie der voluntaristischen Konzeption von Freiheit. Dass diese Debatte im rechtlichen und politischen Diskurs des 20. Jahrhunderts eine so große Rolle spielte, zeigt das Ausmaß, in dem die voluntaristische Vorstellung von Freiheit dazu beigetragen hat, das öffentliche Leben Amerikas zu bestimmen.

Doch von den 1860er bis in die 1890er Jahre koexistierte die (noch nicht vorherrschende) voluntaristische Konzeption der Freiheit mit einer konkurrierenden republikanischen Konzeption, die Freiheit an wirtschaftliche Unabhängigkeit knüpfte. In den Jahrzehnten nach dem Bürgerkrieg spielte die zivilgesellschaftliche Konzeption der Freiheit immer noch eine herausragende Rolle in der politischen Debatte Amerikas. Für die Arbeiterbewegung jener Zeit beseelte sie den letzten anhaltenden Widerstand gegen das System der Lohnarbeit und bestimmte die Suche nach Alternativen.


Labor-Republikanismus im »Vergoldeten Zeitalter«


Die führenden Arbeiterorganisationen des Vergoldeten Zeitalters waren die National Labor Union (NLU, 1866–1872) und die Knights of Labor (1869–1902). Sie wollten vor allem »das Lohnsystem abschaffen«, weil »es einen unvermeidlichen und unlösbaren Konflikt zwischen dem Lohnsystem der Arbeit und der republikanischen Staatsform gibt«.[1] Die Arbeiterbewegung hob zwei Wege hervor, auf denen das Lohnsystem des Industriekapitalismus die republikanische Staatsform bedrohte – direkt, indem er in großen Unternehmen unkontrollierbare Macht konzentrierte, und indirekt, indem er die Charaktereigenschaften zerstörte, die Bürger zur Selbstverwaltung befähigen.

Die Knights of Labor protestierten gegen »die alarmierende Entwicklung und Aggressivität von Großkapitalisten und Unternehmen«. Sie bemühten sich, »ungerechtfertigte Akkumulation und die Macht des angehäuften Reichtums zum Bösen aufzuhalten«. Zu diesem Zweck forderten sie, der Staat solle die Eisenbahn sowie das Telegrafen- und Telefonsystem kaufen und kontrollieren, damit deren Monopolmacht nicht die republikanischen Institutionen überwältigt. »Der Macht dieser Unternehmen über den Staat und über ihre Angestellten kommt nur noch die Macht des Zaren gleich«, warnte George McNeill, ein Anführer der Knights; »die Frage wird sich bald allen republikanischen Bürgern in folgender Form aufdrängen: ›Sollen diese Großunternehmen den Staat kontrollieren, oder sollen sie vom Staat kontrolliert werden?‹«[2]

Jenseits der direkten Gefahr, die Monopolmacht für das republikanische Staatswesen darstellte, befanden sich die schädlichen Auswirkungen des Lohnsystems auf den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter von Arbeitern. Wenn die Führer der NLU und der Knights die Lohnarbeit angriffen, betonten sie oft deren Konsequenzen für die Bildung. »Was würde es uns als Nation nützen«, fragte William H. Sylvis, die führende Persönlichkeit der Arbeiterbewegung in den 1860er Jahren, »wenn wir unsere Institutionen bewahrten und die Moral des Volkes zerstörten, die Verfassung retteten und die Massen in hoffnungsloser Ignoranz, Armut und Kriminalität versinken ließen, wenn alle Formen unserer republikanischen Einrichtungen in den Gesetzessammlungen erhalten blieben und die große Masse der Bevölkerung so tief sänke, dass sie deren einfachste und wesentlichste Grundsätze nicht mehr verstehen könnte …?«[3]

In seiner Rede vor Eisengießern im Jahr 1865 anlässlich der größten Arbeiterversammlung, die je zusammengekommen war, bekräftigte Sylvis das republikanische Prinzip, dass »Volksherrschaften, um stabil und erfolgreich sein zu können, von der Tugend und der Intelligenz der Massen abhängig sind«. Doch unter den vorhandenen Arbeitsbedingungen seien die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Beschäftigten »zumeist die zwischen Herr und Sklave und stehen vollkommen in Widerspruch zum Geist der Institutionen eines freien Volkes«. Die Geschichte habe gelehrt, dass niedrige Löhne nicht nur Armut und Leid mit sich brächten, sondern auch den Gemeinsinn schädigten. Wo die Löhne niedrig seien, sei die Arbeiterklasse »in die Tiefen politischer und sozialer Erniedrigung abgesunken, unfähig, selbst in jene erhabenen Höhen aufzusteigen, die ein freies und aufgeklärtes Volk erreicht, das imstande ist, die eigenen Angelegenheiten selbst zu steuern«. Wenn der Preis der Arbeit sinkt, »nimmt [er] nicht nur die Löhne mit sich, sondern all die erhabenen und edlen Eigenschaften, die uns zur Selbstverwaltung befähigen«.[4]

Wenn das System der Lohnarbeit den Gemeinsinn aushöhlte: Welche wirtschaftlichen Regelungen würden dann rechtschaffene und unabhängige Bürger fördern? Angesichts der Bedingungen des Industriekapitalismus glaubte die Arbeiterbewegung nicht mehr an die individuelle soziale Mobilität, die im Zentrum von Lincolns Lösung der freien Arbeit stand. Sie konnte auch nicht darauf hoffen, die frühere Wirtschaft der überall im Land verstreuten kleinen Farmen und Werkstätten wieder aufleben zu lassen. Sie forderte stattdessen, eine genossenschaftliche Lebensgemeinschaft zu schaffen, in der Produzenten und Verbraucher kooperative Fabriken, Bergwerke, Banken, Farmen und Läden organisierten und dazu ihre Mittel zusammenlegten und die Gewinne teilten. Ein solches System würde nicht nur Arbeitern einen fairen Anteil an den Früchten ihrer Arbeit geben; es würde den Arbeitern auch die Unabhängigkeit zurückgeben, die vom Lohnsystem zerstört wurde.

Sylvis begrüßte Kooperativen als »das eigentliche Heilmittel für die Übel der Gesellschaft; sie ist die großartige Idee, die dazu bestimmt ist, das gegenwärtige System von Zentralisation, Monopol und Erpressung zu zerschlagen. Durch Kooperation werden wir zu einer Nation der Arbeitgeber werden – der Arbeitgeber unserer eigenen Arbeit.« Terence Powderly als Chef der Knights erklärte das Genossenschaftssystem zur Möglichkeit, »diesen Fluch der modernen Zivilisation – die Lohnsklaverei – für immer zu bannen«. Kooperation würde »am Ende jeden zum eigenen Herrn machen – jeden Mann zum eigenen Arbeitgeber«. McNeill freute sich auf den Tag, an dem »das System der Kooperativen das Lohnsystem überflüssig machen wird«. Zusammen mit anderen Reformen würde es einen gediegenen und unabhängigen Arbeiter-Bürger erschaffen, »eine stattliche, voll gerüstete Männlichkeit, welche die Morgenstunden für die Pflichten und Freuden des sonnigen Heims nutzt, das Morgenbad vor der morgendlichen Arbeit nimmt, seine Morgenzeitung im gut ausgestatteten Leseraum der Manufaktur liest … einen Mann, auf dem die Ehren und Pflichten der Zivilisation sicher aufbauen können«.[5]

Das Kooperativen-Ideal war sowohl ein ethisches als auch ein institutionelles System. Seine Vertreter betonten, das Genossenschaftssystem sei kein Programm, das der Staat verordnen solle, sondern ein Projekt für Arbeiter, die es kollektiv verwirklichen sollten. Diese Betonung kollektiver Selbsthilfe war wesentlicher Bestandteil der formativen, aufbauenden und den Charakter formenden Bestrebungen der Bewegung. Obwohl die meisten der von den Knights of Labor vertretenen Reformen politisches Handeln erforderten, erklärte Powderly, »war man der Ansicht, dass nicht alles dem Staat oder der Nation überlassen werden sollte«. Auch wenn er gesetzliche Reformen anstrebe, »sollte der Arbeiter sich auf andere Weise bemühen«. Sylvis drängte darauf, Arbeiter sollten »nicht vergessen, dass Erfolg von eigener Anstrengung abhängt. Nicht was für jemanden getan wird, sondern was die Leute für sich selbst machen, wirkt auf ihren Charakter und ihre Umstände ein.« Das Streben der Arbeiterbewegung nach moralischer und zivilgesellschaftlicher Verbesserung drückte sich auch in einem ehrgeizigen Spektrum von Leseräumen und Vortragsreisenden, Theatergesellschaften und Sportvereinen, Zeitungen und Streitschriften, Ritualen und Paraden aus. »Wir müssen unsere Leute dazu bringen, dass sie lesen und denken«, sagte ein lokaler Arbeiterführer, »und dass sie sich nach höheren und edleren Dingen im Leben umsehen, als nur von einem Tag auf den anderen, von Woche zu Woche und Jahr zu Jahr auf diese elende Weise zu arbeiten.«[6]

Die Forderung der Arbeiterbewegung, das Lohnsystem durch das Genossenschaftssystem zu ersetzen, fand für eine gewisse Zeit Unterstützung bei Reformern aus der Mittelklasse, darunter E.L. Godkin, ein einflussreicher republikanischer Journalist. Godkin attackierte das Lohnsystem, weil es nicht imstande war, tugendhafte Bürger zu kultivieren. Es sei weithin bekannt, bemerkte Godkin, dass »ein Mann, der einwilligt, seine Arbeitskraft zu verkaufen, stillschweigend einwilligt, seine moralische und gesellschaftliche Unabhängigkeit aufzugeben«.[7]

Godkin wiederholte die Argumente Jeffersons und Jacksons, als er behauptete, die Lohnarbeiter der Industrie würden der Würde, Unabhängigkeit und des Bürgersinns beraubt, die für den Erfolg eines demokratischen Staates wesentlich seien: »Kein Mann, dessen Brot und das seiner Kinder vom Willen irgendeines anderen Menschen abhängig ist oder der kein anderes Interesse an seiner Arbeit hat, als einem Arbeitgeber gefällig zu sein, erfüllt diese Voraussetzungen; ein Farmer auf eigenem Land erfüllt sie. So, wie die Gesellschaft in fast allen zivilisierten Ländern derzeit verfasst ist, ist er der einzige Mann, von dem sich sagen lässt, dass er wirklich der eigene Herr ist.« Der Lohnarbeiter dagegen sei einem Zustand »politischer und gesellschaftlicher Abhängigkeit« ausgeliefert.[8]

Godkin verurteilte die »Akkumulation von Kapital in den Händen von vergleichsweise wenigen Personen und Unternehmen« – nicht aus Fairnessgründen, sondern weil sie die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft untergrub und die republikanische Staatsform gefährdete. Das Problem mit der Lohnarbeit liege nicht in der von ihr hervorgebrachten Armut, sondern in den Schäden, die sie bei den zivilgesellschaftlichen Fähigkeiten der Arbeiter anrichte, in »dem unterwürfigen Ton und der unterwürfigen Denkweise«, die sie produziere. Für Godkin wie für die Arbeiterbewegung bestand die Lösung nicht darin, wieder zu einer agrarischen Vergangenheit zurückzukehren. Sie wollten den Industriekapitalismus umformen und dazu das Lohnsystem durch ein System von Kooperativen ersetzen, in dem die Arbeiter die Profite ihrer Arbeit teilen und sich selbst verwalten sollten. Er drang darauf, dass die Arbeiterbewegung »niemals damit aufhören soll, zu agitieren und sich zusammenzuschließen, bis die Herrschaft der Löhne, oder vielleicht sollten wir besser sagen, das Regime der Unterwürfigkeit, ebenso vollständig verschwunden sein wird wie Sklaverei oder Knechtschaft, und bis in keinem freien Land mehr jemand in der Situation bloßer Knechtschaft zu finden sein wird« – abgesehen von den wenigen, die zu lasterhaft oder instabil seien, über sich selbst zu herrschen.[9]

Wie die Arbeiterführer des Vergoldeten Zeitalters bezog sich Godkin auf eine republikanische Vorstellung von freier Arbeit, die unter liberalen Reformern dieser Zeit an Geltung gewann. Dieses Konzept, das freie Arbeit mit Vertragsfreiheit gleichsetzte, rief die Idee der Abolitionisten in Erinnerung, wonach die Arbeit frei sei, die jemand im Tausch gegen Lohn freiwillig verrichtete. In den Jahren vor dem Bürgerkrieg war diese von den Abolitionisten vertretene Gleichsetzung von freier Arbeit mit Lohnarbeit eine Minderheitsmeinung. Die meisten Amerikaner, von nordamerikanischen Arbeiterführern bis hin zu Südstaatlern, die für Sklavenhaltung waren, über Free Soilers bis hin zur republikanischen Partei Lincolns, stimmten ungeachtet aller anderen Differenzen darin überein, dass Lohnarbeit eine mit Freiheit unvereinbare Laufbahn war.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts kam die voluntaristische Vorstellung der freien Arbeit in der Politik und im Rechtswesen Amerikas jedoch immer stärker zum Ausdruck. Am deutlichsten zeigte sich das in der Laisser-faire-Doktrin. Sie wurde von konservativen Ökonomen und Richtern vorangetrieben, die darauf bestanden, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Freiheit haben sollten, alle von ihnen gewählten Beschäftigungsbedingungen frei und ohne gesetzliche Einschränkungen zu vereinbaren. Doch es waren nicht nur die Laisser-faire-Konservativen, deren Argumente das voluntaristische Konzept der freien Arbeit voraussetzten. Auch Sozialreformer beriefen sich auf das Ideal der Vertragsfreiheit, meinten aber, diese Art von Freiheit könne nicht verwirklicht werden, wo die Vertragsparteien den Vertrag unter sehr ungleichen Voraussetzungen aushandelten. Gegen Ende des Jahrhunderts konzentrierte sich die politische Debatte in Amerika weniger darauf, welche wirtschaftlichen Voraussetzungen notwendig waren, um rechtschaffene Bürger heranzubilden, sondern mehr darauf, welche wirtschaftlichen Voraussetzungen notwendig waren, um eine wirklich freie Entscheidung treffen zu können. Den Übergang vom zivilgesellschaftlichen zum voluntaristischen Verständnis der freien Arbeit erkennt man am deutlichsten daran, wie die liberalen Reformer und die Gerichte auf die Versuche der Arbeiterbewegung reagierten, den Achtstundentag per Gesetz einzuführen.


Der Achtstundentag


Unter den liberalen Reformern verkörperte Godkin diesen Übergang. Obwohl er das Lohnsystem als »Feind eines freien Staatswesens« attackierte, das die Moral und den zivilgesellschaftlichen Charakter der Arbeiter schädigte, war er dagegen, den Achtstundentag gesetzlich einzuführen, da er es als »tyrannischen Eingriff des Staates in die Freiheit der Industrie und die Unantastbarkeit von Verträgen« ansah. Wie viele Laisser-faire-Verfechter des Industriekapitalismus verurteilte Godkin den Achtstundentag als »schändliche Farce«, als Verletzung der Vertragsfreiheit und hoffnungslosen Versuch, die Naturgesetze außer Kraft zu setzen. »Keine Legislative kann diese Gesetze auf Dauer ändern oder beeinflussen – so wenig, wie sie den Zeitpunkt von Ebbe und Flut ändern könnte.« Im Gegensatz zu den konventionellen politischen Ökonomen seiner Zeit bestritt Godkin jedoch, dass Vereinbarungen zwischen Arbeitern und Arbeitgebern unter den Bedingungen des Industriekapitalismus generell freiwillig erfolgten.[1]

Als Godkin erklärte, warum die existierenden Arbeitsverhältnisse nicht wirklich frei seien, akzeptierte er die voluntaristische oder vertragsbezogene Vorstellung der Freiheit, die von Laisser-faire-Konservativen vertreten wurde. Doch er verwarf die selbstzufriedene konservative Vorstellung, dass die Praxis der Lohnarbeit dem Ideal der Vertragsfreiheit gerecht werde. Der am Existenzminimum unter erniedrigenden Bedingungen lebende Arbeiter sei nicht in der Position, seine Arbeitskraft wirklich freiwillig gegen eine Entlohnung zu tauschen. Er hatte einfach anzunehmen, was der Kapitalist zu bezahlen bereit war. »Wenn ich einwillige, etwas zu tun, um dem Verhungern zu entgehen, meine Frau und meine Kinder vor dem Verhungern zu bewahren, oder weil ich keine Möglichkeit kenne, etwas anderes zu tun, dann willige ich unter Zwang ein – so, als würde ich mit einer Pistole am Kopf zustimmen, etwas zu tun.«[2]

Godkin hatte kein Problem mit der voluntaristischen Annahme, dass Arbeit eine Ware sei, die wie jede andere ge- und verkauft werden könne. Zumindest grundsätzlich »sollte die Einstellung eines Arbeiters durch einen Kapitalisten einfach bedeuten, dass auf einem offenen Markt ein Teilnehmer eine Ware an einen anderen verkauft«. Doch unter den herrschenden Umständen sei das Lohnsystem außerstande, das voluntaristische Ideal zu verwirklichen. Der Arbeiter könne dem Ideal der Vertragsfreiheit nicht nahekommen, »solange er beim Verhandeln nicht irgendwie auf das Niveau des Arbeitgebers gelangt – solange er nicht in die Lage versetzt wird, mit dem Kapitalisten auf einer Ebene umzugehen«.[3]

Godkin befürwortete einige Maßnahmen, mit denen Verhandlungsbedingungen herzustellen waren, die Arbeiter befähigen sollten, eine echte Zustimmung zu erteilen. Für die Arbeiter war es vor allem wichtig, sich in Gewerkschaften zusammenzuschließen, um die Marktmacht des Kapitals auszugleichen und den Arbeiter »bei Verträgen mit dem Arbeitgeber gleichzustellen und damit frei abschließen zu können«. Langfristig unterstützte Godkin das genossenschaftliche System, in dem Arbeiter zu Kapitalisten und die Früchte ihrer Arbeit teilen würden. Kurzfristig würden Streiks und Gewerkschaften »die einzigen Mittel bleiben, mit denen der Vertrag zwischen dem Arbeiter und dem Kapitalisten … wirklich frei vereinbart werden kann und mit denen der Arbeiter befähigt werden kann, zu gleichen Bedingungen zu verhandeln«.[4]

Godkins Argumente enthielten sowohl die zivilgesellschaftliche als auch die voluntaristische Vorstellung von freier Arbeit – gelegentlich in harmonischer und manchmal in angespannter Beziehung. Er unterstützte die Genossenschaftsbewegung, weil sie den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter von Arbeitern verbessern sollte, und auch, weil sie die unfaire Verhandlungsposition beseitigen würde, die verhinderte, dass Arbeitsbeziehungen wirklich freiwillig waren. Gleichzeitig war er gegen die Achtstunden-Bewegung, weil sie die Unantastbarkeit der Vertragsfreiheit verletzen würde. Auch wenn die herrschenden Bedingungen verhinderten, dass die Vertragsfreiheit verwirklicht werden konnte, würde die gesetzliche Einführung des Achtstundentags keine gleichen Voraussetzungen schaffen; sie würde lediglich eine weitere Verletzung des voluntaristischen Ideals mit sich bringen.

Die Arbeiterbewegung stützte sich dagegen nicht sehr stark auf voluntaristische Argumente. Ihre Begründung für den Achtstundentag bezog sich wie ihre Begründung für das Genossenschaftssystem vor allem auf zivilgesellschaftliche und formative Erwägungen. Wenn Arbeiterführer des Vergoldeten Zeitalters von Vertragsfreiheit sprachen, dann nur, um Kritikern aus der Laisser-faire-Ecke zu widersprechen. So spottete George McNeill von den Knights of Labor über die Idee, die gesetzliche Einführung des Achtstundentags »würde das großartige Recht der Vertragsfreiheit zerstören«. Im existierenden Lohnsystem, meinte er, gebe es keine echte Vertragsfreiheit zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten. »Der sogenannte Vertrag ist eine Vereinbarung, dass Arbeitgeber oder Unternehmen alle Bedingungen des Handels benennen sollen«. Die einzigen Bedingungen, einer echten Vertragsfreiheit näherzukommen, würden zustande kommen, wenn mächtige Arbeiterorganisationen imstande seien, im Namen ihrer Mitglieder zu verhandeln.[5]

Das Hauptargument der Arbeiterführer für einen kürzeren Arbeitstag war nicht, dass er zu verbesserter Zustimmung führen würde. Es ging ihnen darum, dass er den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter von Arbeitern verbesserte. Würden die Arbeitsstunden gesetzlich begrenzt, meinten sie, bekämen Arbeiter mehr Zeit, Bürger zu sein – Zeitungen zu lesen und sich an öffentlichen Angelegenheiten zu beteiligen: »Wir fordern Entlastung bei den Arbeitsstunden, die im Dienst anderer anfallen und uns den ganzen Tag keine Zeit lassen, den öffentlichen Verpflichtungen gerecht zu werden, die uns auferlegt wurden, oder persönliche Begabungen auszuüben oder dem Verlangen nach feineren Genüssen nachzugehen.«[6] Ein kürzerer Arbeitstag würde nicht nur Zeit für zivilgesellschaftliche Tätigkeiten freigeben, sondern den Charakter auch indirekt bilden – Geschmack würde gehoben, Gewohnheiten würden verbessert und die Ambitionen von Arbeitern würden gesteigert. Laut Ira Steward, der führenden Persönlichkeit in der Bewegung für den Achtstundentag, würden Arbeiter durch mehr Muße befähigt, ihre Lebensweise mit anderen zu vergleichen, und ihre Bereitschaft mindern, die entwürdigenden Bedingungen ihrer Existenz zu akzeptieren. »Der Charme des Achtstunden-Systems«, meinte Steward, »liegt darin, dass es den Zerlumpten – den Ungewaschenen – den Unwissenden und den Unhöflichen Zeit und Gelegenheit gibt, sich wegen ihrer Stellung in der Gesellschaft und wegen sich selbst zu schämen.« Ein kürzerer Werktag würde den Massen die Zeit geben, ihr Los mit dem anderer zu vergleichen und mit ihrer Lage unzufrieden zu sein. Das wiederum würde sie Höheres anstreben lassen und sie dazu bringen, auf höheren Löhnen zu bestehen. Während manche ihre höheren Einkünfte und ihre Freizeit für Konsumzwecke nutzen würden, würden andere, »klügere Burschen«, ihre Zeit und ihr Geld zivilgesellschaftlichen Tätigkeiten widmen und Themen studieren wie »politische Ökonomie, Sozialwissenschaft, die hygienischen Bedingungen der Bevölkerung, Verbrechensvorbeugung, Frauenlöhne, Krieg und die zehntausend Pläne zur Verbesserung menschlicher Lebensbedingungen, von denen unser Zeitalter wimmelt«.[7]

McNeill begründete kürzere Arbeitstage nachdrücklich mit Bildungsaspekten; er hoffte, dadurch »die Denkgewohnheiten und Gefühle, die Bräuche und Umgangsformen der Massen« zu verändern. Dabei ging es nicht einfach darum, Arbeiter von dem Stumpfsinn und der Schufterei langer Arbeitstage zu entlasten, sondern darum, sie zu erheben. Verarmte Arbeiter »durch Agitation für höhere Löhne oder weniger Stunden aus ihrer versoffenen Zufriedenheit [zu reißen], heißt, dass man das Niveau ihrer Mannhaftigkeit anhebt, sie an bessere Dinge denken lässt und die organisierte Forderung nach denselben anregt«. Weniger Arbeitsstunden würden Unmäßigkeit, Laster und Verbrechen unter den arbeitenden Klassen verringern und sie dazu bringen, Zeitungen und Büchereien, Leseräume und Versammlungssäle stärker zu nutzen. Mit der Zeit würde der Achtstundentag Arbeiter in solchem Maß erheben und ertüchtigen, dass das Lohnsystems selbst unterginge: »Am Ende wird der Profit aus Arbeit aufhören, und anstelle der Lohnarbeit [wird] die genossenschaftliche Arbeit eingeführt werden.«[8]

1868 hatten sieben Bundesstaaten Achtstunden-Gesetze erlassen, und der Kongress verabschiedete ein Gesetz, das für alle Beschäftigten der Bundesregierung den achtstündigen Arbeitstag festlegte. Doch trotz ihres Erfolges bei den Gesetzen erreichte die Achtstunden-Bewegung ihre weiter gefassten Ziele nicht. Schlupflöcher in den Gesetzen, fehlende Durchsetzung und feindlich eingestellte Gerichte untergruben die gesetzgeberischen Siege der Arbeiterbewegung.[9] Ein ähnliches Schicksal war auch anderen Gesetzesinitiativen der Bewegung im Vergoldeten Zeitalter beschieden, vor allem vor den Gerichten. Gegen Ende des Jahrhunderts waren an die 60 Arbeitsgesetze durch staatliche und föderale Gerichte niedergeschlagen worden – um 1920 waren es dann circa 300.[10]


Lohnarbeit vor den Gerichten


Dass die Debatte über freie Arbeit in die Rechtsprechung Eingang fand, betonte die Verlagerung von zivilgesellschaftlichen zu voluntaristischen Annahmen. Laisser-faire-Richter annullierten Arbeitsrechte mit der Begründung, Arbeiter hätten das Recht, ihre Arbeitskraft gegen Lohn zu tauschen. Verteidiger dieser Rechte erwiderten, dass Lohnarbeit unter den Voraussetzungen von Armut und Ungleichheit nicht wirklich frei sei. Die Kritiker von Lohnarbeit an sich schwanden allmählich aus dem Blick, als die Auseinandersetzungen sich auf die Bedingungen echter Zustimmung und die Rolle gerichtlicher Überprüfung konzentrierten. Ungeachtet der zivilgesellschaftlichen und formativen Ziele, von denen die Gesetze ursprünglich bestimmt gewesen waren, übernahmen diejenigen, die Arbeitsgesetzgebung gegen Angriffe konservativer Gerichte verteidigten, allmählich die voluntaristischen Annahmen ihrer Laisser-faire-Gegner; sie verteidigten die Gesetze als notwendig, um Lohnarbeit zum Gegenstand echter Zustimmung machen zu können.

Obwohl die rechtliche Debatte der Arbeitsfrage vorwiegend im Rahmen voluntaristischer Annahmen verlief, reflektierte die erste gerichtliche Verteidigung der freien Arbeit unter dem 14. Verfassungszusatz das republikanische Verständnis freier Arbeit. Es äußerte sich als Minderheitsvotum in den Slaughter-House Cases des Jahres 1873. Der Gesetzgeber Louisianas hatte ein Unternehmen beauftragt, in New Orleans einen zentralen Viehhof und Schlachthof zu betreiben und alle anderen Schlachthöfe in dem Gebiet untersagt. Alle Metzger hatten demnach in den festgelegten Einrichtungen zu schlachten und die erforderlichen Gebühren zu bezahlen. Eine Gruppe von Metzgern focht das Gesetz an; sie klagten, es verletze ihr Recht auf eigene Schlachthäuser und die Fortführung ihres Gewerbes. Dieses Recht, meinten sie, sei durch die kürzlich angenommenen Verfassungszusätze 13 und 14 geschützt.[1]

In einem 5:4-Urteil wies der Supreme Court ihre Klage mit der Begründung ab, die Verfassungsänderungen würden das Gericht nicht als Garanten individueller Rechte gegen staatliche Eingriffe vorsehen. In einem einflussreichen Minderheitsvotum meinte Richter Stephen Field jedoch, die neuen Zusätze würden das Gericht ermächtigen, fundamentale Rechte zu schützen, darunter das »Recht auf freie Arbeit«. Im Gegensatz zu den Laisser-faire-Richtern, die seine abweichende Meinung später heranziehen sollten, verstand Field freie Arbeit als Handwerk, wie es die republikanische Tradition konzipiert hatte – nicht als Lohnarbeit, sondern als Arbeit, ausgeführt von unabhängigen Herstellern, die ihre eigenen Werkzeuge, Läden oder Produktionsmittel besaßen. Wenn nur Lohnarbeit auf dem Spiel stünde, würde der als Monopol betriebene Schlachthof von New Orleans nicht die gleiche Art von Gefahr darstellen. Das staatlich sanktionierte Monopol hindere Metzger nicht daran, als Metzger zu arbeiten, sondern nur daran, eigene Schlachthäuser zu besitzen und zu betreiben; das raube ihnen die freie Arbeit im republikanischen Sinn.[2]

Laut Field beendeten die Verfassungszusätze zur Rekontruktion der Südstaaten nicht nur die Sklaverei und verliehen den kürzlich befreiten Sklaven die Bürgerrechte. Sie rechtfertigten auch das Ideal der freien Arbeit, in dessen Namen der Norden im Bürgerkrieg gekämpft hatte. Das vom Staat Louisiana beauftragte Monopol habe diese republikanische Vorstellung freier Arbeit untergraben. Ein Metzger könne sein Gewerbe nun nicht mehr als unabhängiger Hersteller betreiben, sondern müsse in den Gebäuden der begünstigten Firma arbeiten und eine erhebliche Gebühr entrichten. »Ihm ist nicht gestattet, seine Arbeit in eigenen Gebäuden zu verrichten, die eigenen Tiere in eigene Ställe zu bringen oder auf eigenem Grund zu halten.« Solche »anrüchigen« Einschränkungen würden Metzger ihrer Unabhängigkeit berauben. Laut Field schützte der 14. Verfassungszusatz das gleiche Recht aller Bürger, allen gesetzeskonformen Berufen und Professionen nachzugehen. Das Schlachthof-Monopol Louisianas schränke dieses Recht ein und verletze damit »das Recht auf freie Arbeit, eines der heiligsten und unantastbaren Rechte des Menschen«.[3]

Später sollten Gerichte Fields Sicht des 14. Verfassungszusatzes übernehmen, nicht aber sein republikanisches Verständnis von freier Arbeit. Wie Field sollten sie daran festhalten, dass dieser Zusatz den Supreme Court verpflichtete, die Gesetze der Bundesstaaten aufzuheben, welche die Rechte des Einzelnen einschließlich des Rechts auf freie Arbeit verletzten. Doch anders als Field verstanden sie freie Arbeit im voluntaristischen Sinn – als Recht des Arbeiters, seine Arbeitskraft gegen Lohn zu verkaufen. Obwohl Field selbst niemals befürwortete, im Namen der Vertragsfreiheit das Arbeitsrecht zu Fall zu bringen, enthielt sein Minderheitsvotum dennoch einen Hinweis, auf den Laisser-faire-Gerichte zurückgriffen, um ihre voluntaristische Sicht zu untermauern. In einer Fußnote zu seiner Erörterung der freien Arbeit nahm Field ein Zitat von Adam Smith auf, das Freiheit mit Selbsteigentum und dem Recht verknüpfte, seine Arbeitskraft zu verkaufen. Staats- und Bundesgerichte, die Fields Votum zitierten, hoben diese Fußnote hervor und vernachlässigten die Tatsache, dass es bei den Slaughter-House Cases nicht um die Rechte von Lohnarbeitern ging, sondern um die Rechte unabhängiger Hersteller.[4]

Von den 1880er bis in die 1930er Jahre annullierten Staats- und Bundesgerichte eine Fülle von Arbeitsgesetzen, weil sie die Freiheit von Arbeitern verletzten. Praktisch all diese Fälle übernahmen die voluntaristische Vorstellung von Freiheit und bekräftigten das Recht des Arbeiters, seine Arbeit gegen Lohn zu verkaufen. In Godcharles vs. Wigeman (1886) hob der Supreme Court von Pennsylvania ein Gesetz auf, das von Unternehmen verlangte, Bergarbeiter und Fabrikarbeiter bar auszuzahlen statt mit Gutscheinen, die in Läden des Unternehmens einzulösen waren. Die Eisenarbeiter hatten auf dieses Gesetz gedrängt, um ihrer Abhängigkeit von Firmenläden zu entkommen, die ihrer unfreiwilligen Kundschaft exorbitante Preise abverlangten. Das Gericht hob das Gesetz auf, weil es »sowohl ein Eingriff in die Rechte des Arbeitgebers als auch in die des Angestellten« sei, »ein beleidigender Versuch, den Arbeiter unter gesetzliche Vormundschaft zu stellen, was nicht nur eine Erniedrigung seiner Mannhaftigkeit ist, sondern seine Rechte als Bürger der Vereinigten Staaten gefährdet. Er darf seine Arbeit gegen das verkaufen, was ihm am besten erscheint – ob gegen Geld oder Waren –, wie auch sein Arbeitgeber sein Eisen oder seine Kohle verkaufen darf.«[5]

In Lochner vs. New York (1905) wurde die voluntaristische Vorstellung von freier Arbeit zum Verfassungsrecht des Bundes. In dieser Verhandlung hob der Supreme Court ein New Yorker Gesetz auf, das eine Höchstzahl von Arbeitsstunden für Bäckereiarbeiter festlegte, weil es »ein ungesetzlicher Eingriff in die Rechte der Einzelnen, sowohl der von Arbeitgebern als der von Arbeitnehmern [ist], Arbeitsverträge abzuschließen, die sie für richtig halten … und die Arbeitsstunden zu begrenzen, in denen erwachsene und vernünftige Männer arbeiten dürfen, um ihren Lebensunterhalt zu verdienen«. Das Gericht konstatierte, dies sei »ein purer aufdringlicher [Eingriff] in die Rechte des Einzelnen« und eine verfassungswidrige Verletzung der Freiheit.[6]

In Coppage vs. Kansas (1914) argumentierte das Gericht ähnlich. Es hob ein staatliches Gesetz auf, das Unternehmen daran hinderte, als Einstellungsvoraussetzung zu verlangen, dass Arbeiter in keiner Gewerkschaft seien. Der Staat Kansas trug vor, das Gesetz sei notwendig, um Arbeiter davor zu schützen, dass sie von Arbeitgebern gezwungen wurden, aus der Gewerkschaft auszutreten. Doch der US Supreme Court widersprach und hielt fest, dass ein Arbeiter, der vor eine solche Entscheidung gestellt werde, dennoch »ein frei Handelnder« sei. Angesichts der Alternative, die Gewerkschaft zu verlassen oder seine Stelle zu verlieren, habe der Arbeiter »die Freiheit zu entscheiden, was aus Sicht seiner Interessen das beste für ihn ist«, er sei »frei, eine freiwillige Entscheidung zu treffen«. Der Supreme Court von Kansas hatte das Gesetz bestätigt, weil »Beschäftigte in der Regel finanziell nicht so unabhängig sind, Verträge zum Verkauf ihrer Arbeitskraft abzuschließen, wie das Arbeitgeber sind, um Verträge zum Kauf dieser Arbeitskraft abzuschließen«. Doch der Supreme Court wies dieses Argument zurück und meinte, dass hier keinerlei Zwang eine Rolle spiele. Denn das Unternehmen zwinge den Arbeitnehmer schließlich nicht, die Stelle anzunehmen. Das Gericht räumte ein, dass es, »wo immer das Recht auf Privateigentum existiert, Ungleichheiten des Vermögens geben muss; deswegen kommt es natürlich vor, dass Parteien, die einen Vertrag aushandeln, von den Voraussetzungen nicht in gleicher Weise behindert werden«. Diese unvermeidlichen Ungleichheiten stellten jedoch keinen Zwang dar und rechtfertigten keine Eingriffe des Staates in das Recht von Arbeitgebern und Angestellten, Arbeit gegen einen Lohn oder zu anderen von ihnen gewählten Bedingungen zu tauschen.[7]

Der Laisser-faire-Konstitutionalismus von Locher und Coppage war ein starker Ausdruck der voluntaristischen Vorstellung von freier Arbeit, die gegen Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts zunehmend den juristischen und politischen Diskurs dominierte. Er war allerdings nicht der einzige Ausdruck. Ein erheblicher Teil der in diesen Jahrzehnten entstehenden Opposition gegen die Laisser-faire-Orthodoxie griff ebenfalls auf voluntaristische Annahmen zurück. Richter mit abweichenden Meinungen sowie reformerisch denkende Kommentatoren und Aktivisten verwarfen die Laisser-faire-Doktrin mit der Begründung, diese völlig ungeregelten Arbeitsverträge seien nicht wirklich freiwillig. Im Gegensatz zur Arbeiterbewegung des Vergoldeten Zeitalters hatten sie nichts gegen die Arbeit als Handelsware einzuwenden, sondern wandten sich nur gegen die unfairen Verhandlungsvoraussetzungen, unter denen der Industriearbeiter seine Ware verkaufte. Sie wollten das Lohnsystem nicht abschaffen, sondern legitimieren, indem sie Bedingungen schafften, unter denen die Zustimmung des Arbeiters wirklich frei war. Selbst unter Reformern verlagerte sich die Debatte über Lohnarbeit von zivilgesellschaftlichen zu vertragsrechtlichen Begriffen.

Der Gedanke, es könnte gerechtfertigt sein, dass der Gesetzgeber Arbeitsgesetze beschließt, um die Verhandlungsposition von Lohnarbeitern anzugleichen, zeigte sich beispielsweise in einigen denkwürdigen Minderheitsvoten zu Fällen der Ära Lochner. Richter John Marshall Harlan legte in seiner abweichenden Meinung nahe, die Verfügung einer Höchstzahl von Stunden sei »aus der Überzeugung [hervorgegangen], dass Arbeitgeber und Angestellte in solchen Etablissements nicht gleichberechtigt seien und dass Letztere durch ihre Bedürfnisse oft dazu gezwungen seien, sich Forderungen zu unterwerfen, die ihre Kräfte über Gebühr beanspruchten«.[8] In seinem Minderheitsvotum im Fall Coppage schrieb Richter Oliver Wendell: »Unter den derzeitigen Bedingungen darf ein Arbeiter nicht zu Unrecht davon überzeugt sein, dass er sich nur als Mitglied einer Gewerkschaft einen Vertrag sichern kann, der ihn fair behandelt.« Diese Überzeugung »darf durch ein Gesetz durchgesetzt werden, um zwischen den Parteien die gleichen Ausgangsbedingungen herzustellen, von denen die Vertragsfreiheit ausgeht«. Ein eigenes abweichendes Votum von Richter William R. Day verteidigte die Gesetze als Versuch, »für den Angestellten die gleiche Handlungsfreiheit zu fördern, derer sich der Arbeitgeber bekanntlich erfreut«. Die Forderung des Unternehmens, dass der Angestellte als Einstellungsvoraussetzung aus seiner Gewerkschaft austreten müsse, sei angesichts der ungleichen Verhandlungspositionen als Zwang anzusehen. Der Staat habe also zu Recht gehandelt, als er die ungleichen Bedingungen ausgleichen wollte, welche die eigentliche Vertragsfreiheit aushöhlten.[9]

Auch außerhalb der Gerichte kritisierten Kommentatoren die Laisser-faire-Doktrin im Namen des voluntaristischen Ideals, das in Lohnarbeitsverträgen impliziert, aber nicht verwirklicht sei. Roscoe Pound kritisierte die Reihe der Urteile von Godcharles über Lochner bis Adair und verteidigte die Gesetzgebung, die »dazu gedacht [ist], Arbeitern ein gewisses Maß praktischer Unabhängigkeit zu vermitteln und sie, einmal in Kraft gesetzt, in eine Position brächte, die mit der ihrer Herren einigermaßen vergleichbar wäre«. Er berief sich auf den englischen Juristen Lord Northington, als er meinte, verarmte Arbeiter könnten kein echtes Einverständnis erteilen: »Notleidende Männer sind in Wahrheit nicht frei, sondern werden sich, um auf eine gegenwärtige Zwangslage zu reagieren, allen Bedingungen unterwerfen, die ihnen der Schlauere auferlegen mag.«[10]

Auch Richard Ely, ein Ökonom und Reformer, hielt daran fest, dass für wahre Vertragsfreiheit staatliche Vorschriften notwendig seien, um die Bedingungen zu regeln, unter denen Verträge abgeschlossen werden. »Gesetzliche Gleichheit im Vertrag ist Bestandteil der modernen Freiheit«, schrieb Ely. »Doch wir haben gesetzliche Freiheit im Vertrag mit einer tatsächlichen Ungleichheit aufgrund ungleicher Voraussetzungen, die dem Vertrag zugrunde liegen. An dieser Stelle müssen wir überall die Reformarbeit aufnehmen, besonders aber in den Vereinigten Staaten.« Anders als für die Arbeiterführer des Vergoldeten Zeitalters lag die Rechtfertigung von Achtstunden-Gesetzen und anderen Arbeitsgesetzen für Ely nicht darin, dass sie den moralischen Charakter ändern oder das Lohnsystem abschaffen sollten, sondern darin, dass sie das in Lohnarbeit implizierte voluntaristische Ideal erfüllen sollten. »Während der freie Vertrag die Regel sein muss, verlangt Freiheit, dass viele Arten von Verträgen gesellschaftlich geregelt werden müssen. Regulierung der Vertragsbedingungen heißt, dass die ›Spielregeln‹ für den Wettbewerb festgelegt werden.«[11]


Der Untergang des zivilgesellschaftlichen Ideals


Die treibende Vision der Reformen verlagerte sich zur Jahrhundertwende hin vom zivilgesellschaftlichen zum voluntaristischen Ideal. Das zeigte sich auch darin, dass sich der Charakter der Arbeiterbewegung veränderte. Die Knights of Labor, die das Lohnsystem in Frage stellten, weil sie hoff-ten, tugendhafte Bürger-Produzenten heranzuziehen, erlebten Mitte der 1880er Jahre eine Explosion der Mitgliederzahl, die 1886 bei über 700000 lag. Die Knights übernahmen die Jackson’sche Vorstellung der »produzierenden Klassen« und erfassten so gelernte und ungelernte Arbeiter ebenso wie manche kleinen Händler und Fabrikanten. Nur »Nichthersteller« wie Anwälte, Bankiers und Spekulanten sowie diejenigen, die mit dem Laster in Verbindung gebracht wurden – etwa Saloon-Besitzer und Berufsspieler – kamen für eine Mitgliedschaft nicht in Frage. Die Knights durchbrachen auch Schranken für race und Geschlecht – sie registrierten 60000 schwarze Mitglieder und eine noch größere Zahl von Frauen.[1]

Die Knights waren mehr als nur Gewerkschaft – sie waren eine Reformbewegung, die danach strebte, dem Industriesystem »republikanische Grundsätze aufzupfropfen« und die Wirtschaft so zu reformieren, dass sie der Selbstverwaltung mehr Raum bot.[2] Doch das Genossenschaftssystem, das den Wandel voranbringen sollte, hatte wenig bleibenden Erfolg. Mitte der 1880er Jahre hatten Gemeindeversammlungen mehr als einhundert kleine Kooperativen gegründet, darunter Lebensmittelläden, Einzelhandelsgeschäfte, Zeitungen, Werkstätten und Fabriken, doch die meisten litten unter Kapitalmangel und überlebten nur ein paar Jahre.[3] Die Knights, bedrängt durch Rückschläge bei Gerichten, aggressive Opposition von Arbeitgebern und Spaltungen innerhalb der Arbeiterbewegung, erlebten einen beschleunigten Niedergang – 1890 war ihre Mitgliederzahl auf 100000 gesunken. Bald darauf gerieten sie in Vergessenheit.[4]

Mit dem Niedergang der Knights entfernte sich die Arbeiterbewegung von republikanisch inspirierten Reformen und bewegte sich in Richtung auf eine Version der Gewerkschaftsarbeit, welche die Struktur des Industriekapitalismus akzeptierte, den Fortbestand der Lohnarbeit zugab und sich bemühte, den Lebensstandard und die Arbeitsbedingungen von Arbeitern zu verbessern. »Der durchschnittliche Lohnempfänger hat sich damit abgefunden, dass er ein Lohnempfänger bleiben muss«, erklärte John Mitchell als Präsident der Bergarbeitervereinigung im Jahr 1903, und »die Hoffnung auf ein kommendes Königreich aufgegeben, in dem er Kapitalist sein wird.«[5]

Der Aufstieg der American Federation of Labor (AFL) in den 1890er Jahren zeigte, dass die Arbeiterbewegung sich von republikanisch inspirierten Reformen abgewandt und sich »purer, einfacher« Gewerkschaftsarbeit zugewandt hatte. »Als Gegner breiter Programme gesellschaftlichen Umbaus schauten [die Gewerkschaften] eher auf unmittelbare materielle Verbesserungen im Rahmen vorhandener Institutionen und stützten sich überwiegend auf wirtschaftliche Organisation und Aktionen.«[6] Unter der Führung von Samuel Gompers gab die AFL ihren langjährigen Kampf mit dem Lohnsystem auf und richtete ihre Aufmerksamkeit auf Wohlstand und Fairness. »Wir arbeiten unter dem Lohnsystem«, erklärte Gompers 1899. »Durch welches System es einmal ersetzt werden wird, kann ich nicht sagen … Ich weiß, dass wir im Lohnsystem leben, und solange es überdauert, haben wir vor, für die Arbeit einen ständig größer werdenden Anteil zu sichern.«[7]

Die neuen Gewerkschaften redeten nicht von den produzierenden Klassen, sondern offen von »Lohnempfängern« oder der »Arbeiterklasse« und beendeten Ansätze, ein Bündnis mit kleinen Geschäftsleuten und Herstellern zu schmieden. Wo Labor-Reformer wie die Knights sich der Kapitalkonzentration in Großunternehmen widersetzten, akzeptierten die Gewerkschaften wirtschaftliche Konzentration als »logisches und unvermeidliches Merkmal unseres modernen Industriesystems« und bemühten sich, Arbeit als kompensierende Macht zu organisieren.[8] Gompers schrieb dazu: »Die beiden Bewegungen unterschieden sich grundlegend.« Die Knights of Labor »beruhten auf dem Prinzip der Kooperation, ihr Ziel waren Reformen. [Sie] waren stolz darauf, etwas Höheres und Großartigeres zu sein als eine Gewerkschaft oder eine Partei.« Gewerkschaften dagegen »bemühten sich um wirtschaftliche Verbesserungen, um Lohnempfängern die Mittel für breitere Chancen in die Hand zu geben«. Sie strebten keine politischen Reformen an, sondern »wirtschaftliche Verbesserung – heute, morgen, zu Hause und in der Werkstatt«.[9]

In den Tagen ihres Niedergangs prangerten die Knights of Labor die begrenzten Ziele der Gewerkschaften an und hielten an den älteren Ambitionen der Arbeiterbewegung fest. Die Knigths »haben nicht so sehr die Absicht, das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Angestellten zu korrigieren«, verkündete ihr Führer 1894, sondern die Wirtschaft so zu verändern, dass »alle, die das möchten, für sich selbst arbeiten dürfen – unabhängig von großen Unternehmen und Firmen, die Leute einstellen. Grund ist nicht die Frage, wie Löhne angepasst werden, sondern die Frage, wie das Lohnsystem abgeschafft und ein genossenschaftliches Industriesystem errichtet werden kann.«[10]

Gompers wiederum verweigerte für die Gewerkschaftsbewegung jegliche weiter gefasste Aussage über ihr Anliegen – abgesehen davon, dass sie wirtschaftliche Verbesserungen für Lohnempfänger gewährleisten sollten: »Wir Männer von der Arbeiterbewegung versuchen meist, unsere Ziele in Begriffen der Praxis auszudrücken … Ich hatte keine Formel für [unsere] Arbeit und hätte meine Philosophie nicht in Worte fassen können. Ich habe intuitiv gearbeitet.« Ähnlich starrköpfig formulierte auch Adolph Strasser, der Vorsitzende der Cigar Makers’ Union, den Verzicht auf breitere Ziele politischer oder ökonomischer Reformen. Als er 1883 vor dem Senatskomitee für Arbeit und Kapital aussagte, wurde er nach den ultimativen Zielen seiner Vereinigung gefragt. »Wir haben keine letztgültigen Ziele«, erwiderte Strasser. »Wir machen von einem Tag auf den anderen weiter. Wir kämpfen nur für unmittelbare Dinge – Dinge, die in wenigen Jahren zu verwirklichen sind … Wir sind alle Männer der Praxis.«[11]

Auch wenn die Gewerkschaften keine letztgültigen Ziele bekundeten, hatten sie dennoch eine gewisse Vorstellung von Freiheit. Diese Vorstellung hatte mit der voluntaristischen Sicht ihrer Gegner in der Industrie mehr gemein als mit der zivilgesellschaftlichen Vision ihrer am Handwerk orientierten republikanischen Vorgänger. Wenn Gewerkschaften das Vereinigungs- und Streikrecht geltend machten, übten sie, wie Gompers festhielt, weder Zwang auf Arbeitgeber oder nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeiter aus, noch stellten sie die Prämissen des Industriekapitalismus in Frage; sie schlossen sich einfach freiwillig in Organisationen zusammen, um die Marktmacht der Arbeitnehmer in gleicher Weise auszuüben, wie die Unternehmen ihre Marktmacht einsetzten. Wie Gompers betonte, leitete die Gewerkschaftsbewegung ihre Berechtigung aus genau der Freiheitsvorstellung ab, die von Vertretern der Industrie beschworen wurde: »Das ganze Evangelium dieser Sache lässt sich in einem – vertrauten – Ausdruck zusammenfassen: Vertragsfreiheit.«[12]

Von Jefferson über Lincoln bis zu den Knights of Labor hatten Gegner des Lohnsystems im Namen der zivilgesellschaftlichen Vorstellung von Freiheit argumentiert; freie Arbeit war Arbeit, die rechtschaffene, unabhängige Bürger hervorbrachte, die zur Selbstverwaltung befähigt waren. Als dieses Argument erlahmte, schwand auch die Vorstellung von Freiheit, von der es bestimmt worden war. Als man die Lohnarbeit als dauerhafte Voraussetzung akzeptierte, verlagerte sich die rechtliche und politische Diskussion in Amerika von der zivilgesellschaftlichen zur voluntaristischen Konzeption von Freiheit. Arbeit war nun insofern frei, als der Arbeiter einwilligte, seine Arbeitskraft gegen einen Lohn einzutauschen. Die Einführung der voluntaristischen Vorstellung löste nicht alle Kontroversen über Arbeitsbeziehungen, goss die Auseinandersetzung aber in andere Begriffe. Als Reformer und Konservative des 20. Jahrhunderts Fragen von Löhnen und Arbeit debattierten, betraf das meist die Voraussetzungen für echte Einwilligung, nicht aber die Bedingungen für eine Förderung des Gemeinsinns.

Aus Sicht der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft stand die voluntaristische Vorstellung von freier Arbeit für einen geringeren Anspruch. Denn obwohl sie die individuelle Entscheidung hervorhob, räumte sie die breitere Voraussetzung von Abhängigkeit als unvermeidlich ein, der sich die republikanische Tradition lange widersetzt hatte. Damit markierte sie einen entscheidenden Moment im Übergang Amerikas von einer republikanischen Philosophie des Öffentlichen zu der Version des Liberalismus, der die prozedurale Republik bestimmt.

Doch am Anfang des 20. Jahrhunderts war die prozedurale Republik noch im Entstehen begriffen; die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft hatte den Weg zu einer politischen Ökonomie des Wirtschaftswachstums und der Verteilungsgerechtigkeit noch nicht ganz freigemacht. Außerdem hatten Politik und Recht noch nicht die Prämisse übernommen, dass der Staat gegenüber konkurrierenden Vorstellungen des guten Lebens neutral sein müsse. Das voluntaristische Konzept der Freiheit setzte sich zwar immer stärker durch, doch die Idee, dass der Staat bei der Gestaltung des moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakters seiner Bürger eine Rolle spielt, blieb im Diskurs und der Praxis des öffentlichen Lebens in Amerika erhalten. In den Händen der Progressiven fand das Bildungsideal der republikanischen Tradition neuen Ausdruck. Zumindest für einige Jahrzehnte erörterten die Amerikaner Wirtschaftspolitik weiterhin nicht nur aus Sicht von Wohlstand und Fairness, sondern auch unter dem Gesichtspunkt der Selbstverwaltung.


4.
Gemeinschaft, Selbstverwaltung und Reform in der Ära der Progressiven


Die voluntaristische Auffassung von Freiheit, die sich in der Debatte über Lohnarbeit herausbildete, bestimmte allmählich auch andere Aspekte der Politik und der Rechtsprechung in Amerika. Die Vorstellung, der Staat solle den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter seiner Bürger formen, schwächte sich im Lauf des 20. Jahrhunderts ab. Stattdessen verbreitete sich der Gedanke, der Staat solle gegenüber den von seinen Bürgern unterstützten Werten neutral sein und die Fähigkeit jeder Person respektieren, die je eigenen Ziele selbst zu wählen. In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg spielte das voluntaristische Ideal beispielsweise eine herausragende Rolle, als der Wohlfahrtsstaat und die gesetzliche Ausweitung individueller Rechte begründet werden sollten. Verfechter des Wohlfahrtsstaates meinten typischerweise, wenn man die Fähigkeit der Menschen achte, eigene Ziele zu wählen, dann müsse man ihnen die materiellen Voraussetzungen menschlicher Würde bereitstellen – etwa Nahrung und Obdach, Bildung und Beschäftigung. Gleichzeitig erweiterten Gerichte die Rechte auf freie Meinungsäußerung, Religionsfreiheit und Privatsphäre – oft mit der Begründung, damit würde die Fähigkeit der Menschen berücksichtigt, ihre Überzeugungen und Bindungen selbst zu wählen.

Doch trotz dieser Errungenschaften konnte das vom voluntaristischen Selbstbild bestimmte öffentliche Leben den Wunsch nach Selbstbestimmung nicht erfüllen. Trotz der Erweiterung individueller Rechte und Ansprüche in den letzten Jahrzehnten stellen Amerikaner frustriert fest, dass ihre Kontrolle über die Kräfte, die ihr Leben lenken, eher ab- als zunimmt. Auch wenn das liberale Selbstbild seine Verankerung in Amerikas politischer und verfassungsrechtlicher Praxis vertieft, gibt es ein weithin verbreitetes Gefühl, wir seien gefangen im Griff unpersönlicher Machtstrukturen, die unser Verständnis und unsere Kontrolle in Frage stellen. Der Triumph der voluntaristischen Vorstellung von Freiheit fiel paradoxerweise mit dem zunehmenden Gefühl von Entmachtung zusammen.

Dieses Gefühl der Entmachtung ergibt sich aus der Tatsache, dass das liberale Selbstbild und die aktuelle Organisation des modernen Sozial- und Wirtschaftslebens in scharfem Gegensatz zueinander stehen. Auch wenn wir als frei wählende, unabhängige Personen denken und handeln, sehen wir uns in ein Netz von Abhängigkeiten eingebunden, die wir nicht gewählt haben und die wir immer mehr ablehnen. Dieser Umstand lässt die Plausibilität republikanischer Bedenken mit neuer Kraft auferstehen. Wie die republikanische Tradition lehrte, bedeutet frei sein, an der Lenkung einer politischen Gemeinschaft teilzuhaben, die ihr eigenes Schicksal in der Hand hat. Selbstverwaltung in diesem Sinn verlangt politische Gemeinschaften, die ihr Schicksal lenken, und Bürger, die sich so weit mit diesen Gemeinschaften identifizieren, dass sie mit Blick auf das Gemeinwohl denken und handeln.

Es ist bestenfalls eine offene Frage, ob Selbstverwaltung in diesem Sinn unter modernen Bedingungen möglich ist. In einer Welt globaler wechselseitiger Abhängigkeit sind nicht einmal mehr die mächtigsten Nationalstaaten Herren ihres Schicksals. Und in einer so diversen Gesellschaft wie in den Vereinigten Staaten ist alles andere als klar, dass wir uns ausreichend mit dem Wohl des Ganzen identifizieren, um im Sinne eines Gemeinwohls zu regieren. Dass es auf der Ebene der Nation kein Gemeinschaftsleben gibt, fördert in der Tat den Trend zur prozeduralen Republik. Wenn wir uns nicht über Moral, Religion oder ultimative Ziele einigen können, meinen zeitgenössische Liberale, können wir uns vielleicht auf Bedingungen einigen, die das Recht der Menschen achten, ihre Ziele selbst zu wählen. Deshalb bemühe sich die prozedurale Republik, die voluntaristische Vorstellung von Freiheit zu verwirklichen und auch darum, Politik und Rechtsprechung von substanziellen moralischen Kontroversen abzulösen.

Doch die Unzufriedenheit und Frustration, von denen die zeitgenössische amerikanische Politik geplagt wird, verdeutlichen die Grenzen der von der prozeduralen Republik gebotenen Lösung. Die Unzufriedenheit, die in den letzten Jahrzehnten an Stärke gewonnen hat, stammt zweifellos aus mehreren Quellen – darunter die enttäuschten Erwartungen einer Generation, die zu einer Zeit erwachsen wurde, in der Amerika die Welt beherrschte und in der die Binnenwirtschaft einen immer weiter steigenden Lebensstandard versprach. Als das Wirtschaftswachstum in den letzten Jahrzehnten nachließ, als die globale Interdependenz Amerikas Rolle in der Welt komplizierter machte, als politische Institutionen sich als unfähig erwiesen haben, heimische Leiden wie Kriminalität, Armut, Drogen und urbanen Verfall zu lindern, hat das Gefühl der Beherrschung, das in den 1950er und 1960er Jahren vorherrschte, einem Gefühl von Lähmung und Abrutschen Platz gemacht.

Doch jenseits dieser speziellen Frustrationen könnte man auf einer anderen Ebene das Dilemma der liberalen Demokratie im heutigen Amerika auf einen Mangel des voluntaristischen Selbstbilds zurückführen, das ihr zugrunde liegt. Das Gefühl der Entmachtung, das Bürger der prozeduralen Republik plagt, dürfte den Verlust von Handlungsmacht reflektieren, der sich einstellt, wenn man Freiheit von Selbstverwaltung trennt und in den Willen einer unabhängigen Persönlichkeit verlagert, die von nicht selbst gewählten moralischen oder gemeinschaftlichen Bindungen unbelastet ist. Eine solche Persönlichkeit – auch wenn sie von der Last nicht selbst gewählter Identitäten befreit ist und ein Anrecht auf die vom Wohlfahrtsstaat gewährte Spanne von Rechten hat – könnte sich dennoch überwältigt fühlen, wenn sie sich der Welt auf Grundlage der eigenen Ressourcen zuwendet.

Wenn die amerikanische Politik den zivilgesellschaftlichen Aspekt der Freiheit revitalisieren will, muss sie herausfinden, welche ökonomischen Voraussetzungen für die Selbstverwaltung günstig sind. Sie muss sich fragen, wie das öffentliche Leben einer pluralistischen Gesellschaft in den Bürgern das erweiterte Selbstverständnis fördern kann, das für ein zivilgesellschaftliches Engagement nötig ist. Sie muss die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft in Begriffen wiederbeleben, die für unsere Zeit relevant sind. Die herrschende Agenda der Politik, die so sehr auf Wirtschaftswachstum und Verteilungsgerechtigkeit fokussiert ist, lässt wenig Raum für zivilgesellschaftliche Erwägungen. Deshalb könnte es hilfreich sein, sich daran zu erinnern, wie eine frühere Generation von Amerikanern solche Fragen debattiert hat – in einer Zeit, bevor die prozedurale Republik Form annahm.


Die Auseinandersetzung mit einem Zeitalter der Organisation


In den letzten Jahrzehnten des 19. und den ersten des 20. Jahrhunderts nahmen sich die Amerikaner dieser Fragen klar und energisch an. Denn damals sah sich das frei entscheidende individuelle Selbst erstmals dem Zeitalter der Organisation gegenüber – plötzlich in nationalem Maßstab. »Als das Beziehungsnetzwerk, das die Lebenswelt der Menschen betraf, von Jahr zu Jahr verwickelter und umfangreicher wurde, wussten die Amerikaner ganz grundsätzlich nicht mehr, wer oder wo sie waren. Die Bedingungen hatten sich auf für sie unverständliche Weise verändert, und in einem entfremdeten Kontext hatten sie sich selbst verloren.«[1]

Politiker und Gesellschaftskritiker artikulierten die Ängste einer Zeit, in der das Selbstverständnis der Menschen nicht mehr mit der Welt übereinstimmte, in der sie lebten. Sie sprachen von Einzelnen, die von traditionellen Gemeinschaften befreit, aber von den Umständen überrumpelt wurden und von der Größenordnung des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens verunsichert waren. Woodrow Wilson sagte in seinem Wahlkampf um das Präsidentenamt im Jahr 1912: »Es gibt einen Sinn, in dem der Einzelne heute verschwindet.« Die meisten Menschen arbeiteten nun nicht für sich selbst oder in Partnerschaft mit anderen, sondern als Angestellte in Großunternehmen. Unter solchen Bedingungen werde der Einzelne von Großorganisationen »verschlungen«, er sei »in einer großen, wirren Verflechtung komplizierter Umstände gefangen« und »hilflos« angesichts riesiger Machtstrukturen. In der modernen Welt wiesen »die alltäglichen Beziehungen des Menschen in großem Maßstabe auf gewaltige unpersönliche Geschäftsgruppen und Organisationen und nicht auf andere individuelle Menschen. Das ist nichts anderes als ein neues soziales Zeitalter, eine neue Ära der menschlichen Beziehungen«.[2]

Der Philosoph John Dewey bemerkte, dass die Theorie des frei entscheidenden individuellen Selbst »genau zu der Zeit formuliert wurde, als das Individuum in der Lenkung der gesellschaftlichen Angelegenheiten wenig zählte, – zu einer Zeit, in der mechanische Kräfte und riesige unpersönliche Organisationen die Form der Dinge bestimmten«. Wie konnte diese paradoxe Situation entstehen? Laut Dewey befreiten die modernen wirtschaftlichen Kräfte den Einzelnen von herkömmlichen Gemeinschaften und förderten damit ein voluntaristisches Selbstverständnis, doch gleichzeitig entmachteten sie die Einzelnen und lokale politische Entitäten. Der Kampf um die Befreiung von traditionellen Gemeinschaften wurde fälschlicherweise »mit der Befreiung des Individuums an sich identifiziert; in der Heftigkeit des Kampfes wurden Vereinigungen und Institutionen unterschiedslos als Feinde der Freiheit verurteilt, es sei denn sie waren das Ergebnis individueller Übereinkunft und freier Wahl«.[3]

Mittlerweile verstärkte das allgemeine Wahlrecht das voluntaristische Selbstbild, weil es den Anschein erweckte, dass Bürger die Macht hätten, »die sozialen Beziehungen auf Grundlage individuellen Wollens zu gestalten. Das Stimmrecht für das Volk und das Mehrheitsprinzip lieferten der Einbildungskraft das Bild von Individuen, wie sie in ihrer ungehinderten individuellen Souveränität den Staat erschaffen.« Doch auch das verschleierte eine tiefere, härtere Wirklichkeit. Das »Schauspiel ›freier Menschen‹, die zur Wahl gehen, um durch ihre persönlichen Willensäußerungen die politischen Formen zu bestimmen, unter denen sie leben sollen«, sei eine Illusion. Denn genau die technologischen und industriellen Kräfte, die den Zusammenhalt traditioneller Gemeinschaften auflösten, bildeten eine Machtstruktur, die das Leben der Menschen lenkte – jenseits der Reichweite individueller Entscheidung oder Einwilligung. »Statt des von der Theorie erwarteten unabhängigen, selbst-bewegten Individuums haben wir standardisierte austauschbare Einheiten. Personen sind miteinander verbunden, nicht weil sie sich freiwillig zur Vereinigung in diesen Formen entschlossen haben, sondern weil ungeheure Ströme die Menschen zusammenbringen.« Die neuen ökonomischen Strukturen seien »so massiv und umfassend«, dass sie und nicht Einzelne, politische Strukturen oder auch der Staat den Lauf der Ereignisse bestimmten.[4]

Weil die Art, in der die Menschen ihre Identität wahrnahmen, und die Art, in der das Wirtschaftsleben organisiert war, nicht zusammenpassten, entstanden damals wie heute Befürchtungen um die Aussichten der Selbstverwaltung. Die Gefahr für die Selbstverwaltung nahm zwei Formen an. Da war einmal die bei riesigen Unternehmen angehäufte Machtkonzentration; dazu kam die Zersetzung traditioneller Formen von Autorität und Gemeinschaft, die das Leben der meisten Amerikaner im ersten Jahrhundert der Republik gelenkt hatten. Zusammen untergruben diese Entwicklungen die Bedingungen, die eine Selbstverwaltung ermöglicht hatten. Eine von riesigen Unternehmen dominierte nationale Wirtschaft verringerte die Autonomie lokaler Gemeinschaften, dem traditionellen Ort der Selbstverwaltung. Weil mittlerweile große, unpersönliche Städte voller Einwanderer, Armut und Unordnung immer weiterwuchsen, erwachte in manchen die Furcht, den Amerikanern könne es an ausreichendem moralischen und zivilgesellschaftlichen Zusammenhalt mangeln, um in Einklang mit einer gemeinsamen Vorstellung des guten Lebens regieren zu können.

Die Krise der Selbstverwaltung und die Zersetzung der Gemeinschaft waren eng miteinander verbunden. Da die Amerikaner sich traditionellerweise als Mitglieder dezentraler Gemeinschaften selbst verwaltet hatten, erlebten sie den Abbau von Gemeinschaft als Verlust von Handlungsmacht – als eine Form von Entmachtung. Robert Wiebe hat dazu angemerkt: »Das große Opfer von Amerikas Umbruch am Ende des Jahrhunderts war die Inselgemeinde. Die Amerikaner sollten zwar noch für mehrere Jahrzehnte mehrheitlich in relativ kleinen, persönlichen Zentren leben. Doch die Gesellschaft, die auf der effektiven Souveränität der Gemeinschaft und auf ihrer Fähigkeit beruhte, Angelegenheiten innerhalb der eigenen Grenzen zu regeln, funktionierte nicht mehr. Beschleunigt wurde die Krise, weil das Vertrauen in die Kräfte der Gemeinschaft weitgehend verlorenging.«[5]

Der Verlust der Gemeinschaft wurde von einem akuten Gefühl von Haltlosigkeit begleitet. In einer unpersönlichen Welt suchten Männer und Frauen nach Halt. Als die Amerikaner »sich immer weiter von ihren Gemeinden entfernten, versuchten sie verzweifelt, die größer gewordene Welt in Begriffen ihrer kleinen, vertrauten Umgebung zu erfassen«. Weil ihnen das nicht gelang, wuchs eine Stimmung von Ängstlichkeit und Frustration. »Wir sind bis zu den Wurzeln unseres Seins verunsichert«, schrieb Walter Lippmann 1914. »Es gibt keine menschliche Beziehung, ob zwischen Eltern und Kind, Ehemann und Frau, Arbeiter und Arbeitgeber, die nicht in eine seltsame Lage gerät. Wir sind nicht an eine komplizierte Zivilisation gewöhnt, wir wissen nicht, wie wir uns verhalten sollen, wenn persönlicher Kontakt und ewige Autorität verschwunden sind. Es gibt keine Präzedenzfälle, die uns leiten, kein Wissen, das nicht für ein einfacheres Zeitalter gemacht war. Wir haben unsere Umwelt schneller verändert, als wir uns selbst verändern können.« Im Zentrum der Angst stand die Unfähigkeit der Menschen, in der Welt, in der sie sich befanden, einen Sinn zu erkennen. »Der moderne Mensch ist in dieser Welt noch nicht zu Hause«, schloss Lippmann. »Sie kommt ihm fremd vor, erschreckend, verführerisch und unverständlich riesig.«[6]

Obwohl die neuen Formen von Industrie, Transport und Kommunikation die Entwurzelung vorantrieben, schienen sie eine neue, breitere Grundlage für politische Gemeinschaft zu bieten. In vielerlei Hinsicht waren die Amerikaner des frühen 20. Jahrhunderts enger verbunden als je zuvor. Bahnlinien zogen sich über den Kontinent. Telefon, Telegraf und Tageszeitung brachten die Menschen in Kontakt mit fernen Orten. Und ein komplexes Industriesystem verband die Menschen in einem ausgedehnten Geflecht wechselseitiger Abhängigkeit, das ihre Arbeit koordinierte. Manche sahen in der neuen wechselseitigen Abhängigkeit von Industrie und Technologie eine erweiterte Form von Gemeinschaft. »Dampf hat uns Elektrizität gebracht und aus der Nation eine Nachbarschaft gemacht«, schrieb William Allen White. »Stromkabel, Rohrleitungen aus Stahl, elektrische Straßenbahn, Tageszeitung, Telefon, transkontinentale Verkehrsverbindungen per Schiene und Wasserweg … haben aus uns einen gemeinsamen Körper gemacht – gesellschaftlich, industriell, politisch … Es ist allen Menschen möglich, einander zu verstehen.«[7]

Nüchternere Beobachter waren sich weniger sicher. Dass die Amerikaner sich in einem komplexen Netz von wechselseitiger Abhängigkeit wiederfänden, garantiere nicht, dass sie sich mit diesem Netz identifizierten oder ein gemeinschaftliches Leben mit den unbekannten anderen teilten, die ähnlich darin eingebunden waren. Die Sozialreformerin Jane Addams schrieb dazu: »Theoretisch werden die Menschen durch ›Arbeitsteilung‹ stärker voneinander abhängig und menschlicher, weil sie in einen gemeinsamen Zweck einbezogen werden.« Doch ob diese Einheit des Zwecks erreicht werde, hänge davon ab, ob die Teilnehmer Stolz für das gemeinsame Projekt entwickeln und es als ihr eigenes ansehen: »Die bloße mechanische Interdependenz bedeutet nichts.«[8]

Der Soziologe Charles Cooley stimmte dem zu: »Obwohl der Einzelne in einem rein mechanischen Sinn Teil eines größeren Ganzen als je zuvor ist, hat er oft diese bewusste Mitgliedschaft im Ganzen verloren, von der die Spannweite des Menschseins abhängt: Solange das umfassendere Leben kein moralisches Leben ist, gewinnt er in dieser Hinsicht nichts und kann sogar verlieren.« Zudem untergrabe das aktuelle Industriesystem aufgrund seiner Größenordnung die gemeinsame Identität derer, deren Aktivitäten es koordiniert. »Der Arbeiter, der Geschäftsmann, der Farmer und der Rechtsanwalt tragen zum Ganzen bei; weil sie aber durch die schiere Größe des Systems moralisch isoliert sind, lebt das Ganze normalerweise nicht in ihrem Denken.« Obwohl neue Kommunikations- und Transportmittel »die mechanische Grundlage« für eine erweiterte moralische Solidarität bereitstellten, sei es im besten Fall eine offene Frage, ob diese größere Gemeinschaftlichkeit erreicht werde. »Die riesige Struktur von Industrie und Handel bleibt größtenteils enthumanisiert, und ob sie sich als echtes Gut erweist oder nicht, hängt davon ab, ob es uns gelingt, sie vital, bewusst und moralisch zu machen.«[9]

Die wachsende Lücke zwischen der Größenordnung des Wirtschaftslebens und den Formeln kollektiver Identität veranlasste soziale Vordenker jener Zeit, den Unterschied zwischen Kooperation und Gemeinschaft hervorzuheben. Das industrielle System war insofern ein kooperatives Netz, als es die Anstrengungen vieler Einzelner koordinierte. Doch solange die Einzelnen kein Interesse am Ganzen entwickelten und ihre Tätigkeit als Ausdruck ihrer Identität betrachteten, bilde es keine echte Gemeinschaft. »Menschen bilden keine Gemeinschaft in unserem aktuell beschränkten Sinn des Wortes, wenn sie lediglich kooperieren«, schrieb der Philosoph Josiah Royce 1913. »Eine Gemeinschaft bilden sie dann … wenn sie nicht nur zusammenarbeiten, sondern diese Kooperation mit jener idealen Erweiterung der einzelnen Leben einhergehen lassen, in der jedes kooperierende Mitglied sagt: ›Diese Tätigkeit, die wir gemeinsam ausführen, dieses unser Werk, seine Vergangenheit, seine Zukunft, seine Abfolge, seine Ordnung, sein Sinn – all das geht in mein Leben ein und ist das Leben meiner Person im Ganzen.‹«[10]

Obwohl das moderne Industriesystem die wechselseitige Abhängigkeit fördere, werde es, meinte Royce, die zum Aufbau eines Gemeinschaftslebens notwendige Identifikation wahrscheinlich nicht beflügeln: »Es gibt eine starke wechselseitige Opposition zwischen den gesellschaftlichen Tendenzen, die eine Kooperation in großem Maßstab gewährleisten, und den speziellen Umständen, die das Individuum im Gemeinschaftsleben seiner Kommune so betreffen, dass sie Teil seines eigenen ideell erweiterten Lebens sind.« Nur wenige könnten das komplexe System, in das sie eingebunden seien, als ihr eigenes begreifen oder gar für sich annehmen – dafür sei es einfach zu groß. »Die meisten Menschen müssen für den größten Teil ihrer Arbeit so kooperieren, wie die Zahnräder in einem Mechanismus zusammenwirken.«[11]

In einem ähnlichen Sinn meinte John Dewey, dass »keine Summe vereinigten kollektiven Handelns von selbst eine Gemeinschaft [konstituiert]«. Im Gegenteil – moderne Industrie und Technologie verbänden Menschen in einer unpersönlichen Form kollektiven Handelns, die traditionelle Gemeinschaften abbauten, ohne sie zu ersetzen: »Die Große Gesellschaft, erschaffen aus Dampf und Elektrizität, mag eine Gesellschaft sein, aber eine Gemeinschaft ist sie nicht. Der Einfall der neuen und vergleichsweise unpersönlichen und mechanischen Formen kombinierten menschlichen Verhaltens in die Gemeinschaft ist die herausragende Tatsache des modernen Lebens.« Sie sei aber nicht nur Tatsache, sondern auch ein Dilemma, denn »das Maschinenzeitalter [ist] mit der Entwicklung der Großen Gesellschaft in die kleinen Gemeinschaften früherer Zeiten eingefallen und [hat] sie teilweise aufgelöst, ohne eine Große Gemeinschaft zu erzeugen.«[12]

Für Dewey war der Verlust der Gemeinschaft nicht einfach nur der Verlust von Gemeinschaftsgefühlen wie Brüderlichkeit und Zusammengehörigkeit. Er war auch der Verlust der gemeinsamen Identität und des geteilten öffentlichen Lebens, die zur Selbstverwaltung notwendig waren. Die amerikanische Demokratie hatte sich traditionell »aus echtem Gemeinschaftsleben entwickelt«, das in lokalen Zentren und kleinen Ortschaften zu Hause war. Mit dem Aufkommen der Großgesellschaft ging »das Erlöschen des Öffentlichen« einher, der Verlust eines Bereichs der Öffentlichkeit, in dem Männer und Frauen über ihr gemeinsames Schicksal beraten konnten. Laut Dewey wartete Demokratie auf die Wiederherstellung des Öffentlichen, die wiederum davon abhing, dass ein Gemeinschaftsleben geformt wurde, welches der Größenordnung der modernen Wirtschaft entsprach. »Solange die Große Gesellschaft nicht in die Große Gemeinschaft verwandelt wird, wird die Öffentlichkeit im Dunkeln bleiben.«[13]


Progressive Reform: Der Bildungsehrgeiz


Der Zerfall von Gemeinschaft und die Bedrohung der Selbstverwaltung um die Jahrhundertwende brachten im Großen und Ganzen zwei Reaktionen von Reformern der Progressiven Bewegung hervor – die eine prozedural, die andere formativ. Mit der ersten versuchte man, den Staat weniger von der Tugend in der Bevölkerung abhängig zu machen – dazu verlagerte man Entscheidungen zu qualifizierten Managern, Verwaltern und Fachleuten. Städtische Reformer bemühten sich darum, die Korruption urbaner Parteichefs zu umgehen – dazu etablierten sie Stadtverwaltungen mit überparteilichen Bevollmächtigten und Stadtdirektoren.[1] Bildungsreformer bemühten sich, »Schulen aus der Politik herauszunehmen« – dazu verlagerten sie Autorität von ortsansässigen Bürgern auf fachkundige Verwalter.[2] Um die widerstreitenden Forderungen des modernen Soziallebens aufeinander abzustimmen und auszurichten, orientierten sich die Progressiven in der Regel an den Sozialwissenschaften und an bürokratischen Verfahren. Wissenschaftler und Fachleute würden, wie sie hofften, »ein neutrales Gremium bilden, vor dem Menschen mit unterschiedlichen Einstellungen ihre Konflikte vortragen könnten, und an dessen Entscheidungen sie sich bereitwillig halten würden. Mit wissenschaftlicher Methodik gewappnete Fachleute würden es so ermöglichen, die Konflikte und Unklarheiten abzustellen, die stets das Kennzeichen des Politikbereichs gewesen sind.«[3]

Mit ihren Versuchen, Regierungshandeln von der Politik abzulösen und konkurrierende Interessen durch neutrale, bürokratische Verfahren zu regeln, wiesen die progressiven Reformer auf die Version des Liberalismus, welche die prozedurale Republik bestimmen sollte. Doch obwohl sie sich darum bemühten, die Abhängigkeit des Staates von der Tugendhaftigkeit der Bevölkerung zu verringern, hielten die Progressiven am formativen Ehrgeiz der republikanischen Tradition fest. Sie suchten nach neuen Möglichkeiten, den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter der Bürger zu verbessern. Besonders traf das auf ihre verschiedenen Projekte für städtische Reform zu. So erklärt Paul Boyer, Ziel der Progressiven Reformer sei es, »in der Stadt jene Art physischer Umgebung zu schaffen, die sachte, aber unaufhaltsam eine Bevölkerung von kultivierten, moralischen und sozial verantwortlichen Bürgern formen würde«.[4]

Der Kampf gegen städtische Gaunereien und kommunale Korruption wurde nicht nur im Namen ehrlichen, effizienten Regierens geführt, sondern auch, um das moralische Niveau der Stadt zu heben und neuen Einwanderern ein gutes Beispiel zu geben. Die Bewegung für die Reform des Mietskasernenwesens zielte nicht nur darauf ab, den Armen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen und ihr physisches Leid zu lindern, sondern auch darauf, den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter der Slumbewohner zu heben. »Die physischen Bedingungen, unter denen diese Menschen leben, mindern deren Kraft, dem Bösen zu widerstehen«, konstatierte eine Studie. Eine andere stellte fest, dass »Kinder, die in finsteren, fensterlosen Räumen schlafen, in stark überbelegten Behausungen ohne Privatsphäre, nicht zu Bürgern der richtigen Art gemacht werden können.«[5]

Nach dem Beispiel des Landschaftsarchitekten Frederick Law Olmsted aus dem 19. Jahrhundert argumentierten die progressiven Verfechter städtischer Parks mit moralischen Begriffen. Sie meinten, Parkanlagen würden nicht nur die Stadt verschönern, sondern unter Stadtbewohnern auch den Geist gutnachbarlichen Verhaltens fördern und die Tendenz zu moralischem Verfall bekämpfen.[6] Auch die Spielplatzbewegung der progressiven Jahre hatte höhere Ambitionen; sie wollte nicht nur Erholungsmöglichkeiten für die Kinder der Stadt bereitstellen – sie wollte vielmehr eine »gute und stabile Bürgerschaft hervorbringen«. Der städtische Spielplatz mit seinen Sandkisten, Schaukeln und Spielfeldern sollte nach Ansicht seiner Befürworter »der Schoß sein, aus dem eine neue städtische Bürgerschaft – moralisch, fleißig und sozial verantwortungsvoll – hervorgehen würde«. Der Spielplatz könne, wie einer seiner Vorkämpfer erklärte, »in einer einzigen Woche mehr Ethik und gute Bürgerschaft vermitteln, als zwei Lehrer in der Sonntagsschule … in einem Jahrzehnt eintrichtern können«.[7]

Joseph Lee, ein Anführer der Spielplatzbewegung, erklärte, wie Mannschaftssportarten dafür sorgen, dass Kinder »die Bürgerschaft in ihrer einfachsten und wesentlichsten Form erleben – sie teilen das Bewusstsein der Öffentlichkeit und erleben die gesellschaftliche Organisation, die als kontrollierendes Ideal in ihrem Herzen gegenwärtig ist«. Das Spiel würde als »Bürgerschule« dienen – sie würde lehren, wie echte Gemeinschaft über bloße Kooperation hinausgeht und die Identität der Teilnehmer formt: »Das Team ist nicht nur eine Erweiterung des Bewusstseins eines Spielers, sondern Teil seiner Persönlichkeit. Seine Teilnahme hat sich von Kooperation zu Mitgliedschaft erweitert. Er ist nun nicht mehr nur Mitglied der Mannschaft – die Mannschaft ist ein Teil von ihm.«[8]

Kurzlebiger äußerten sich die Bildungsambitionen der Progressiven in historischen Festzügen. Dieses Spektakel der Zivilgesellschaft nutzte Drama, Musik und Tanz, um Bürgern die Geschichte ihrer Städte vorzuführen. Gemeinden in ganz Amerika veranstalteten solche Schauspiele. Das größte war ein Festzug in St. Louis im Jahr 1914, an dem 7000 Menschen teilnahmen und der an vier aufeinanderfolgenden Frühlingsnächten jeweils circa 100000 Zuschauer anzog. Diese bürgerlichen Darstellungen sollten mehr als nur Unterhaltung sein – sie sollten bei den Stadtbewohnern einen Sinn für bürgerliche Gemeinschaft und gemeinsame Anliegen wecken. »Als an diesem ungewöhnlichen Maiabend die ersten Takte der Melodie … über die riesige Zuschauerschaft strömten«, schrieb der Vorsitzende des Umzugs von St. Louis, »überkam alle ein Gefühl heiliger Bürgergemeinschaft, ein Gefühl von Interesse und Vertrauen für den Nachbarn, von Stolz auf die Stadt.«[9]

Auch die Stadtplanung der progressiven Jahre reflektierte den Versuch, den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter von Bürgern zu heben. Dome, Brunnen, Statuen und öffentliche Architektur dienten dem didaktischen Zweck, zivilgesellschaftlichen Stolz zu wecken und das moralische Niveau des städtischen Lebens zu verbessern. Die wahre Bedeutung der Stadtplanung, erklärte ein städtischer Beamter New Yorks, liege in ihrem »starken guten Einfluss auf die mentale und moralische Entwicklung der Menschen«. Daniel H. Burnham, der führende Stadtplaner von Chicago, meinte, die städtischen Strukturen sollten den Vorrang des Gemeinwohls vor privaten Interessen ausdrücken. »Gutes Bürgertum«, behauptete er, »ist der wichtigste Gegenstand guter Stadtplanung.« [10] Eine der beliebtesten öffentlichen Skulpturen der progressiven Ära war das mythische Denkmal der Civic Virtue, das man im Park gegenüber dem Rathaus von New York errichtet hatte.[11]


Die politische Ökonomie der Progressiven


Neben den Plänen für städtische Reformen und moralische Erhöhung gab es noch weiter reichende Fragen der politischen Ökonomie: Konnte die Demokratie in einer von Großunternehmen beherrschten Wirtschaft überleben? Wenn es mit der »Inselgemeinde« bergab ging – welche neuen Formen sozialer Solidarität konnten Männer und Frauen dafür rüsten, die riesengroße Welt zu lenken, in der sie lebten? Kurz, wie konnten Amerikaner die Lücke zwischen der Größenordnung des modernen Wirtschaftslebens und den Vorstellungen schließen, aus denen sie ihre Identitäten formten?

Die politische Debatte in der progressiven Ära konzentrierte sich auf zwei Antworten für diese Fragen. Manche wollten die Selbstverwaltung dadurch retten, dass sie die ökonomische Macht dezentralisierten und sie demokratischer Kontrolle zugänglich machten. Andere betrachteten die Konzentration der Wirtschaft als unumkehrbar und bemühten sich, sie dadurch zu kontrollieren, dass sie die Fähigkeiten nationaler demokratischer Einrichtungen erweiterten.

Die dezentrale Sichtweise


Seinen fähigsten Fürsprecher fand der auf Dezentralisierung setzende Strang der progressiven Bewegung in Louis D. Brandeis, der vor seiner Ernennung zum Richter am Supreme Court ein engagierter Anwalt und erklärter Kritiker industrieller Konzentration war. Brandeis’ oberste Sorge betraf die zivilgesellschaftlichen Folgen wirtschaftlicher Regelungen. Er war gegen Monopole und Trusts – nicht, weil ihre Marktmacht zu höheren Verbraucherpreisen führte, son-dern weil ihre politische Macht den demokratischen Staat aushöhlte.

Aus Brandeis’ Sicht bedrohten Großunternehmen die Selbstverwaltung in zweifacher Weise – direkt, weil sie demokratische Institutionen erdrückten und deren Kontrolle in Frage stellten, und indirekt, weil sie die moralischen und zivilgesellschaftlichen Fähigkeiten zersetzten, die es Arbeitern ermöglichen, als Bürger zu denken und zu handeln. In seiner Furcht vor konzentrierter Macht wie in seiner Sorge um die formativen Folgen des Industriekapitalismus brachte Brandeis langjährige republikanische Themen in die Debatten des 20. Jahrhunderts ein. Wie Jefferson und Jackson betrachtete er konzentrierte Macht, ob ökonomisch oder politisch, als schädlich für die Freiheit. Die Kartelle seien nicht das Resultat natürlicher ökonomischer Kräfte, meinte Brandeis, sondern das Ergebnis vorteilhafter Gesetze und Finanzmanipulationen. Die Lösung bestünde nicht darin, Großunternehmen den Großstaat gegenüberzustellen – das würde nur »den Fluch der Größe« verschlimmern –, sondern darin, die Trusts zu zerschlagen und den Wettbewerb wiederherzustellen. Der Staat solle nicht versuchen, die Monopole zu regulieren; er solle den Wettbewerb regulieren, um unabhängige Unternehmen vor den räuberischen Praktiken von Monopolen und landesweiten Handelsketten zu schützen. Nur so sei es möglich, echten Wettbewerb zu erhalten und eine dezentrale Ökonomie lokal verwurzelter Unternehmen zu bewahren, die demokratischer Kontrolle zugänglich sei.[1]

Abgesehen von den direkten Gefahren konzentrierter Macht für die Demokratie, machte sich Brandeis Sorgen wegen der schädlichen Auswirkungen des Industriekapitalismus auf den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter von Arbeitern. Wie die Free-Labor-Republikaner des 19. Jahrhunderts hielt Brandeis die industrielle Lohnarbeit für eine der Sklaverei gleichende Form von Abhängigkeit. So führten Arbeiter in der Stahlindustrie »ein so unmenschliches Leben, dass unsere frühere Sklaverei unbedingt vorzuziehen wäre. Denn der Herr war Eigentümer des Sklaven und versuchte, sein Eigentum in einem Zustand zu halten, in dem es für seine Interessen arbeiten konnte. Der Stahltrust dagegen sieht seine Sklaven als etwas an, das abgenutzt und weggeworfen wird.« Das führe zu »physischer und moralischer Degeneration« und dem Verfall amerikanischer Bürgerschaft.[2]

Brandeis hielt an der republikanischen Überzeugung fest, dass Arbeit, die freiwillig im Tausch gegen einen Lohn erbracht wird, keine freie Arbeit sei. Das gelte nur für Arbeit unter Bedingungen, welche die zur Selbstverwaltung wesentlichen Charaktereigenschaften fördere. Nach dieser Norm konnten amerikanische Industriearbeiter nicht als frei angesehen werden: »Kann ein Mann wirklich frei sein, der ständig in Gefahr ist, dass er um der bloßen Subsistenz willen von jemandem und etwas Anderem abhängt als von seinem eigenen Einsatz und Verhalten?« Laut Brandeis konnte der Widerspruch zwischen »unserer großartigen politischen Freiheit und dieser industriellen Sklaverei« nicht auf Dauer bestehen bleiben: »Entweder die politische Freiheit wird ausgelöscht, oder die wirtschaftliche Freiheit muss wiedererrichtet werden.«[3]

Für Brandeis konnte die wirtschaftliche Freiheit nicht mit Hilfe verkürzter Arbeitszeiten, höherer Löhne und besserer Arbeitsbedingungen erreicht werden. Auch wenn man Lohnarbeit mehr zu einer wahrhaft freiwilligen Arbeit machen würde, indem man kollektiv verhandelte, und Arbeiter besser an den Früchten ihrer Arbeit beteiligte, wäre das keine Lösung. Obwohl Brandeis all diese Reformen wohlwollend betrachtete, wollte er weder die Freiwilligkeit stärken noch die Verteilungsgerechtigkeit gewährleisten. Ihm ging es vor allem darum, Bürger heranzubilden, die zur Selbstverwaltung befähigt waren. Diese formative, zivilgesellschaftliche Absicht konnte nur durch eine Wirtschaftsdemokratie erreicht werden, in der die Arbeiter an der Unternehmensleitung beteiligt waren und die Verantwortung für den Betrieb mittrugen.[4]

Als die Gewerkschaften anerkannt wurden, gelangte das Verhältnis von Kapital und Arbeit einen Schritt über »industrielle Willkürherrschaft« hinaus und wurde zu einer Art von »konstitutioneller Monarchie«, in der »die einst autokratische Macht des Arbeitgebers« zumindest eingeschränkt war. Die Teilung von Gewinnen war eine weitere Verbesserung. Doch eine »ausgereifte Wirtschaftsdemokratie« erforderte sowohl die Aufteilung der Verantwortung als auch der Gewinne. »Damit kollektives Verhandeln zur Wirtschaftsdemokratie werden kann, muss es darüber hinausgehen und praktisch einen Wirtschaftsstaat erschaffen«, in dem Arbeiter Mitsprache- und Stimmrecht bei Fragen der Firmenleitung haben – so, wie Bürger einer politischen Demokratie Mitsprache- und Stimmrecht bei Fragen der allgemeinen Politik haben.[5]

Brandeis zog die Wirtschaftsdemokratie vor – nicht, um das Einkommen der Arbeiter zu verbessern, so wünschenswert das auch sein mochte, sondern um ihre zivilgesellschaftlichen Fähigkeiten zu verbessern: »Wie ich das sehe, können Unruhen nie beseitigt werden – und sie können zum Glück nie beseitigt werden –, indem man die physischen und materiellen Bedingungen der Arbeiter verbessert … Wie sehr wir materielle Verbesserungen auch wünschen mögen und sie zum Wohl des Einzelnen auch wünschen müssen, wir müssen immer im Sinn behalten, dass die Vereinigten Staaten eine Demokratie sind und dass wir vor allem eines haben müssen – die Möglichkeit, Mensch zu sein. Es ist die Entwicklung des Daseins als Mensch, zu der jegliches Wirtschafts- und Sozialsystem gelenkt werden muss.« Bürger dazu anzuleiten, dass sie zur Selbstverwaltung befähigt sind, war für Brandeis fast ein höheres Ziel als Verteilungsgerechtigkeit. »Wir Amerikaner setzten uns nicht nur für soziale Gerechtigkeit in dem Sinn ein, dass [eine] ungerechte Verteilung des Reichtums vermieden wird; sondern wir setzen uns vor allem für Demokratie ein.« Das »Streben nach Demokratie« sei nicht vom »Streben nach der Entwicklung der Menschen [zu trennen]. Damit Menschen sich entwickeln können, ist es absolut notwendig, dass sie richtig ernährt und angemessen untergebracht werden und angemessene Chancen für Bildung und Erholung haben. Ohne all das können wir unser Ziel nicht erreichen. Doch es kann sein, dass wir all diese Dinge haben und eine Nation von Sklaven sind.«[6]

In gigantischen Unternehmen konnte eine Wirtschaftsdemokratie nach Brandeis’ Ansicht nicht Fuß fassen. »Solange es eine derartige Machtkonzentration gibt, wird keine Anstrengung der Arbeiterschaft zur Sicherung der Demokratie etwas bewirken.«[7] In Übereinstimmung mit der Tradition der politischen Ökonomie der Republikaner war Brandeis bestrebt, wirtschaftliche Macht zu dezentralisieren – teils, um die demokratische Kontrolle wiederherzustellen, aber auch, um Arbeiter zu fördern, die fähig waren, an der Selbstverwaltung teilzuhaben.

Wie Brandeis sah auch Woodrow Wilson in der konzentrierten Macht der Kartelle eine Gefahr für die Demokratie. Seine politische Ideologie der »Neuen Freiheit« versprach, die Macht der Monopole über den Staat zu verringern und die Voraussetzungen wirtschaftlicher Unabhängigkeit wiederherzustellen, die im Amerika des 19. Jahrhunderts Basis der Freiheit gewesen war. Nach seinem ersten Treffen mit Brandeis im Sommer 1912 drang Wilson in seinem Wahlkampf um die Präsidentschaft darauf, dass der Staat – anstatt die Monopole zu regulieren, wie Theodore Roosevelt vorschlug – sich darum bemühen sollte, den Wettbewerb wiederherzustellen und zu regulieren.[8]

Wilson war jedoch kein unbeirrbarer Anhänger von Brandeis’ Lehre. Er bemühte sich – anders als sein Ratgeber –, einen Unterschied zu machen zwischen Kartellen, die durch künstliche Maßnahmen wuchsen und den Wettbewerb ausschalteten, und jenen Großunternehmen, die als Ergebnis wirksamen Wettbewerbs »auf natürliche Weise« zu ihrer Größe kamen. »Ich bin für Großunternehmen«, erklärte Wilson, »ich bin gegen die Trusts.« Mit Wilsons allgemeineren Überzeugungen ließ sich diese Unterscheidung jedoch nur schwer vereinbaren, und er berücksichtigte sie nicht immer. Wilson war vor allem gegen Monopole, weil sie die demokratische Politik durchkreuzten und die Charaktereigenschaften unterhöhlten, die für die Selbstverwaltung nötig sind. Aus dieser Sicht kam es nicht darauf an, wie Riesenunternehmen zustande kamen, sondern auf ihre Größe und Macht. »Die Organisation des Geschäftslebens hat sich in Amerika stärker«, behauptete Wilson, »viel stärker zentralisiert als die politische Organisation des Landes. Es gibt Verbände, die sich über größere Gebiete als einzelne Staaten erstrecken … ihre Budgets … erscheinen in ihrem Einfluss auf Leben und Wohlergehen ganzer Menschengemeinschaften größer als Staatsverbände … Unsere Aufgabe ist die Entwirrung dieser gewaltigen ›Interessengemeinschaft‹«.[9]

Die Macht der Monopole sei so groß, dass es »fast fraglich wird, ob die Regierung der Vereinigten Staaten mit dem ganzen Volk hinter sich stark genug ist, um sie zu überwinden und zu beherrschen«. Wilson drängte die Amerikaner, der Monopolmacht die demokratische Hoheit zu entreißen: »Wenn das Monopol weiter besteht, wird es immer am Staatsruder sitzen … Wenn es in Amerika Männer gibt, die stark genug sind, sich die Regierung der Vereinigten Staaten anzueignen, so werden sie es tun. Wir haben jetzt zu entscheiden, ob wir stark genug sind, ob wir Manns genug und frei genug sind, wieder von der Regierung Besitz zu ergreifen, die die unsrige ist. Seit einer halben Generation haben wir keinen Zutritt zu ihr gehabt und unsere Ansichten haben ihr nicht als Richtschnur gedient.«[10]

Sein Kontrahent Theodore Roosevelt schlug vor, die Macht der Monopole zu akzeptieren und zu regulieren. Wilson griff diesen Kurs als eine Art von Kapitulation an. »Die ganze Zeit, in der die verbündeten Mächte der Hochfinanz stärker als die Regierungsmacht waren, haben wir in Furcht gelebt«, meinte Wilson. »Sind wir dahin gekommen, dass der Präsident der Vereinigten Staaten seinen Hut vor der Hochfinanz ziehen und erklären muss: ›Ihr seid unsere unerlässlichen Herren, aber wir wollen sehen, wie wir uns am besten damit abfinden?‹«[11]

Abgesehen davon, dass Wilson in Monopolen eine Gefahr für den demokratischen Staat sah, sorgte er sich auch wegen der Auswirkungen des Großkapitalismus auf den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter der Amerikaner. Eine von Großunternehmen dominierte Wirtschaft entmachtete lokale Gemeinschaften und entmutigte Unabhängigkeit, Initiative und Unternehmergeist, welche die Bürger für die Selbstverwaltung rüsteten. Wilson zeigte zwar nicht Brandeis’ Begeisterung für eine Wirtschaftsdemokratie, warf der modernen Wirtschaft aber vor, die meisten Menschen auf den Status von Angestellten zu reduzieren. In seinen Augen war das nicht mit Freiheit zu vereinbaren. Bis zu diesem Punkt teilte er die formativen Bedenken der republikanischen politischen Ökonomie. »In fast allen Teilen unseres Landes«, klagte Wilson, »arbeiten die Menschen nicht für sich selbst … sondern mehr oder minder als Angestellte … großer Verbände.« Wer »als Angestellter einer Firma« arbeitet, »hat keine Stimme« in der von wenigen festgelegten Politik, einer Politik, die oft im Widerspruch zum allgemeinen Interesse stehe.[12]

Wilsons Sympathien galten jenen, »die geschäftlich im Werden sind, und nicht [jenen], die bereits ›gemacht‹ sind«. Er beschwor die Erinnerung an eine Zeit, in der die meisten Amerikaner keine stimmlosen Diener von Großunternehmen waren, sondern unabhängige Arbeiter oder Unternehmer. Es sei die Zeit vor der Konzentration der Macht in riesigen Wirtschaftseinheiten gewesen, eine »Zeit … da Amerika noch in jedem Dörfchen, in jedem schönen Tal zu finden war, da Amerika seine gewaltigen Kräfte auf den großen Prärien entfaltete, und das Feuer seines Unternehmungsgeistes über die Höhen der Berge und hinab in die Tiefen des Erdreichs leuchten ließ. Eifrige Männer waren damals noch überall Führer der Industrie, nicht Angestellte. Sie blickten nicht nach einer fernen Großstadt, um ausfindig zu machen, was sie tun sollten, sondern sahen sich nach ihren Nachbarn um, fanden Kredit je nach Persönlichkeit und nicht nach ihren Verbindungen.«[13]

Wilson verwarf den Gedanken, dass eine Nation von Angestellten mit Freiheit vereinbar war. Wenn Amerikas Kinder »ihre Augen in einem Land auftun, in dem sie nichts als Angestellte werden können … dann werden sie ein Amerika erleben, an das die Gründer dieser Republik nur mit Trauer hätten denken können«. Eine Wiederherstellung der Freiheit bedeutete für Wilson, dass eine dezentralisierte Wirtschaft wiederhergestellt werden musste, die unabhängige Bürger hervorbrachte und lokale Gemeinschaften befähigte, Herren ihres Schicksals zu sein anstatt Opfer von wirtschaftlichen Mächten außerhalb ihrer Kontrolle. »Bei allem, was ich für die öffentlichen Angelegenheiten in den Vereinigten Staaten tun kann, werde ich an Städte denken … Städte von altem, amerikanischem Schlage, die ihre eigene Industrie hoffnungsreich und glücklich betreiben. Mein Streben wird auf die Vermehrung solcher Städte gerichtet sein und die Konzentration der Industrie zu verhindern suchen, die es den kleinen Städten unmöglich macht, an ihr teilzunehmen.«[14]

Laut Wilson lagen Amerikas Lebenskräfte weder in New York noch in Chicago oder anderen Großstädten, sondern in den »Unternehmungen des Volkes im ganzen Land«, genährt von kleinen, autarken »freien amerikanischen Gemeinwesen«. Als diese Gemeinden die Kontrolle über ihr ökonomisches Schicksal verloren, sei die amerikanische Freiheit in Gefahr geraten. »Wenn Amerika die lokale Unternehmung und die selbständige kleine Stadt zurückzuschrecken sucht«, warnte Wilson, »wird es die Nation zum Untergang führen.«[15] Wolle man die Gemeinden erhalten, in denen die für eine Selbstverwaltung nötigen Tugenden kultiviert wurden, sei es entscheidend, die Wirtschaftsmacht zu dezentralisieren.

Die nationalistische Vision


Ein anderer Zweig der progressiven Bewegung legte eine davon abweichende Reaktion auf die Gefahr vor, die von der Unternehmensmacht ausging. Theodore Roosevelt wollte nicht die Wirtschaft dezentralisieren, um sie der demokratischen Kontrolle durch lokale politische Einheiten zugänglich zu machen; er schlug einen »Neuen Nationalismus« vor, in dem die Fähigkeiten der nationalen Regierung gesteigert wurden, um die Großunternehmen regulieren zu können. »Die Großindustrie hat sich nationalisiert«, verkündete Roosevelt 1910, »und es gibt nur eine wirksame Möglichkeit, sie zu kontrollieren, zu leiten und den mit ihr verbundenen Missbrauch zu verhindern – das Volk muss dazu gebracht werden, die Regierungskontrolle zu nationalisieren, damit diese der Nationalisierung der Großindustrie gerecht werden kann.«[16]

Wie Brandeis und Wilson fürchtete auch Roosevelt die politischen Folgen konzentrierter Wirtschaftsmacht. Großunternehmen würden den Staat um der Profite willen korrumpieren und drohten, demokratische Institutionen zu überwältigen. »Es ist die oberste politische Aufgabe unserer Zeit«, verkündete Roosevelt, »Sonderinteressen aus unserem öffentlichen Leben zu vertreiben.« Diese Aufgabe erfordere, dass die Bürger der Vereinigten Staaten »die mächtigen wirtschaftlichen Kräfte kontrollieren, die sie selbst ins Leben gerufen haben«, und die Selbstverwaltung aus dem Griff der Unternehmensmacht zurückzufordern. »Unternehmen sind die Schöpfung des Volkes, und es darf nicht gestattet werden, sie zum Herrscher des Volkes werden zu lassen.«[17]

In Hinblick darauf, wie demokratische Kontrolle wiederhergestellt werden konnte, war Roosevelt anderer Ansicht als die Befürworter der Dezentralisierung. Er hielt Großunternehmen für ein unvermeidliches Ergebnis der industriellen Entwicklung und sah wenig Sinn in dem Versuch, die dezentrale politische Ökonomie des 19. Jahrhunderts wieder einzuführen. Progressive, die anstrebten, eine wettbewerbsorientierte Wirtschaft kleiner Einheiten wiederherzustellen, stünden für »eine Art von ländlichem Tory-Denken, das sich an der unmöglichen Aufgabe versuchen möchte, zu den vor sechzig Jahren herrschenden wirtschaftlichen Bedingungen zurückzukehren.« Sie könnten nicht erkennen, dass industrielle Konzentration notwendig sei und man »ihr mit einem entsprechenden Zuwachs der staatlichen Macht über Großunternehmen begegnen« müsse.[18]

»Zusammenschlüsse in der Industrie sind das Ergebnis eines zwingenden wirtschaftlichen Gebots«, meinte Roosevelt, »das durch politische Gesetze nicht aufgehoben werden kann. Die Bemühungen, alle Zusammenschlüsse zu verbieten, sind im Wesentlichen gescheitert. Der Ausweg liegt nicht im Versuch, solche Zusammenschlüsse zu verhindern, sondern darin, dass sie im Interesse der allgemeinen Wohlfahrt vollständig kontrolliert werden.« Da die meisten Großunternehmen im zwischenstaatlichen Handel oder in der Außenwirtschaft tätig seien und für einzelne Staaten außer Reichweite lägen, sei allein die Bundesregierung für die Aufgabe geeignet, sie zu kontrollieren. Die Macht der nationalen Regierung müsse so wachsen, dass sie der Größenordnung von Unternehmensmacht angemessen sei.[19]

Roosevelts »Neuer Nationalismus« strebte ein Machtgleichgewicht an, was einen Bruch mit dem republikanischen politischen Denken anzeigte. Die republikanische Tradition hatte die Amerikaner gelehrt, konzentrierte Macht – ob wirtschaftlich oder politisch – als Feind der Freiheit zu fürchten. Von Jefferson bis Brandeis hatte sich die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft in ihren vielfältigen Ausdrucksformen gegen den Trend zur Größe gestellt. Nun meinte Roosevelt, die Wirtschaft im großen Maßstab habe sich auf Dauer eingerichtet. Demokratische Kontrolle sei nur dadurch zurückzugewinnen, dass man den republikanischen Drang zur Aufteilung der Macht aufgebe. Unter den modernen wirtschaftlichen Bedingungen würde verteilte Macht der Sache der Selbstverwaltung nicht mehr dienen: »Die Leute reden, als sei es etwas Neues, die Kontrolle über Großunternehmen durch die Regierung zu nationalisieren. Die Neuerung kam seitens der Geschäftsleute, die die Wirtschaft nationalisierten. Wir wollen im Namen des Volkes nichts weiter tun, als der Nationalisierung des Großunternehmertums mit einer nationalisierten staatlichen Kontrolle zu begegnen.«[20]

Doch auch wenn der »Neue Nationalismus« den Dezentralisierungsaspekt der republikanischen Tradition fallenließ, hielt er am formativen Aspekt fest. Wie Republikaner seit den Tagen Jeffersons machte sich auch Roosevelt Sorgen wegen der zivilgesellschaftlichen Folgen wirtschaftlicher Regelungen und bemühte sich, in Bürgern die Charaktereigenschaften zu fördern, die für eine Selbstverwaltung wesentlich waren. Roosevelt wollte nicht nur die Herrschaft der Großunternehmen über die Regierung mindern, sondern auch das Selbstverständnis der amerikanischen Bürger erweitern und ihnen das einflößen, was er als »echtes und anhaltendes moralisches Erwachen« bezeichnete, als »einen Geist des umfassenden und weitreichenden Nationalismus«.[21] Der neue Nationalismus war mehr als ein Programm für eine nationale Reform, er war auch ein Bildungsprojekt, das einen neuen Sinn für nationale Bürgerschaft pflegen sollte.

Für Roosevelt war progressive Politik ausdrücklich ein Vorhaben zur moralischen Ertüchtigung. »Das erste Problem unserer Nation ist es, die richtige Art von guter Bürgerschaft zu bekommen«, erklärte er. Eine demokratische Regierung könne gegenüber der Tugend ihrer Bürger nicht gleichgültig sein. »In einer Demokratie wie der unseren können wir nicht erwarten, dass der Strom höher steigt als seine Quelle. Wenn der Durchschnittsmann und die Durchschnittsfrau nicht von der richtigen Art sind, werden auch die Männer der Öffentlichkeit nicht von der richtigen Art sein.«[22]

Gelegentlich verglich Roosevelt den Gemeinsinn, den er zu wecken suchte, mit der unermüdlichen Hingabe an die Pflicht derer, die den Bürgerkrieg ausfochten.[23] Bei anderen Anlässen sprach er bescheidener von den »unscheinbaren Tugenden« Ehrlichkeit, Mut und gesundem Menschenverstand sowie den politischen Tugenden, die eigenen Pflichten zu kennen und zu erfüllen.[24] Doch in erster Linie wollte Roosevelt seine Mitbürger mit Hilfe seiner Überzeugungskraft dazu bringen, sich über materielle Beschäftigungen zu erheben, die sie von edleren Zielen abzuhalten drohten. »Wenn es etwas gibt, was wir als Nation vermeiden sollten, sind es die Lehren derjenigen, welche die niedrigeren Eingebungen unseres Herzens bestärken möchten und uns lehren, nur nach einem Leben müheloser Behaglichkeit zu streben, nach bloßer materieller Bequemlichkeit.«[25]

Roosevelt fürchtete die Macht des Luxus, die Seele der Bürger zu korrumpieren. Deshalb formulierte er ein Dauerthema der republikanischen politischen Ökonomie: »Materielle Entwicklung hat als eigenes Ziel keine Bedeutung für eine Nation. Wenn Amerika einfach nur für die Anhäufung dessen steht, was als Komfort und Luxus zählt, dann wird es in der Tat für wenig stehen, wenn man es aus der Perspektive der Zeitalter betrachtet.« Nur wenn Amerika materiellen Überfluss »als das Fundament [behandelt], auf dem das wahre Leben aufzubauen ist, das Leben spiritueller und moralischer Bemühung und Errungenschaft«, werde es für etwas stehen, das des Gedenkens wert sei. »Materielles Wohlergehen ist ein großer Wert, doch ein großer Wert ist es vor allem als Mittel, im Privaten wie im Öffentlichen einen höheren und verfeinerten Charakter aufzubauen.«[26]

Roosevelt war der führende Sprecher des »Neuen Nationalismus«, und Herbert Croly war sein führender Philosoph. In The Promise of American Life (1909) legte Croly die politische Theorie vor, die dem nationalistischen Strang der Progressiven-Bewegung zugrunde lag. Anders als Brandeis und die Anhänger der Dezentralisierung plädierte Croly dafür, die Größenordnung der modernen Wirtschaftsorganisation zu akzeptieren und die Fähigkeiten der nationalen demokratischen Institutionen für deren Kontrolle auszuweiten. Die Jefferson’sche Tradition der aufgeteilten Macht sei inzwischen keine Hilfe, sondern ein Hindernis für demokratische Politik. Angesichts »der zunehmenden Konzentration des industriellen, politischen und sozialen Lebens in Amerika brauche die amerikanische Regierung »eher mehr als weniger Zentralisierung«. Doch Croly zufolge war für den Erfolg der Demokratie mehr nötig als die Zentralisierung der Regierung; dazu war auch die Nationalisierung der Politik erforderlich. Die Urform der politischen Gemeinschaft müsse in nationalem Maßstab neu gebildet werden.[27]

»Das politische, wirtschaftliche und soziale Leben in Amerika zu nationalisieren bedeutet mehr, als nur die Föderation zu zentralisieren«, erklärte Croly. Es bedeute auch, in Bürgern ein neues Gefühl für nationale Identität zu wecken – die Bevölkerung »stärker zu einer Nation« zu formen. Das sei der Weg, die in der Ära der Progressiven als so dringlich empfundene Lücke zu verkleinern, die zwischen der Größenordnung des amerikanischen Lebens und den Begriffen der amerikanischen Identität bestand. Angesichts des nationalen Maßstabs der modernen Wirtschaft brauche die Demokratie »eine zunehmende Nationalisierung der amerikanischen Bevölkerung in Ideen, in Institutionen und im Geiste«. Ein intensiveres nationales Leben würde der Demokratie dienen, weil es Bürger fördere, die fähig seien, eine Wirtschaft und eine Gesellschaft zu regieren, die jetzt nationale Größenordnung aufweisen.[28]

Obwohl Croly Jeffersons Vorstellung aufgab, dass Demokratie von geteilter Macht abhänge, war er wie Jefferson davon überzeugt, dass wirtschaftliche und politische Regelungen danach beurteilt werden sollten, welche Charaktereigenschaften sie förderten. Wiederholt und ausdrücklich schrieb Croly vom »formativen Zweck« des demokratischen Lebens. Der höchste Zweck der Demokratie sei mehr als nur ein System für die Herrschaft der Mehrheit, für Rechte des Einzelnen oder für gleiche Rechte; ihr Ziel sei die moralische und zivilgesellschaftliche Besserung der Bevölkerung. »Ihre Überlegenheit muss auf der Tatsache gründen, dass Demokratie für die bestmögliche Umsetzung einer verbindlichen und umfassenden moralischen Idee in politische und gesellschaftliche Begriffe steht.« Für Croly war das Projekt einer Nationalisierung des amerikanischen Charakters »eine im Wesentlichen formative und aufklärerische politische Transformation«. Sein Ziel war, »allmählich eine höhere Art von individuellem und gemeinschaftlichem Leben zu schaffen«.[29]

Die amerikanische Demokratie könne nur voranschreiten, wenn die Nation stärker zur Nation werde, was wiederum eine zivilgesellschaftliche Erziehung erfordere, die in den Amerikanern ein vertieftes Gefühl nationaler Identität weckte. Die wichtigsten Werkzeuge dafür seien nicht die Schulen als solche, sondern die Institutionen und Praktiken eines nationalen demokratischen Lebens. »Die Schule der Nation ist … das nationale Leben.« »Wie der Einzelne muss auch die Nation zur Schule gehen; die nationale Schule ist kein Vorlesungssaal und keine Bibliothek«, sondern ein demokratisches Leben, das auf einen kollektiven Zweck hinarbeite.[30]

Crolys demokratischer Nationalismus hatte wenig mit dem Liberalismus der prozeduralen Republik zu tun, der versucht, keine spezielle Vorstellung von Tugend oder moralischer Vortrefflichkeit zu fördern. Er beruhte vielmehr auf der Überzeugung, dass »die menschliche Natur auf eine höhere Ebene gehoben werden kann, wenn man Institutionen und Gesetze verbessert«. In der Demokratie komme es nicht darauf an, auf die Wünsche der Menschen einzugehen, sondern darauf, ihren Charakter zu heben, ihr Mitgefühl zu erweitern und ihren Bürgersinn zu stärken. »Was immer auch geschieht«, schloss Croly, »Demokratie kann nicht vom Streben nach einer Vervollkommnung des Menschen abgelöst werden. … Grundsatz der Demokratie ist Tugend.«[31]

In der Auseinandersetzung zwischen Woodrow Wilson und Theodore Roosevelt im Jahr 1912 kamen die beiden Versionen der progressiven Reform – Dezentralisierung beziehungsweise Nationalisierung – auf bemerkenswerte Weise zum Ausdruck.[32] »Abgesehen vielleicht von Jeffersons erster Wahl im Jahr 1890, war es das einzige Mal«, hat ein Historiker festgestellt, »dass ein Präsidentschaftswahlkampf Fragen stellte, die mit politischer Philosophie zu tun hatten.«[33] Aus Sicht der sich anschließenden Entwicklungen lag die größere Bedeutung des Wahlkampfs von 1912 jedoch in den Annahmen, die von den Protagonisten geteilt wurden. Wilson und Brandeis auf der einen sowie Croly und Roosevelt auf der anderen Seite stimmten trotz ihrer Differenzen darin überein, dass wirtschaftliche und politische Institutionen nach ihrer Tendenz beurteilt werden sollten, die zur Selbstverwaltung erforderlichen moralischen Eigenschaften zu fördern oder abzubauen. Wie Jefferson vor ihnen sorgten sie sich um die Art von Bürgern, die von den wirtschaftlichen Regelungen ihrer Zeit wahrscheinlich hervorgebracht würden. Sie plädierten auf unterschiedliche Weise für eine politische Ökonomie der Bürgergesellschaft.

Ihre politische Ökonomie betonte zivilgesellschaftliche Aspekte, was sie gegen die heutzutage vertrauten Debatten abgrenzt, die sich mehr auf Wirtschaftswachstum und Verteilungsgerechtigkeit konzentrieren. Dieser Kontrast wird im Licht eines dritten Strangs der Progressiven Reform deutlicher. Denn neben den zivilgesellschaftlichen Argumenten der Befürworter von Dezentralisierung beziehungsweise Nationalisierung formte sich allmählich eine neue Möglichkeit, über politische Ökonomie nachzudenken und zu sprechen. Obwohl dieser dritte Strang der Auseinandersetzung in der Ära der Progressiven nur ansatzweise zum Ausdruck kam, sollte er am Ende die Terminologie der politischen Debatte in Amerika bestimmen. Die dritte Stimme der Progressiven Reform suchte die Rettung der Demokratie in einer anderen, weniger anstrengenden Solidarität. Sie ermutigte die Amerikaner, sich der unpersönlichen Welt der Großindustrie und der zentralisierten Märkte zu stellen – nicht als Mitglieder traditioneller Gemeinschaften oder als Träger eines neuen Nationalismus, sondern als aufgeklärte, fähige Verbraucher.

Die konsumorientierte Vision


Als die Amerikaner sich abmühten, ihren Weg in eine Wirtschaft zu finden, die jetzt nationale Ausmaße hatte, suchten manche nach einer Basis für eine geteilte Identität und eine gemeinsame Aufgabe, die über unterschiedliche Beschäftigung, Ethnizität und Klasse hinauskam. Sie suchten »einen weltlichen gemeinsamen Nenner«, eine »neue Ideologie sozialer Solidarität, die in gemeinsamer Erfahrung wurzelt«. Die gemeinsame Erfahrung, auf die sie sich beriefen, war das Erlebnis des Konsumierens.[34]

Progressive aus Wisconsin gründeten zur Zeit der Jahrhundertwende ihre Bewegung auf die Vorstellung, dass »alle Männer und Frauen letztlich Konsumenten sind – von hohen Preisen, defekten Produkten und unverantwortlichen Politikern; ihre Rolle als Verbraucher hat sie gezwungen, gemeinsame Sache zu machen«. Diese Progressiven stellten keine auf die Hersteller bezogenen Fragen – wie etwa zur Wirtschaftsdemokratie – in den Vordergrund, sondern konzentrierten sich auf Probleme, mit denen die Leute als Verbraucher und Steuerzahler konfrontiert waren: hohe Straßenbahntarife, hohe, von korrupten Politikern durchgesetzte Steuern und die Luftverschmutzung durch das Kraftwerk des Stromversorgers. Mit den von ihnen propagierten Reformen wollten sie die Interessen von Verbrauchern und Steuerzahlern voranbringen – mit Hilfe verschiedener Formen von direkter Demokratie, beispielsweise mit direkten Vorwahlen, Bürgerinitiativen, Referenden, Abberufungen und unmittelbarer Wahl von Senatoren und Frauenwahlrecht. Insgesamt war ihr Ziel »eine neue Politik der Massen, die Menschen als Konsumenten und Steuerzahler zusammenführt – gegen die alte Politik auf der Grundlage von ethnischer und Herstelleridentität«.[35]

Anfang des 20. Jahrhunderts gewann der Verbraucher zunehmend politische Präsenz. »Die wahre Macht, die jetzt in der demokratischen Politik zum Vorschein kommt, ist genau die Masse der Menschen, die wegen der ›hohen Lebenshaltungskosten‹ aufschreien«, schrieb Walter Lippmann 1914. »Das ist ein Aufschrei des Verbrauchers. Er ist alles andere als ohnmächtig. Ich glaube, er ist dazu bestimmt, stärker zu werden als die Interessen von Arbeit beziehungsweise Kapital.« Lippmann sagte voraus, dass das Frauenwahlrecht die Macht der Verbraucher steigern würde, weil »die Frauen mehrheitlich nicht als Arbeiter auf die Welt schauen, [sondern] als Verbraucher. Sie gehen zum Markt und erledigen die Einkäufe; sie müssen dafür sorgen, dass die Familie mit dem Budget über die Runden kommt; sie spüren Schäbigkeit, Betrug und hohe Preise ganz unmittelbar.« Das Wachstum großer Einzelhandelsorganisationen – Kaufhäuser, Kettenläden und Versandhandel – ermutige die Amerikaner auch, politisch als Verbraucher zu denken und zu handeln. So, wie Produktion im großen Maßstab die Solidarität der Arbeiter möglich machte, ermöglichten zentralisierte Einzelhandelsmärkte »die Solidarität der Konsumenten«.[36]

Lippmann nahm die Verbrauchergesellschaft nicht »mit ungetrübter Freude« auf. Er beklagte die moderne Werbung als »trügerisches Geschrei, das die Gegend verunstaltet, Zäune bedeckt, die Stadt zupflastert und einem nachts zuwinkt«, als Beleg für die Tatsache, »dass Konsumenten ein wankelmütiges und abergläubisches Volk sind – unfähig zu irgendeinem wahren Urteil darüber, was es will.« Er sagte jedoch voraus, dass der Verbraucher nichtsdestoweniger »zum wahren Herrn der politischen Lage« werden würde.[37]

Nicht alle sollten Lippmanns Vorbehalte teilen. Der Historiker Daniel Boorstin hat das Aufkommen von »Konsum-Komitees« in fast lyrischen Worten aufgezeichnet. Er schilderte ihr Entstehen in den ersten Jahrzehnten des Jahrhunderts als neue und beschwingte Episode in der demokratischen Erfahrung Amerikas: »Unsichtbare neue Gemeinschaften wurden gebildet und erhalten, weil Menschen bestimmte Dinge auf bestimmte Weise konsumierten. Die alten Zünfte der Handwerker, die Kameradschaft der Geheimnisse, Fertigkeiten und Traditionen bei der Herstellung von Gegenständen – Musketen, Tuche, Hufeisen, Wagen und Schränke – wurden von den größeren, offeneren Kameradschaften der Verbraucher überholt … Kein amerikanischer Wandel war bemerkenswerter als diese neuen amerikanischen Möglichkeiten, Dinge zu verwandeln – von Objekten des Besitzes und des Neides in Transportmittel von Gemeinschaft.«[38]

Kettenläden wie A & P, Woolworth und Walgreens, Versandhäuser wie Montgomery Ward and Sears und Markennamen wie Borden’s, Campbell’s, Del Monte und Morton Salt verbanden unzählige Amerikaner in neuen Verbrauchsgemeinschaften miteinander: »Die Menschen waren jetzt weniger durch das verbunden, was sie glaubten, sondern durch das, was sie konsumierten … Menschen, die einander nie sahen oder kannten, waren vereint durch den normalen Verbrauch von Gegenständen, die einander so sehr ähnelten, dass sie nicht einmal von ihren Besitzern auseinanderzuhalten waren. Diese Verbrauchsgemeinschaften bildeten sich rasch; sie waren ideologiefrei; sie waren demokratisch; sie waren öffentlich, unscharf und schnell wandelbar … Nie zuvor waren so viele Menschen durch so viele Dinge vereint gewesen.« Boorstin räumte ein, dass »die Loyalitäten der neuen Verbrauchsgemeinschaften oberflächlicher waren und ihre Dienste weniger in die Tiefe gingen« als herkömmliche Gemeinschaften von Nachbarn. Doch sie seien nichtsdestoweniger »allgegenwärtig; irgendwie kommen sie mit dem amerikanischen Verbraucher in jedem wachen Augenblick in Kontakt, ja sogar, wenn er schläft«.[39]

In New Democracy (1912) formulierte Walter Weyl die auf den Verbrauchern aufbauende Vision der Progressiven Reform umfassend.[40] Weyl, ein Ökonom und Journalist, war zusammen mit Croly und Lippmann Gründungsherausgeber der New Republic und trug dazu bei, das von Theodore Roosevelt verfochtene Anliegen der Progressiven voranzubringen.[41] Wie Croly wollte er eine neue, demokratische Solidarität, die sich der undemokratischen Macht der Großindustrie – Weyl bezeichnete sie als »Plutokratie« – entgegenstellte. Doch statt einen neuen Nationalismus anzustreben, sah Weyl in der Solidarität von Verbrauchern die beste Hoffnung für die Demokratie. Wo frühere Reformbewegungen aus den Herstelleridentitäten Amerikas (etwa Farmern oder Handwerkern, kleinen Geschäftsleuten oder gewerblichen Arbeitskräften) hervorgegangen waren, erforderte die Reform nun, dass die Amerikaner sich in ihrer Rolle als Konsumenten zusammenschlossen.

»Die einigende wirtschaftliche Kraft im heutigen Amerika, durch die sich eine der Plutokratie feindliche Mehrheit bildet, ist das gemeinsame Interesse der Bürger als Verbraucher«, verkündete Weyl. »Der Hersteller (der nur der Konsument in einer anderen Rolle ist) erscheint höchst differenziert. Er ist Bankier, Anwalt, Soldat, Schneider, Farmer, Schuhputzer oder Botenjunge. Er ist Kapitalist, Arbeiter, Geldverleiher, Kreditnehmer, städtischer Arbeiter oder Landarbeiter. Der Verbraucher dagegen ist undifferenziert. Alle Männer, Frauen und Kinder, die Schuhe kaufen (mit Ausnahme des Schuhmachers), sind an billigen, guten Schuhen interessiert. Die Konsumenten der meisten Artikel sind den Herstellern zahlenmäßig bei weitem überlegen.«[42]

In der Vergangenheit »schien die Produktion die alleinherrschende wirtschaftliche Tatsache im Leben eines Menschen zu sein«. Die Leute hätten sich mehr um Löhne als um Preise gesorgt; politisch hätten sie deshalb vor allem als Hersteller gehandelt. Dies hätte zu politischen Maßnahmen wie etwa Zöllen geführt, die wenigen auf Kosten der vielen halfen. Doch das Wachstum des Industriekapitalismus hätte das unmittelbare Interesse der Arbeiter an ihrem Produkt verringert, während es gleichzeitig ihre Sorgen wegen steigender Preise vermehrt hätte. »Die allumfassende Preissteigerung beeinträchtigt den Verbraucher inzwischen so, als würde er von einer Million Stechmücken attackiert.« Laut Weyl liege »das Hauptvergehen der Kartelle« nicht in ihrer Gefahr für die Selbstverwaltung, sondern in ihrer »Fähigkeit, den Verbraucher zu schädigen«. Dies lasse darauf hoffen, die Verbraucher für die Sache der Progressiven Reform zu versammeln. »Der aus dem Grab exhumierte Verbraucher tritt wieder in die politische Arena ein – als ›Normalbürger‹, als ›einfacher Mann‹, als ›Pendler‹, als ›Mann auf der Straße‹, ›Steuerzahler‹ oder ›ultimativer Verbraucher‹. Menschen, die als Hersteller abstimmten, stimmen nun als Konsumenten ab.«[43]

Doch die Verlagerung von der auf Herstellern beruhenden Reform zu einer Reform auf Basis der Verbraucher war mehr als eine neue Art, Interessen zu organisieren. Sie zeigte, dass sich das Ziel der Reform und die ihr zugrunde liegende Vision der Demokratie verschoben hatten. In der republikanischen Tradition der politischen Ökonomie, von der die Debatte im Amerika des 19. Jahrhunderts bestimmt wurde, waren Herstelleridentitäten von Bedeutung, weil die Arbeitswelt als der Ort gesehen wurde, an dem auf Gedeih und Verderb der Charakter der Bürger geformt wurde. Wenn der Verbrauch in der republikanischen politischen Ökonomie überhaupt eine Rolle spielte, dann als etwas, was um höherer Ziele willen gelenkt, diszipliniert oder eingeschränkt werden musste.[44] Übermäßiger Konsum oder Luxus wurde oft als Form von Korruption betrachtet, als Maß für den Verlust des Bürgersinns. Von Jeffersons Agrar-Republikanismus über Lincolns Lob der freien Arbeit bis hin zu Brandeis’ Ruf nach Wirtschaftsdemokratie – die Betonung von Herstelleridentitäten spiegelte den Versuch wider, in Bürgern die Charaktereigenschaften heranzubilden, die zur Selbstverwaltung nötig waren.

Doch eine auf Verbraucheridentitäten beruhende Politik verändert das Problem. Anstatt zu fragen, wie man die Vorlieben der Leute heben, verbessern oder einschränken könne, fragt man nun, wie sie am besten – am vollständigsten, fairsten oder effizientesten – zu befriedigen seien. Die Verlagerung zu einer auf Verbrauchern beruhenden Reform im 20. Jahrhundert bedeutete demnach, dass man sich von den Bildungsambitionen der republikanischen Tradition und von der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft entfernte. Als die Progressiven die Amerikaner dazu drängten, sich nicht mit ihren Rollen als Hersteller, sondern als Verbraucher zu identifizieren, trugen sie – obwohl sie ihre Bewegung nicht in dieser Weise sahen – dazu bei, dass die amerikanische Politik sich einer politischen Ökonomie des Wachstums und der Verteilungsgerechtigkeit zuwandte. Allerdings kam diese erst Jahrzehnte später zum Ausdruck.

Weyl sagte sich nicht explizit von der zivilgesellschaftlichen Tradition los. Doch er formulierte bemerkenswert deutlich, wie eine auf Verbrauchern beruhende Reform und eine politische Ökonomie des Wachstums und der Verteilungsgerechtigkeit zusammenhingen. Wo Brandeis und Croly von der Bildungsabsicht der Demokratie sprachen, die darauf hinwirkte, den Charakter der Bürger vollkommener zu machen oder zu heben, verfolgte Weyls »neue Demokratie« keine Bildungsmission. Sie zielte nicht auf Tugend ab, sondern auf ökonomischen Überfluss und eine faire Verteilung dieses Überflusses. In der Demokratie komme es nicht darauf an, die Tugend von Bürgern zu pflegen, sondern darauf, »die breiteste Spanne wirtschaftlicher Befriedigung« zu erzielen.[45]

»Es ist der zunehmende Wohlstand in Amerika«, schrieb Weyl, »auf dem die Hoffnung einer vollständigen Demokratie gegründet werden muss«. Es seien das Wirtschaftswachstum oder der »gesellschaftliche Überschuss«, der »unseren demokratischen Bestrebungen einen moralischen Impuls und eine moralische Rechtfertigung gibt.« Weyl behauptete nicht, dass die Maximierung des nationalen Reichtums ein eigenständiges Ziel sei. Im Gegenteil – das Problem mit dem bestehenden Muster des Wirtschaftswachstums sei dessen ungleiche Verteilung. »Was die Leute wünschen, ist nicht Reichtum, sondern verteilter Reichtum; keinen statistischen Zuwachs des Nationaleinkommens, sondern mehr und weiter verbreitete wirtschaftliche Befriedigung.«[46]

Weyls Plädoyer für eine breitere Verteilung des Wohlstands beruhte auf zwei Argumenten – das eine utilitaristisch, das andere voluntaristisch oder vertragstheoretisch. Dem utilitaristischen Argument zufolge würde eine ausgeglichenere Verteilung für ein höheres Glücksniveau sorgen, weil für eine arme Person ein zusätzlicher Dollar mehr bedeuten würde als für eine reiche Person. »Eine Million Dollar, die ein übermäßig Reicher für Konsumgüter ausgibt, schaffen weniger Freude, als dieselbe Summe, wenn sie zu den Ausgaben von 10000 Menschen addiert wird.« Wo Einkommen und Vermögen sehr ungleich verteilt sind, führe Wirtschaftswachstum nicht zwangsläufig zu einem Anstieg der allgemeinen Wohlfahrt; angesichts der Ausbeutung, auf die der Reichtum der Plutokratie gründe, könnte wachsender Reichtum die allgemeine Wohlfahrt sogar verringern. »Würde man einer Angleichung von Vermögen und Einkommen näherkommen, liefe das zweifellos auf ein starkes Anwachsen der Gesamtsumme wirtschaftlicher Befriedigung hinaus.«[47]

Weyls zweites Argument betraf die wirtschaftlichen Voraussetzungen einer echten Einwilligung – besonders bei Arbeitsverträgen. Wie andere Reformer der Arbeiterbewegung und der Progressiven dieser Zeit attackierte Weyl die Laisser-faire-Orthodoxie, die von Wirtschaftsvertretern vorangetrieben und von den Gerichten der Lochner-Ära durchgesetzt wurde. Das tat er im Namen einer voluntaristischen Vorstellung von Freiheit. Die neue Demokratie sollte »auf einer realen wirtschaftlichen (wie auch rechtlichen) Gleichheit zwischen den Verhandlungsparteien [bestehen], auf einer realen wirtschaftlichen (wie auch rechtlichen) Freiheit«. Echte Einwilligung erforderte eine »soziale Interpretation von Rechten«. »Ein Gesetz, das es einer Frau verbietet, nachts in einer Textilfabrik zu arbeiten, ist ein Gesetz, das ihre Freiheit eher vergrößert als einschränkt, einfach weil es dem Arbeitgeber sein früheres Recht nimmt, sie durch schieren wirtschaftlichen Druck zur Nachtarbeit zu nötigen, wo sie es vorzöge, tagsüber zu arbeiten.«[48]

Wie andere Reformer plädierte Weyl für eine progressive Einkommensteuer, öffentliche Ausgaben für Bildung, Gesundheit und andere Sozialprogramme, dazu staatliche Vorschriften zur Verbesserung industrieller Arbeitsbedingungen. Doch anders als Brandeis und Croly setzte er sich für diese Reformen mit Begriffen ein, welche die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft hinter sich ließen.

Mehr als Brandeis oder Croly war Weyl ein Prophet der prozeduralen Republik. Deren demokratische Visionen hatten Berührungspunkte zu den formativen Ambitionen der republikanischen Tradition und der zivilgesellschaftlichen Vorstellung von Freiheit als Selbstverwaltung. So bestand Brandeis darauf, dass Demokratie »nur dort möglich ist, wo man den Prozess vorantreibt, mit dem der Einzelne vollkommener wird«, und Croly hielt daran fest, dass die Demokratie »auf der Grundlage möglicher Vervollkommnung des Menschen steht oder fällt«. Weyl widersprach. Die »neue Demokratie«, für die er sprach, bemühe sich nicht darum, die Menschen zu perfektionieren oder den Bürgersinn zu kultivieren, sondern darum, »die breiteste Spanne wirtschaftlicher Befriedigungen« zu erreichen.[49] Er plädierte nicht im Namen der Selbstverwaltung, sondern im Namen von Nützlichkeit, Fairness und einer echten Einwilligung, die von der Marktwirtschaft, soweit man sie ihren eigenen Einrichtungen folgen lässt, nicht ermöglicht werden. Weyl löste die Sache der Progressiven von ihrem Bildungsehrgeiz und gründete sie stattdessen auf eine faire Behandlung für den Bürger. Damit verwies er auf eine politische Ökonomie von Wachstum und Verteilungsgerechtigkeit, die später in diesem Jahrhundert die Begriffe der politischen Debatte bestimmen sollte.


Von der Bürgergesellschaft zum Verbraucherwohl


Der Übergang von einer politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft zu einer, die sich auf das Verbraucherwohl bezog, zeigt sich im Schicksal von zwei Versuchen, den »Fluch der Größe« einzudämmen – einer ist bekannt, an den anderen erinnert man sich kaum. Der erste, die Anti-Kartellbewegung, begann mehr als ein Jahrhundert zuvor und ist bis heute ein Werkzeug der Öffentlichkeitspolitik geblieben. Der zweite, die Bewegung gegen Handelsketten, sorgte in den 1920er und 1930er Jahren für eine Flut von Gesetzen und Debatten und ging dann rasch unter. Beide Bewegungen entstanden – zumindest teilweise – in der Absicht, örtliche Gemeinschaften und unabhängige Hersteller vor den Auswirkungen der massiven Konzentration wirtschaftlicher Macht zu schützen und damit die Selbstverwaltung zu bewahren.

Als zivilgesellschaftliche Erwägungen in der politischen Ökonomie Amerikas schwächer wurden und die Interessen von Verbrauchern Bedeutung gewannen, überlebten die Kartellgesetze, indem sie eine andere Funktion übernahmen. Waren sie zunächst eine Möglichkeit, im Namen der Selbstverwaltung Macht zu dezentralisieren, wurden sie nun zu einer Möglichkeit, den Markt im Namen von wettbewerbsorientierten Verbraucherpreisen zu regulieren. Gesetze gegen Handelsketten boten dagegen keine vergleichbare Flexibilität. Da sie nicht zeigen konnten, wie sie dem Verbraucherwohl dienten, hing ihr Schicksal an der Hoffnung, dass unabhängige Lebensmittelhändler, Drogisten und Ladenbesitzer republikanische Ideale ins 20. Jahrhundert transportieren könnten. Als diese Hoffnung schwand, kündigte der Niedergang der Bewegung gegen Handelsketten auch den Niedergang des zivilgesellschaftlichen Strangs der ökonomischen Auseinandersetzung an.

Gesetzgebung gegen Handelsketten


In den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg nahm die Zahl der Kettenläden stark zu, was die Einkaufsgewohnheiten der Amerikaner revolutionierte. Das gefährdete auch die Rolle der unabhängigen Einzelhändler im ganzen Land. 1929 verbuchten Handelsketten ein Fünftel aller Verkäufe im Einzelhandel und 40 Prozent aller Verkäufe des Lebensmittelsektors für sich. Ende der 1920er Jahre versuchten die Gesetzgeber von Bundesstaaten, das Wachstum von Handelsketten einzuschränken. Dazu erhoben sie Steuern, die gemäß der Zahl von Läden anstiegen, die eine Kette im jeweiligen Bundesstaat betrieb. So wurden in Indiana Handelsketten für den ersten Laden mit drei Dollar belastet; der Satz stieg bis auf 150 Dollar für jeden Laden, der nach der zwanzigsten Filiale eröffnet wurde. 1935 erhob Texas eine Steuer von 750 Dollar für jeden Laden, der nach dem fünfzigsten Laden eröffnet wurde – eine erhebliche Summe in einer Zeit, in der ein einzelner Laden einer Lebensmittelkette im Durchschnitt nur 950 Dollar Gewinn brachte.[1]

Viele der Gesetze wurden von Gerichten der Bundesstaaten aufgehoben, doch 1931 verwarf der US Supreme Court eine Klage gegen eine Steuer für Handelsketten.[2] Zusammen mit der zunehmenden Notlage infolge der Depression beschleunigte die positive Entscheidung des Gerichts das Tempo der Bewegung. 1933 wurden im Land ungefähr 225 Gesetze zur Besteuerung von Handelsketten eingebracht; dreizehn von ihnen wurden verabschiedet. Gegen Ende des Jahrzehnts hatten mehr als die Hälfte der Staaten irgendeine Form von Steuer für Handelsketten eingeführt.[3]

Gegner des Systems der Handelsketten formulierten ihre Argumente häufig in republikanischer Terminologie. In einer Reihe von Rundfunksendungen vertrat der Publizist und Kettengegner Montaville Flowers die Ansicht, das System der Handelsketten stehe »im Gegensatz zum Geist des amerikanischen Volkes und des amerikanischen Staates, der darauf beruht, dass die Menschen ihre Angelegenheiten vor Ort selbst steuern«. Kettenläden würden große wirtschaftliche Machtkonzentrationen schaffen, örtliche Gemeinschaften zerstören und den Status unabhängiger Ladenbesitzer und kleiner Geschäftsleute untergraben, wodurch sie die Selbstverwaltung in Gefahr brächten. Unabhängige Einzelhändler wie der lokale Apotheker dienten Gemeinden seit jeher als führende Bürger »von Intelligenz und Charakter«. Doch die Ketten würden den Apotheker zu einem »Arzneimittel-Kontoristen« herabsetzen, der einem fernen Unternehmen verpflichtet sei. Damit würden sie der Gemeinde eine vertrauenswürdige Persönlichkeit nehmen. Auf ähnliche Weise »beraubt das Kettensystem Hunderttausende guter Bürger ihres Lebensunterhalts; es reduziert sie vom Status der Unabhängigkeit zu einem Status von Knechten unter demütigenden Vorschriften. Dadurch … entwertet es den Sinn der Gemeinschaften und der Nation«.[4]

Während die Handelsketten ihre Angestellten zu »Rädchen in großen Räderwerken« reduzierten, stünden unabhängige Läden, wie Flowers darlegte, für das Ideal der freien Arbeit und bewahrten »das offene Feld der Möglichkeiten, der gleichen Chance für ihre Angestellten, gemäß der gesegneten Traditionen unseres Landes selbst ins Geschäft einzusteigen«. Außerdem würden die Ketten auch agrarische republikanische Ideale gefährden: »Die tödlichsten Schädlinge, die je über die Farm herfielen, sind die Kataloge von Sears-Roebuck und Montgomery-Ward!« Farmer seien Narren, wenn sie Waren aus den Katalogen von Handelsketten kauften, »denn jedes Mal, wenn du das machst, zerstörst du ein Stück der dir verbliebenen Unabhängigkeit und schnallst dir die Bürden deiner Knechtschaft enger auf!«[5]

Führende Politiker sorgten sich auch wegen der zivilgesellschaftlichen Folgen des Systems der Handelsketten und fürchteten um das Schicksal örtlicher Gemeinschaften. »Ein irrsinniges Streben nach Effizienz in Produktion, Verkauf und Verteilung hat sich über das Land ergossen und die Zahl der Arbeitslosen gesteigert, es hat ein Kastensystem eingerichtet, das für jede Regierung gefährlich ist«, sagte Senator Hugo L. Black aus Alabama, der später am US Supreme Court dienen sollte. »Lebensmittelketten, Kurzwarenketten, Bekleidungsketten, heute aufgetaucht und morgen fusioniert – werden größer und mächtiger … Der ortsansässige Mann und Händler verschwindet, und seine Gemeinde verliert seinen Beitrag zu den örtlichen Angelegenheiten als unabhängiger Denker und Macher.«[6]

Als der Supreme Court im Fall Liggett Company vs. Lee (1933) ein Steuergesetz Floridas für Handelsketten teilweise aufhob, legte Richter Brandeis ein beredsames Minderheitenvotum vor, das die republikanische Argumentation gegen Handelsketten zusammenfasste. Die Bürger Floridas, überlegte er, hätten die Ketten nicht nur besteuert, um das Steueraufkommen zu steigern, sondern auch, um unabhängigen Einzelhändlern zu helfen. »Vielleicht haben sie das nur getan, um den Wettbewerb zu erhalten. Doch sie könnten auch etwas gewollt haben, was tiefer geht und weiter reicht. Möglicherweise glaubten sie, dass die Handelskette, indem sie die Konzentration von Reichtum und Macht weiter vorantreibt und Eigentum in Abwesenheit fördert, amerikanische Ideale unterläuft; dass sie Chancengleichheit unmöglich macht; dass sie unabhängige Handelsleute in Verkaufspersonal verwandelt und Ressourcen, Lebenskraft und Hoffnung kleinerer Städte und Ortschaften schwächt.« Das, erklärte Brandeis, sei ein legitimer verfassungsrechtlicher Zweck.[7]

Wie Brandeis feststellte, würden viele glauben, dass die von riesigen Unternehmen erzeugte Ungleichheit von Reichtum und Macht eine Gefahr für die Selbstverwaltung sei und dass »die Amerikaner nur durch eine Beteiligung der vielen an den Verantwortlichkeiten und Entscheidungen der Wirtschaft Moral und geistige Entwicklung gewährleisten können, die für den Fortbestand der Freiheit unerlässlich sind«. Wenn die Bürger Floridas diese Überzeugung teilten, dann finde sich in der Verfassung nichts, was sie davon abhalten könne, entsprechend zu handeln und Handelsketten zu besteuern. »Insoweit sind die Bürger jedes Staates«, schloss Brandeis, »immer noch Herren ihres Schicksals.«[8]

Die Handelsketten und ihre Verfechter griffen die republikanischen Argumente ihrer Opponenten auf, formulierten ihre Hauptgründe aber in Begriffen der Verbraucherwohlfahrt. Die Vorstellung, unabhängige Einzelhändler würden republikanische Tugend verkörpern, sei eine sentimentale Anwandlung, die nicht mit den Fakten übereinstimme. Der typische Ladeninhaber sei alles andere als eine Säule der Gemeinschaft; er sei »ein schmutziger Analphabet, ein kurzsichtiger, halb amerikanischer Ausländer oder ein schläfriger, engstirniger und hirntoter Amerikaner«, wie jemand für eine Publikation der Handelsketten schrieb. Der Chef von J.C. Penney meinte, die Amerikaner würden zwar »den alten, isolierten Eckladen« romantisieren, doch einkaufen würden sie bei Ketten. So gern wir vielleicht »in Onkel Henrys Laden gingen und Geschichten mit Henry und den anderen Müßiggängern um den Ofen austauschten«, wären nur wenige »bereit, für solchen Müßiggang in Form einer Steuer auf all die Waren zu bezahlen, die unsere Familie kauft«. Auch Walter Lippmann hatte am Verschwinden der Läden in der Nachbarschaft wenig zu beklagen: »Sechs Lebensmittelhändler in drei Häuserblocks, schmuddelige Metzgereien, kleine Einzelhandelsläden, wo die Familie im Hinterzimmer lebt und einen Küchengerüche begrüßen, wenn man durch die Tür tritt, Fliegendreck auf den Waren« – solche Bedingungen seien es kaum wert, erhalten zu werden.[9]

In Hinblick auf die Bilanz ihrer Dienste für örtliche Gemeinschaften bekannten sich die Ketten dazu, sie anfangs ignoriert zu haben, und versprachen sogleich, das zu beheben. In einer von der National Chain Store Association 1931 veröffentlichten Diskussionsanleitung räumte man ein, dass die Ketten »in den Pionierzeiten ihrer Entwicklung … vielleicht ein wenig nachlässig bei der Zusammenarbeit mit örtlichen Unternehmen und der gemeindlichen Wohlfahrt gewesen sein könnten« und »in gewissem Umfang ihre soziale Verantwortung sowie das Verhältnis zur Öffentlichkeit außer Acht gelassen haben«. Doch jetzt seien die Ketten passionierte Mitglieder lokaler Handelskammern, trügen zur Gemeindekasse bei und unterstützten die Pfadfinder und das Rote Kreuz. Auch sie seien fähig, gute Bürger zu sein.[10]

Doch auch wenn die Ketten versuchten, sich als gute Bürger darzustellen, meinten ihre Sprecher, der eigentliche Gradmesser für den Wert der Handelsketten liege anderswo – in ihrem Beitrag zum Wohlergehen der Verbraucher. Ihre zentrale Rechtfertigung liege nicht im zivilgesellschaftlichen Bereich, sondern sei utilitaristisch: »Was für die Mehrheit der Menschen gut ist, stellt in ihrem wirtschaftlichen Alltag den größten Nutzen für die größte Zahl dar.« Wenn Handelsketten »der Allgemeinheit der Verbraucher bessere Waren zu niedrigeren Preisen anbieten, dann hat kein Einzelner und keine gesellschaftliche Klasse, sosehr ihre persönlichen Interessen auch beeinträchtigt sein mögen, das Recht, eine solche Einrichtung für einen guten Zweck zu bedrängen, zu kritisieren oder zu zerstören«.[11]

All die Debatten über die zivilgesellschaftliche Rolle von Handelsketten – bauen sie örtliche Gemeinschaften auf oder zerstören sie sie, vermehren oder verringern sie Aussichten auf Beschäftigung und Chancen – betrafen »sekundäre Funktionen eines Ladens«. Hier kam die Verschiebung von zivilgesellschaftlichen zu konsumorientierten Erwägungen unmissverständlich zum Ausdruck. Die »erste Pflicht und größte Verantwortung eines Einzelhandelsgeschäfts«, erklärte die Veröffentlichung einer Handelskette, sei der Nutzen für Verbraucher. Diese schlichte Tatsache werde von den Kritikern von Handelsketten vergessen. »Denn wenn man ihnen zuhört, würde man glauben, ein Laden sei nur zufällig und auf irgendwie belanglose Weise eine Einrichtung, in der Waren zu Einzelhandelspreisen verkauft werden, und die Hauptaufgabe eines Ladens bestehe darin, Wohlfahrtsaktivitäten zu unterstützen, Bürgersteige und öffentliche Versammlungsräume zu bauen und das Problem der Arbeitslosigkeit zu lösen.« Doch damit werde die Hauptfunktion eines Ladens »heruntergemacht«. Diese bestehe nicht darin, zivilgesellschaftlichen Zwecken zu dienen, sondern darin, die Wohlfahrt der Verbraucher zu maximieren. Dazu würde man gute Produkte zu niedrigen Preisen verkaufen, eine Funktion, »die von den Handelsketten erfüllt wird … bis zum Äußersten«.[12]

Gegen Ende der 1930er Jahre hatten sich die Handelsketten erfolgreich zum Widerstand gegen die Gesetze zusammengeschlossen; sie organisierten Lobby-Aktivitäten sowie Werbekampagnen und versuchten, die Unterstützung von Verbrauchern, Farmern und Arbeiterorganisationen zu gewinnen. Die Firma A & P half mit, dass 1936 in Kalifornien ein Referendum scheiterte, mit dem eine Steuer für Handelsketten gefordert wurde. Dazu kaufte sie einen Ernteüberschuss aus kalifornischer Produktion auf und hielt so die Preise hoch. Eine Reihe kollektiver Vertragsabschlüsse brachte den Handelsketten ein paar Jahre später die Unterstützung der organisierten Arbeiterschaft ein. Einen vorübergehenden Rückschlag erlebten die Ketten, als der Kongress 1936 den Robinson-Patman Act verabschiedete. Das Gesetz beschränkte ihre Möglichkeiten, Waren verbilligt von Großhändlern zu beziehen. Doch als der Abgeordnete Wright Patman 1938 vorschlug, eine Steuer für Handelsketten auf Bundesebene einzuführen, scheiterte seine Vorlage, und am Ende des Jahrzehnts war die Bewegung gegen Handelsketten erloschen. Wo die Lebensmittelhändler und Drogisten sich – nicht völlig überzeugend – als die Freibauern ihrer Zeit präsentiert hatten, als letzte Stützen republikanischer Tugenden, standen die Handelsketten für gute Produkte zu niedrigen Preisen. Angesichts dieser Alternativen verlor die politische Ökonomie der Bürgerschaft ihre Fähigkeit zur Inspiration.[13]

Die Anti-Kartellbewegung


Die Kartellgesetze erfreuten sich dagegen einer längeren Karriere – unter wechselnden ideologischen Vorzeichen. Sie waren aus der politischen Ökonomie der Bürgerschaft hervorgegangen und lebten im Dienste der politischen Ökonomie von Wachstum und Verteilungsgerechtigkeit weiter, die Mitte des 20. Jahrhunderts im Aufstieg begriffen war. Selbstverständlich waren sowohl die zivilgesellschaftlichen als auch die verbraucherorientierten Einwände gegen Monopole von Anfang an präsent. Die Amerikaner waren aus Sorge um die Selbstverwaltung gegen wirtschaftliche Konzentration, aber auch aus Angst vor den hohen Preisen, die Monopole den Konsumenten abknöpfen konnten.

Einige Kommentatoren aus jüngerer Zeit, die gegen die politischen Ziele der Kartellgesetze waren, haben behauptet, der Sherman Act betreffe ausschließlich wirtschaftliche Effizienz und Verbraucherwohlfahrt.[14] Doch die Kongress-Debatten selbst und die weiter gefassten Begriffe der ökonomischen Auseinandersetzung um die Jahrhundertwende legen etwas anderes nahe. Als der Kongress 1890 über den Sherman Antitrust Act beriet, versuchte er, den Verbraucher vor Monopolpreisen zu bewahren. Außerdem wollte er die dezentralisierte Wirtschaft kleiner Gewerbetreibender und Handelsfirmen schützen, die man lange als wesentlich für die Selbstverwaltung angesehen hatte. Der Anti-Kartellbewegung ging es um mehr als nur um wirtschaftliche Effizienz und Verbraucherwohlfahrt; sie spiegelte »das politische Urteil einer Nation [wider], deren Führer sich stets der wirtschaftlichen Fundamente von Politik bewusst gewesen waren. In dieser Hinsicht manifestierte sich im Sherman Act schlicht eine andere Form des fortwährenden amerikanischen Argwohns gegenüber konzentrierter Macht.«[15]

Für Senator John Sherman und seine Kollegen bildete das Gesetz zum Verbot wettbewerbsbeschränkender Zusammenschlüsse »ein bedeutendes Mittel, um Freiheit von Korruption zu erreichen und die Freiheit zu bewahren, unabhängig über das politische Leben nachzudenken« – einen wertvollen Eckpfeiler des demokratischen Staates.[16] Sherman griff die Trusts an, weil sie die Verbraucher durch künstliche Preistreibereien betrügen und verantwortungslose Macht anhäufen würden, die den demokratischen Staat gefährdete. Die konzentrierte Macht der Trusts komme »einem königlichen Vorrecht [gleich], das mit unserer Staatsform unvereinbar ist, und sollte auf den starken Widerstand des Staates und der nationalen Behörden stoßen. Wenn irgendetwas falsch ist, so ist es das. Falls wir keinen König als politische Macht dulden wollen, sollten wir auch keinen König über Herstellung, Transport und Verkauf irgendwelcher lebensnotwendiger Dinge dulden.«[17]

Wie Richard Hofstadter anmerkte, »war der politische Anstoß hinter dem Sherman Act klarer und deutlicher formuliert als die ökonomische Theorie. Männer, die sich besonders vage ausdrückten, wenn sie über ›die Trusts‹ und Monopole sprachen … die nicht hatten zeigen können, wie viel Wettbewerb zur Effizienz notwendig war, die nicht in jedem Fall angeben konnten, welche Wettbewerbsvorgänge ihrer Ansicht nach fair oder unfair seien … machten nachdrücklich klar, was sie zu vermeiden suchten: Sie wollten konzentrierte private Macht daran hindern, den demokratischen Staat zu zerstören«.[18]

Neben der unmittelbaren Gefahr, die Großunternehmen für eine demokratische Regierung darstellten, sorgten sich Vertreter der Anti-Kartellbewegung um die direkten Auswirkungen auf den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter der Bürger. Wenn Reformer davon sprachen, den Wettbewerb aufrechtzuerhalten, galt ihre Sorge nicht nur oder auch nur vorrangig den Verbraucherpreisen, sondern einer Ökonomie kleiner, unabhängiger Produzenten und den Charaktereigenschaften – Unternehmergeist, Initiative und Verantwortungsbewusstsein –, die dieses System idealerweise hervorbrachte. Henry A. Stimson, ein Geistlicher, bezeichnete 1904 die kleinen Unternehmen »als Schule des Charakters, deren Bedeutung nur von der Kirche übertroffen wird«. Das Aufkommen der Großunternehmen und Trusts habe zwar Wohlstand gebracht, aber »sich schädlich auf den Charakter vieler Beschäftigter ausgewirkt, die unter den früher herrschenden Voraussetzungen entweder ihr eigenes Geschäft betrieben oder auf die Gelegenheit gewartet haben, es zu tun«. In der republikanischen Tradition hatte man sich lange Sorgen darum gemacht, dass eine Nation von Knechten und Kontoristen nicht die Unabhängigkeit und Urteilsfähigkeit heranbilden könnte, die zur Selbstverwaltung nötig waren. Nun fragte sich Stimson in einer ähnlichen Richtung, wie es denn die Unternehmen schafften, die für sie notwendigen Führungseigenschaften zu entwickeln. Solche Positionen »verlangen Männer, gewöhnt an dieses unabhängige Handeln und diese Weite des Horizonts, die nur entstehen, wenn jemand dafür verantwortlich ist, seine eigenen Angelegenheiten zu steuern. Es ist eine Geistes- und Seelenverfassung, die denkbar weit von der eines lebenslangen Kontoristen oder Angestellten entfernt ist.«[19]

Hazen S. Pingree, der Gouverneur von Michigan, verurteilte in einer Rede bei einer nationalen Konferenz über Trusts 1899 die Kartelle, weil sie sich schädlich auf »unser nationales Leben, unsere Bürgergesellschaft und das Leben und den Charakter der Männer und Frauen [auswirken], welche die wahre Stärke unserer Republik ausmachen«. Die Stärke der Republik sei immer beim »unabhängigen, einzelnen Geschäftsmann, dem fachkundigen Handwerker und Techniker« zu Hause gewesen. Doch der Trust konzentriere Besitz und Leitung der Wirtschaft in den Händen weniger und zwinge einst unabhängige Kleinunternehmer und Handelsleute dazu, Angestellte großer Firmen zu werden. »Ihre persönliche Identität geht verloren. Sie werden zu Rädchen in einer großen, komplizierten Maschine … Vielleicht können sie zu größeren Rädchen im Getriebe werden, aber sie können sich nie auf ein Leben in geschäftlicher Freiheit freuen.«[20]

Als Pingree die Trusts beschuldigte, »wirtschaftliche Sklaverei« zu schaffen, bezog er sich weiterhin auf die zivilgesellschaftliche Vorstellung von Freiheit, die für das Ideal der freien Arbeit bestimmend war. Herr sei der Direktor des Trusts, Sklave der »ehemalige Händler und Geschäftsmann, der Handwerker und der Techniker, die einst die Hoffnung hegten, sie würden eines Tages in die glückliche Lage kommen, unabhängiger Besitzer eines Geschäfts zu sein«. Selbst der Wohlstand, den die Trusts möglicherweise brächten, könne eine solche moralische und zivilgesellschaftliche Herabsetzung nicht rechtfertigen. »Ich sorge mich mehr um die Unabhängigkeit und Mannhaftigkeit des amerikanischen Bürgers«, schloss Pingree, »als um all das Gold oder Silber auf oder in der Welt. … Eine demokratische Republik kann es nicht überleben, wenn eine demokratische Bevölkerung verschwindet.«[21]

Ein weiterer Sprecher, dessen anschließende Verteidigung der Kartelle vehementen Protest der Öffentlichkeit auslöste, stellte die von Pingree angenommene Produzenten-Ethik in Frage und entwarf einen Blick auf eine Konsumenten-Ethik, die erst mehrere Jahrzehnte später weithin akzeptiert werden sollte. Für George Gunton, einen zum Professor gewordenen Arbeiterführer, beruhte die Begründung für Trusts einfach darauf, dass sie der allgemeinen Wohlfahrt dienten, die wiederum auf niedrige Preise für Verbraucher und gute Löhne für Arbeiter hinauslaufe. Nach dieser Maßgabe verachtete er die Standard Oil Company sowie die Carnegie Steel Company, während er die großen Eisenbahnen als überwältigende Erfolge sah. Dank ihrer Kapitalinvestitionen und Größenvorteile würden sie laut Gunton bessere Güter zu niedrigeren Preisen anbieten, als das Kleinunternehmen je möglich gewesen sei.[22]

Was die Auswirkungen von Unternehmen auf die Arbeitsbedingungen anging, erklärte Gunton unverblümt, dass »Freiheit und Persönlichkeit des Arbeiters von zwei Dingen abhängen – von permanenter Beschäftigung und guten Löhnen. Wo immer die Beschäftigung am beständigsten und die Löhne am höchsten sind, ist der Arbeiter am intelligentesten, hat er die größte Freiheit und die stärkste persönliche Identität.« In einer kühnen Umkehrung der Ethik freier Arbeit argumentierte Gunton, Großunternehmen würden bessere Bürger schaffen als Kleinunternehmen. Dank der Beschäftigungssicherheit in großen Firmen »sind die Arbeiter genau dort am unabhängigsten. Es ist offenkundig, dass Großunternehmen den geringsten Einfluss auf Meinungen und das individuelle Verhalten ihrer Arbeiter haben.« Die Produzenten-Ethik, die Arbeiter auffordere, sich gemeinsam mit unabhängigen Herstellern gegen die Trusts zu stellen, sei fehlgeleitet: »Der Arbeiter hat nicht das geringste Interesse – weder sozial noch wirtschaftlich oder politisch – an der Existenz von Arbeitgebern mit geringem Kapital.«[23]

Die Initiatoren des Sherman Act überließen es den Gerichten, das weitgefasste Verbot von Verträgen und Fusionen zur Handelsbeschränkung auszulegen, und im ersten Jahrzehnt wurde das Gesetz kaum durchgesetzt.[24] Doch 1897 wandte der Supreme Court das Gesetz gegen ein Kartell an, das Bahntarife festlegte. In einem der ersten bedeutenden Urteile gegen Trusts stellte Richter Rufus Wheeler Peckham fest, dass der Sherman Act Preisabsprachen auch dann verbiete, wenn daraus keine übertriebenen oder unvernünftigen Preise entstünden. Selbst wenn Verbraucher dadurch nicht geschädigt würden, könnten Preisabsprachen kleine unabhängige Hersteller aus dem Geschäft werfen, und auch diese würden durch die Kartellgesetze geschützt. Preisabsprachen, die Verbraucherpreise reduzierten, könnten nichtsdestoweniger »die kleinen Händler und achtbaren Männer aus dem Geschäft [treiben], die ihr Leben darin zugebracht haben und nicht imstande sein könnten, sich an ihre veränderte Umgebung anzupassen. Eine reine Preissenkung für die gehandelte Ware könnte ein hoher Preis sein für den Ruin einer solchen Klasse und die Übernahme der Kontrolle über ein Handelsgut durch einen allmächtigen Kapitalzusammenschluss.«[25]

Robert Bork hat vor einiger Zeit vorgebracht, Peckhams Erwähnung kleiner Hersteller sei ein unglücklicher »Ausrutscher« oder »Fehltritt« in einem Urteil gewesen, das ansonsten die Maximierung des Verbraucherwohls behandelt habe.[26] Doch in der Folge erklärt Peckhams Urteilsbegründung die Bedeutung kleiner Hersteller in Begriffen, die an das Ideal der freien Arbeit erinnern. Das Verschwinden »einer großen Zahl kleiner, aber unabhängiger Händler« sei nicht nur für sie und ihre Familien verstörend, sondern auch ein Verlust für das ganze Land. Denn selbst wenn die von Großunternehmen verdrängten kleinen Geschäftsleute neue Möglichkeiten finden könnten, ihren Lebensunterhalt zu verdienen, »trägt es nicht zum wahren Wohlstand eines Landes bei, dass Veränderungen stattfinden sollten, die einen unabhängigen Geschäftsmann, den Chef seines Etablissements, und sei es klein, in den bloßen Diener oder Vertreter eines Unternehmens verwandeln, der die Güter verkaufen soll, die er einst hergestellt oder gehandelt hat, wobei er nicht bei der Gestaltung der Geschäftspolitik mitreden kann und gezwungen ist, die von anderen erlassenen Anordnungen zu befolgen«. Der Verlust einer unabhängigen Produzentenklasse sei ein zivilgesellschaftlicher Verlust, der sich nicht allein in Begriffen des Verbraucherwohls messen lasse.[27]

Die Ära der Progressiven gab der Anti-Kartellbewegung neue Energie; deren ausdrücklichster und einflussreichster Sprecher war in diesen Jahren Louis D. Brandeis. Anders als Anti-Trust-Reformer unserer Tage wie der Verbraucheranwalt Ralph Nader, war Brandeis nicht im Namen des Konsumenten ein Gegner der Trusts. Seine Sorge galt weniger einer Senkung der Verbraucherpreise – er wollte eine Wirtschaft kleiner, unabhängiger Hersteller bewahren. Weil Brandeis nicht die Verbraucher, sondern eher kleine Hersteller als Opfer von Monopolen herausstellte, fühlte sich ein Kritiker zu dem Vorschlag veranlasst, man solle Brandeis nicht als »Anwalt der Leute« in Erinnerung behalten, sondern als »Sprachrohr für Drogisten, kleine Schuhhersteller und andere Mitglieder des Kleinbürgertums«.[28] Doch Brandeis’ Besorgnis um das Schicksal kleiner Hersteller war mehr als nur ein Plädoyer für Sonderinteressen – sie reflektierte eine lange Tradition des republikanischen politischen Denkens. Von Jefferson bis zu den Knights of Labor hatte die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft versucht, den moralischen und zivilgesellschaftlichen Charakter der Amerikaner in ihrer Rolle als Hersteller zu formen – als Farmer, Handwerker oder kleine Geschäftsleute und Unternehmer. Brandeis’ Produzenten-Ethik behielt diese Verknüpfung mit republikanischen Annahmen bei. Er vertrat die Sache kleiner, unabhängiger Produzenten – nicht um ihrer selbst willen, sondern weil er eine dezentrale Wirtschaft bewahren wollte, die günstig für die Selbstverwaltung war.[29]

Brandeis überging Argumente zugunsten wirtschaftlicher Effizienz und Verbraucherwohl selbstverständlich nicht allesamt. Wenn Verfechter der Großunternehmen vorbrachten, Trusts brächten Größenvorteile mit sich, durch die Abfälle verringert würden und die Produktion effizienter würde, entgegnete Brandeis, dass Größe die Effizienz häufig mindere. Von einem bestimmten Punkt an würden große Einrichtungen eine zentrifugale Kraft entwickeln, die Verständnis und Kontrolle der Menschen in Frage stellten.[30] »Wenn der Herr gewollt hätte, dass die Dinge groß sind, hätte er den Menschen größer geschaffen – mit mehr Gehirn und Charakter.«[31] Als Beleg für die Ineffizienz von Größe verwies Brandeis auf viele Versuche, Kartelle zu bilden – in den Branchen für Whiskey, Seilherstellung, Malzproduktion, Papier, Leder und Dampfschiffe –, die entweder gescheitert seien oder wenig Erfolg gehabt hätten. Die Trusts, die erfolgreich gewesen waren – Öl-, Tabak-, Zucker- und Stahlindustrie – hätten das nicht wegen überlegener Effizienz geschafft, sondern durch monopolistische Kontrolle der Märkte oder Preisabsprachen. »Ich bin fest davon überzeugt, dass die große Einheit nicht so effizient ist … wie die kleinere Einheit«, sagte Brandeis vor einem Senatskomitee. »Wenn es also heute möglich wäre, die Unternehmen dazu zu bringen, in Übereinstimmung mit dem zu handeln, was nach unser aller Ansicht zweifellos die Handelsvorschriften sein sollten, dann würden, wie ich glaube, keine Großunternehmen geschaffen, oder sie wären, hätte man sie gegründet, nicht erfolgreich.« Unter Bedingungen fairen Wettbewerbs »würden diese Monster zusammenbrechen«.[32]

Doch für Überlegungen zur Selbstverwaltung reichte Brandeis’ Hauptargument gegen die Kartelle über die Ökonomie hinaus. Selbst wenn gezeigt werden könnte, dass Monopole effizienter seien als kleine Einheiten, stellten sie eine Gefahr für die Demokratie dar, die jeden ökonomischen Vorteil aufwöge, den sie bringen könnten. Brandeis wies die Behauptung zurück, dass Größe an sich kein Vergehen sei, denn er glaubte, »dass unsere Gesellschaft, die auf der Demokratie beruht, unter solchen Bedingungen nicht bestehen kann. … Man kann keine wahre amerikanische Bürgergesellschaft haben, man kann die politische Freiheit nicht bewahren, und man kann den amerikanischen Lebensstandard nicht gewährleisten, solange damit nicht ein gewisses Maß an wirtschaftlicher Freiheit einhergeht. Und die United States Steel Corporation sowie diese anderen Trusts haben der wirtschaftlichen Freiheit den Dolch in den Rücken gestoßen.« Manche würden auf die Verschwendung aufgrund von Wettbewerb verweisen, um die Monopole zu verteidigen. »Zum Wettbewerb gehört zweifellos einige Verschwendung«, erwiderte Brandeis. »Für welche menschliche Tätigkeit gilt das nicht? Die Verschwendungen der Demokratie gehören zu den größten offensichtlichen Verschwendungen, doch die Demokratie bietet uns Ausgleichsmöglichkeiten, welche diese Verschwendung bei weitem aufwiegen und sie effizienter machen als den Absolutismus. Mit dem Wettbewerb verhält es sich ebenso.«[33]

Brandeis’ Distanz zu verbraucherorientierten Reformbewegungen unserer Zeit zeigt sich am deutlichsten in seiner Verteidigung der Preisbindung im Einzelhandel. Dabei legen Hersteller einen Preis für ihr Produkt fest, den kein Händler unterbieten darf. 1911 entschied der Supreme Court, dass die Dr. Miles Medical Company, die ein patentiertes Medikament herstellte, keine Verträge mit ihren Groß- und Einzelhändlern abschließen konnte, mit denen diese verpflichtet wurden, das patentierte Heilmittel zu einem festgelegten Mindestpreis zu verkaufen. Solche Vereinbarungen stellten dem Gericht zufolge eine ungesetzliche Handelseinschränkung unter dem Sherman Act dar. Brandeis war jedoch anderer Ansicht. Er startete eine Kampagne, mit der er den Kongress dazu bringen wollte, Verträge mit einer Preisbindung für den Einzelhandel von den Beschränkungen der Kartellgesetze auszunehmen. Er brachte vor, einheitliche Einzelhandelspreise für Markenprodukte würden kleine Einzelhändler vor Preissenkungen seitens der Handelsketten, Kaufhäuser und Versandhäuser schützen und damit den Wettbewerb fördern. Würde man die Preisbindung verbieten, könnten große Einzelhändler die Möglichkeit erhalten, kleine Händler aus dem Geschäft zu drängen.[34]

Die Vorteile der Preisbindung erklärte Brandeis am Beispiel des Sicherheitsrasierapparats von Gillette. Wenn Gillette den Einzelhandelspreis festlegen könne, sei es keinem Händler möglich, die Ware mit einem Preisnachlass anzubieten; in diesem Sinn würde der Wettbewerb eingeschränkt. Doch wegen des Festpreises könnten viele Einzelhändler, große wie kleine, Rasierapparate von Gillette verkaufen; in diesem erweiterten Sinn würde der Wettbewerb verbessert. »Jeder Händler, jeder kleine Schreibwarenhändler, jeder kleine Drogist, jeder kleine Haushaltswarenverkäufer kann zum Lieferanten dieses Artikels werden … und man hat mit dem Festpreis den kleinen Mann anstatt des Kaufhauses gefördert – und auch anstatt der großen Firma, die sonst diesen Handel vielleicht monopolisieren würde.«[35]

Für alle, die sich allein um Verbraucherpreise sorgen, ist Preiswettbewerb erstrebenswerter als die Erhaltung einer Wettbewerbswirtschaft im Sinne von Brandeis’ dezentraler Ökonomie vieler kleiner Hersteller. Doch für Brandeis waren Verbraucherpreise nicht alles. Konsumenten, die so dachten, seien hoffnungslos kurzsichtig. Anstatt nach Schnäppchen zu jagen, die von Preisdrückern angeboten wurden, sollten sie besser mit Hilfe von Verbrauchergemeinschaften einkaufen, »mit Argwohn auf jeden beworbenen Artikel schauen«, und »bei jeder Preiserhöhung für Massenartikel des normalen Konsums einen Käuferstreik starten«. Der nicht organisierte Verbraucher, der sich nur um den Preis kümmere, sei »unterwürfig, selbstgefällig, faul, unwissend« und spiele den Monopolen auf dumme Weise in die Hand. »Gedankenlos oder schwach ergibt er sich der Versuchung geringfügigen, sofortigen Gewinns; indem er sein Geburtsrecht für einen Napf Gemüsesuppe verkauft, wird er selbst zu einem Werkzeug der Monopole.«[36]

Auf jeden Fall warf die Preisbindung Fragen auf, die noch bedeutender waren als ein wohlverstandenes Verbraucherwohl. Denn die Fähigkeit von Herstellern, einheitliche Preise festzulegen, ermöglichte Brandeis zufolge eine dezentrale Ökonomie von kleinen, unabhängigen Produzenten, die für die Demokratie wesentlich waren. »Ein Verbot der Preisbindung zwingt den kleinen und unabhängigen Herstellern eine ernstzunehmende Behinderung auf«, schrieb Brandeis in einem weithin publizierten Artikel mit der Überschrift »Cut-Throat Prices: The Competition That Kills« (dt.: »Halsabschneiderische Preise: Der tödliche Wettbewerb«). Wenn die Hersteller daran gehindert würden, durch Verträge mit Händlern Preise festzulegen, könnten sie sich mit Handelsketten zusammentun und kleine Einzelhändler ausstechen. »Der Prozess, der den kleinen, unabhängigen Einzelhändler bereits durch kapitalistische Zusammenschlüsse – durch Versandhandel, bereits existierende Handelsketten und große Kaufhäuser – auslöscht, würde durch eine solche Maßnahme weiter beschleunigt. Schon die Verdrängung des kleinen unabhängigen Geschäftsmanns durch das Großunternehmen im Besitz auswärtiger Eigentümer, in der Kontrolle von Finanziers und mit seinen Heerscharen von Angestellten stellt eine große Gefahr für die Demokratie dar.«[37]

Brandeis’ Kampagne, Verträge zur Preisbindung von den Kartellgesetzen auszunehmen, blieb erfolglos, obwohl der Kongress schließlich ein entsprechendes Gesetz verabschiedete – den Miller-Tydings Fair Trade Act von 1937. Ihren Höhepunkt erreichte die Anti-Kartellbewegung der progressiven Ära 1914 mit der Verabschiedung des Clayton Act, einem Gesetz, das die Restriktionen gegen wettbewerbswidrige Praktiken verschärfte. Außerdem wurde die Federal Trade Commission gegründet, eine Verwaltungsbehörde, die »unfaire Wettbewerbsmethoden« untersuchen und regulieren sollte. Nach 1914 flaute die Abneigung gegen Kartelle ab. Vom Ersten Weltkrieg bis zum Ende des New Deal wurde das Kartellrecht nicht gerade energisch durchgesetzt, und die Feindschaft gegenüber Großunternehmen trat in der politischen Debatte weniger stark in Erscheinung. Massive Fusionen der späten 1920er Jahre verstärkten den Trend zur Konsolidierung, provozierten aber – anders als in früheren Jahren – nicht die Proteste der Bevölkerung. Die beginnende Depression brachte einige Forderungen nach kartellrechtlichen Maßnahmen mit sich, doch zunächst suspendierte der New Deal die Kartellgesetze und experimentierte mit den staatlich unterstützten Kartellen und Preiskodexen der National Recovery Administration.[38]

Die späten 1930er Jahre brachten ein dramatisches Wiederaufleben der Abneigung gegen Kartelle und des Aktivismus mit sich. Zum Teil aufgrund des Scheiterns der NRA und zum Teil wegen der Rezession von 1937 forderte Franklin Roosevelt 1938 den Kongress auf, die Durchsetzung des Kartellrechts stärker zu finanzieren und 500000 Dollar für eine umfassende Untersuchung der Konzentration von Wirtschaftsmacht in der amerikanischen Industrie zu bewilligen. In seiner Botschaft zu diesen Forderungen bezog Roosevelt sich auf den zivilgesellschaftlichen Strang der Argumente gegen Monopole, aber auch auf den Strang, der das Verbraucherwohl im Blick hatte. Er berief sich auf den zivilgesellschaftlichen Einwand, als er erklärte, dass »die Freiheit einer Demokratie nicht gesichert ist, wenn das Volk das Wachstum privater Macht bis zu einem Punkt toleriert, an dem sie stärker wird als der demokratische Staat«. Gleichzeitig äußerte er seine Besorgnis wegen der Auswirkungen von Monopolen auf Beschäftigung, Verteilungsgerechtigkeit und »der Kaufkraft der Nation insgesamt«.[39]

Im gleichen Jahr ernannte Roosevelt Thurman Arnold, einen Rechtsprofessor aus Yale, zum Leiter der Kartellabteilung des Justizministeriums. Manche meinten, die Entscheidung zugunsten Arnolds für diesen Posten sei unwahrscheinlich gewesen, da er mit einem gewissen Sarkasmus über die Kartellrechtsbewegung geschrieben hatte. In The Folklore of Capitalism, einem im Jahr vor seiner Ernennung erschienenen Buch, hatte Arnold die Kartellgesetze als leere Rituale dargestellt, als »großartige moralische Gesten«, welche die Energie von Reformern absorbierten, aber wenig dazu beitrugen, den Trend zur Größe zu bremsen. Er spottete über die Vorstellung, es sei möglich, das Zeitalter der Organisationen umzukehren und zu einer dezentralen Wirtschaft kleiner Einheiten zurückzufinden: »Männer wie Senator Borah gründeten ihre politische Laufbahn auf die Fortdauer solcher Kreuzzüge, die völlig aussichtslos, aber ungeheuer pittoresk waren.« Unterdessen »wurden die Großunternehmen gerade wegen des Kreuzzugs gegen sie immer noch größer und immer respektabler«. Trotz seiner provokanten Schriften wurde Arnold vom Senat bestätigt, obwohl Senator Borah ihm bei der Anhörung zu seiner Nominierung riet, »diesen Abschnitt über Trusts zu revidieren«.[40]

Trotz Arnolds Verachtung für Kreuzzüge gegen Größe erwies sich seine Amtszeit als die Periode in der Geschichte der Nation, in der Kartellgesetze am energischsten durchgesetzt wurden. Unter Theodore Roosevelt, dem gefeierten »Kartelljäger«, war die Kartellabteilung »mit einem Stab von fünf Anwälten und vier Stenographen gegen die vereinte Macht der Großunternehmen ins Feld gezogen«. Diese während der 1920er bis in die frühen 1930er Jahre weitgehend eingeschlafene Abteilung war nichts weiter als eine »Stallwache« gewesen, als Arnold sein Amt antrat. In seinem ersten Jahr steigerte er die Zahl der Anwälte von 58 auf mehr als 100 und erhöhte die Zahl der Kartellrechtsfälle erheblich. Von der Verabschiedung des Sherman Act bis 1938 leitete die Regierung durchschnittlich neun Kartellverfahren pro Jahr ein; allein 1940 reichte Arnold 85 Fälle ein. Unter seinen Fällen befanden sich öffentlichkeitswirksame Verfahren gegen die Molkereibranche, die Bauwirtschaft, die American Medical Association, Reifenhersteller sowie die Branchen für Düngemittel, Rohöl, Druckpapier, Werbetafeln, Schreibmaschinen und Transportwesen. Als Arnold 1943 aus dem Justizministerium ausschied, »hatte [er] mehr Kartellrechtsfälle eingeleitet (und gewonnen), als das Justizministerium während seiner gesamten Vorgeschichte angestoßen hatte«.[41]

Oberflächlich könnte es so aussehen, als stünde Arnolds beispielloser Erfolg bei der Durchsetzung des Kartellrechts in merkwürdigem Widerspruch zu seiner bekannten Antipathie gegen die Bewegung, die »den Fluch der Größe« bannen wollte. Sieht man genauer hin, löst sich der scheinbare Widerspruch jedoch auf. Denn Arnolds große Wiederbelebung des Kartellrechts verfolgte andere Absichten. Im Gegensatz zu Monopolgegnern in der Tradition von Brandeis versuchte Arnold nicht, die Wirtschaft im Namen der Selbstverwaltung zu dezentralisieren; er wollte die Wirtschaft zugunsten niedrigerer Verbraucherpreise regulieren. Für Arnold sollte das Kartellrecht nicht die Machtkonzentration als solche bekämpfen, sondern die wirtschaftliche Effizienz fördern. Somit zeigte Arnolds Wiederbelebung der Kartellbekämpfung eine Verschiebung bei den Zielen der Kartellgesetze an, die auch die dahinterstehende politische Theorie einbezog. Für Brandeis war das Kartellrecht Ausdruck der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft, der es darum ging, eine Wirtschaft kleiner, unabhängiger Hersteller zu bewahren. Für Arnold hatte Kartellbekämpfung nichts mit der Produzenten-Ethik der republikanischen Tradition zu tun; er wollte dem Wohl der Verbraucher dienen.[42]

Arnold bekannte sich offen zu dieser Änderung der Ziele. In der Vergangenheit, schrieb er, hätten die meisten angenommen, die Kartellgesetze seien »dazu gedacht, das Unheil der Größe zu eliminieren. Doch es sollten nicht die Übel der Größe herausgestellt werden, sondern die Übel von Branchen, die nicht effizient arbeiten oder die Effizienz nicht an die Verbraucher weitergeben. Wenn die Kartellgesetze lediglich Ausdruck einer Religion sind, die Größe als ökonomische Sünde verdammt, werden sie im Maschinenzeitalter als Anachronismus angesehen werden. Wenn sie dagegen darauf abzielen, die Verteilung effizienter zu machen, werden sie allmählich einen Sinn ergeben.«[43]

Vierzig Jahre lang, stellte Arnold fest, hätten die Amerikaner diskutiert, ob Großunternehmen gut oder schlecht seien. Doch »diese Debatte ähnelt der Auseinandersetzung, ob hohe Gebäude besser sind als niedrige oder ob große Kohlestücke besser sind als kleine«. Solche Fragen seien außer im Zusammenhang mit einem bestimmten Zweck bedeutungslos, und laut Arnold diente wirtschaftliche Organisation allein der effizienten Produktion und Verteilung von Waren. Die republikanische Tradition habe der Wirtschaft einen breiteren moralischen und politischen Zweck zugewiesen, und die frühen Verfechter einer Kartellbekämpfung hätten – dieser Tradition getreu – wirtschaftliche Regelungen danach beurteilt, wie gut sie imstande sind, Bürger heranzubilden, die zur Selbstverwaltung befähigt sind. Arnold verwarf diese »alte Religion« als sentimentale Vorstellung, die in einem Zeitalter der Massenproduktion fehl am Platz sei. Er war der erste bedeutende Verfechter einer Kartellbekämpfung, der deren zivilgesellschaftliche Begründung völlig ablehnte und ausschließlich an der Verbraucherorientierung festhielt: »Es gibt nur einen vernünftigen Test, den wir auf das Privileg der [großen] Organisation anwenden können: Steigert sie die Effizienz von Produktion oder Verteilung, und gibt sie die Einsparungen an die Verbraucher weiter?«[44]

Sobald man die bürgerschaftlichen Erwägungen hinter sich gelassen habe, gebe es gegen die konzentrierte Macht an sich – abgesehen von ihren Auswirkungen auf das Verbraucherwohl – keine Einwände mehr. »Die Verbraucher können nie davon überzeugt werden, dass Größe an sich ein Übel ist. Sie wissen, dass das Auto, das sie fahren, nur von einem großen Unternehmen hergestellt werden kann. Sie erinnern sich an die Zeit, in der Gläser, Geschirr, Hämmer und all die Dinge, die nun im 10-Cent-Laden für wenig Geld verkauft wurden, Luxusgüter waren. Sie wissen, dass diese Effizienz in der Verteilung ohne Massenproduktion und Massenvertrieb nicht hätte erreicht werden können. Verbraucher sind nicht gewillt, die Vorteile des Maschinenzeitalters wegen sentimentaler Anhänglichkeit an das Ideal des Kleingewerbes zu verlieren.« Die Amerikaner sollten nicht aus Hass auf Großunternehmen dafür gewonnen werden, die Durchsetzung des Kartellrechts zu unterstützen, sondern aus Interesse am »Preis von Schweinekoteletts, Brot, Unterhaltung, Arzneimitteln und Klempnerarbeit«.[45]

Arnold belebte und verwandelte die Kartellbekämpfung genau zu der Zeit, in der die Bewegung gegen Handelsketten, ihr einstiger politischer und ideologischer Gefährte, in Vergessenheit geriet. In Arnolds Händen gewann die Kartellbekämpfung ihre Stellung als etablierte rechtliche und politische Institution, weil sie die Kleinhersteller-Ethik aufgab, aus der sie hervorgegangen war, und stattdessen versprach, »den Preis für Schweinekoteletts« zu reduzieren. Doch abgesehen davon, dass die Verlagerung von der zivilgesellschaftlichen zur verbraucherorientierten Ethik die Stellung der Anti-Kartellbewegung in der Politik und im Rechtswesen Amerikas sicherte, reichte ihre Bedeutung weiter. Obwohl das damals nicht auf der Hand lag, deutete sich hier an, dass die Amerikaner für den Rest des Jahrhunderts anders über Wirtschaft und Politik nachdenken würden.

Im Gegensatz zur republikanischen politischen Ökonomie, die anstrebt, in den Bürgern die Gewohnheiten und Einstellungen heranzubilden, die sie zur Selbstverwaltung befähigen, nimmt eine vorrangig auf das Verbraucherwohl abgestellte politische Ökonomie die Vorlieben der Leute, wie sie kommen. Sie gibt die formativen Ambitionen der republikanischen Tradition auf und sucht nach wirtschaftlichen Regelungen, die es den Menschen ermöglichen, ihre Vorlieben so vollständig und fair wie möglich zu befriedigen. Arnolds Kartellbekämpfung griff diese Haltung auf. Indem sie sich um das Wohlergehen der Verbraucher kümmerte, legte sie den alten Bildungsehrgeiz ab und wandte sich stattdessen der Produktivität und den Preisen zu. Im Übergang von Brandeis’ Sicht der Kartellbekämpfung zu Arnolds Sicht zeigt sich Amerikas Übergang von der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft zu einer politischen Ökonomie des Wachstums und der Verteilungsgerechtigkeit, von einer republikanischen Philosophie des Öffentlichen zu der Version des Liberalismus, von der die prozedurale Republik bestimmt wird.

Ungeachtet der zunehmenden Bedeutung verbraucherorientierter Argumente für die Kartellbekämpfung, verschwand das zivilgesellschaftliche Argument nicht plötzlich oder vollständig. Die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft kam in Debatten zum Kartellrecht weiterhin zur Sprache, doch nach den 1940er und 1950er Jahren wurde diese Stimme immer schwächer und zu einer kleine Minderheit. In einem Fall von 1945, wo das Monopol von Alcoa in der Aluminiumindustrie für ungesetzlich erklärt wurde, erinnerte Richter Learned Hand an die formativen Ziele der frühen Kartellgesetze: »Wegen der indirekten sozialen oder moralischen Auswirkungen ist es möglich, einem System, in dem die große Masse der Beschäftigten die Anweisungen einiger weniger zu akzeptieren hat, ein System kleiner Hersteller vorzuziehen, deren Erfolg von den eigenen Fertigkeiten und dem Charakter abhängt.« Wie Hand feststellte, gebe es neben den ökonomischen Gründen für ein Verbot von Monopolen »noch andere, die auf der Überzeugung beruhen, dass große Wirtschaftszusammenschlüsse an sich nicht wünschenswert sind, ungeachtet ihrer wirtschaftlichen Ergebnisse.« Unter den Gründen für den Sherman Act, schrieb er, »finde sich der Wunsch, großen Kapitalansammlungen ein Ende zu setzen, weil der Einzelne ihnen gegenüber hilflos ist«.[46]

Laut Senator Estes Kefauver, der sich 1950 für ein Gesetz zugunsten schärferer Restriktionen bei Fusionen und Firmenkäufen einsetzte, würden Bürger durch wirtschaftliche Konzentration entmachtet, weil sie ihnen die Kontrolle über ihr wirtschaftliches und politisches Schicksal entziehe. »Angesichts von Firmenkonsolidierungen, wie wir sie in den letzten Jahren erlebt haben, kann eine lokale wirtschaftliche Verflechtung nicht bewahrt werden. Die Kontrolle der amerikanischen Wirtschaft wird, ich muss das leider so sagen, fortlaufend von lokalen Gemeinschaften auf wenige Großstädte übertragen, in denen zentrale Manager über die Politik und das Schicksal der von ihnen gesteuerten, weit verstreuten Unternehmen entscheiden. Millionen Menschen hängen hilflos von ihrer Beurteilung ab. Aufgrund monopolistischer Fusionen verlieren die Menschen die Macht, ihr eigenes wirtschaftliches Wohlergehen zu bestimmen. Wenn sie die Macht verlieren, ihr wirtschaftliches Wohlergehen zu bestimmen, verlieren sie auch die Möglichkeiten, über ihre politische Zukunft zu entscheiden.«[47]

Als der Senat zwei Jahre später über ein Gesetz beriet, das die Preisbindung (oder »faire Handelsgesetze«) vor richterlicher Aufhebung schützen sollte, formulierte Senator Hubert Humphrey eine der letzten nachhaltigen zivilgesellschaftlichen Begründungen für eine dezentrale Wirtschaft. Zunächst wies Humphrey die Ansicht zurück, solche Gesetze würden zu höheren Verbraucherpreisen führen. Doch selbst wenn sie das täten, meinte er, wäre das gerechtfertigt, weil damit die kleinen, unabhängigen Hersteller erhalten blieben, von denen die amerikanische Demokratie abhing: »Wir sprechen nicht unbedingt darüber, ob irgendein Pfennigfuchser einen halben Cent für einen Laib Brot sparen kann. Wir sprechen von der Art von Amerika, die wir uns wünschen. Wollen wir ein Amerika, wo wir an den Haupt- und Nebenstraßen nichts als Häuser aus dem Katalog sehen? Wollen wir ein Amerika, wo der Wirtschaftsmarkt von ein paar Frankensteins und Wirtschaftsriesen besetzt ist? Oder wollen wir ein Amerika, wo es Abertausende kleiner Unternehmer gibt, unabhängige Geschäftsleute und Landbesitzer, die auf eigenen Füßen stehen können und direkt mit ihrer Regierung oder anderen reden?« Die Farm als Familienbetrieb wie die familiengeführte Apotheke und die Eisenwarenhandlung seien nicht deswegen erhaltenswert, weil sie wirtschaftlicher arbeiteten als das Großunternehmen, sondern weil sie »gute Bürger hervorbringen, und gute Bürger sind die einzige Hoffnung für Freiheit und Demokratie. Deshalb müssen wir dafür einen Preis zahlen. Ich bin bereit, diesen Preis zu bezahlen.«[48]

Für eine gewisse Zeit kam der zivilgesellschaftliche Aspekt der Auseinandersetzung weiterhin in den Gerichten zum Ausdruck. 1962 zitierte der Supreme Court Kefauvers Argu-ment im Namen von Kleingewerbe und lokaler Kontrolle, als die Richter die Fusion zweier Schuhfirmen ablehnten. Der Oberste Richter Earl Warren, als Schriftführer des Gerichts, räumte ein, dass das Kartellrecht »den Wettbewerb, nicht die Wettbewerber« schütze. Er fügte an: »Doch wir können nicht umhin, den Wunsch des Kongresses anzuerkennen, den Wettbewerb durch den Schutz lebensfähiger, kleiner Gewerbe mit lokalen Besitzern zu bewahren. Dem Kongress war bewusst, dass es gelegentlich zu höheren Kosten und Preisen kommen kann, wenn man fragmentierte Branchen und Märkte am Leben erhält. Er löste diese konkurrierenden Erwägungen zugunsten der Dezentralisierung.«[49]

Einige Jahre darauf stoppte das Gericht die Fusion von zwei Lebensmittelketten in Los Angeles aus ähnlichen Gründen – trotz der Tatsache, dass ihr kombinierter Marktanteil nur bei 7,5 Prozent lag.[50] Und in einem Fall von 1973, wo eine Übernahme in der Brauindustrie angefochten wurde, zitierte Richter William O. Douglas Brandeis’ zivilgesellschaftliches Argument gegen konzentrierte Macht: »Die Kontrolle der amerikanischen Wirtschaft wird von lokalen Gemeinschaften zu fernen Städten transferiert, wo Männer im 54. Stockwerk – mit nichts als Bilanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen vor sich – über das Schicksal von Gemeinden entscheiden, zu denen sie wenig oder keine Beziehung haben.« Als Beispiel nannte Douglas den Fall von Goldendale, einer einst blühenden Gemeinde in seinem Heimatstaat Washington. Kurz nachdem ein nicht ortsansässiger Unternehmensgigant eine Sägerei mit lokalem Besitzer gekauft hatte, »beschlossen Wirtschaftsprüfer im fernen New York, die den Ruhm von Goldendale nie gekannt haben, die örtliche Sägerei zu schließen und all das Holz nach Yakima zu transportieren. Goldendale wurde weitgehend lahmgelegt.« Douglas bezeichnete das Schicksal Goldendales als »Beweisstück A für die Besorgnis von Brandeis« wegen der entmachtenden Auswirkungen von Monopolen auf lokale Gemeinschaften. »Eine Nation von Kontoristen ist ein Gräuel für den amerikanischen Traum des Anti-Kartellrechts.«[51]

Doch diese Erklärungen der zivilgesellschaftlichen Begründung für Kartellgesetze wurden immer mehr zur Ausnahme. In den 1970er und 1980er Jahren hatte der »Traum des Anti-Kartellrechts« von einer dezentralen Wirtschaft, die sich selbst verwaltende Gemeinschaften am Leben erhält, der eher banalen Mission Platz gemacht, die das Verbraucherwohl maximieren wollte. Die 1978 veröffentlichte und führende moderne Abhandlung des Kartellrechts stellt fest, dass die Gerichte – trotz gelegentlicher richterlicher Entscheidungen – der wirtschaftlichen Effizienz Vorrang eingeräumt hätten vor so »populistischen« Zielen wie der Dezentralisierung der Wirtschaft. »Größe allein ist keine Verfehlung.« In den Fällen finde sich »wenn überhaupt, nur wenig, was nahelegt, dass die Gerichte tatsächlich willens gewesen sind, auf Kosten von Wettbewerb und Effizienz populistische Ziele zu verfolgen«.[52]

Für diejenigen, die das Kartellrecht möglicherweise als erfolgversprechendes Mittel für die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft in unserer Zeit ansehen, bieten die Autoren der Abhandlung einen ernüchternden Hinweis auf das Gegenteil. Inzwischen sei es schwierig, sich eine durchgreifende Umkehrung des Trends zur Wirtschaftskonzentration vorzustellen, die seit mindestens einem Jahrhundert abläuft. Unter diesen Bedingungen »unentwegt auf Kosten der Effizienz an der breiten Verteilung des Wohlstands und der geringen Größe [festzuhalten] wäre so inakzeptabel kostspielig, dass es nicht in Frage kommt«. Wir seien bei weitem zu sehr in die Früchte des Konsums verliebt und auf dem Pfad der wirtschaftlichen Konzentration zu weit vorangekommen, als dass wir realistischerweise von einer Wirtschaft reden könnten, die so breit gestreut ist, dass sie die von Brandeis angesprochenen zivilgesellschaftlichen Ideale rechtfertigen könnte. Praktisch »wird eine Anti-Kartellpolitik einfach nicht anfangen, das Verbraucherwohl so weit zu opfern, dass sie in jedem Markt eine sehr große Zahl von Herstellern garantiert«. Angesichts dieser Tatsache sei es zweifelhaft, dass irgendwelche Basteleien an den Rändern sich ausreichend auf die Struktur der Wirtschaft auswirken könnten und damit nennenswerte Gewinne für die Selbstverwaltung erreichten. Angesichts der Entfernung, die wir zurückgelegt hätten, würde jeder »plausible annehmbare Eingriff« in die vorhandenen Marktstrukturen sehr bescheiden ausfallen und »die Machtverteilung wahrscheinlich nicht besonders verstärken oder das politische Leben nennenswert beeinflussen. Die willkürliche Erhaltung mancher Firmen hier oder dort kann nicht merklich zur breiten Verteilung von Macht oder zum Schutz der politischen Demokratie beitragen.«[53]

Eine Einsicht dieser Art dürfte Grund für die Tatsache sein, dass Konservative und Liberale in den 1970er Jahren trotz ihrer Differenzen gemeinsam voraussetzten, dass die Anti-Kartellpolitik vor allem das Verbraucherwohl fördern solle. Robert H. Bork, ein konservativer Rechtsgelehrter, der später von Ronald Reagan für den Supreme Court nominiert und vom Senat abgelehnt wurde, schrieb 1978, »das einzige legitime Ziel der amerikanischen Kartellgesetze ist die Maximierung des Verbraucherwohls«, nicht das »Überleben oder die Bequemlichkeit von Kleingewerbe«. Bork hielt den von Brandeis und ein paar fehlgeleiteten Richtern übernommenen politischen Zweck des Kartellrechts für »einen Wust von halbverdauten Vorstellungen und Mythen« ohne Rechtsgrundlage und von zweifelhaften Verdiensten. »Es gibt keinen überzeugenden Beleg, dass ein Firmenangestellter im mittleren Management ein gesellschaftlich oder politisch weniger wünschenswertes Geschöpf ist als jemand, der sein eigenes Geschäft führt.« Laut Bork sei die Sorge um lokale Kontrolle und den Schutz des Kleingewerbes eine »alte und anrüchige« Anti-Kartell-Theorie, deren Durchsetzung hohe Kosten für die wirtschaftliche Effizienz und das Verbraucherwohl erfordern würde.[54]

Doch die Ausrichtung auf verbraucherorientierte Argumente war nicht auf Konservative wie Bork beschränkt. Man fand sie auch unter liberalen Reformern wie Ralph Nader, der eine aktivere Anti-Kartellpolitik vorzog. Obwohl Nader und seine Anhänger anders als Bork die zivilgesellschaftliche Tradition des Kartellrechts nicht verachteten, gründeten auch sie ihre Argumente auf Überlegungen zum Verbraucherwohl. Die Sorge Naders, einem Progressiven in der verbraucherorientierten Tradition von Weyl und Arnold, galt den »Bürgern als Verbraucher«, nicht Bürgern als Produzenten. Laut Nader lag die »heutige Relevanz« der traditionellen Kartellgesetzgebung in ihren Folgen für »die Preise, die von den Leuten für Brot, Benzin, Autoteile, rezeptpflichtige Medikamente und Häuser bezahlt werden«. Ein anderer Verbraucheranwalt namens Mark Green schrieb, dass das Problem der Kartelle, wenn man es angemessen an den »Verlusten der Verbraucher in der Brieftasche« ausrichte, »radikal zeitgemäß wird: Kann ein am Wettbewerb orientierter Markt dafür sorgen, dass die Konsumenten auf ihre Kosten kommen?« Obwohl manche die sozialen und politischen Kosten von Großunternehmen betonen dürften, sollte »die Durchsetzung des Kartellrechts primär auf effiziente Produktion und Verteilung ausgerichtet sein – nicht auf den lokalen Farmer, Drogisten oder Gemüsehändler«.[55]

Die verbreitete Annahme, Anti-Kartellpolitik solle das Verbraucherwohl fördern, bedeutete keineswegs das Ende der politischen Kontroverse um das Kartellrecht. Die Debatten zur Kartellgesetzgebung in den 1980er Jahren spiegelten zumeist konkurrierende Vorstellungen des Verbraucherwohls wider. Für Konservative waren Verbraucherwohl und wirtschaftliche Effizienz deckungsgleich; Förderung des Verbraucherwohls bedeutete, die Wirtschaftsproduktion zu maximieren – unabhängig davon, ob Rationalisierungsgewinne in Form niedrigerer Verbraucherpreise »bis nach unten durchsickerten« oder schlicht für höhere Unternehmensgewinne sorgten. Wie Bork schrieb, »ist Verbraucherwohl lediglich ein anderer Ausdruck für den Wohlstand der Nation. Anti-Kartellpolitik hat somit eine eingebaute Präferenz für materiellen Wohlstand, sie hat aber nichts dazu zu sagen, wie der Wohlstand verteilt oder verwendet wird.«[56]

Liberale sorgten sich dagegen nicht nur um die Produktionsmenge, sondern auch um die Wirkungen von Verteilung und um Fragen der Fairness. Förderung des Verbraucherwohls hieß für sie, die Verbraucherpreise zu senken und die Qualität und Sicherheit der Produkte zu verbessern. Diese unterschiedlichen Vorstellungen von Verbraucherwohl brachten die Konservativen dazu, weniger staatliche Eingriffe vorzuziehen, während die Liberalen mehr wollten.

Die Reagan-Regierung reduzierte im Sinne der konservativen Sicht die Durchsetzung des Kartellrechts bei Fusionen und Übernahmen. So erklärte William Baxter, der erste Leiter von Reagans Anti-Kartellabteilung: »Einziges Ziel des Kartellrechts ist ökonomische Effizienz.« Sein Nachfolger Charles Rule meinte, das Kartellrecht sollte nicht darauf bestehen, dass Rationalisierungsgewinne an die Verbraucher weitergegeben werden, denn »es ist nicht unbedingt klar, ob eher der Konsument oder der Produzent den Zuwachs verdiene«. Höhere Firmengewinne dürften schließlich den »sprichwörtlichen Witwen und Waisen zugutekommen«, die Anteilscheine der Firma besitzen. Doch Rule räumte ein, dass Verteilungseffekte in der konservativen Vorstellung des Verbraucherwohls ohnehin belanglos seien; es mache keinen Unterschied, ob die Rationalisierungsgewinne an Witwen und Waisen oder an Magnaten der Wall Street gingen: »Was das Verbraucherwohl angeht, betrachtet das Kartellrecht im Regelfall die Größe des Wirtschaftskuchens insgesamt … und nicht bloß die Größe der Stücke für den Einzelnen.«[57]

Dagegen erwiderten die Liberalen, Verbraucheranwälte und einige Demokraten im Kongress eingeschlossen, das Kartellrecht solle sich nicht nur um die Maximierung des Wohlstands insgesamt kümmern, sondern auch darum, unfairen Transfer des Wohlstands von Verbrauchern zu Firmen mit Marktmacht zu verhindern. Sie sorgten sich nicht nur um die Größe des Wirtschaftskuchens, sondern auch darum, wie die Stücke verteilt wurden.[58] In manchen Fällen würden Monopole die Produktionsmenge begrenzen und die Preise erhöhen und so Ineffizienzen schaffen, welche den Warenausstoß insgesamt verringerten. In anderen Fällen würden sie Rationalisierungsgewinne erzielen, die den Profit der Firma steigerten, ohne dass sie die Verbraucherpreise senkten. Das führe zu »großem gesamtwirtschaftlichem Wachstum ohne eine entsprechende Steigerung des Verbraucherwohls«.[59] Liberale betonten diese »Transferkosten« von Monopolen: »Wenn Verbraucher überhöhte Preise bezahlen, wird Einkommen von der konsumierenden Allgemeinheit zu den Aktionären bestimmter Unternehmen umverteilt.« Die Behauptung der Konservativen, Witwen, Waisen und andere durchschnittliche Amerikaner könnten von den höheren Firmengewinnen profitieren, würde die Tatsache außer Acht lassen, dass die überwiegende Mehrheit der Firmenaktien Eigentum eines winzigen Bruchteils der reichsten Amerikaner sei.[60]

In den 1980er Jahren führten diese konkurrierenden Ansichten zum Verbraucherwohl zu einer Debatte über Verbraucherpreisbindung, die zeigte, wie radikal sich die Begriffe der Kartellrechtsdiskussion verändert hatten. Die Frage der Preisbindung hat eine lange Vorgeschichte. Als der Supreme Court 1911 verfügte, dass es der Dr. Miles Company nicht erlaubt sei, den Preis festzulegen, zu dem Einzelhändler ihr nachgefragtes Elixier verkauften, protestierte Brandeis, ohne Preisbindung würden kleine Drogisten von den Handelsketten aus dem Geschäft verdrängt. 1937 verabschiedete der Kongress schließlich den Miller-Tydings Fair Trade Act, der die Preisbindung vom Kartellrecht ausnahm. 1952 stärkte der Kongress unter der Führung von Hubert Humphrey den Fair Trade Act. 1975 wurde er dann in einer parteiübergreifenden Aufwallung verbraucherfreundlicher Stimmung abgeschafft.[61]

In den 1980er Jahren tauchte die Frage der Preisbindung in leicht veränderter Form erneut auf. Es ging um die Möglichkeit, dass mächtige Einzelhändler wie etwa Kaufhäuser Preise festlegen konnten, indem sie Hersteller unter Druck setzten, den Discountern, die ihre Preise unterboten, Markenware zu verweigern. Das Urteil im Fall Dr. Miles hatte Preisfestlegungen 1911 für ungesetzlich erklärt, doch Reagans Justizministerium weigerte sich, es durchzusetzen – mit der Begründung, Unternehmen sollten um der Effizienz willen die Freiheit haben, mit ihrer Marktmacht nach Belieben Preise auszuhandeln. Die Demokraten im Kongress unter Führung von Senator Howard Metzenbaum aus Ohio und dem Abgeordneten Jack Brooks aus Texas waren anderer Ansicht. Sie wollten, dass die Regierung bei vertikaler Preisfestlegung hart durchgriff und so die Verbraucherpreise senkte. Wenn die Wirtschaft sich rasch erholen sollte, meinte Brooks, »wird das daran liegen, dass die Leute für ein Produkt nicht den Preis von Bloomingdale’s bezahlen müssen«.[62] Für die Progressiven von einst waren Handelsketten die Schurken gewesen, halsabschneiderische Wettbewerber, deren Preisnachlässe die kleinen, unabhängigen Drogisten und Lebensmittelhändler zerstören würden, von denen die Demokratie abhing. Für moderne Liberale waren die Discounter zu Helden geworden, deren niedrige Preise es den Verbrauchern ermöglichten, nicht die Preise von Bloomingdale’s bezahlen zu müssen.

Hätten die Protagonisten innegehalten, um über die Ursprünge der von ihnen vertretenen Politik nachzudenken, wären sie ob der Gesellschaft, in der sie sich befanden, vielleicht in Verwirrung geraten. Die sich im Verlauf des Jahrhunderts verschiebenden Begriffe der politischen Diskussion hatten für seltsame ideologische Bettgenossen gesorgt. Im Namen der wirtschaftlichen Effizienz und des Respekts für den Markt vertraten die Reagan-Konservativen eine Politik, die einst von Brandeis und Hubert Humphrey verfochten worden war – progressiven Anwälten kleiner Hersteller und der zivilgesellschaftlichen Begründung für das Kartellrecht. Im Namen niedrigerer Verbraucherpreise verteidigten Liberale und Verbraucherverbände die Handelsketten mit ihren Preisnachlässen – von den Progressiven einst verachtet, weil sie als zerstörerisch für eine dezentrale Wirtschaft unabhängiger Hersteller galten. Dass dieses Paradoxon kaum auffiel, könnte ein Maßstab für das Verschwinden der Philosophie des Öffentlichen sein, die dem Kartellrecht den ersten Anstoß gab.


5.
Liberalismus und die keynesianische Revolution


Die Begriffe unserer Ökonomie-Debatten – über Wohlstand und Fairness, Beschäftigung und Inflation, Steuern und Ausgaben, Haushaltsdefizite und Zinssätze – sind so vertraut, dass sie als natürlich und beinahe zeitlos erscheinen. Wenn Wirtschaftspolitik sich nicht mit der Größe und der Verteilung des nationalen Reichtums befasst – womit könnte sie sich sonst beschäftigen? Doch wenn man das vergangene Jahrhundert betrachtet, erkennt man überrascht, wie neuartig die ökonomischen Fragen sind, die heute unsere Aufmerksamkeit beanspruchen. Die ökonomischen Auseinandersetzungen unserer Zeit haben wenig Ähnlichkeit mit den Fragen, die Theodore Roosevelt und Woodrow Wilson oder Herbert Croly und Louis D. Brandeis entzweiten. Sie befassten sich mit der Struktur der Wirtschaft und diskutierten, wie angesichts konzentrierter Wirtschaftsmacht der demokratische Staat zu bewahren war. Wir befassen uns mit dem Niveau der wirtschaftlichen Gesamtproduktion und diskutieren, wie wir Wirtschaftswachstum fördern können, während wir breiten Zugang zu den Früchten des Wohlstands gewährleisten.

Im Rückblick lässt sich der Moment ausfindig machen, in dem unsere ökonomischen Fragen die ihren ersetzten. Wie der Fall des Kartellrechts nahelegt, setzte in den späten 1930er Jahren eine Verschiebung in den Begriffen der ökonomischen Debatten ein – von Aspekten der Selbstverwaltung zu Aspekten des Verbraucherwohls. Etwa zur gleichen Zeit erfuhr die nationale Wirtschaftspolitik als ganze einen ähnlichen Wandel. Die politische Ökonomie des Wachstums und der Verteilungsgerechtigkeit verdrängte vom Ende des New Deal bis zu ihrem Höhepunkt Anfang der 1960er Jahre die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft.


Konkurrierende Vorstellungen der New-Deal-Reform


Zu Beginn des New Deal spiegelte die politische Debatte weiterhin die während der Ära der Progressiven definierten Alternativen wider. Als Franklin Roosevelt inmitten der Depression sein Amt antrat, boten zwei Traditionen der Reform konkurrierende Ansätze für eine wirtschaftliche Erholung. Eine Gruppe von Reformern, Erben von Wilson’s New Freedom und der Philosophie von Brandeis, versuchten die Wirtschaft zu dezentralisieren – durch Kartellgesetze und andere Maßnahmen, die darauf abzielten, den Wettbewerb wiederzubeleben. Eine andere Gruppe, dem New Nationalism verpflichtet, versuchte die Wirtschaft durch nationale Wirtschaftsplanung zu rationalisieren. Sie führten an, dass konzentrierte Macht ein unvermeidbares Merkmal der modernen Wirtschaft sei, weswegen systematische Planung und rationale Kontrolle des Wirtschaftssystems erforderlich sei. Unter den Planern gab es viele Meinungsverschiedenheiten darüber, wer die Planung durchführen sollte. Industrielle bevorzugten eine Art wirtschaftliches Commonwealth-Programm, in dem selbstverwaltete Wirtschaftsverbände – wie während des Ersten Weltkriegs – Warenausstoß und Preise regulieren sollten. Andere wie der New Deal-Ökonom Rexford G. Tugwell wünschten, dass die Regierung oder andere öffentliche Einrichtungen und nicht die Wirtschaft diese Planung vornehmen sollten.[1]

Trotz ihrer Differenzen gingen sowohl die Planer als auch die Kartellgegner davon aus, dass die Depression nur zu überwinden sei, wenn man die Struktur des Industriekapitalismus veränderte. Außerdem waren sie sich darüber einig, dass die Machtkonzentration in der Wirtschaft, wenn man sie sich selbst überließ, eine Gefahr für den demokratischen Staat darstellte. Wie Croly und Brandeis vor ihnen vertraten sie unterschiedliche Möglichkeiten, wie die Demokratie angesichts ökonomischer Macht am besten zu bewahren war – ob man eine konkurrierende Machtkonzentration in der nationalen Regierung schaffen sollte oder ob man die Wirtschaftsmacht dezentralisieren und hoffen sollte, dass sie gegenüber lokalen politischen Einheiten rechenschaftspflichtig gemacht werden konnte.

Diese konkurrierenden Ansätze blieben während des New Deal lange ungelöst bestehen. Roosevelt experimentierte in verschiedenen politischen Maßnahmen und unterschiedlichen Stimmungen mit beiden. Doch am Ende behielten weder die Planer noch die Kartellgegner die Oberhand. Als die Wirtschaft sich schließlich erholte, war das nicht der Strukturreform, sondern massiven Staatsausgaben zu verdanken. Der Zweite Weltkrieg lieferte die Gelegenheit für die Ausgaben, die keynesianische Ökonomie die Begründung. Doch die keynesianische Fiskalpolitik übte einen politischen Reiz aus, der sich schon abzeichnete, bevor der Krieg ihren wirtschaftlichen Erfolg demonstrierte. Denn anders als die unterschiedlichen Vorschläge für eine Strukturreform bot die keynesianische Ökonomie der Regierung eine Möglichkeit, die Wirtschaft zu kontrollieren, ohne zwischen konkurrierenden Konzepten der kultivierten Gesellschaft wählen zu müssen. Wo frühere Reformer nach wirtschaftlichen Regelungen gesucht hatten, die rechtschaffene Bürger einer bestimmten Art fördern sollten, verfolgten Keynesianer keine Bildungsmission. Sie schlugen vor, vorhandene Verbrauchervorlieben einfach zu akzeptieren und die Wirtschaft durch Steuerung der Gesamtnachfrage zu regulieren.

Den politischen Reiz einer keynesianischen Steuerpolitik versteht man am besten vor dem Hintergrund der widerstreitenden Reformvorstellungen, die während des frühen New Deal um die Vorherrschaft rangen. Zunächst sah es so aus, als würden die Planer die Oberhand behalten. »Der Ablauf der Dinge im Jahr 1933 begünstigte immer mehr diejenigen, die behaupteten, das Wirtschaftswachstum habe eine Ökonomie hervorgebracht, die einer staatlichen Kontrolle bedürfe.« Die erste wichtige Reformmaßnahme der Regierung setzte föderale Planungshoheit über die Landwirtschaft durch. Die 1933 gegründete Agricultural Adjustment Administration (AAA) überwachte Preise und Produktionsniveau grundlegender Rohstoffe und Güter. In der Hoffnung, die Preise für Agrarprodukte zu steigern und die Landwirtschaft zu stabilisieren, subventionierte die AAA Bauern, damit diese ihre Produktion verringerten. Als das Programm begann, erteilte die Regierung den Baumwollfarmern die Anweisung, ein Viertel ihrer Ernte unterzupflügen, und Schweinefarmer mussten sechs Millionen Schweine vernichten – Maßnahmen, die den verständnislosen Protest einer unter Hunger und Entbehrungen leidenden Nation nach sich zogen. Durch andere Maßnahmen wurden Kredite für Farmer bereitgestellt und Elektrizität in ländliche Regionen gebracht. Obwohl das Vorgehen der AAA vom Supreme Court teilweise außer Kraft gesetzt wurde, sollte die Rolle der Bundesregierung in der Agrarwirtschaft weitergehen – durch Preisstützung, Kreditprogramme und andere Verfahren.[2]

Roosevelts zweite wichtige Initiative dehnte das Planungsdenken auf die industrielle Wirtschaft aus. 1933 billigte der Kongress den National Industrial Recovery Act als Versuch, Amerikas Industrie durch ein neues System der Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, Wissenschaft und Regierung zu reorganisieren. Roosevelt pries es als »wichtigstes und am weitesten reichende Gesetz, das der amerikanische Kongress je erlassen hat«. Das Gesetz etablierte die National Recovery Administration (NRA) als Aufsicht über das Kooperationsprogramm, und dazu die Public Works Administration (PWA), die 3,3 Milliarden Dollar für öffentliche Arbeiten ausgeben sollte.[3]

Der Einsatzplan der NRA sah vor, mit den wichtigsten Branchen des Landes zwei Vertragswerke auszuhandeln. Eines sollte Arbeitgeber verpflichten, Mindestlöhne, Begrenzung der Arbeitsstunden und kollektive Lohnverhandlungen einzuführen sowie Kinderarbeit abzuschaffen. Damit sollten die Arbeitslosigkeit verringert, die Arbeitsbedingungen verbessert und die Kaufkraft gestärkt werden. Gleichzeitig setzte die NRA die Kartellgesetze außer Kraft – man wollte es Wirtschaftsgruppen ermöglichen, Verträge über Mindestpreise für ihre Produkte abzuschließen und in manchen Fällen den Warenausstoß zu reduzieren. Diese von Handelsverbänden unter Aufsicht der Regierung festgelegten Preiskodexe sollten – zumindest theoretisch – verantwortungsvolle Arbeitgeber davor bewahren, durch gierige Konkurrenten unterboten zu werden, die ihren Arbeitern eine anständige Bezahlung verweigerten.[4]

Als sich zeigte, dass punktuelle Verhandlungen mit einzelnen Branchen nicht geeignet waren, den Aufschwung herbeizuführen, startete der schillernde Chef der NRA, der pensionierte General Hugh S. Johnson, eine landesweite Kampagne, die sich dafür aussprach, dass alle Arbeitgeber pauschal dazu verpflichtet werden sollten, die Lohn- und Arbeitszeitstandards der NRA einzuhalten. Arbeitgeber, die sich daran hielten, konnten das »Blue Eagle«-Zeichen der NRA auf ihren Schaufenstern anbringen und auf ihren Produkten platzieren. Verbraucher wurden zu dem Versprechen aufgefordert, nur von Händlern mit dem »Blue Eagle« zu kaufen. Johnson konnte die Einhaltung nicht anordnen, weshalb er versuchte, um öffentliche Unterstützung für die NRA-Kodexe zu werben und bei den Amerikanern die gleiche patriotische Leidenschaft zu wecken, die in Kriegszeiten gefordert wurde. Er meinte, dass die Depression für viele Amerikaner mehr Leiden gebracht habe als der Erste Weltkrieg, und so setzte er eine Massenbewegung in Gang, die »auf die Kraft und die Bereitschaft des amerikanischen Volkes [zurückgreift], in einer Stunde großer Gefahr wie eine Person gemeinsam zu handeln«.[5]

Höhepunkt der Kampagne war eine gigantische Blue-Eagle-Parade in New York City im September 1933. »Beim größten Umzug in der Geschichte der Stadt« schreibt Arthur Schlesinger, Jr., »strömten eine Viertelmillion Männer und Frauen die Fifth Avenue hinunter, während weitere eineinhalb Millionen die Straßen säumten, zusahen und jubelten.« Die Nacht brach herein, doch »noch immer kamen Demonstranten – Jungs vom CCC [einer staatlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahme] in Olivbraun, Leute von Lebensversicherungen und Telefontechniker, Börsenmakler und Revuegirls, dazu Brauer, die unter roten Fackeln marschierten und Bands, die ›Happy Days Are Here Again‹ spielten. Und weiter ging es bis Mitternacht in einem Chaos aus Konfetti, Begeisterung und Kameradschaft. Der Flug des Blauen Adlers hatte seinen Höhepunkt erreicht.«[6]

Doch der Jubel war nicht von Dauer. 1934 wuchs die öffentliche Kritik an der NRA. Der Wirtschaft missfiel die Forderung nach kollektiven Lohnverhandlungen, Verbraucher waren wegen der Preiserhöhungen wütend, und die Arbeiterschaft beschwerte sich, dass die NRA der Wirtschaft gegenüber zu freundlich sei. Die Kodifizierungsbehörden, die Preis- und Produktionsabkommen festlegten und sowohl die Arbeiterschaft als auch die Öffentlichkeit repräsentieren sollten, wurden in der Praxis von wohlorganisierten Handelsverbänden kontrolliert. Gegen die Arbeitsnormen der NRA wurde verbreitet verstoßen, und die Durchsetzung blieb schwach. Kritiker beanstandeten, dass die NRA auf eine durch die Regierung gebilligte Preisfestsetzung durch Großunternehmen hinauslaufe. Ein Kontrollgremium unter dem Vorsitz des Rechtsanwalts Clarence Darrow kam – sehr zum Missfallen von General Johnson – zu dem Schluss, die NRA sei ein Werkzeug der Monopole. Der durch die Kritik bedrängte Johnson handelte zunehmend erratisch und wurde schließlich von Roosevelt abgelöst. Doch die Begeisterung für die NRA war mittlerweile abgeflaut, und eine neue Führung konnte wenig dafür tun, ihr Schicksal umzulenken. Im Urteil zum Fall Schechter setzte der Supreme Court der NRA ein Ende – das Gericht sah es als verfassungswidrig an, dass sie das Recht zur Preisfestsetzung so breit delegiert hatte. Roosevelt kritisierte das Gericht öffentlich, doch privat äußerte er ein Gefühl von Erleichterung: »Es war ein schrecklicher Kopfschmerz«, gab er gegenüber einem Mitarbeiter zu.[7]

Mit dem Niedergang der NRA trat der New Deal in eine neue Phase ein, in der der Planungsdrang nachließ und der Aspekt der Dezentralisierung stärker in den Vordergrund geriet. »Zu Beginn des New Deal hatte man die Konzentration wirtschaftlicher Macht als zentralen und unumkehrbaren Trend der amerikanischen Wirtschaft akzeptiert und vorgeschlagen, als Reaktion die politische Macht zu konzentrieren.« Tugwell, ein führender Planer, hatte dazu erklärt: »Das alte Gefühl der Furcht vor Großunternehmen ist nicht mehr nötig. … Wir haben dem Wettbewerb den Rücken zugekehrt und die Kontrolle gewählt.« Der »Zweite New Deal«, wie die Periode nach der NRA von manchen genannt wurde, verschaffte denjenigen mehr Gehör, denen die alte Furcht vor Großunternehmen geblieben war und die auch staatlicher Planung misstrauten.[8]

Von den frühen Maßnahmen des New Deal hatten nur die Reform der Wertpapierbranche und die Tennessee Valley Authority (TVA) die Philosophie der Dezentralisierer widergespiegelt. Die 1934 eingerichtete Securities and Exchange Commission (dt. Wertpapier- und Börsenaufsichtsbehörde) war kein Planungsorgan, sondern eine Regulierungsbehörde mit dem Auftrag, Missbrauch an der Wall Street zu verhindern und fairen Wettbewerb im Wertpapiermarkt zu fördern. Die TVA, ein Programm aus dem Jahr 1933, das den ländlichen Gebieten billige Energie und Hochwasserschutz bringen sollte, schloss auch staatliche Planung ein. Doch aus Sicht der Dezentralisierer war sie auch ein Versuch in dezentraler Verwaltung und regionaler Entwicklung. Sie bot eine Möglichkeit, kleine vernetzte Gemeinden zu fördern, in denen Arbeiter an die Region gebunden blieben, während sie zudem Zugang zu Elektrizität, Transportmöglichkeiten und moderner Technologie erhielten.[9]

Eine führende Persönlichkeit des späteren New Deal war Felix Frankfurter, Harvard-Rechtsprofessor, Schüler von Brandeis und Vertrauter von FDR. Frankfurter, dessen Ansichten das Fortschrittsdenken von Wilson und Brandeis widerspiegelten, »glaubte an eine Welt der Kleinbetriebe, der wirtschaftlichen Unabhängigkeit und staatlicher Aktivitäten zur Wiedererrichtung und Bewahrung des freien Wettbewerbs.« In der Zeit nach dem Schechter-Urteil gewann Frankfurter größeren Einfluss – zusammen mit den vielen Studenten und Schützlingen, die er in der Regierung untergebracht hatte. Er meinte, die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Regierung sei gescheitert, und forderte Roosevelt auf, sich gegen Großkonzerne auszusprechen, das Kartellrecht zu stärken und Großunternehmen zu besteuern.[10]

Die neue Betonung des Kartellrechts zeigte sich unter anderem darin, dass Roosevelt 1935 vorschlug, die großen Energieversorgungs-Holdings zu zerschlagen, die es einer kleinen Gruppe mächtiger Investoren ermöglichten, lokale Kraftwerke zu kontrollieren. In seiner Botschaft an den Kongress, mit der er die Verabschiedung des Holding-Gesetzes forderte, wiederholte Roosevelt den Vorwurf von Brandeis, die Großunternehmen würden die Demokratie gefährden. Er meinte, die Konzerne würden lokalen Gemeinschaften die Kontrolle über ihre öffentlichen Energieversorger entziehen und wenigen Begünstigten »tyrannische Macht« geben. »Es ist Zeit für eine Anstrengung, diesen Prozess der Machtkonzentration umzukehren, der die meisten amerikanischen Bürger, einst traditionelle Besitzer ihrer eigenen Geschäfte, für ihr täglich Brot hilflos abhängig von einigen wenigen gemacht hat, die sich mit Hilfe solcher Einrichtungen wie Holding-Gesellschaften ungerechtfertigte wirtschaftliche Macht angeeignet haben. Gegen privaten Sozialismus konzentrierter privater Macht bin ich so umfassend wie gegen staatlichen Sozialismus. Der eine ist so gefährlich wie der andere.« Obwohl der Public Utility Holding Company Act durch massive Lobbyarbeit der Wirtschaft verwässert wurde, war er ein Sieg für die Gegner wirtschaftlicher Konzentration.[11]

Ein weiterer Angriff auf konzentrierte Macht und Reichtum fand sich 1935 in Roosevelts Steuerbotschaft an den Kongress; darin forderte er höhere Erbschafts- und Schenkungssteuern, höhere Einkommensteuer für Reiche und eine gestaffelte Steuer auf Einkommen von Unternehmen, die mit ihrer Größe steigen sollte. In gewissem Maß reagierte er mit diesen Vorschlägen auf die wachsende Unterstützung für Senator Huey Longs Kampagne »Teilt den Reichtum« und führte Überlegungen zur Verteilungsgerechtigkeit an. Roosevelts Botschaft berief sich beispielsweise auf »soziale Unruhen und ein sich verstärkendes Gefühl von Ungerechtigkeit« im Leben Amerikas. Sie betonte die Notwendigkeit, die Steuerlast gerecht zu verteilen und den »nationalen Wohlstand gerecht aufzuteilen«. Doch neben der Frage der Verteilungsgerechtigkeit hob Roosevelt auch die zivilgesellschaftlichen Folgen von konzentrierter Macht und Reichtum hervor: »Große Anhäufungen von Reichtum … laufen darauf hinaus, dass die große und nicht erwünschte Konzentration der Kontrolle weniger Einzelner über die Beschäftigung und das Wohlergehen sehr vieler anderer auf Dauer erhalten bleibt.« So, wie die Gründerväter vererbte politische Macht verwarfen, würden die Amerikaner jetzt vererbte ökonomische Macht verwerfen.[12]

Roosevelts Steuervorschläge provozierten eine Sturzflut an Opposition seitens der Wirtschaft, der es gelang, das Gesetz abzuschwächen, das am Ende aus dem Kongress kam. Der Revenue Act von 1935 trug kaum dazu bei, den Reichtum umzuverteilen oder dem Fluch der Größe Einhalt zu gebieten. Als Roosevelt im folgenden Jahr versuchte, nicht verteilte Unternehmensgewinne zu besteuern, löste das einen ähnlichen Kampf aus und zeigte nur bescheidene Resultate. Obwohl die Steuerschlachten von 1935 und 1936 für ein neues Bemühen standen, der Größe im Namen kleiner wettbewerbsfähiger Unternehmen entgegenzutreten, gelang es, wenn überhaupt, nur in kleinem Umfang, die Wirtschaft zu dezentralisieren.[13]

Dennoch begann FDR den Wahlkampf 1936 mit vollem Einsatz gegen Großunternehmen und konzentrierte Macht. Als er seine erneute Nominierung durch die Demokraten annahm, attackierte er die »ökonomischen Royalisten«, die ihre weitreichende Macht dazu nutzten, die amerikanische Demokratie zu untergraben. Die amerikanische Revolution habe die politische Tyrannei gestürzt und für jeden Bürger »das Recht [errungen], zusammen mit seinen Nachbarn sein eigenes Schicksal durch den eigenen Staat zu gestalten und zu ordnen«. Doch das moderne Zeitalter der Technik und der Eisenbahnen, des Dampfes und der Elektrizität, der Massenproduktion und der Massendistribution habe es neuen Tyrannen ermöglicht, Königreiche »auf die konzentrierte Kontrolle über materielle Dinge« aufzubauen. Und binnen kurzer Zeit »haben die privilegierten Fürsten dieser neuen Wirtschaftsdynastien, nach Macht dürstend, nach der Kontrolle über den Staat selbst gegriffen«.[14]

Die »neue Wirtschaftsdiktatur« würde den Menschen die Kontrolle über ihre Arbeitsstunden, die erhaltenen Löhne und die Arbeitsbedingungen entziehen. Für diejenigen, die die Scholle pflügten, würde »der geringe Anteil ihrer Gewinne von Männern in fernen Städten verordnet«. Monopole würden Chancen zerstören, und »die individuelle Initiative wird im Räderwerk einer gewaltigen Maschine zerquetscht«. Politische Gleichheit werde »angesichts wirtschaftlicher Ungleichheit bedeutungslos. Eine kleine Gruppe hatte in ihren Händen die fast vollständige Kontrolle über den Besitz anderer Leute konzentriert, über das Geld und die Arbeit anderer Leute – über das Leben anderer Leute.« Der New Deal sehe sich beauftragt, die Demokratie Amerikas von der Despotie wirtschaftlicher Macht zu erlösen.[15]

1936 wurde FDR mit einem Erdrutschsieg wiedergewählt, nur um im ersten Jahr seiner zweiten Amtszeit mit einem neuen und ernsten wirtschaftlichen Abschwung konfrontiert zu werden. Die Rezession von 1937 begann mit dem stärksten Rückgang der Industrieproduktion in der Geschichte, dem ein steiler Absturz der Aktienkurse folgte. Die Regierung in ihrer Zuversicht, dass die Erholung anlief, sah sich plötzlich einer neuen Krise gegenüber. Roosevelt hatte die erste Depression von seinem Vorgänger geerbt; jetzt erlebte er seine eigene. Als er zu reagieren versuchte, präsentierte sich die gleiche verwirrende Palette von Alternativen. »Sollte die Wirtschaft zerlegt und konzentrierte ökonomische Macht zerstreut werden? Sollte sie so organisiert und rationalisiert werden, dass die Geschäftsleute sich selbst auf die Wirtschaftsplanung einlassen könnten? Oder wäre es notwendig, wirtschaftliche Macht auf den Staat oder auf wirtschaftsferne Gruppen zu übertragen? Und bot überhaupt eine dieser Alternativen eine wirksame Lösung?«[16]

Von den verschiedenen Schulen der Reformer lieferten die Monopolgegner die einflussreichste Diagnose. Die neuerliche Rezession beweise, dass Großunternehmen, sich selbst überlassen, die Warenproduktion drosseln und den Verbrauchern künstlich erhöhte »vorgeschriebene Preise« auferlegen und damit die Kaufkraft mindern würden. Manche behaupteten, die Firmenwelt habe die Rezession vorsätzlich herbeigeführt, um den New Deal zu sabotieren. Daraus folge, dass nur eine kraftvolle Kampagne zur Zerschlagung von Konzernen und eine Regulierung die Wirtschaft wieder gesund machen werde. »Innerhalb des New Deal war also der Anfang 1938 einsetzende mächtigste Impuls – zumindest oberflächlich betrachtet – die Wiederbelebung des alten Kreuzzugs gegen die ›Monopole‹. Die rhetorischen Angriffe gegen wirtschaftliche Konzentration fanden in der ganzen Regierung Widerhall, während die Protagonisten des New Deal versuchten, eine Erklärung für die Rückschläge des vergangenen Jahres zu formulieren.«[17]

In einer Botschaft an den Kongress sondierte Roosevelt 1938 traditionelle antimonopolistische Themen, als er erhöhte Ausgaben für die Durchsetzung des Kartellrechts und für eine umfassende Untersuchung der Konzentration von wirtschaftlicher Macht in der amerikanischen Industrie forderte. »Die Freiheit einer Demokratie ist nicht gewährleistet«, erklärte er, »wenn die Menschen das Anwachsen privater Macht bis zu einem Punkt hinnehmen, an dem sie stärker wird als der demokratische Staat selbst.« Etwa zur gleichen Zeit ernannte Roosevelt Thurman Arnold zum Leiter der Kartellabteilung des Justizministeriums, wo er die Durchsetzung verstärkte.[18]

Doch die Ereignisse widerlegten den scheinbaren Triumph der Brandeis’schen Reform. Wie wir gesehen haben, zielte Arnolds Durchsetzung des Kartellrechts, so energisch sie auch war, nicht darauf ab, die Wirtschaft zu dezentralisieren oder die politische Macht der Großunternehmen zu verringern – sie sollte die Verbraucherpreise senken. »Dass er die Kartellgesetze erfolgreich dafür einsetzte, ›Größe‹ eher zu überwachen als zu verhindern, war ein ernster, vielleicht endgültiger Schlag für die alte Vorstellung, diese Gesetze seien der Weg zu einer echten Dezentralisierung.« Außerdem zeigte sich, dass das Kartellrecht kein effektives Mittel war, die Erholung zu stimulieren. »Als Möglichkeit, die wirtschaftliche Expansion anzuregen, lässt sich Arnolds Anti-Kartell-Kampagne nur als Fehlschlag beurteilen. Selbst wenn sie nicht durch den Krieg entgleist wäre, war sie zu schwerfällig, zu starr und zu langsam.«[19]

Auch die von Roosevelt angemahnte große Studie über Monopole konnte nicht für effektive politische Maßnahmen sorgen, mit denen wieder eine wettbewerbsfähige Wirtschaft unabhängiger Hersteller aufzubauen war. Das Temporary National Economic Committee (TNEC) bemühte sich drei Jahre lang, rief 655 Zeugen auf, produzierte 80 Bände mit Aussagen und veröffentlichte 44 Monographien, legte aber schließlich kaum konkrete Schlüsse vor. Angesichts all der zusammengetragenen Munition, kommentierte die Zeitschrift Time, »brachte der Ausschuss ein rostiges Luftgewehr in Stellung [und] klopfte zart an die wirtschaftlichen Probleme der Nation«. Alan Brinkley schreibt dazu: »Die dürftige Schlussfolgerung der TNEC-Untersuchung zeigte, wie sehr die Anti-Kartell-Begeisterung von 1938 bereits 1941 abgeflaut war. Doch der Charakter der Untersuchung während ihrer drei Jahre dauernden Bestrebungen zeigte auch, wie die antimonopolistischen Formeln selbst in ihren stärksten Ausprägungen aufgehört hatten, irgendein reales Engagement für eine Dezentralisierung widerzuspiegeln.«[20]

Die politischen Kämpfe der späten 1930er Jahre wurden von den Dezentralisierern also nur scheinbar gewonnen. Dauerhafter war der Sieg der Verfechter eines anderen Kurses – eines Weges zu Erholung, der darauf verzichtete, eine Strukturreform zu versuchen und sich stattdessen auf Staatsausgaben konzentrierte. Sie meinten, die Wirtschaft lasse sich aus der Depression führen, wenn man die Werkzeuge der Fiskalpolitik nutzte, um die Verbrauchernachfrage zu stimulieren und das Wirtschaftswachstum voranzubringen.


Staatliche Ausgaben als Lösung


Selbstverständlich waren staatliche Ausgaben zur Linderung einer Depression an sich keineswegs eine neue Idee. Viele Programme in den Anfängen des New Deal betrafen Ausgaben – von der Stützung der Agrarpreise über die Tennessee Valley Authority bis hin zu den 3,3 Milliarden Dollar für öffentliche Arbeiten. Doch FDR hatte in diesen Aufwendungen keinen Weg zur Anregung der Wirtschaft insgesamt gesehen, sondern Notfallmaßnahmen, die notwendig waren, um spezielle Projekte durchzuführen. Bei den öffentlichen Arbeiten beispielsweise weigerte er sich, mehr auszugeben – er bestand darauf, dass die Zahl nützlicher öffentlicher Vorhaben begrenzt sei. Wichtiger war, er bezweifelte, dass solche Ausgaben über die so geschaffenen Baujobs hinaus irgendwelche »indirekten Effekte« zeigen würden. Deshalb betrachtete Roosevelt die öffentlichen Arbeiten als »Überbrückungshilfe« und nicht als »Ankurbelung«, mit der die Kaufkraft zu steigern und die Gesamtnachfrage zu erhöhen war.[1]

Roosevelt war weit davon entfernt ein früher Jünger der keynesianischen Ökonomie zu sein; er hielt sich an die konventionelle Weisheit, die vor allem ausgeglichene Haushalte betonte. Während des Wahlkampfs 1932 warf er Herbert Hoover dessen Haushaltsdefizit vor und verurteilte übermäßige Staatsausgaben mit Worten, die man Jahrzehnte später leicht als Formulierungen von konservativen Republikanern wie Barry Goldwater oder Ronald Reagan hätte missverstehen können: »Ich beschuldige die aktuelle Regierung, dass sie in unserer ganzen Geschichte die Regierung mit den größten Staatsausgaben in Friedenszeiten ist. Diese Regierung hat ein Amt auf das andere, einen Ausschuss auf den anderen getürmt«, alles auf Kosten des amerikanischen Steuerzahlers. »Sie hat sich der Idee verschrieben, dass wir die Kontrolle über alles möglichst schnell in Washington konzentrieren sollten – als Kontrolle der Bundesregierung.« Der Kandidat Roosevelt versprach, diesen Exzess zu beenden; er wolle die Kosten für föderale Staatsmaßnahmen um 25 Prozent kürzen. »Ich halte die Kürzung der Bundesausgaben für eine der wichtigsten Fragen dieses Wahlkampfs. Meiner Meinung nach ist das der direkteste und effektivste Beitrag, den die Regierung für die Wirtschaft erbringen kann.«[2]

Roosevelts Eintreten für einen ausgeglichenen Haushalt war mehr als nur ein Wahlkampfslogan; es blieb als – wenn auch nicht verwirklichter – Refrain während eines großen Teils seiner Präsidentschaft erhalten. Diejenigen unter seinen Beratern, wie etwa Marriner Eccles, die dringend Ausgaben als Weg zur Erholung der Wirtschaft forderten, sahen sich im Widerspruch »zu einer der wenigen ökonomischen Lehren, an denen Roosevelt klar festhielt – dass ein nicht ausgeglichener Haushalt schlecht war«. Auch der Rat von John Maynard Keynes, dem Gründer der modernen Fiskalpolitik, hatte auf Roosevelt nicht viel Einfluss. Als der gefeierte britische Ökonom 1934 FDR im Weißen Haus besuchte, schien der Präsident eher verblüfft als beeindruckt. »Er hinterließ einen wirren Zahlenwust«, beklagte sich Roosevelt gegenüber dem Arbeitsminister Frances Perkins. »Er muss Mathematiker sein, kein politischer Ökonom.« Keynes wiederum erzählte Perkins später, er sei »davon ausgegangen, dass der Präsident in Wirtschaftsdingen belesener ist«.[3]

Noch 1937 verbündete sich Roosevelt mit denjenigen seiner Berater, angeführt von Finanzminister Henry Morgenthau Jr., die dringend Ausgabenkürzungen zum Ausgleich des Haushalts forderten. Erst 1938, nach dem wirtschaftlichen Zusammenbruch, übernahm Roosevelt widerstrebend eine Politik der Defizitfinanzierung – damit sollte die Kaufkraft der Verbraucher gestärkt werden. Er folgte den Argumenten von Beratern, die Ausgaben befürworteten, etwa Eccles und Harry Hopkins, und forderte vom Kongress 4,5 Milliarden Dollar zusätzlicher Mittel. Dabei war die Begründung aussagekräftiger als der Betrag. Roosevelt hatte frühere Ausgaben des New Deal als vorübergehende Maßnahmen zur Deckung dringenden Bedarfs dargestellt – also beispielsweise Arbeitserleichterungen –, bis strukturelle Reformen für eine Erholung sorgten. Nun rechtfertigte er erstmals Ausgaben selbst als Werkzeug für die Erholung. »Wir leiden vor allem an einer ausbleibenden Verbrauchernachfrage aufgrund fehlender Kaufkraft«, sagte Roosevelt bei einem Kamingespräch zur Erklärung der neuen Politik. Deshalb sei es nun an der Regierung, »einen wirtschaftlichen Aufschwung zu erzeugen«, und zwar mit Hilfe »von definitiver Aufstockung der nationalen Kaufkraft«. Regierungsausgaben würden nicht nur denjenigen helfen, die staatlich finanzierte Jobs bekämen; sie würden »als Auslöser für den Beginn privater Aktivität« wirken und so das Nationaleinkommen weit über den Betrag der Ausgaben hinaus steigern.[4]

Roosevelts Umkehr zu Ausgaben als Instrument der Erholung stellte einen Bruch mit den Annahmen dar, die den New Deal anfangs bestimmt hatten. Fünf Jahre lang hatte man sich im New Deal darum bemüht, die Erholung mit Hilfe verschiedener Programme herbeizuführen, welche die Struktur der Wirtschaft reformieren sollten. Unter dem Druck einer neuen Rezession und mit wenigen noch verbliebenen praktischen Alternativen übernahm Roosevelt nun widerstrebend das, was auf eine keynesianische Steuerpolitik hinauslief. Doch trotz seines Bruchs mit der fiskalischen Orthodoxie widersetzte er sich den massiveren Ausgaben, die ein voll ausgeprägter Keynesianismus erfordert hätte. Ende 1938 ging es der Wirtschaft ein wenig besser. 1939 flachte die Kurve dann wieder ab – etwa zehn Millionen Menschen, mehr als ein Sechstel der Arbeiterschaft, blieben arbeitslos. Die vollständige wirtschaftliche Erholung und der ultimative Beleg für die Auswirkungen steuerlicher Anreize ließen bis zu den erheblich größeren Ausgaben des Zweiten Weltkriegs auf sich warten.[5]

In der Zwischenzeit gewannen Keynes’ Lehren unter amerikanischen Ökonomen und politischen Entscheidungsträgern zunehmend an Einfluss. 1938 veröffentlichte eine Gruppe junger Ökonomen aus Harvard und von der Tufts University einen Bericht, der die neuen Erkenntnisse zusammenfasste. Die allmähliche wirtschaftliche Erholung von 1933 bis 1937 sei weniger den unmittelbaren Auswirkungen der New Deal-Programme – befristeten Jobs, Subventionen für Farmer, öffentlichen Projekten – zu verdanken gewesen, sondern den breiteren sekundären Auswirkungen der Defizitfinanzierung auf die Wirtschaft insgesamt. Als die Staatsausgaben 1937 gekürzt worden seien, sei es zu einer Rezession gekommen. Das Problem des New Deal habe einfach darin bestanden, dass man für eine Erholung nicht genug ausgegeben habe. Die Ökonomen forderten die Regierung eindringlich auf, Ausgaben nicht mehr als befristete Notmaßnahme zu sehen, sondern als beständige Politik, mit der nötigenfalls eine Flaute der Privatwirtschaft ausgeglichen werden könne. Sie forderten auch Maßnahmen zur Umverteilung von Einkommen durch Altersbezüge, Subventionen für Bildung und Gesundheit und Arbeitslosengeld, um die Kaufkraft von Familien mit niedrigeren Einkommen zu steigern.[6]

Der Zweite Weltkrieg führte zu einem immer breiteren Konsens, dass der Staat die Steuerpolitik einsetzen sollte, um sowohl in Friedens- als auch in Kriegszeiten Vollbeschäftigung zu gewährleisten. Diese Überzeugung wurde sowohl von Demokraten als auch von Republikanern übernommen. Während des Präsidentschaftswahlkampfs von 1944 erklärte Thomas Dewey, der Kandidat der Republikaner: »Wir Republikaner sind uns einig, dass Vollbeschäftigung oberstes Ziel nationaler Politik sein muss.« Er unterstützte auch Staatsausgaben als Möglichkeit, dieses Ziel zu erreichen: »Wenn zu irgendeiner Zeit nicht genügend Jobs im privaten Beschäftigungssektor zur Verfügung stehen, dann kann und muss die Regierung zusätzliche Chancen für Jobs schaffen, denn in diesem unseren Land muss es Arbeitsplätze für alle geben.« Nach dem Krieg fand der neue Konsens, dass der Wohlstand mit Hilfe der Fiskalpolitik gesichert werden sollte, seinen Ausdruck im Employment Act von 1946, der es zur »fortwährenden Politik und Verantwortung der Bundesregierung« erklärte, »maximale Beschäftigung, Produktion und Kaufkraft zu fördern«.[7]

Am Ende des Zweiten Weltkriegs hatten die zentralen Fragen der Wirtschaftspolitik wenig mit den Debatten zu tun, die die Amerikaner von der Ära der Progressiven bis hin zum New Deal beschäftigt hatten. Die alten Diskussionen, wie der Industriekapitalismus zu reformieren sei, verschwanden aus der Szene, und die heute vertrauten makroökonomischen Themen traten hervor. 1960 waren sich die meisten Ökonomen und Politiker darin einig, dass »das wirtschaftliche Hauptproblem des Landes darin besteht, eine hohe und rasch steigende Warenproduktion zu erreichen und beizubehalten«. Man hielt auch Schritte zu einer gleichmäßigeren Einkommensverteilung für wünschenswert, betrachtete sie aber als zweitrangig gegenüber der angestrebten Vollbeschäftigung und dem Wirtschaftswachstum.[8]

Selbstverständlich ging die Debatte über die relativen Ansprüche von Wirtschaftswachstum und Verteilungsgerechtigkeit, über die Zielkonflikte zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit, über Steuerpolitik und Ausgabeprioritäten weiter. Doch diese Debatten spiegelten die Annahme wider, dass es in der Wirtschaftspolitik vor allem um die Größe und die Verteilung des nationalen Wohlstands gehe. Die alten Fragen, welche wirtschaftlichen Abmachungen günstig für die Selbstverwaltung seien, waren nicht länger Gegenstand der nationalen Debatte. Mit dem Triumph der Fiskalpolitik wich die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft einer politischen Ökonomie des Wachstums und der Verteilungsgerechtigkeit.


Keynesianische Wirtschaftslehre und die prozedurale Republik


Die aufkommende neue politische Ökonomie war nicht nur eine Wirtschaftsangelegenheit – sie markierte einen entscheidenden Augenblick beim Niedergang des republikanischen Aspekts der amerikanischen Politik und dem Aufstieg des zeitgenössischen Liberalismus. Ihm zufolge sollte der Staat gegenüber Vorstellungen des guten Lebens neutral sein und Personen als freie und unabhängige Individuen respektieren, die imstande sind, ihre Ziele selbst zu wählen. Als zwischen dem Ende der 1930er und dem Beginn der 1960er Jahre die keynesianische Fiskalpolitik entstand, spiegelte sie diesen Liberalismus wider und verankerte ihn außerdem stärker in der amerikanischen Gesellschaft. Die neue politische Ökonomie zeigte zwei Merkmale des Liberalismus, der von der prozeduralen Republik definiert war – obwohl diese politische Ökonomie von denen, die keynesianische Wirtschaftslehren praktizierten, nicht mit exakt diesen Begriffen vertreten wurde. Erstens gab sie Politikern und gewählten Funktionsträgern eine Möglichkeit, strittige Konzepte des guten Lebens »auszuklammern« oder beiseitezustellen. Damit versprach sie einen Konsens, den Programme für Strukturreformen nicht bieten konnten. Und weil sie zweitens den Ehrgeiz aufgab, bestimmte Gewohnheiten und Einstellungen zu vermitteln, verweigerte sie dem Staat den Einfluss auf den moralischen Charakter seiner Bürger und bekräftigte die Vorstellung von Personen als freie und unabhängige Individuen, die zu Entscheidungen fähig sind. Deshalb kann man die keynesianische Revolution in der politischen Ökonomie als Entsprechung des Liberalismus sehen, der sich nach dem Zweiten Weltkrieg als wirtschaftlicher Ausdruck der prozeduralen Republik im Verfassungsrecht herausbildete.

Vermeidung politischer Kontroversen


Die keynesianische Wirtschaftslehre zeigte das für die prozedurale Republik kennzeichnende Streben nach Neutralität zunächst in Hinsicht auf konkurrierende Vorstellungen von einer Wirtschaftsreform. Vom Ende der 1930er bis in die frühen 1960er Jahre fanden Politiker die keynesianische Finanzpolitik attraktiv, weil sie als Möglichkeit erschien, die unlösbaren Streitigkeiten unter Verfechtern verschiedener Reformen und Sprechern für unterschiedliche Wirtschaftsbereiche zu umgehen. Dieser politische Vorzug trug zu Roosevelts Entscheidung bei, die Ausgabenpolitik von 1938 zu verabschieden. Im Gegensatz zu konkurrierenden Vorschlägen für eine Strukturreform waren die Staatsausgaben eine Lösung, der die meisten Verfechter des New Deal – Planer und Dezentralisierer ebenso wie Keynesianer – zustimmen konnten. Selbst Konservative hielten Defizitfinanzierung für weniger verwerflich als Bemühungen, die Wirtschaft zu dezentralisieren oder eine nationale Wirtschaftsplanung durchzusetzen. Wegen der widerstreitenden Ziele, welche die Reformer des New Deal spalteten und zudem konkurrierende moralische und politische Ansichten widerspiegelten, »fanden politische Entscheidungsträger, dass es extrem schwer war, eine gemeinsame Basis für eine Einigung zu erreichen«. Angesichts dieser Uneinigkeit hinsichtlich der Ziele »wurde die Lösung durch staatliche Ausgaben immer attraktiver«.[1]

Obwohl der New Deal als Versuch – oder als Reihe von Versuchen – begann, die Struktur des Industriekapitalismus zu reformieren, konnten seine Verfechter, wie Ellis Hawley schrieb, am Ende »keinerlei realen Konsens finden, was Ursprünge und Natur wirtschaftlicher Konzentration anging, ihre Auswirkungen betraf oder die Methoden, damit umzugehen. 1939 schienen sie tatsächlich eher noch uneiniger zu sein als 1933. Vielleicht … rangen sie mit einem Problem, für das es keine reale Lösung gab.« Die Regierung Roosevelts, geplagt von widerstreitenden Ideologien und gegenläufigen Zielen, entschied sich als Reaktion auf das Dilemma für eine Lösung, die in Hinblick auf die Streitigkeiten neutral war. »Sie scheute vor drastischen institutionellen Reformen zurück und verließ sich immer mehr auf die Lösung mit den staatlichen Ausgaben.«[2]

Auch die Hoffnung, langanhaltende politische Kontroversen vermeiden zu können, trug in den Nachkriegsjahren zum Reiz der keynesianischen Lehren bei. Die während des Zweiten Weltkriegs unternommenen Planungsanstrengungen hatten das Vertrauen der Amerikaner in die Fähigkeit des Staates vermindert, die Wirtschaft direkt zu lenken. Die Expansion der Kriegszeit bewies indessen, welch starken Effekt massive steuerliche Anreize hatten. »Der Weg zur Vollbeschäftigung lag, wie der Krieg zu bestätigen schien, nicht in der staatlichen Lenkung kapitalistischer Institutionen, sondern in der Finanzpolitik, die den Konsum und damit das Wirtschaftswachstum stimulieren sollte.« Brinkley merkt dazu an, dass die keynesianische Wirtschaftslehre eine Möglichkeit biete, »die Wirtschaft zu lenken, ohne die Institutionen der Wirtschaft zu regeln«. Wachstum erfordere kein Eingreifen des Staates in die Führung der Wirtschaft, sondern nur die indirekte Beeinflussung der Ökonomie durch die Anwendung der Finanz- und Währungspolitik. »Solche Maßnahmen waren nicht (wie manche Liberale einst geglaubt hatten) einfach Überbrückungshilfen, mit denen man die Dinge am Laufen hielt, bis man eine eher grundsätzliche Lösung fand; sie selbst waren die Lösung.«[3]

Für jene Liberalen der Nachkriegszeit, die sich selbst als »New Dealer« bezeichneten, waren es nicht die Reformideologien des frühen New Deal, die sie sich zu eigen machten – sie übernahmen und bekräftigten den prozeduralen Liberalismus der späten 1930er und der 1940er Jahre. »Sie ignorierten die fruchtlosen Experimente des New Deal mit der Wirtschaftsplanung, seine gescheiterten Bemühungen, harmonische Regelungen für Vereinigungen zu schaffen, seine starken, aber kurzlebigen Kreuzzüge gegen Monopole und für Regulierung, seine offene Skepsis gegen den Kapitalismus und seine Führer und seine unverhohlene Feier des Staates.« Stattdessen »rühmten die Liberalen der Nachkriegszeit den New Deal, weil er Lösungen für die Probleme des Kapitalismus entdeckt hatte, die keine Änderung in den Strukturen des Kapitalismus erforderten, weil er für den Staat eine Rolle definiert hatte, die nicht zu weit in die Wirtschaft vordrang«.[4] Der späte New Deal versuchte, die widerstreitenden Vorstellungen von einer politischen und wirtschaftlichen Reform eher zu meiden statt zu übernehmen, und es war diese Vermeidungsstrategie, die am Ende die prozedurale Republik definieren sollte.

Die Betonung von wirtschaftlichem Wachstum und Vollbeschäftigung in der Nachkriegszeit ermöglichte es Reformern des New Deal nicht nur, sich untereinander zu einigen; sie stellte auch eine Basis bereit, auf der Liberale und Konservative ein Einvernehmen herstellen konnten. »Vollbeschäftigung wurde zu der Fahne, um die sich alle versammeln konnten. Das machte es möglich, andere, stärker umstrittene und spaltende Ziele und Konzepte zurückzustellen.« Dass sich Liberale und Konservative der Nachkriegszeit auf das Ziel Vollbeschäftigung einigten, trug dazu bei, die Finanzpolitik zum allgemein akzeptierten Mittel zu erheben. »Die Fiskalpolitik versprach, bei der Erreichung der Vollbeschäftigung einigermaßen effizient zu sein, während sie zumindest in einigen Varianten neutral gegenüber eher spaltenden Zielen zu sein schien«, meinte der Ökonom Herbert Stein, der später als Vorsitzender des Stabs von Wirtschaftsberatern unter Richard Nixon diente. »Man konnte dafür sein, die Finanzpolitik zu nutzen, um hohe Beschäftigung zu fördern, ohne deshalb für oder gegen die Geschäftswelt oder für beziehungsweise gegen Planung zu sein. Streitigkeiten über diese anderen Fragen konnten weitergehen, was auch geschah. Doch für keinen musste die Tatsache, dass er weiter auf diesen anderen Positionen beharrte, ein Hindernis sein, eine mehr oder weniger neutrale Politik zugunsten der Vollbeschäftigung zu unterstützen, was sich im Übrigen auch keiner leisten konnte.«[5]

Mit der von Präsident John F. Kennedy 1962 vorgeschlagenen und 1964 schließlich verabschiedeten Steuersenkung brachte die keynesianische Revolution erste Früchte. Als Kennedy ins Weiße Haus einzog, hatte er an ausgeglichene Haushalte geglaubt. Doch der langsame Fortschritt der wirtschaftlichen Entwicklung in seinem ersten Jahr überzeugten ihn zusammen mit dem Einfluss seiner keynesianischen Berater bald von der Notwendigkeit, die Wirtschaft zu stimulieren. Viele Regierungsmitglieder einschließlich Kennedy selbst hätten es vorgezogen, durch erhöhte Staatsausgaben für fiskalische Anreize zu sorgen, um die Wirtschaft anzukurbeln, während sie gleichzeitig dringlichen öffentlichen Bedarf befriedigten. Doch Konservative und Wirtschaftsleute, nach wie vor einem ausgeglichenen Haushalt ergeben, widersetzten sich neuen Ausgaben. In Anbetracht des politischen Klimas entschied sich Kennedy stattdessen für eine Steuersenkung. Die Konservativen, die Steuerkürzungen noch mehr mochten als einen ausgeglichenen Haushalt, hatten dagegen wenig vorzubringen.[6]

Die Steuersenkung führte zu einem Wirtschaftswachstum, das bis zum Ende des Jahrzehnts anhielt und als Schulbeispiel für erfolgreiches keynesianisches Fiskalmanagement angesehen wurde. Doch abgesehen vom wirtschaftlichen Erfolg, symbolisierte Kennedys Steuersenkung den politischen Reiz moderner Fiskalpolitik – insbesondere ihre Neutralität in Hinblick auf konkurrierende politische Ziele. »In der auf einen neuen nationalen Konsens folgenden Ruhe«, schrieb ein Ökonom 1966, »lässt sich schließlich erkennen, dass die keynesianische Wirtschaftslehre weder konservativ noch liberal oder radikal ist. Die Methoden der wirtschaftlichen Stimulation und Stabilisierung sind einfach nur neutrale Werkzeuge der Regierung, mit denen das Nationaleinkommen mehr oder weniger gleich verteilt … und die Bedeutung des öffentlichen Sektors der Wirtschaft gesteigert oder verringert werden kann.«[7]

Am deutlichsten wurde der Glaube an die neue Ökonomie als neutrales Werkzeug nationaler Kontrolle von Kennedy selbst vorgetragen. Bei einer Rede anlässlich einer Wirtschaftskonferenz des Weißen Hauses meinte er 1962, die modernen wirtschaftlichen Probleme ließen sich am besten lösen, wenn die Menschen ihre politischen und ideologischen Überzeugungen ausklammerten oder beiseitelegten. »Die meisten von uns sind jahrelang darauf konditioniert worden, einen politischen Standpunkt einzunehmen – Republikaner oder Demokrat, liberal, konservativ, gemäßigt. [Tatsache ist], dass die meisten der Probleme, denen wir uns jetzt gegenübersehen, oder zumindest sehr viele Probleme technischer Art, administrativer Art sind. Sie erfordern sehr differenzierte Antworten, die sich nicht für großartige »leidenschaftliche Bewegungen« eignen, wie sie unser Land in der Vergangenheit so oft erlebt hat«[8]

In einer Eröffnungsrede an der Yale University einige Wochen darauf vertiefte Kennedy dieses Thema. »Die zentralen innenpolitischen Fragen unserer Zeit«, stellte er fest, »sind hintergründiger und weniger einfach« als die großen moralischen und politischen Fragen, welche die Aufmerksamkeit der Nation früher beansprucht hätten. »Sie betreffen nicht die grundlegenden Konfrontationen der Philosophie oder der Ideologie, sondern die Möglichkeiten und Mittel, gemeinsame Ziele zu erreichen. … In unseren ökonomischen Entscheidungen geht es nicht um irgendwelche großartigen Kämpfe rivalisierender Ideologien, die das Land mit Leidenschaften überschwemmen, sondern um die praktische Lenkung einer modernen Wirtschaft.« Kennedy forderte das Land dringlich auf, »sich technischen Problemen ohne ideologische Vorurteile zu stellen« und sich auf »die komplexen und fachtechnischen Fragen zu konzentrieren, die eine Rolle spielen, wenn eine große wirtschaftliche Maschinerie in Gang zu halten ist«.[9]

Selbstverständlich ist eine keynesianische Wirtschaftspolitik im engeren Sinn nicht in Hinblick auf alle politischen Ziele neutral. Im Gegenteil – sie fördert erklärtermaßen Wohlstand oder Wirtschaftswachstum als Ziel. Doch auch wenn Wachstum als Ziel bekräftigt wird, ist das in zweierlei Hinsicht immer noch mit der Vorstellung vereinbar, dass widerstreitende Konzepte des guten Lebens zu meiden seien. Erstens war Wirtschaftswachstum – zumindest als es vom Ende der 1930er bis in die 1960er Jahre als Ziel der amerikanischen Politik fungierte –, hinreichend allgemein. So konnte es als neutral gelten, was die spezielleren Ziele anging, wie sie etwa von Planern und Dezentralisierern oder Wirtschaft und Arbeitnehmern vorgebracht wurden. Ungeachtet ihrer jeweiligen Vorstellungen von einer guten Gesellschaft, schienen Anhänger verschiedener politischer und wirtschaftlicher Überzeugungen darin übereinzustimmen, dass es mit einer Steigerung des nationalen Wohlstandsniveaus leichter sein würde, die jeweiligen Ziele zu verwirklichen. Der Gedanke, Wirtschaftswachstum diene allen sozialen und politischen Zielen gleichermaßen, sollte in späteren Jahren in Frage gestellt werden, unter anderem von Umweltaktivisten, doch er schien die Basis des Konsens zur keynesianischen Finanzpolitik zu sein, der sich vom Ende der 1930er bis in die frühen 1960er Jahre entwickelte.[10]

Das Bildungsprojekt wird aufgegeben


Der zweite Sinn, in dem die Förderung des Wirtschaftswachstums Neutralität gegenüber Zielen ausdrückt, verknüpft die neue politische Ökonomie stärker und entschiedener mit der Philosophie des Öffentlichen in der prozeduralen Republik. Während Neutralität im ersten Sinn auf der Ebene konkurrierender öffentlicher Politik zur Geltung kommt, betrifft der zweite die Bedürfnisse, Wünsche, Interessen und Ziele, die Männer und Frauen ins öffentliche Leben einbringen. In diesem zweiten Sinn ist die keynesianische Finanzpolitik insofern neutral, als sie voraussetzt, dass der Staat die Interessen und Ziele seiner Bürger nicht formen oder revidieren oder in diesem Fall noch nicht einmal beurteilen solle. Vielmehr solle er sie befähigen, diese Interessen und Ziele – welche das auch sein mochten – zu verfolgen, soweit sie mit einer ähnlichen Freiheit für andere vereinbar seien. Es ist vor allem diese Voraussetzung, welche die politische Ökonomie des Wachstums von der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft unterscheidet und die keynesianische Wirtschaftslehre mit dem zeitgenössischen Liberalismus verknüpft.

Diejenigen, welche die neue politische Ökonomie anwandten und verfochten, stellten ihr Projekt nicht in genau diesen Begriffen dar. Doch wenn sie ihre Ansichten erklärten und rechtfertigten, äußerten sie drei Themen der keynesianischen Revolution. Zusammengenommen machten sie die Umrisse der neuen Philosophie des Öffentlichen sichtbar, die durch die keynesianische Wirtschaftslehre bekannt wurde. Das erste Thema war die Verschiebung von der Produktion zum Konsum als Grundlage politischer Identität und Fokus der Wirtschaftspolitik. Zweitens verwarf man das für frühere Reformbewegungen charakteristische Bildungsprojekt und die republikanische Tradition ganz allgemein. Drittens übernahm man die voluntaristische Vorstellung von Freiheit und den Gedanken, dass Personen freie und unabhängige Individuen seien, die ihre Ziele selbst wählen können.

Die Betonung des Konsums war das offensichtlichste dieser drei Themen und wurde von Keynesianern am deutlichsten zum Ausdruck gebracht. In seinem berühmten Werk Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes erklärte Keynes, was er für offensichtlich hielt, nämlich dass »Verbrauch … das einzige Ziel und der einzige Zweck aller wirtschaftlichen Tätigkeit« sei. Führende Vertreter des New Deal äußerten sich ähnlich. Harold Ickes, Roosevelts Innenminister und Chef der WPA, brachte vor, dass der Staat seine Bemühungen darauf richten sollte, das Los des Verbrauchers zu verbessern: »Hauptbestandteil all unserer Tätigkeiten ist der Verbrauch. Als Konsumenten haben wir alle ein gemeinsames Interesse, unabhängig davon, mit welcher produktiven Arbeit wir beschäftigt sind. … Wir arbeiten, um etwas zu verdienen, damit wir konsumieren können.« Gegen Ende der 1930er Jahre verlagerte Thurman Arnold, wie wir gesehen haben, das Ziel der Kartellgesetze auf eine Verbesserung des Verbraucherwohls.[11]

Alvin Hansen, einer der führenden Förderer des Keynesianismus unter den amerikanischen Ökonomen, hob gesteigerten Konsum als Schlüssel zu einer wohlhabenden Nachkriegsökonomie hervor. 1943 schrieb er, dass es substanzieller öffentlicher Ausgaben – besonders auf dem Bausektor – bedürfe, um nach dem Krieg die Vollbeschäftigung aufrechtzuerhalten. Doch weil ein hohes Niveau von Bauprojekten nicht unendlich beibehalten werden könne, »ist es wichtig, eine Wirtschaft mit hohem Verbrauch zu entwickeln, damit wir Vollbeschäftigung erreichen und unsere wachsende Produktionskraft effektiv nutzen können. … Wir müssen die Neigung zum Konsum steigern.« Der Nachkriegs-Wohlstand sei davon abhängig, dass man eine Wirtschaft aufbaue, »die Massenkonsum mit Massenproduktion zur Deckung bringt«.[12]

Keynes’ scheinbar so einleuchtende Behauptung, Verbrauch sei das einzige Ziel aller wirtschaftlichen Tätigkeit, läuft einer der zentralen Annahmen des republikanischen politischen Denkens zuwider. Ein Ziel der wirtschaftlichen Tätigkeit ist der republikanischen Tradition zufolge die Förderung von Bedingungen, welche die Selbstverwaltung begünstigen. Von Jefferson bis Brandeis sorgten sich die Republikaner mehr um Produktionsbedingungen als um Verbrauchsbedingungen – sie sahen die Arbeitswelt als die Arena, in welcher auf Gedeih und Verderb der Charakter von Bürgern geformt wurde. Konsum als Tätigkeit war für die Selbstverwaltung nicht in gleicher Weise entscheidend. Das ging so weit, dass Konsum, wenn er in der republikanischen politischen Ökonomie überhaupt eine Rolle spielte, nur als etwas galt, das man mäßigen oder einschränken müsse – als potenzielle Quelle von Korruption.

Keynesianer dagegen konzentrierten sich auf den Verbrauch und wollten »die Neigung zum Konsum« steigern. In diesem Sinn versuchten auch sie, das Verhalten der Menschen zu ändern. Doch die angestrebte Änderung sollte nicht den Charakter der Menschen neu formieren – sie beispielsweise verschwenderischer machen – oder den Inhalt ihrer Bedürfnisse und Wünsche ändern. Die keynesianische Ökonomie wollte die Konsumneigung nicht dadurch steigern, dass sie individuelle Vorlieben änderte, sondern dadurch, dass die Gesamtnachfrage gesteuert wurde. »Eine höhere Konsumneigung lässt sich zum Teil durch eine progressive Steuerstruktur erreichen, die man mit sozialer Sicherheit, Sozialleistungen und Ausgaben für den Konsum von Gemeinden kombiniert«, schrieb Hansen, »und dadurch, dass man beständig ein hohes Beschäftigungsniveau mit steigenden Löhnen erreicht, die mit der wachsenden Produktion Schritt halten. Eine gesicherte dauerhafte Beschäftigung bringt die Leute tendenziell dazu, einen größeren Anteil ihres laufenden Einkommens auszugeben.« Anstatt eines neuen Gemeinsinns seien eher höhere Zuversicht der Verbraucher und breiter verteilte Kaufkraft geeignet, Menschen dazu zu bringen, mehr auszugeben und das Land »in eine Wirtschaft hohen Konsums« zu führen.[13]

Die Ausrichtung der Keynesianer auf das Niveau der Gesamtnachfrage ermöglicht es dem Staat demnach, gegenüber dem Inhalt der Bedürfnisse und Wünsche von Verbrauchern neutral zu sein. John Kenneth Galbraith, der meinte, die »Überflussgesellschaft« Amerikas in den 1950er Jahren gebe dem privaten Konsum gegenüber öffentlichen Ausgaben übermäßigen Vorrang, beschreibt diese Annahme treffend. Die Theorie der Verbrauchernachfrage nehme Verbraucherwünsche als »gegebene Daten« an. Aufgabe des Ökonomen sei allein, »ihre Befriedigung anzustreben« und die Güter zu maximieren, die den Bedürfnissen entsprechen. »Er braucht nicht zu untersuchen, wie diese Bedürfnisse entstehen«, oder zu beurteilen, wie wichtig oder legitim sie seien. Die Theorie der Verbrauchernachfrage ermögliche in einem ersten Schritt, »sich jeglichen Werturteils zu enthalten«.[14] Der entschieden wertfreie Charakter der keynesianischen Nachfragesteuerung ist das erste Thema der neuen Wirtschaftslehre, die den Liberalismus der prozeduralen Republik bestimmt.

Die Zurückweisung der formativen Ambition der zivilgesellschaftlichen Tradition ist das zweite Thema der keynesianischen politischen Ökonomie, das sie mit dem zeitgenössischen Liberalismus verbindet. Dieser Aspekt der neuen politischen Ökonomie fand damals keinen so deutlichen Ausdruck, obwohl er eng mit der Betonung des Konsums verwandt ist. Viele Liberale des New Deal und der Nachkriegsperiode spürten zwar, dass ihre Politik sich in mehrfacher Hinsicht stark von früheren progressiven Bewegungen unterschied, doch nur wenige erkannten, dass das formative Ideal als solches verschwunden war. Der politische Kommentator Edgar Kemler gehörte zu denen, die es bemerkten. Er verglich den New Deal mit früheren Reformtraditionen und schrieb von »der Entwertung amerikanischer Ideale«. »Was immer man über die alte Mugwump-Reformbewegung sagen mag – nicht zu leugnen ist, dass sie darauf abzielte, den Charakter des Bürgers zu bessern.« Doch zu Zeiten des New Deal sei »die Ära der Höherentwicklung« der »Ära der Sozialtechnik« gewichen. »Wir nehmen den Charakter der Menschen aus der Spanne unserer Reformen heraus.«[15]

Kemler betrachtete diese Verschiebung als »den wichtigsten Aspekt der Entleerung amerikanischer Ideale. Am deutlichsten sieht man das, wie ich glaube, in der veränderten Art der politischen Bildung. Wir sorgen uns nicht mehr darum, das Individuum so zu entwickeln, dass es einen je eigenen Beitrag zu einer Form der Demokratie leisten kann. Wir wollen ihn als einfachen Soldaten in einer Armee haben, der mit all den anderen einfachen Soldaten kooperiert. Die alte Jefferson’sche Hervorhebung von Schulen für staatsbürgerliche Fähigkeiten und Selbstverwaltung hat sich zu einer Roosevelt’schen Hervorhebung der Reaktion auf eine heroische Führung verlagert.« Wie Kemler einräumte, sei die Entleerung amerikanischer Ideale angesichts des Aufstiegs der modernen Wirtschaft möglicherweise unvermeidlich gewesen. »Lasst uns vernünftig sein«, schloss er zynisch. »Inspiration kommt aus vielen Quellen – von Klerikern, Lehrern, Schriftstellern, Musikern, Poeten, Künstlern. Lasst sie die Tugenden vorführen, und überlasst es ihnen, den Charakter unserer Bürgerschaft zu modellieren. Politiker haben Anderes zu tun.«[16]

Vor allem, weil zivilgesellschaftliche Überlegungen aus der politischen Debatte verschwanden, entfiel der Bildungsehrgeiz einfach – unbeklagt und ohne Diskussion. Rexford G. Tugwell, ein Ökonom der Columbia University und führende Persönlichkeit des New Deal, gehörte zu den wenigen, die ausdrücklich dafür plädierten, das Bildungsprojekt aufzugeben. »Davon auszugehen, dass wir überhaupt irgendein Recht oder die Macht hätten, die Menschen zu ändern, kam mir immer anmaßend vor«, sagte er 1934 anlässlich einer Konferenz von Sozialpädagogen. »Was ihre Grundbedürfnisse, Antriebe und Leidenschaften angeht, sind die Menschen ziemlich die gleichen wie vor 5000 Jahren. … Wenn wir von gesellschaftlichen Veränderungen reden, reden wir davon, Institutionen zu ändern, nicht die Menschen, die sie nutzen.«[17]

Eine Generation davor hatte Croly vorgebracht, dass »Demokratie nicht vom Streben nach menschlicher Vervollkommnung abgelöst werden kann«, und Brandeis hatte mit ähnlichen Formulierungen darauf beharrt, dass Demokratie »nur möglich ist, wo man daran arbeitet, den Einzelnen zu vervollkommnen«. Das zeigt ihren Abstand zur prozeduralen Republik, deren Voraussetzung der Glaube ist, dass die Demokratie letztlich ganz ohne das Streben nach moralischer Verbesserung auskommt. Tugwell sprach im Namen des neuen Glaubens. Der New Deal unterscheide sich in genau dieser Hinsicht von früheren Reformbewegungen; bei ihm gehe es darum, die Bedürfnisse und Ziele der Amerikaner besser zu befriedigen, und nicht darum, sie zu erheben oder zu bessern. »Der New Deal versucht, den Leuten nichts anzutun«, betonte Tugwell, »und er bemüht sich absolut nicht darum, ihre Lebensweise, ihre Bedürfnisse und Begierden zu verändern.«[18]

Aus Sicht des zeitgenössischen Liberalismus bedeutet die Ablehnung des Bildungsprojekts keine Entleerung, sondern eher die Revision der amerikanischen Ideale, eine Überarbeitung zugunsten der liberalen Vorstellung von Freiheit. Der republikanischen Tradition zufolge hängt Freiheit von Selbstverwaltung ab, die wiederum bestimmte Charaktereigenschaften, bestimmte moralische und zivilgesellschaftliche Tugenden erfordert. Dagegen meinen die Liberalen, wenn man den Staat dabei mitwirken lasse, den Charakter seiner Bürger zu formen, öffne das den Weg zum Zwang. Außerdem würden die Menschen dann nicht als freie und unabhängige Individuen respektiert, die imstande seien, ihre Ziele selbst zu wählen. Dass die Liberalen das Bildungsprojekt ablehnen, schließt also eine konkurrierende Vorstellung von Freiheit ein, die sich als voluntaristische Konzeption bezeichnen ließe.

Das führt zum dritten Thema der keynesianischen Wirtschaftslehre, das auf den Liberalismus der prozeduralen Republik hindeutet. Die Verfechter der neuen politischen Ökonomie ließen die formativen Ambitionen früherer Reformer nicht einfach fallen; sie bejahten stattdessen die voluntaristische Konzeption von Freiheit. Seit dem 19. Jahrhundert war die voluntaristische Konzeption der Freiheit von Verfechtern des klassischen oder Laisser-faire-Liberalismus zitiert worden. Eingriffe des Staates in die Mechanismen der Marktwirtschaft, behaupteten sie, verletzten die Freiheit, weil sie nicht zuließen, dass Arbeiter und Arbeitgeber selbst entscheiden konnten, zu welchen Bedingungen sie Arbeit gegen Löhne tauschten. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts übernahmen auch reformistische Liberale die voluntaristische Vorstellung. Sie meinten, eine wahrhaft freie Wahl setze – im Gegensatz zu den Behauptungen der Laisser-faire-Liberalen – eine faire Verhandlungssituation zwischen den Vertragsparteien voraus, was in manchen Fällen eine staatliche Regulierung rechtfertige.[19]

Keynes brachte diese Tradition des reformistischen Liberalismus jetzt voran: Er schlug eine Möglichkeit vor, wie der Staat die Gesamtnachfrage steuern konnte, ohne die persönlichen Konsumentscheidungen der Verbraucher zu regulieren. Wie die Laisser-faire-Liberalen, die seine Ansichten verabscheuten, rechtfertigte Keynes seine Wirtschaftslehre im Namen der voluntaristischen Vorstellung von Freiheit. Obwohl es gelegentlich als »in Konflikt mit der früheren Tradition des Wirtschaftsliberalismus [gesehen wurde], lässt sich das vollständige keynesianische Programm stattdessen als dessen Höhepunkt betrachten«. Dazu bemerkte der Ökonom Fred Hirsch treffend: »Keynes vollendete die Korrekturen am Laisser-faire, die notwendig waren, um dem Geltung zu verschaffen, was Laisser-faire bewirken sollte«, nämlich »die Freiheit der Menschen zu achten, ihre Ziele selbst zu wählen«.[20]

Keynes hielt es für einen bedeutenden Vorteil seiner Theorie, dass die von ihr gebilligten staatlichen Eingriffe mit dem Respekt für individuelle Entscheidungen vereinbar waren: »Wenn die Rate der gemeinschaftlichen Gesamtausgaben reguliert werden kann, dann kann die Art, in der die privaten Einkommen ausgegeben werden, gefahrlos frei und individuell belassen werden, ebenso die Mittel, mit denen die Nachfrage befriedigt wird. … [Das ist] die einzige Möglichkeit, die Vernichtung der Wahlfreiheit zu vermeiden.« Keynes räumte ein, dass »die zentralen Kontrollen, die nötig sind, um Vollbeschäftigung zu gewährleisten, selbstverständlich eine große Ausweitung der herkömmlichen staatlichen Funktionen einschließen«. Doch dabei bliebe weiterhin, meinte er, »ein weites Feld für die Ausübung privater Initiative und Verantwortung«. »Vor allem aber ist der Individualismus, wenn er von seinen Mängeln und Missbräuchen gereinigt werden kann, die beste Gewähr der persönlichen Freiheit«, da »er das Feld für die Ausübung der persönlichen Auswahl stark erweitert«. Obwohl »die Ausdehnung der Aufgaben der Regierung« den Anschein erwecken könne, »ein schrecklicher Eingriff in die persönliche Freiheit« zu sein, beharrte Keynes darauf, dass dies die einzige praktische Alternative zur »Zerstörung der bestehenden wirtschaftlichen Formen in ihrer Gesamtheit« und die einzige Möglichkeit sei, ein auf individueller Entscheidung beruhendes System zu bewahren.[21]

Die in einer Lebensweise enthaltenen Ideale und Selbstbilder werden von denen, die danach leben, oft nicht wahrgenommen. Deshalb überrascht es nicht, dass unter den amerikanischen Keynesianern nur wenige den Übergang von der zivilgesellschaftlichen zur voluntaristischen Vorstellung der Freiheit ausdrücklich ansprachen. David Lilienthal, der erste Direktor der Tennessee Valley Authority, dürfte dem am nächsten gekommen sein. Seine verschiedenen Überlegungen zur politischen Ökonomie seiner Zeit spiegelten den Moment des Übergangs wider. 1943 bezog sich Lilienthal auf die zivilgesellschaftliche Vorstellung der Freiheit, als er die TVA als Ausdruck einer Graswurzel-Demokratie darstellte. Die TVA dezentralisiere die Entscheidungsmacht; sie würde anerkennen, dass jeder Bürger »nicht nur imstande sein will, seine Meinung frei zu äußern, sondern wissen will, dass diese ein gewisses Gewicht hat; er will wissen, dass es Dinge gibt, die er entscheidet oder an deren Entscheidung er teilhat, und dass er ein benötigter und nützlicher Teil von etwas ist, das weit größer ist als er selbst. … Durch diesen Akt von gemeinsamer Anstrengung, von Bürgerbeteiligung, wird die wesentliche Freiheit des Individuums gestärkt.« Eine zentralisierte Verwaltung – ob in der Regierung oder in der Wirtschaft – gefährde diese Freiheit. Sie »fördert Kontrolle durch Abwesende und aus der Ferne, wodurch sie das Individuum immer mehr der Chance beraubt, Entscheidungen zu treffen und die Verantwortlichkeiten zu tragen, welche die Persönlichkeit der Menschen nähren und entwickeln. Es ist mir unmöglich zu begreifen, wie Demokratie eine gelebte Realität sein kann, wenn die Menschen fern ihrer Regierung sind … oder wenn die Kontrolle und Leitung der Art, in der jemand sein Leben bestreitet – Industrie, Landwirtschaft, Warendistribution – weit vom Strom des Lebens und von der lokalen Gemeinschaft entfernt ist.«[22]

In den 1950er Jahren hatte Lilienthal seine Hoffnungen für die Freiheit in voluntaristische Terminologie umformuliert. Als er Großunternehmen verteidigte, versuchte er, die »überholte« Angst zu widerlegen, dass Größe ein Widerspruch zur Freiheit sei: »Die Zeit ruft nach einer aufrüttelnden Bestätigung, dass Größe zu einem Mittel gemacht werden kann, nicht nur die Produktivität unserer Nation zu fördern und voranzutreiben, sondern auch – was wichtiger ist – die Freiheit und das Wohlbefinden ihrer einzelnen Bürger.« Mehr als ein Jahrhundert lang hätten Kritiker der Lohnarbeit vorgebracht, dass der Industriekapitalismus den Arbeitern die Unabhängigkeit raube, die zur Selbstverwaltung nötig sei. Lilienthal entgegnete nun, Unabhängigkeit solle nicht mehr in der Arbeitswelt, sondern in den Bereichen Freizeit und Konsum gesucht werden. »Vor allem wegen der Produktivität von Größe muss der größte Teil menschlicher Unabhängigkeit nicht mehr direkt aus seinem Job stammen.« Der beachtliche Zuwachs an Freizeit, »der Teil der Woche, der dem Menschen allein gehört, ist erheblich größer geworden«. Wenn die Arbeitszeit dank der Produktivität einer Wirtschaft im großen Maßstab von sechzig Stunden auf vierundvierzig Stunden die Woche falle, »haben wir also jede Woche sechzehn Stunden, die zur Unabhängigkeit jedes einzelnen Menschen hinzukommen. In diesen zusätzlichen Stunden ist er ›sein eigener Chef‹ – nicht im Sinne des Mannes, der ein eigenes Geschäft besitzt, sondern potenziell in einem noch bedeutsameren Sinne.«[23]

Die von Lilienthal gefeierte Freiheit war etwas anderes als die zivilgesellschaftliche Freiheit, von der die politische Ökonomie der Bürgergemeinschaft bestimmt worden war: »Mit Freiheit meine ich im Wesentlichen die Freiheit der Entscheidung im größtmöglichen Umfang.« Diese Freiheit (und nicht etwa die Produktion und Konsumtion einer Vielzahl von Waren) sei der höchste Zweck des amerikanischen Wirtschaftssystems und die ultimative Rechtfertigung für Großunternehmen: »Freiheit der Entscheidung in wirtschaftlichen Angelegenheiten bedeutet Freiheit, zwischen konkurrierenden Ideen oder Dienstleistungen oder Waren zu wählen. Sie bedeutet größtmögliche Freiheit, sich für einen Job oder einen Beruf oder einen Geschäftszweig statt für einen anderen zu entscheiden. Sie bedeutet eine größtmögliche Spanne von Wahlmöglichkeiten für den Verbraucher, wenn er seine Dollars ausgibt.« Diese Entscheidungen seien mehr als nur ökonomische oder geschäftliche Akte – sie seien Ausdruck eines höheren moralischen Ideals: »Sie sind das Kennzeichen von Menschen, die frei sind, so frei, wie ein Mensch in der Gesellschaft sein oder werden kann.«[24]

Selbst als er das voluntaristische Ideal bekräftigte, das die prozedurale Republik beseelt, lieferte der ehemalige Verfechter des New Deal eine Abschiedsrede auf die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft: »Es gab einmal einen Traum: Der unabhängige Mann in seinem eigenen kleinen Laden oder Geschäft. Es ist ein guter Traum gewesen.« Doch nun »gibt es einen neuen Traum: Eine Welt der großen Maschinen mit dem Menschen, der die Kontrolle hat, der diese unbelebten Schöpfungen konstruiert und nutzt, um eine neue Art von Unabhängigkeit zu errichten. … Größe kann zum Ausdruck des heroischen Maßes des Menschen selbst werden, wenn er eine neu gefundene Größe erreicht.«[25]


6.
Triumph und Geburtswehen der prozeduralen Republik


Als die keynesianische Fiskalpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg an Bedeutung gewann, verschwand der zivilgesellschaftliche Strang der ökonomischen Debatte aus dem politischen Diskurs Amerikas. Die Wirtschaftspolitik kümmerte sich mehr um Größe und Verteilung des Nationalprodukts und weniger um die Voraussetzungen der Selbstverwaltung. Wirtschaftliche Regelungen wurden von den Amerikanern zunehmend als Werkzeuge für den Konsum angesehen und nicht als Schulen für die Zivilgesellschaft. Der Bildungsanspruch wich der profaneren Hoffnung darauf, die Früchte des Wohlstands zu mehren und zu verteilen. Der Staat sollte keine tugendhaften Bürger heranziehen, sondern die Bedürfnisse und Wünsche der Menschen als gegeben annehmen und eine Politik verfolgen, die darauf abzielt, sie so umfassend und fair wie möglich zu befriedigen.

Aus Sicht der republikanischen Tradition stellte der Untergang der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft eine Konzession dar, ein Schwinden amerikanischer Ideale, einen Verlust von Freiheit. Der republikanischen politischen Theorie zufolge heißt frei sein, dass man an der Leitung einer politischen Gemeinschaft teilhat, die ihr eigenes Schicksal lenkt. In diesem Sinn erfordert Selbstverwaltung politische Gemeinden, die ihre Geschicke kontrollieren, und Bürger, die sich so mit diesen Gemeinden identifizieren, dass sie mit Blick auf das Gemeinwohl denken und handeln. Ein zentrales Ziel republikanischer Politik besteht darin, in den Bürgern Tugend, Unabhängigkeit und ein gemeinsames Verständnis zu kultivieren, die für ein solches zivilgesellschaftliches Engagement erforderlich sind. Den Bildungsanspruch aufzugeben heißt also, das Projekt der Freiheit, wie es die republikanische Tradition konzipiert hat, aufzugeben.

Beseelt von der zivilgesellschaftlichen Konzeption der Freiheit hatten Amerikaner von Jefferson über Lincoln bis hin zu Brandeis, Croly und Theodore Roosevelt darum gekämpft, die demokratische Herrschaft über ökonomische Macht zu gewährleisten und in den Bürgern die Tugenden zu kultivieren, die sie zur Selbstverwaltung befähigten. Nun schienen die Amerikaner bereit, den Kampf aufzugeben – oder genauer gesagt: Sie schienen bereit, die Vorstellung von Freiheit aufzugeben, die den Kampf notwendig machte. Denn mit dem Untergang der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft ging eine Verschiebung einher – von der zivilgesellschaftlichen zur voluntaristischen Konzeption der Freiheit.

Die Amerikaner der Nachkriegsjahre, konfrontiert mit einer umfangreichen Wirtschaft – so riesig, dass sie keine Hoffnungen auf eine Beherrschung zuließ – und verlockt von der Aussicht auf Wohlstand, fanden ihren Weg zu einem neuen Verständnis von Freiheit. Gemäß dieser Vorstellung hängt unsere Freiheit nicht von unserer Fähigkeit als Bürger ab, die Kräfte zu formen, die unser kollektives Geschick lenken, sondern von unserer Fähigkeit als Personen, unsere Werte und Ziele für uns selbst zu wählen.

Gegen Ende des 20. Jahrhunderts sollte das Verschwinden des zivilgesellschaftlichen Strangs der Freiheit eine wachsende Unzufriedenheit mit demokratischen Einrichtungen befeuern – ein verbreitetes Gefühl, dass gemeinsame Ziele und geteiltes Verständnis schwanden, und eine nagende Furcht, dass die Amerikaner als Einzelne wie als Kollektiv die Kontrolle über die Mächte verloren, die ihr Leben lenkten. Dabei sah es zunächst gar nicht danach aus. Als nach dem Zweiten Weltkrieg die prozedurale Republik Gestalt annahm, empfanden die Amerikaner diese neue Philosophie des Öffentlichen nicht als Entmachtung. Im Gegenteil: Als die prozedurale Republik aufkam, trat sie nicht als Konzession in Erscheinung, sondern als Triumph von Handlungsmacht und Selbstkontrolle. Geschuldet war das zum Teil dem historischen Moment und zum Teil dem befreienden Versprechen der voluntaristischen Vorstellung von Freiheit.


Der Moment der Vorherrschaft


Die prozedurale Republik kam in einem seltenen Augenblick amerikanischer Vorherrschaft zur Welt. Als der Zweite Weltkrieg zu Ende ging, waren die USA in der Welt obenauf – eine unangefochtene Weltmacht. In einer Radioansprache an die Nation am Tag der japanischen Kapitulation konnte Präsident Harry Truman ohne Übertreibung erklären, dass Amerika »die größte Stärke und die größte Macht [besitzt], die von der Menschheit je erreicht wurde«.[1]

Während Amerikas Vorrang in der Welt ein Gefühl kollektiver Herrschaft vermittelte, gab die Leistung der heimischen Wirtschaft den Amerikanern das Gefühl, sie hätten die Kontrolle über ihr persönliches Schicksal. Das BIP stieg von 231 Milliarden Dollar im Jahr 1947 auf 504 Milliarden Dollar im Jahr 1960 und bis 1970 auf 977 Milliarden. In den beiden Jahrzehnten von 1948 bis 1968 betrug die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Wirtschaft inflationsbereinigt vier Prozent, ein in der Geschichte der Nationen beispielloser Wert. Die Geburtenraten nahmen von den 1940er bis zu den späten 1950er Jahren rapide zu und blieben bis Anfang der 1960er Jahre auf hohem Niveau. Der Hausbesitz sprang von 44 Prozent im Jahr 1940 auf 62 Prozent im Jahr 1960. »Wo die Amerikaner um 1947 zu dem Schluss kamen, dass Wirtschaftswachstum wieder möglich sei«, schreibt Michael Barone, »kamen sie um 1964 zu dem Schluss, es sei mehr oder weniger unvermeidlich. Der Konjunkturzyklus war anscheinend abgeschafft.« Die Politiker, mit den Werkzeugen der keynesianischen Nachfragesteuerung ausgestattet, »schienen das Geheimnis entdeckt zu haben, wie man anhaltendes Wachstum ohne Inflation oder Rezession schafft«.[2]

Die aufblühende Wirtschaft der Nachkriegsjahre stand für mehr als nur materiellen Wohlstand – zusammen mit Amerikas Macht in der Welt gewöhnte sie eine Generation von Amerikanern daran, sich als Herren ihrer Umstände zu sehen. Obwohl ihre voreilige Zuversicht schon bald durch die aufkommenden Ereignisse gestört werden sollte, war dies eine Generation, die »im Glauben aufgewachsen ist, dass zu Hause wie im Ausland alles, was Amerikaner gerne geschehen lassen wollten, auch geschehen würde«.[3]

Die Handlungsmacht wurde nirgends deutlicher bekräftigt als in den aufrüttelnden Reden von John F. Kennedy. Sein Präsidentschaftswahlkampf fand in einer Periode am Ende der 1950er Jahre statt, in der die Angst wieder zurückgekehrt war – Ursachen waren der Start des sowjetischen Satelliten Sputnik, die Rezession von 1957–58, die angebliche »Raketenlücke« gegenüber Russland und die wachsende Sorge, dass die USA ihren Vorsprung im Kalten Krieg verloren. Angesichts dieser Besorgnisse versprach Kennedy, das amerikanische Ziel und den amerikanischen Willen wieder zu stärken und das Land wieder in Schwung zu bringen. »Mein Wahlkampf für die Präsidentschaft beruht auf einer einzigen Grundannahme«, erklärte er, »der Annahme, dass das amerikanische Volk der Abweichung im Kurs unserer Nation überdrüssig ist, dass es des andauernden Niedergangs unseres nationalen Ansehens müde ist … und dass es bereit ist, wieder aufzubrechen.« Als er die Nominierung durch seine Partei annahm, rief er die Amerikaner auf, »die Nerven und den Willen« aufzubringen, in einem »Wettlauf um die Beherrschung des Himmels und des Regens, der Meere und der Gezeiten, der fernen Seite des Weltraums und des Innersten menschlichen Denkens« zu gewinnen.[4]

In Kennedys brillanter Antrittsrede drückte sich die Überzeugung einer Generation aus, dass sie über Kräfte prometheischen Ausmaßes verfügte. »Die Welt ist heute sehr viel anders geworden«, verkündete Kennedy, »denn auch der Mensch hält heute in seinen sterblichen Händen die Macht, alle Formen der menschlichen Armut, aber auch alle Formen des menschlichen Lebens zu beseitigen.« Wenn im Kalten Krieg beide Seiten ihre Differenzen überwinden könnten, könnten sie die Wunder der Wissenschaft aufbieten, um »die Sterne zu erkunden, die Wüsten zu erobern, Krankheit auszurotten, die Tiefen der Ozeane zu erschließen und Künste sowie Handel zu fördern«. In der Zwischenzeit würde Amerika seine Macht mit schrankenloser Entschlossenheit ausüben: »Jede Nation, ob sie uns Gutes oder Schlechtes will, soll wissen, dass wir jeden Preis bezahlen, jede Last tragen, jedes Opfer erdulden und jeden Freund unterstützen oder uns auch jedem Feind widersetzen werden, um den Fortbestand und den Erfolg der Freiheit zu sichern. Dazu verpflichten wir uns – und wir verpflichten uns zu mehr.«[5]

Einige Monate später schlug Kennedy in diesem Geist vor, dass die USA einen Mann auf den Mond schicken sollten. Den Beginn dieses Projekts begründete er vor allem damit, dass Macht und Wille Amerikas herausgestellt werden sollten. Kein anderes Weltraumprojekt würde »die Menschheit stärker beeindrucken«, und keines würde »so schwierig oder teuer zu verwirklichen sein«. Bei der Mission ging es weniger um mögliche greifbare Resultate, sondern eher darum, kollektive Handlungsmacht und Entschlossenheit zu bekräftigen. »Niemand kann mit Sicherheit vorhersagen, welche Bedeutung die Beherrschung des Weltraums letztlich haben wird«, räumte Kennedy ein. Doch die Aussicht auf Überlegenheit und die für ein Gelingen erforderliche »Begeisterung, Organisation und Disziplin« seien ausreichende Gründe, es zu versuchen. Der Erfolg des Projekts erforderte, dass »jeder Wissenschaftler, jeder Ingenieur, jeder Soldat, jeder Techniker, jeder Unternehmer und jeder Beamte persönlich gelobt, dass diese Nation mit dem vollen Tempo der Freiheit in dem spannenden Abenteuer des Weltraums vorankommen wird«.[6]

Kennedy präsentierte seine Aufrufe zu Amerikas Zielen als Mission einer neuen Generation, die bereit war, die Zukunft zu fordern. Im Rückblick wirkt seine »New Frontier« jedoch wie das Monument einer schwindenden Vision amerikanischer Macht und amerikanischen Willens – ein letzter Ausdruck des Augenblicks in der Mitte des Jahrhunderts, als die Amerikaner sich als Herren ihres Schicksals sahen. Denn als Kennedy die Amerikaner aufforderte, sich zu fragen, was sie für ihr Land tun könnten, wurden die zivilgesellschaftlichen Ressourcen des amerikanischen Lebens schwächer; die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft verlor ihren Rückhalt – verdrängt durch Wachstumszwänge und die Philosophie des Öffentlichen in der prozeduralen Republik. Kennedy selbst räumte ein, dass die aktuellen wirtschaftlichen Probleme nicht zu den »leidenschaftlichen Bewegungen« passten, die das Land in der Vergangenheit aufgewühlt hatten, sondern mit »komplexen technischen Fragen« einhergingen, »die das Verständnis der meisten Menschen übersteigen«.[7]

Und so kam es, dass die besonderen Umstände des amerikanischen Lebens in den zwei Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg verschleierten, dass die zivilgesellschaftliche Vorstellung von Freiheit verschwand. Als aber der Moment der Vorherrschaft an Bedeutung verlor – als sich die Starre des frühen Kalten Krieges lockerte, die Wirtschaft taumelte und die Autorität des Staates nachzulassen begann –, waren die Amerikaner schlecht dafür gerüstet, mit den Verwerfungen und der Entmachtung fertigzuwerden, denen sie sich gegenübersahen.


Das voluntaristische Versprechen


Abgesehen von der Prämie der amerikanischen Macht hatte das Versprechen der Vorherrschaft in den Nachkriegsjahrzehnten noch eine tiefere Quelle – in der Philosophie des Öffentlichen im zeitgenössischen Liberalismus. Dieser Liberalismus machte den Vorrang des Rechts vor dem Guten geltend; der Staat sollte gegenüber konkurrierenden Vorstellungen des guten Lebens neutral sein. Damit würde er die Menschen als freie und unabhängige Persönlichkeiten respektieren, die in der Lage seien, ihre eigenen Ziele zu wählen. Die voluntaristische Vorstellung von Freiheit, die diesen Liberalismus beflügelt, bietet eine befreiende Vision, das Versprechen einer Handlungsmacht, die scheinbar auch unter den Bedingungen konzentrierter Macht zu verwirklichen war.

Die Republikaner, inspiriert von der zivilgesellschaftlichen Vorstellung von Freiheit, hatten gegen »den Fluch der Größe« polemisiert, weil sie wegen der Lücke zwischen den Begriffen der politischen Gemeinschaft und der Größenordnung des Wirtschaftslebens besorgt waren. Angesichts moralischer und kultureller Differenzen hatten sie darum gekämpft, gemeinsame Zwecke und Ziele zu formen. Die voluntaristische Vorstellung von Freiheit schien keine solchen Anstrengungen zu verlangen. Wenn der Staat einen Rahmen von Gesetzen schaffen konnte, der gegenüber Zielen neutral war, dann konnten Bürger ihre eigenen Werte und Ziele verfolgen, soweit sie mit einer vergleichbaren Freiheit für andere übereinstimmten. In einer Zeit, in der die sozialen und wirtschaftlichen Tatsachen des modernen Lebens drohten, die republikanische Freiheit ins Reich der Nostalgie zu schicken, fanden die Amerikaner ihren Weg zu einer Freiheitsvorstellung, die – anders als die zivilgesellschaftliche Vorstellung – nicht von geteilter Macht abhing.

Wenn Freiheit von einem gegenüber Zielen neutralen rechtlichen Rahmen abhängt, in dem die Menschen ihrer eigenen Sicht des guten Lebens nachgehen können, bleibt zu fragen, welche Rechte ein solcher Rahmen erfordert. Verordnet die voluntaristische Freiheit nur Respekt für bürgerliche und politische Rechte wie Redefreiheit, Religionsfreiheit, das Recht auf Schwurgerichtsverfahren und Stimmrecht? Oder fordert sie bestimmte soziale und wirtschaftliche Rechte, etwa das Recht auf Bildung, Arbeit, Wohnung und Gesundheitsfürsorge? Von den 1940er bis zu den 1990er Jahren pflegten verschiedene Menschen je unterschiedliche Antworten auf diese Frage zu geben. Doch was immer ihre Ansichten zu Umfang und Inhalt individueller Rechte sein mochten – die meisten rechtfertigten ihre Argumente in Begriffen, die von der voluntaristischen Vorstellung der Freiheit geprägt waren.

Darin zeigte sich ein Wandel in den Begriffen der politischen Debatte. Während des 19. Jahrhunderts hatten die Amerikaner lange Zeit darüber gestritten, wie man den Bürgern die Tugenden anerziehen konnte, die sie zur Selbstverwaltung befähigen würden. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts debattierten die Amerikaner dagegen darüber, welche Rechte die Menschen in die Lage versetzen konnten, ihre eigenen Werte und Ziele zu wählen. Damals zeigte sich, dass die vom voluntaristischen Konzept der Freiheit definierte politische Agenda nicht in der Lage war, das Streben nach Selbstbestimmung aufzugreifen, und damit ihre Fähigkeit verlor, die Leute zu inspirieren. Zunächst aber vermittelte sie einem weitreichenden Projekt moralischer und politischer Verbesserungen Kraft und Sinn.

Die neue Philosophie des Öffentlichen fand ihren ersten dauerhaften Ausdruck vor Gericht. 1940 bestätigte der Supreme Court ein lokales Gesetz, das von Schulkindern verlangte, die Flagge zu grüßen – das betraf sogar die Zeugen Jehovas, die religiöse Einwände vorbrachten. Richter Felix Frankfurter berief sich auf die Bildungsmission der republikanischen Tradition. Die Verfassung hindere Schulbezirke nicht daran, bei jungen Bürgern »das verbindliche Band eines Gefühls der Zusammengehörigkeit« einzuüben, von dem Freiheit abhänge. Drei Jahre darauf änderte das Gericht den Kurs und schaffte einen verpflichtenden Flaggengruß ab. Jetzt berief es sich auf ein anderes Konzept von Freiheit: Freiheit hänge nicht davon ab, dass man Tugenden pflege, sondern davon, dass man gewisse Rechte aus der Reichweite von Mehrheiten nehme. Zudem könne der Staat seinen Bürgern keine spezielle Vorstellung vom guten Leben auferlegen: »Kein Beamter, ob hoch oder niedrig, kann vorschreiben, was in der Politik, im Nationalgefühl, in der Religion oder in anderen Meinungsangelegenheiten als verbindlich zu gelten hat.« Patriotismus sollte nun eine Frage der Wahl sein und nicht eingetrichtert werden – ein freiwilliger Akt von freien und unabhängigen Personen.[1]

Als nach dem Zweiten Weltkrieg der zivilgesellschaftliche Strang der ökonomischen Debatte durch liberale Annahmen ersetzt wurde, entwickelte sich im Verfassungsrecht ein ähnlicher Wandel. Von den 1940er Jahren an übernahm der Supreme Court seine inzwischen vertraute Rolle als Beschützer der Rechte des Einzelnen gegenüber staatlichen Übergriffen. Außerdem definierte er Rechte gemäß der Forderung, dass der Staat in Fragen des guten Lebens neutral zu sein habe. 1947 urteilte das Gericht erstmals, dass der Staat gegenüber der Religion neutral sein müsse. In anschließenden Jahrzehnten rechtfertigten die Richter diese Neutralität im Namen der voluntaristischen Konzeption von Freiheit: »Religiöse Überzeugungen, denen Respekt gebührt, sind das Ergebnis freier und vorsätzlicher Wahl des Gläubigen.«[2] Zur gleichen Zeit erweiterte das Gericht seinen Schutz der Redefreiheit, wobei es sich weniger auf deren Bedeutung für die Selbstbestimmung, sondern auf deren Bedeutung für den Ausdruck der Persönlichkeit stützte; es machte »die Wahl der Rede durch die Person zum entscheidenden, den Schutz begründenden Faktor«.[3] Und von den 1960er bis in die 1980er Jahre setzte das Gericht in einer Reihe von Urteilen im Namen von Autonomie und Entscheidungsfreiheit ein Recht auf Privatheit durch, das den Staat daran hindert, in Hinblick auf Verhütung und Abtreibung Moral gesetzlich festzulegen.

Die Version des Liberalismus, die den Vorrang des Rechts vor dem Guten behauptet, war nicht auf das Gebiet des Verfassungsrechts beschränkt. Sie spielte auch eine herausragende Rolle bei der Rechtfertigung des amerikanischen Wohlfahrtsstaates, wie er sich seit dem New Deal bis in die Gegenwart entwickelt hat. Es erschließt sich nicht auf den ersten Blick, wie dieser Liberalismus eine solche Rolle spielen konnte. Die Eingriffe des Wohlfahrtsstaates in die Marktwirtschaft dürften dem Versuch widersprechen, gegenüber Zielen neutral zu sein. Wollte man dafür plädieren, bestimmte Güter öffentlich bereitzustellen, würde das eine starke Ethik wechselseitiger Verpflichtung und geteilter Bürgerschaft erfordern – einen hochentwickelten Sinn für Solidarität und gemeinsame Ziele.[4] So berief sich der Wohlfahrtsstaat in Großbritannien nicht nur auf die sozialistischen Traditionen der Labour Party, sondern auch auf die präliberalen, kommunalen Traditionen des Konservativismus bei den Tories. Samuel H. Beer schrieb Mitte der 1960er Jahre über die britische Politik: »Alte Traditionen eines starken Staates, Paternalismus und die organische Gesellschaft haben das massive Wiedererstarken staatlicher Macht erleichtert, das in den letzten Jahrzehnten stattgefunden hat – oft unter konservativer Schirmherrschaft.«[5]

Im Gegensatz dazu beriefen sich die Befürworter des amerikanischen Wohlfahrtsstaates nicht auf eine Ethik zivilgesellschaftlicher oder kommunaler Verpflichtungen; sie bezogen sich stattdessen auf die voluntaristische Vorstellung von Freiheit. Als sie dafür plädierten, die sozialen und wirtschaftlichen Rechte zu erweitern, beriefen sie sich nicht darauf, ein tieferes Empfinden geteilter Bürgerschaft zu kultivieren, sondern darauf, dass damit die Fähigkeit des Einzelnen respektiert würde, die eigenen Werte und Ziele zu wählen.

Franklin Roosevelt sprach gelegentlich von einem erweiterten Sinn der nationalen Gemeinschaft. »Wir haben das alte Prinzip der lokalen Gemeinschaft auf unser nationales Leben erweitert«, verkündete er 1933. »Wir sagen, ›ist diese Praxis, ist diese Tradition etwas, was auf Kosten der vielen ausgeübt wird?‹ Und die vielen, das sind die Nachbarn. In einem nationalen Sinn sind die vielen, die Nachbarn, die Menschen der Vereinigten Staaten insgesamt.« Anlässlich einer Rede vor jungen Demokraten im Jahr 1935 ermahnte er sie, eine Ethik der Kooperation und des gegenseitigen Vorankommens anzunehmen. Einst seien die Amerikaner »dem Traum von der goldenen Leiter – jeder für sich – gefolgt«. Doch die neue Generation habe einen anderen Traum: »Ihr hofft, dass ihr auf einer breiten Autobahn vorankommt, auf der Tausende eurer Mitmenschen mit euch zusammen vorwärtskommen.«[6]

Doch Roosevelt achtete darauf, das Plädoyer für eine föderale Sozialpolitik nicht auf irgendeine Ethik der Gemeinsamkeit zu gründen. So wurde das Sozialversicherungsgesetz nicht als Wohlfahrtsprogramm vertreten, sondern mit Sorgfalt so gestaltet, dass es einem privaten Versicherungssystem glich, finanziert durch »Lohnsummen-Beiträge« statt durch allgemeine Steuereinnahmen. Als FDR später einräumte, dass die regressiven Lohnsummensteuern schlechte Ökonomie seien, betonte er, dass sie einem politischen Zweck dienten: »Diese Lohnsummen-Beiträge haben wir so ausgestaltet, dass sie den Beitragszahlern ein legales, moralisches und politisches Recht geben, ihre Pensionen und ihre Arbeitslosenunterstützung zu beziehen. Mit diesen Steuern als Bestandteil kann kein verdammter Politiker mein Programm der Sozialversicherung jemals ausrangieren.«[7]

In seiner letzten Rede zur Lage der Nation präsentierte Roosevelt 1944 das, was zur Agenda des Wohlfahrtsstaates wurde, der sich in den folgenden Jahrzehnten herausbilden sollte. Er bezeichnete es als »ökonomische Grundrechtscharta«. Als die industrielle Wirtschaft wuchs, hatte sich erwiesen, dass die in der Verfassung aufgezählten politischen Rechte nicht geeignet waren, die Freiheit zu gewährleisten. Zu den sozialen und wirtschaftlichen Rechten, die für die »wahre individuelle Freiheit« erforderlich seien, gehörten »das Recht auf einen nützlichen und einträglichen Job … das Recht, ausreichend zu verdienen, um angemessene Nahrung und Kleidung und Erholung bereitzustellen … das Recht jeder Familie auf eine anständige Wohnung, das Recht auf angemessene medizinische Versorgung … das Recht auf angemessenen Schutz vor den wirtschaftlichen Befürchtungen im Alter, vor Krankheit, Unfällen und Arbeitslosigkeit … das Recht auf gute Bildung.« Für Roosevelt ergab sich die Rechtfertigung dieser Rechte nicht aus starken Vorstellungen von Pflichten der Gemeinschaft, sondern aus dem Gedanken, dass »notleidende Menschen keine freien Menschen sind«. Für die Freiheit jeder Person, eigene Ziele zu wählen, waren bestimmte materielle Bedingungen die Voraussetzung.[8]

Von Harry Trumans »Fair Deal« bis zu Lyndon Johnsons »Great Society« entwickelte sich der amerikanische Wohlfahrtsstaat – manchmal unstet – ungefähr entlang der Linien, die FDR vor Augen gehabt hatte. Bundeshilfen für Bildung, Wohnungen für Menschen mit niedrigem Einkommen, Medicare, Medicaid, Lebensmittelmarken, berufliche Weiterbildung und Ausweitung der Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe brachten die Erfüllung der liberalen Reform ein gutes Stück voran. Die Begründung für diese Programme – wie auch die Gründe gegen sie – waren typischerweise (und konsistent mit Roosevelts Vorschlag) in Begriffe gefasst, die sich auf die Rechte des Einzelnen und die voluntaristische Konzeption von Freiheit bezogen.

Als Lyndon Johnson die Great Society begründete, verwendete er eine Reihe von Argumenten, die auch das Ideal einer nationalen Gemeinschaft einschlossen.[9] Er sprach davon, »in diesem Land ein stärkeres Gefühl der Einheit« zu formen, zu lernen, »unsere individuellen Unterschiede in das Gemeinwohl einfließen zu lassen«, die »vereinten Interessen [der Amerikaner] in einen vereinten Zweck und die vereinten Ziele zur Einheit der Great Society« zu verwandeln. In Bildern, die sich in den Reden der Demokraten eine ganze Generation lang wiederholen sollten, schilderte Johnson die Nation als »eine Familie«, die »sich in Zeiten großer Widrigkeiten um all ihre Mitglieder kümmert«, ihre Menschen seien »verbunden durch gemeinsame Bande von Zuversicht und Zuneigung«.[10]

Dass Johnson die nationale Gemeinschaft heraufbeschwor, könnte so aussehen, als würde er die nationalisierende Tradition der progressiven Reform übernehmen, was ihn vom Liberalismus der prozeduralen Republik abgrenzen würde. Wie Progressive von Herbert Croly bis hin zu FDR war Johnson nicht nur bestrebt, die Rolle der Bundesregierung zu erweitern, sondern auch das Gefühl nationaler Zugehörigkeit bei den Amerikanern zu vertiefen und so »die Nation stärker zur Nation werden zu lassen«.[11] Oberster Zweck der Politik sei, wie er erklärte, »unser Leben als Nation zu heben«, dazu »beizutragen, die Einheit des Volkes vollkommener zu machen«, die Amerikaner für »eine gemeinsame Unternehmung, eine Sache, die größer ist als sie selbst« zu begeistern. »Ohne das werden wir einfach zu einer Nation von Fremden werden.«[12]

Doch wenn man genauer hinsieht, hatte Johnsons politische Vision weniger mit der Bildungstradition, sondern eher mit der Version des Liberalismus gemeinsam, die von den 1960er Jahren an zunehmend die Begriffe des politischen Diskurses in Amerika bestimmte. Frühere Vertreter des Bildungsprojekts hatten sich darum bemüht, den Charakter der Bürger durch konkrete Verfahren und Institutionen zu formen – angefangen bei der gemeinsamen Schule bis zur Demokratie in der Industrie und andere wirtschaftliche Regelungen, von denen man glaubte, sie würden die Gewohnheiten der Selbstverwaltung fördern. Bei Johnson war der Aufruf zu nationaler Gemeinschaft dagegen eher abstrakt und mahnend. Johnson kann man zugutehalten, dass seine Ethik nationaler Gemeinschaft als Erklärung diente, warum Weiße den Schwarzen gleiche Rechte einräumen und Reiche eine Politik unterstützen sollten, die den Armen half.[13] Doch obwohl die Great Society versprach, eine Antwort auf »den Hunger nach Gemeinschaft« zu liefern, befasste sie sich vor allem damit, Überfluss und den fairen Zugang zum Überfluss zu fördern; sie bot wenig, was in Bürgern die Tugenden hätte ausbilden können, die sie zur Selbstverwaltung befähigen würden.[14]

Der eine Aspekt der Great Society, der die politische Ökonomie der Bürgergesellschaft aufgriff, war das Gemeinde-Aktionsprogramm des »Krieges gegen die Armut«. Dieses Programm sollte die zivilgesellschaftlichen Fähigkeiten der Armen steigern; dazu wurden sie ermutigt, sich an Anti-Armutsprogrammen auf lokaler Ebene zu beteiligen. Für Johnson war das Programm jedoch eine unbequeme Anomalie, und als Gruppen dieser Aktion mit demokratischen Bürgermeistern und anderen lokalen Beamten in Konflikt gerieten, ließ er es fallen.[15]

In Johnsons Vision nationaler Gemeinschaft lässt sich erkennen, wie das Bildungsprojekt der progressiven Tradition dem voluntaristischen Projekt des zeitgenössischen Liberalismus weicht. Die Tendenz zur prozeduralen Republik drückt sich unter anderem in der von Johnson bekräftigten Vorstellung der Bürgerschaft aus. Die Vervollkommnung der Einheit der Nation hieß für Johnson, den Amerikanern nahezulegen, die an Region, race, Religion oder Klasse gebundenen Identitäten beiseitezustellen oder sich darüber zu erheben. Der ideale amerikanische Bürger sollte als eine Art universeller Person denken und handeln, unbelastet von speziellen Identitäten und Bindungen. Johnsons Ideal war »ein Amerika, das kein Nord oder Süd, Ost oder West kennt«, »eine vereinte Nation, weder durch Klasse, Gegend oder Hautfarbe getrennt«. Als Beispiel für »die Politik der Einheit«, für die er eintrat, erinnerte Johnson an die Versammlung hoher Regierungsbeamter und Militärs im Weißen Haus während der Kubakrise. Am meisten hatte ihn beeindruckt, wie sie ihre Beratungen führten – ohne Bezug auf den speziellen Hintergrund oder die Gemeinschaften, aus denen sie stammten: »Es war nicht möglich, aus den Aussagen abzuleiten, welcher Religion oder Partei sie angehörten, und man konnte nicht einmal aus dem Akzent heraushören, woher sie kamen.«[16]

Selbst als er an das Ideal der nationalen Gemeinschaft appellierte, verteidigte Lyndon Johnson die Great Society im Namen der voluntaristischen Konzeption von Freiheit. Hier findet sich eine weitere Verknüpfung zum Liberalismus der prozeduralen Republik. Johnson bestritt die Behauptung, die Bundesregierung sei zu »einer zentralen Gefahr für die Freiheit des Einzelnen« geworden. »In Wahrheit wird der Einzelne keineswegs zerstört; eine Regierung in Bestform befreit ihn von den versklavenden Mächten seiner Umwelt.« Den Errungenschaften der demokratischen Reformen sei zu verdanken, dass »jeder Amerikaner mehr als je zuvor in der Menschheitsgeschichte seine eigenen Aktivitäten freier gestalten, seine eigenen Ziele setzen und mit seinem Leben machen kann, was er will«.[17]

Als Johnson 1964 die Nominierung durch seine Partei annahm, wiederholte er Roosevelts Argument, dass wirtschaftliche Unabhängigkeit eine Voraussetzung individueller Freiheit sei. »Wenn ein Mensch hungrig ist, wenn er keine Arbeit finden oder seine Kinder nicht ausbilden lassen kann, wenn er von der Not gebeugt ist – dann ist der Mensch nicht vollkommen frei.« Johnson verteidigte das Projekt der liberalen Reform, weil sie die Menschen in die Lage versetzte, ihre Ziele für sich zu wählen und zu verfolgen: »Mehr als 30 Jahre lang haben wir von der Sozialversicherung bis zum Krieg gegen die Armut unermüdlich daran gearbeitet, die menschliche Freiheit zu erweitern. Und so sind die Amerikaner heute freier, ihr Leben so zu leben, wie sie es möchten, ihre Zielsetzungen zu verfolgen, ihre Wünsche zu befriedigen … als zu jeder anderen Zeit unserer ruhmreichen Geschichte.«[18]

Die Vorstellung, dass der Staat die Rechte der Menschen achten sollte, ihre eigenen Werte und Ziele zu wählen, war nicht allein auf die Verteidiger des Wohlfahrtsstaates beschränkt. Sie wurde auch von Laisser-faire-Kritikern des Wohlfahrtsstaates heraufbeschworen – etwa von dem konservativen Republikaner Barry Goldwater und dem Ökonomen Milton Friedman. So bestimmte diese Idee die Begriffe der nationalen politischen Diskussion. Goldwaters Wahlkampf gegen Johnson im Jahr 1964 stellte einen der deutlichsten politischen Kontraste in neueren Präsidentschaftswahlen heraus. Doch trotz seiner Opposition gegen so liberale Anliegen wie den Krieg gegen die Armut, die progressive Einkommensteuer und sogar gegen die Sozialversicherung teilte Goldwater die voluntaristische Konzeption der Freiheit mit den Liberalen.[19]

»Die Entschlüsse, die er für sein eigenes Leben fasst, sind Entschlüsse, die er selbst fassen muss, sie können nicht von einem anderen Menschen oder einem Kollektiv für ihn getroffen werden«, schrieb Goldwater in seinem Manifest von 1960, Das Gewissen eines Konservativen. »Wenn der Konservative weniger bemüht ist als seine liberalen Brüder, den Wohlfahrtsstaat zu erweitern, so ist er das, weil er mehr besorgt ist als der Liberale, dass alle Menschen während ihres ganzen Lebens frei sein sollen, ihre Ersparnisse auszugeben, wann und wie sie es wünschen.« Die einzig legitime Funktion der Staatsmacht »ermöglicht den Menschen, ihr Leben in maximaler Freiheit zu führen«. Laut Goldwater waren diese Funktionen beispielsweise darauf beschränkt, die Ordnung aufrechtzuerhalten, Vorkehrungen für die Landesverteidigung zu treffen und private Eigentumsrechte durchzusetzen. Andere staatliche Tätigkeiten, etwa eine Besteuerung der Reichen, um den Armen zu helfen, liefen auf erzwungene Wohltätigkeit hinaus – eine Verletzung der Freiheit. »Wie kann ein Mensch in Wirklichkeit frei sein … wenn die Früchte seiner Arbeit nicht in seiner Verfügung sind, sondern in einem gemeinsamen Topf verschwinden, in dem der öffentliche Wohlstand gesammelt wird?« Diejenigen, die an Wohlfahrtsprogramme glaubten, sollten nach eigenem Ermessen privat zur Wohlfahrt beitragen und nicht das Geld solcher »Mitbürger [konfiszieren], die vielleicht ganz andere Vorstellungen über ihre sozialen Verpflichtungen haben«.[20]

Der Ökonom Milton Friedman bot eine wissenschaftliche Version der Positionen, die Goldwater vertrat. Doch anstatt den Begriff »konservativ« zu verwenden, bestand Friedman darauf, dass die Opposition gegen den Wohlfahrtsstaat im Namen der Freiheit dem Liberalismus in seinem klassischen Sinn des 19. Jahrhunderts treu bleiben solle. »Als einem Mann mit liberalen Ansichten fällt es mir schwer, eine Berechtigung der gestaffelten Besteuerung einzig aus dem Ziel der Einkommensverteilung abzuleiten«, schrieb Friedman. »Dies erscheint mir als Zwangsanwendung bei der Prozedur, den einen etwas zu nehmen, um den anderen etwas zu geben, und daher als dem Ideal der persönlichen Freiheit diametral entgegengesetzt.« Von Personen zu fordern, dass sie Beiträge zu ihrer eigenen Altersvorsorge an das System der Sozialversicherung leisten sollten, sei ebenfalls ein ungerechter Eingriff. »Wenn jemand es bewusst vorzieht, für den Augenblick zu leben und seine Mittel für seinen gegenwärtigen Zeitvertreib zu verwenden, dabei mit voller Absicht ein armseliges Alter in Kauf nehmend, woher nehmen wir dann das Recht, ihn daran zu hindern? Wir können mit ihm diskutieren, versuchen, ihn davon zu überzeugen – aber haben wir das Recht, ihn unter der Anwendung von Zwang daran zu hindern, das zu tun, was er tun möchte?«[21]

Aus ähnlichen Gründen war Friedman gegen eine weite Spanne politischer Maßnahmen, darunter Mietsubventionen, Mindestlohn, Nationalparks, Mautstraßen im Besitz und betrieben von der öffentlichen Hand und Gesetze, die Lizenzen für Ärzte, Apotheker und andere Berufsgruppen verlangen. Friedmans Kritik des Wohlfahrtsstaates, obschon extrem, hatte mit dessen Verfechtern die voluntaristische Vorstellung von Freiheit gemeinsam. Die Regierungsprogramme der jüngsten Jahrzehnte seien falsch, weil sie einigen die Werte anderer aufzwangen und nicht imstande waren, die Wünsche der Menschen zu respektieren, »ihr Leben nach ihren eigenen Wertvorstellungen einzurichten«.[22]


Das Selbstbild der Ära


Ihren umfassendsten philosophischen Ausdruck fand die Version des Liberalismus, die Amerikas politische und verfassungsrechtliche Debatte in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg bestimmte, in den 1970er Jahren – besonders in John Rawls’ Eine Theorie der Gerechtigkeit. Gegen die utilitaristischen Annahmen, welche weite Bereiche der angloamerikanischen Philosophie des 20. Jahrhunderts beherrschten, brachte Rawls vor, bestimmte Rechte des Einzelnen seien so wichtig, dass sie Vorrang vor Erwägungen zum Gemeinwohl oder zum Mehrheitswillen hätten. Somit seien »die auf der Gerechtigkeit beruhenden Rechte kein Gegenstand politischer Verhandlungen oder sozialer Interessenabwägungen«.[1]

Die Vorstellung, dass gewisse individuelle Rechte Vorrang vor utilitaristischen Erwägungen haben, ist natürlich nicht allein dem Liberalismus der prozeduralen Republik eigen. Rechte lassen sich aus vielen Gründen verteidigen, unter anderem damit, dass die Achtung vor gewissen Rechten eine Möglichkeit bietet, bürgerliche Tugenden zu pflegen oder bei den Bürgern gewisse wertvolle Praktiken, Überzeugungen oder Charaktereigenschaften zu fördern. So ließe sich das Recht auf Redefreiheit damit begründen, dass es politische Diskussionen und Beratungen ermöglicht, von denen Selbstverwaltung abhängt. Ähnlich könnte man die Religionsfreiheit damit begründen, dass religiöse Praktiken und Überzeugungen wichtige Merkmale des guten Lebens sind und damit besonderen Schutz verdient haben.

Doch Rawls vertrat Rechte nicht aus solchen Gründen. Im Gegenteil – er meinte, die Begründung von Rechten sollte nicht von irgendeiner speziellen Konzeption des guten Lebens abhängen. Laut Rawls versucht eine gerechte Gesellschaft nicht, Tugenden zu kultivieren oder bei ihren Bürgern irgendwelche Ziele durchzusetzen. Sie stellt vielmehr einen Rahmen von Rechten bereit, die Zielen gegenüber neutral sind. In diesem Rahmen können die Menschen ihre eigenen Vorstellungen vom Guten verfolgen, soweit diese mit einer vergleichbaren Freiheit für andere einhergehen. Das meint die Forderung, das Rechte müsse Vorrang vor dem Guten haben, und diese Forderung definiert den Liberalismus der prozeduralen Republik.[2]

Die voluntaristische Vorstellung von Freiheit ist eng mit der Forderung nach dem Vorrang des Rechten verbunden. Gerade weil wir freie, unabhängige Individuen und imstande sind, unsere Ziele selbst zu wählen, brauchen wir, wie Rawls erklärt, einen Rahmen von Rechten, der gegenüber Zielen neutral ist. Wenn der Staat anstrebt, die Tugend zu fördern oder den moralischen Charakter seiner Bürger zu formen, zwingt er manchen die Werte anderer auf – damit missachtet er unsere Fähigkeit, eigene Werte und Ziele zu wählen. Aus voluntaristischer Sicht sind das Recht auf Redefreiheit und Religionsfreiheit wichtig – nicht, weil die so geschützten Aktivitäten besonders wertvoll sind, sondern weil diese Rechte die Fähigkeit der Menschen respektieren, ihre Überzeugungen und Meinungen selbst zu wählen. Das stellt die befreiende Vision heraus, die begründet, warum der Staat gegenüber Zielen neutral sein sollte. »Das moralische Subjekt hat also seine Ziele selbst gewählt und strebt grundsätzlich nach Verhältnissen, die ihm die Entwicklung einer Lebensform ermöglichen, in der es seine Eigenart als freies und gleiches Vernunftwesen den Umständen entsprechend möglichst vollständig ausdrücken kann.« Da das Rechte Vorrang vor dem Guten hat, hat das Selbst Vorrang vor seinen Zielen. »Nicht unsere Ziele drücken in erster Linie unsere Natur aus«, vielmehr sind es die Rechte, die wir achten würden, wenn wir von unseren Zielen absähen. »Denn die Person ist vor ihren Zielen da; auch ein übergeordnetes Ziel muß aus vielen Möglichkeiten ausgewählt werden.«[3]

Wenn der Staat gegenüber Zielen neutral sein muss, um die Menschen als frei entscheidende, individuelle Persönlichkeiten – nicht von moralischen Bindungen beansprucht, die der Entscheidung vorausgehen – zu respektieren, stellt sich als Nächstes die Frage, welche Rechte das Ideal des neutralen Staates erfordert. Auch hier lief die philosophische Debatte der 1970er Jahre parallel zu der politischen Debatte über Rechte, die sich seit dem New Deal bis in die Great Society entwickelte. Manche, darunter auch Rawls, verteidigten den Wohlfahrtsstaat. Denn wenn ein Staat gegenüber Zielen neutral sein soll, bedeutet das, dass er nur solche sozialen und ökonomischen Ungleichheiten zulässt, die sich zum Vorteil der am wenigsten begünstigten Gesellschaftsmitglieder auswirken. Die Verteilung von Talenten und materiellen Voraussetzungen, die dazu führen, dass in der Marktwirtschaft manche erfolgreich sind und andere scheitern, sei »unter moralischen Gesichtspunkten willkürlich«. Wenn Menschen als frei und unabhängig respektiert werden sollen, ist eine Struktur von Rechten und Anrechten erforderlich, die einen Ausgleich für die Willkür des Schicksals schafft.[4]

Andere wie etwa Robert Nozick in Anarchie, Staat, Utopia wandten sich gegen den Wohlfahrtsstaat. Nozick, ein »Laisser-faire-Liberaler« in der Tradition von Barry Goldwater und Milton Friedman, meinte, die Achtung vor den Rechten laufe darauf hinaus, dass dem Staat keine Rolle bei der Verteilung von Einkommen und Vermögen eingeräumt werden dürfe. Die Verteilung sei dann gerecht, wenn sie – ungeachtet des Resultats – aus den freiwilligen Tauschakten hervorgehe, die in einer Marktgesellschaft stattfinden. »Jeder, wie er will, und jedem, wie die anderen wollen.« Trotz ihrer Differenzen zur Verteilungsgerechtigkeit stimmte Nozick mit Rawls darin überein, dass individuelle Rechte Vorrang vor utilitaristischen Erwägungen hätten und der Staat gegenüber Zielen neutral zu sein habe, um so die Fähigkeit der Menschen zu achten, ihre eigenen Werte und Ziele zu wählen und zu verfolgen.[5] Wie die politische Debatte, die sie zu philosophischer Klarheit brachten, nutzte auch ihre Debatte die Begriffe der voluntaristischen Konzeption von Freiheit.

Das der prozeduralen Republik zugrunde liegende liberale Selbstbild fand in der populären Psychologie und der Selbsthilfeliteratur der 1970er Jahre lebhafteren, aber weniger erbaulichen Ausdruck. Die von der voluntaristischen Konzeption der Freiheit versprochene Befreiung nahm hier ihre übertriebenste Form an. Laut Dr. Wayne Dyer, einem damaligen Bestsellerautor, beginnt die Straße zu Glücklichsein und Freiheit mit der Einsicht: »Sie sind das Produkt Ihrer Entscheidungen.« Die Herrschaft über das eigene Selbst ergebe sich daraus, dass man jedes Ziel und jede Bindung, jedes Gefühl und jeden Gedanken als Ergebnis einer Entscheidung betrachtet. »Ein bestimmtes Gefühl nicht mehr als allgemeine Lebenstatsache, sondern als freie Entscheidung anzusehen« – das sei »das A und O persönlicher Freiheit«. Mit dem Denken verhalte es sich ähnlich: »In Ihrer Macht steht es, alles zu denken, was Sie Ihrem Kopf aufzunehmen gestatten. Wenn Ihnen ›ganz plötzlich ein Gedanke kommt‹, … haben Sie es immer noch in der Hand, ihn wieder zu verjagen.« Moral und Religion seien – richtig verstanden – auch das Ergebnis einer Entscheidung. Organisierte Religion, ein Symptom für Bedürfnisse, die »nach Anerkennung und Bestätigung« suchen, bringe ein Verhalten hervor, »das Sie […] nicht frei wählen konnten«. Vorzuziehen sei »wahrhaftig eine Religion des Selbst, in der der einzelne sich in seinem Verhalten mehr durch sein Gewissen … leiten läßt«, ohne »irgendwelche fremden Vorschriften zu brauchen«.[6]

Nach der Theorie des zeitgenössischen Liberalismus sollte der Staat den Charakter seiner Bürger weder formen noch beurteilen. Laut Dr. Dyer sollten die Menschen genau diese urteilslose Einstellung sogar für ihre intimen Beziehungen übernehmen. Die Essenz der Liebe sei »die Fähigkeit und Bereitschaft, den Menschen, an denen uns gelegen ist, die Freiheit zu lassen, zu sein, was sie sein wollen«. Eine derartige Liebe schließe aus, der geliebten Person eigene »Werte aufzwingen zu wollen«. Unabhängige Persönlichkeiten dieser Art würden neue Texte für populäre Liebeslieder inspirieren. Statt zu singen »Can’t stop loving you« würden sie summen, »Ich kann aufhören, dich zu lieben, aber in diesem Augenblick möchte ich das nicht tun«.[7]

Ungeachtet ihrer urteilslosen Pose, bestehen Dr. Dyers unbelastete Persönlichkeiten dennoch darauf, dass die von ihnen geliebten Personen dem Ideal der Unabhängigkeit nacheifern. Sie »möchten, daß die, die sie lieben, unabhängig sind, ihre Entscheidungen selbständig treffen und ihr eigenes Leben leben.« Sie sehen »Unabhängigkeit in allen Beziehungen als der Abhängigkeit überlegen an. … Sie lassen sich in reifen Beziehungen weder auf Abhängigkeit ein, noch darauf, daß ein anderer von ihnen abhängig wird.«[8]

Wenn Karikaturen etwas verdeutlichen können, dann fasst Dyers Ideal der Persönlichkeit die versprochene Befreiung zusammen, von der die prozedurale Republik beseelt ist. Die glücklichen, gesunden Persönlichkeiten, die zu bewundern er uns einlädt, »sind auffallend unabhängig. … Ihre Beziehungen gründen sich stets auf das Recht jedes Partners, für sich selbst zu entscheiden.« Sie seien tolerant und urteilslos – davon ausgenommen alle, welche die von ihnen verachtete Abhängigkeit bekräftigen. »Sie stellen keine Solls für die anderen auf. Stattdessen gestehen sie jedem Menschen seine eigenen Wahlmöglichkeiten zu und sehen in den nichtigen Kleinigkeiten, die andere so nervös machen können, nichts weiter als die Folge fremder Entscheidungen.« Ihnen sei sehr bewusst, dass die Leute oft uneins über Werte sind, weshalb sie strittige Fragen rasch ausklammern und damit wenig Zeit auf moralische Debatten oder Auseinandersetzungen verschwenden würden: »Hitzige Debattierer und Wortfechter sind sie nicht; sie bringen ihre Ansichten vor, hören den anderen zu – finden sich mit der Vergeblichkeit aller Versuche ab, einen anderen davon überzeugen zu wollen, die Dinge so zu sehen wie man selbst. Sie bemerken bloß: ›Das geht schon in Ordnung; wir sind eben verschieden. Es besteht ja auch kein Grund, unbedingt einer Meinung zu sein.‹ Dabei lassen sie es bewenden, ohne das geringste Bedürfnis, aus einer Diskussion als Sieger hervorzugehen oder den Gegner um jeden Preis von der Unrichtigkeit seines Standpunktes zu überzeugen.«[9]

Unbelastet durch moralische Bindungen, die sie nicht selbst gewählt haben, kennen Dyers ideale Persönlichkeiten keine Solidarität: »Ihre Werte sind nicht lokal begrenzt. Sie identifizieren sich nicht mit der Familie, der Nachbarschaft, der Stadt, der Region oder dem Land, sondern sehen sich als Glieder der Menschheit. In ihren Augen ist ein arbeitsloser Österreicher nicht besser oder schlechter als ein arbeitsloser Bewohner Kaliforniens. Ihr Patriotismus reicht nicht bis an eine ganz bestimmte Grenze; sie betrachten sich vielmehr als zur Menschheit als Ganzem gehörig.«[10]

Wer nach Dr. Dyers Rezepten lebt, kann mehr erreichen als Gesundheit und Glück, nämlich völlige Kontrolle seines Lebens.[11] Besagte Kontrolle ist jedoch weit von der republikanischen Freiheit entfernt, in der Selbstbestimmung verwirklicht wird; sie hat vor allem mit persönlichen Beziehungen oder Konsumaktivitäten zu tun – sich gegen mürrische Kaufhausangestellte zur Wehr setzen, ein Steak zurückgeben, ohne sich von ruppigen Kellnern einschüchtern zu lassen und so weiter. Darin liegt das Pathos des voluntaristischen Projekts, wie es sich von den 1970er Jahren an entfaltet hat. Denn auch als die Amerikaner sich nach Kontrolle über ihr privates Leben sehnten, wurde das durch die voluntaristische Vision beeinflusste öffentliche Leben von der Furcht heimgesucht, dass die Aussicht auf kollektive Kontrolle davonglitt.


Der Herrschaftsverlust


Die Version des Liberalismus, die den Vorrang des Rechten über das Gute behauptet, war im Amerika der 1970er Jahre zur vorherrschenden Philosophie des Öffentlichen geworden. Die Vorstellung, dass der Staat gegenüber konkurrierenden Konzepten des guten Lebens neutral zu sein habe, um die Rechte der Menschen zu achten, ihre eigenen Werte und Ziele zu wählen, zeigte sich vor allem im politischen Diskurs und im Verfassungsrecht. Das Bild der Person als freier und unabhängiger Persönlichkeit, unbelastet durch moralische oder politische Bindungen, die sie nicht gewählt hat, kam in Politik, Ökonomie, Rechtswesen, Philosophie und der weiter gefassten öffentlichen Kultur zum Ausdruck. Ältere republikanische Begriffe von Bürgerschaft und Freiheit verschwanden nicht völlig, bildeten nun aber einen weniger wichtigen Strang der öffentlichen Debatten in Amerika.

Doch ungeachtet ihrer Vision der Befreiung, war die Philosophie des Öffentlichen im zeitgenössischen Liberalismus unfähig, die versprochene Freiheit zu sichern. Der Triumph des voluntaristischen Konzepts von Freiheit ging mit einem wachsenden Gefühl der Entmachtung einher. Obwohl Rechte und Ansprüche zunahmen und obwohl die politische Ökonomie von Wachstum und Verteilungsgerechtigkeit vieles erreichte, befanden die Amerikaner frustriert, dass sie die Kontrolle über die Kräfte verloren, die ihr Leben lenkten. Im Inland wie im Ausland ging die Kontrolle über das Geschehen verloren, und der Staat schien keine Mittel zu finden, darauf zu reagieren. Zugleich zersetzten die Umstände des modernen Lebens jene Formen von Gemeinschaft – Familien und Nachbarschaften, Städte und Gemeinden, zivile, ethnische und religiöse Gemeinschaften –, die den Menschen ihren Platz in der Welt zuweisen und eine Quelle der Identität und der Zugehörigkeit bereitstellen.

Diese beiden Befürchtungen – die Selbstbestimmung zu verlieren und die Gemeinschaft erodieren zu sehen – definierten die Ängste der Ära. Es waren Ängste, die von der herrschenden politischen Agenda mit ihren geschwächten zivilgesellschaftlichen Ressourcen nicht beantwortet oder auch nur angesprochen werden konnten. Dieses Versagen befeuerte die Unzufriedenheit, von der die amerikanische Politik vom Ende der 1960er Jahre bis heute geplagt wird. Die politischen Gestalten, die es schafften, die unzufriedene Stimmung zu erschließen, erreichten das, indem sie über die Begriffe des zeitgenössischen Liberalismus hinausgingen; manche wollten mit einer Wiedererweckung republikanischer Themen darauf reagieren.

Die Geschichte markiert ihre Momente selten genau; die Linien, die sie in der Zeit umrandet, sind oft verschwommen und schwer auszumachen. Doch das Jahr 1968 bildete eine Ausnahme – damals verfiel Amerikas Phase der Herrschaft. Theodore White begann seine Chronik der turbulenten Politik dieses Jahres mit einer Schilderung der verglasten Wandkarten und ratternden Fernschreiber im National Military Command Center des Pentagon, wo die US-Streitkräfte überwachen, wie es um die Bereitschaft der amerikanischen Truppen und Waffen in aller Welt steht. »Hier befand sich, verehrt wie ein Mythos, im Januar 1968 das sichtbare Symbol des amerikanischen Glaubens: Dass niemand der Macht der Vereinigten Staaten Einhalt gebieten kann, dass die Werkzeuge der amerikanischen Regierung nichts als den Willen zum Handeln brauchen, und dann ist es erledigt.« White schreibt: »1968 sollte dieser Glaube zerschmettert werden – der Mythos amerikanischer Macht zerbrochen, das Vertrauen des amerikanischen Volkes in seine Regierung, seine Institutionen, Führungsstärke erschüttert wie nie seit 1860.«[1]

Der erste Vorfall bei der Zerstörung des Glaubens ereignete sich Ende Januar, als Berichte von einer kommunistischen Offensive in Vietnam über die Fernschreiber der Kommandozentrale liefen. Am Tag des vietnamesischen Neujahrsfestes (Tet) starteten Truppen des Vietcong einen verblüffenden Angriff auf Saigon und andere südvietnamesische Hochburgen und drangen sogar in die vermeintlich uneinnehmbare amerikanische Botschaft ein. In den Abendnachrichten dieses Tages sahen die Amerikaner, denen ihre Regierung lange versichert hatte, dass die USA den Krieg gewinnen würden, die schockierende Szene von Vietcong-Truppen in der US-Botschaft. Am nächsten Tag wurden sie Zeuge einer grausamen Szene, als ein südvietnamesischer Offizier einem Vietcong-Gefangenen in den Kopf schoss – ein Bild, das schließlich zum Symbol für die Brutalität des Krieges wurde.[2]

Obwohl die Tet-Offensive in einer verlustreichen Niederlage der kommunistischen Truppen endete, wirkte sie sich verheerend auf das Vertrauen der Amerikaner in Lyndon Johnsons Kriegführung aus. In den Wochen nach Tet wuchs die Abneigung gegen den Krieg, Johnsons Beliebtheitswerte stürzten ab und selbst der bedächtige CBS-Nachrichtensprecher Walter Cronkite rief nach Deeskalation. Die Politiksaison von 1968 entwickelte sich inzwischen zu einer Reihe irritierender und letztlich gewalttätiger Ereignisse. Bei den Vorwahlen in New Hampshire hätte der gegen den Krieg eingestellte Senator Eugene McCarthy, der den Präsidenten der eigenen Partei herausforderte, beinahe gegen Lyndon Johnson gesiegt. Wie Umfragen zeigten, kamen die Stimmen für McCarthy nicht nur von Gegnern des Krieges, sondern auch von Liberal Hawks, die wegen Johnsons Morast desillusioniert waren. Johnson, dessen Präsidentschaft nicht nur durch den Krieg angeschlagen war, sondern auch durch die daraus folgenden Unruhen im eigenen Land, schockierte das Land Ende März, als er seinen Rückzug aus dem Wahlkampf ankündigte.[3]

Vier Tage darauf wurde in Memphis Martin Luther King Jr. ermordet. In städtischen Ghettos des ganzen Landes brachen Unruhen aus; 43 Menschen starben und mehr als 20000 wurden verhaftet. Im folgenden Monat, in der Nacht seines Sieges bei den kalifornischen Vorwahlen, wurde Robert Kennedy in Los Angeles ermordet. Vizepräsident Hubert Humphrey machte weiter und gewann im August die Nominierung der Demokraten, doch gewalttätige Zusammenstöße zwischen Polizei und Anti-Kriegs-Demonstranten vor der Convention Hall in Chicago bestimmten die Situation. Im November wurde Richard Nixon, der an Amerikas Wunsch nach »Ruhe und Ordnung« appellierte, zum Präsidenten gewählt.[4]

Die unzufriedene und desillusionierte Stimmung, die sich 1968 über die amerikanische Politik senkte, hatte sich über mehrere Jahre hinweg aufgebaut. Die Unruhen in den Innenstädten, Proteste an den Universitäten und die Anti-Kriegs-Demonstrationen Mitte der 1960er Jahre zeigten die Auflösungserscheinungen des Glaubens an bestehende Regelungen an. Zusammen mit den Ängsten, die sie hervorriefen, förderten diese Proteste und Störungen zunehmend den Eindruck, dass die Ereignisse außer Kontrolle gerieten und der Regierung die moralische oder politische Autorität fehlte, um darauf zu reagieren. 1968 breitete sich die Desillusionierung über Ghettos und Unis hinaus auf eine breitere amerikanische Öffentlichkeit aus. Das in früheren Jahrzehnten so bestimmende, berauschende Gefühl der Herrschaft wich der Überzeugung, dass »die Ereignisse im Sattel sitzen und die Menschheit reiten«.[5] Die Amerikaner begannen, sich weniger als Handelnde, sondern eher als Werkzeuge größerer Mächte zu verstehen, die sich ihrem Verständnis und ihrer Kontrolle widersetzten. James Reston schrieb: »Washington ist inzwischen das Symbol der Hilflosigkeit von heute. … Die Hauptkrise liegt nicht in Vietnam oder den Städten, sondern in dem Gefühl, dass das politische System, das sich damit befassen müsste, zusammengebrochen ist.«[6]

Die folgenden Jahrzehnte zerstreuten dieses Gefühl der Hilflosigkeit nicht. Die Ereignisse der 1970er und 1980er Jahre – zu Hause und im Ausland – vertieften die Befürchtungen der Amerikaner, dass sie als Einzelne wie als Kollektiv die Kontrolle über die Mächte verloren, die ihr Leben bestimmten. Der Watergate-Einbruch und dessen Aufdeckung, Nixons Rücktritt angesichts der Gefahr eines Impeachment, der Fall von Saigon, wo Amerikaner und Südvietnamesen verzweifelt danach schrien, an Bord der wenigen Helikopter zu gelangen, die Inflation der 1970er Jahre, der OPEC-Ölschock, die anschließende Erdölknappheit und die Warteschlangen an den Tankstellen, die Geiselnahme in Iran und die gescheiterte Rettungsaktion, die Ermordung von 241 amerikanischen Marines in ihren Quartieren in Beirut durch Terroristen, die Stagnation der Mittelklasse-Einkommen, das klaffende Budgetdefizit des Bundes und die andauernde Unfähigkeit der Regierung, mit Kriminalität, Drogen und dem Verfall der Städte fertigzuwerden: All das ließ den Glauben der Amerikaner weiter schwinden, dass sie die Herren ihres Schicksals seien.

Das Vertrauen der Amerikaner in den Staat wurde von diesen Ereignissen verheerend getroffen.[7] 1964 glaubten 76 Prozent der Amerikaner, sie könnten der Regierung in Washington zutrauen, dass sie meistens das Richtige tut; drei Jahrzehnte später waren es nur noch 20 Prozent.[8] 1964 dachten knapp weniger als die Hälfte der Amerikaner, die Regierung verschwende einen Haufen Geld des Steuerzahlers; in den 1990er Jahren dachten vier von fünf so. Von drei Amerikanern glaubte 1964 weniger als einer, der Staat werde stärker durch einzelne große Interessengruppen gesteuert als zum Nutzen aller Menschen; in den 1990er Jahren meinten drei Viertel der Amerikaner, der Staat werde von wenigen zu ihren eigenen Gunsten gelenkt.[9] Als John Kennedy zum Präsidenten gewählt wurde, glaubten die Amerikaner mehrheitlich, dass Beamte sich darum kümmerten, was die Bevölkerung dachte – drei Jahrzehnte später hatten die meisten diesen Glauben verloren.[10]


Tastende Versuche, die Unzufriedenheit aufzugreifen


Als die Unzufriedenheit mit der Regierung zunahm, begannen Politiker tastend, Frustration und Unzufriedenheit anzusprechen, die von der herrschenden politischen Agenda nicht erfasst wurden. Diejenigen, die diese unzufriedene Stimmung nutzten, unterschieden sich in ihrer Politik so stark wie George Wallace und Robert Kennedy oder Jimmy Carter und Ronald Reagan. Doch ungeachtet aller Unterschiede, hatten diejenigen Erfolg, die sich auf Themen außerhalb der Begriffe des zeitgenössischen Liberalismus bezogen und den Verlust von Selbstbestimmung und Gemeinschaft ansprachen.

Die Politik des Protests: George C. Wallace


Unter denen, die sich der Politik des Protests bedienten, ragt George Wallace heraus, der hitzige Südstaaten-Populist, der 1963 als Gouverneur von Alabama »Rassentrennung jetzt, Rassentrennung morgen, Rassentrennung für immer« proklamierte und schwor, »in der Schultür zu stehen«, um die Aufhebung der rassistischen Trennung an der University of Alabama zu verhindern.[1] Er trat 1968 als Präsidentschaftskandidat einer dritten Partei an, und bei den Vorwahlen der Demokraten 1972 drückte Wallace die Ressentiments der Wähler aus der weißen Arbeiterklasse aus, die sich durch Kriminalität und Unruhen besorgt, durch erzwungene Gemeinschaftsbusse zur Integration öffentlicher Schulen zum Opfer gemacht, durch studentischen Protest verärgert und durch permissive Gerichte sowie arrogante Bürokraten der Bundesregierung entmachtet fühlten. Er spreche, wie er sagte, für den »Durchschnittsbürger auf der Straße, diesen Mann in der Textilfabrik, diesen Mann in der Stahlfabrik, diesen Friseur, die Kosmetikerin, die Polizisten auf Streife«.[2]

Abgesehen von dem nicht zu leugnenden rassistischen Element in Wallaces Anziehungskraft fand sich darin ein breiterer Protest gegen die Machtlosigkeit, die viele Amerikaner gegenüber einer fernen Bundesregierung empfanden – sie regelte ihr Leben, schien aber keine Mittel zu finden, um den sozialen Tumulten und der Gesetzlosigkeit Einhalt zu gebieten, die sie am meisten störten.[3] Wallace nutzte die Tatsache, dass keine der großen Parteien dieses Gefühl der Entmachtung aufgriff. Er beklagte, dass zwischen den Demokraten und den Republikanern »nicht für ein paar Cent Unterschied« bestehe; diese würden eher auf »irgendeinen eierköpfigen Pseudo-Intellektuellen hören, der nicht mal sein Fahrrad richtig abstellen kann«, als auf normale Bürger. »Sie haben zu lange hochnäsig auf den Durchschnittsbürger hinuntergeschaut … sie sagen ›Wir müssen eine Richtlinie verfassen, wir müssen euch sagen, wann ihr morgens aufstehen sollt, wir müssen euch sagen, wann ihr am Abend zu Bett gehen sollt.‹ Und wir sagen beiden Parteien des Landes, dass die normalen Leute in Tennessee und Alabama und Kalifornien keinen brauchen, der ihnen eine Richtlinie vorgibt, wann sie aufzustehen haben.«[4]

Obwohl er gegen die Macht der Bundesregierung wetterte, war Wallace kein Laisser-faire-Konservativer. Er sprach sich für eine Steuerreform aus und unterstützte Anhebungen bei Sozialversicherung, Arbeitslosengeld und Mindestlohn. Wie frühere Populisten protestierte er gegen die Konzentration von Reichtum und wirtschaftlicher Macht: »Wir haben es satt und sind es leid, dass der Durchschnittsbürger zu Tode besteuert wird, während diese Multimillionäre wie die Rockefellers und die Fords und Mellons und Carnegies damit durchkommen, keine Steuern zu zahlen.«[5]

Wallace bot unverblümte Abhilfe für soziale Unruhen an. Professoren, die zur Revolution aufriefen, und Studenten, die Geld für Kommunisten sammelten, sollten »irgendwo in ein gutes Gefängnis« geworfen werden. Aufsässigen politischen Protestierern könne man »einen schönen Knick im Schädel« verpassen. Was den »Anarchisten« anging, der versucht hatte, den Wagen des Präsidenten anzuhalten, versprach Wallace: »Wenn ich Präsident bin und irgendein Demonstrant legt sich vor mein Auto, dann wird das das letzte Auto gewesen sein, vor dem er sich hingelegt hat.«[6]

Neben dem harten Durchgreifen gegen Dissidenten schlug Wallace auch vor, die Macht der Bundesregierung zurückzufahren – diese sei, wie er behauptete, von einer Elite dominiert, die die Werte der normalen Amerikaner verachtete: »Ich habe es satt und bin es leid, dass manche Professoren und Prediger und ein paar Richter und Zeitungsherausgeber mehr über mein Alltagsleben zu bestimmen haben … als ich selbst.« Er würde die Washingtoner Bürokraten vorladen und »ihnen ihre Aktentaschen wegnehmen und sie in den Potomac River werfen«. Der »Beatnik-Mob in Washington« habe »nicht nur die lokalen Regierungen, sondern auch das Schulsystem unseres Landes fast zerstört« und damit »eine Gegenbewegung gegen den Großstaat« in Gang gesetzt. Wallace versprach, den Trend zu föderaler Macht umzukehren: »Wir werden euch, dem Volk der Staaten, wieder das Recht zurückgeben, eure heimatlichen Institutionen zu kontrollieren.«[7]

Wallaces Kandidatur zeigte die düstere Seite der Politik der Machtlosigkeit auf, aber seine Erfolge bei Wahlen machten die Mainstream-Politiker auf eine wachsende Unzufriedenheit aufmerksam, die zu ignorieren sie sich schlecht leisten konnten.[8] Als Kandidat einer Drittpartei bekam Wallace 1968 annähernd zehn Millionen Stimmen und gewann in fünf Staaten. Ehe er während des Wahlkampfs für die Vorwahlen der Demokraten 1972 erschossen wurde, bekam er mehr Wählerstimmen als jeder andere Demokrat – er gewann fünf Vorwahlen und landete bei fünf weiteren auf dem zweiten Platz.[9] Obwohl Wallace in Hinblick auf plausible Lösungen wenig zu bieten hatte, war er einer der Ersten, die die Unzufriedenheit nutzten. Dieses Gefühl entwickelte sich bei einer wachsenden Zahl von Amerikanern, die glaubten, die bekannten Debatten zwischen Demokraten und Republikanern, Liberalen und Konservativen würden die Themen nicht aufgreifen, die am wichtigsten waren. Die herrschende politische Agenda, die immer noch durch den New Deal und die Great Society geprägt war, handelte größtenteils von konkurrierenden Vorstellungen über individuelle Rechte und unterschiedliche Möglichkeiten, die Beziehung zwischen Wohlfahrtsstaat und Marktwirtschaft zu regeln. Sie hatte denjenigen wenig zu sagen, die befürchteten, die Kontrolle über ihr Leben an riesige unpersönliche Machtstrukturen zu verlieren, während das moralische Geflecht von Nachbarschaft und Gemeinschaft um sie herum in Auflösung begriffen war.

Staatsbürgerliches Engagement: Robert F. Kennedy


Von allen Präsidentschaftskandidaten der letzten Jahrzehnte, die versuchten, die sich aufbauenden Frustrationen auszusprechen, von denen die amerikanische Politik heimgesucht wurde, war Robert F. Kennedy derjenige, der die stringentesten politischen Visionen anbot. Die von ihm vorgelegte Alternative bezog sich auf die republikanische Tradition der Politik, die der zeitgenössische Liberalismus weitgehend in den Hintergrund gedrängt hatte. Als Justizminister unter seinem Bruder John F. Kennedy und später als US-Senator für New York identifizierte Robert Kennedy sich stark mit der Version des Liberalismus, der in den 1960er Jahren die Begriffe des politischen Diskurses vorgab. In seinen letzten Lebensjahren wurde er jedoch zum energischen Kritiker der Annahmen, die dem amerikanischen Wohlfahrtsstaat zugrunde lagen.[10]

Kennedy stellte fest, dass die Bundesregierung um die Mitte der 1960er Jahre die Agenda der liberalen Reform weitgehend umgesetzt hatte: »Das Erbe des New Deal ist erfüllt. Es gibt kein Problem, für das nicht ein Programm existiert. Es gibt kein Problem, für das nicht Geld ausgegeben wird. Es gibt kein Problem, das nicht von Dutzenden, Hunderten oder Tausenden Bürokraten ernsthaft bearbeitet wird.«[11] Doch obwohl das liberale Projekt erfolgreich war, und vielleicht zum Teil deswegen, fanden die Amerikaner sich als Opfer großer, unpersönlicher Mächte außerhalb ihrer Kontrolle wieder. Kennedy verband diesen Verlust der Handlungsmacht mit der Erosion der Selbstverwaltung und des Gemeinsinns, der sie trägt.

Kennedy strebte an, den Verlust der Handlungsmacht dadurch zu beseitigen, dass er die politische Macht dezentralisierte. Das stand für eine Abkehr vom Liberalismus seiner Zeit. Von den 1930er bis in die 1960er Jahre hatten Liberale eine größere Macht der Bundesregierung als Werkzeug der Freiheit angesehen.[12] Die Konzentration der Macht bei der nationalen Regierung und die Ausweitung individueller Rechte und Ansprüche waren Hand in Hand erfolgt. Liberale verteidigten den Machtzuwachs für den Bund als wesentlichen Faktor bei der Sicherung der grundlegenden Rechte von Bürgern – einschließlich der staatsbürgerlichen und bestimmter wirtschaftlicher Rechte – gegen Eingriffe durch lokale Mehrheiten. Denn sonst könnten, wie sie vorbrachten, lokale Regierungen Menschen ihre Rechte entziehen, etwa indem sie die Trennung aufgrund von race einführten oder Wohlfahrtsleistungen aus illegitimen Gründen verweigerten. Leute wie Wallace, der gegen die Aufhebung der rassistischen Trennung war, oder Goldwater, der sich gegen soziale und wirtschaftliche Leistungsansprüche aussprach, riefen oft nach Rechten für Bundesstaaten und lokale Kontrolle, um so einer Politik des Bundes entgegenzuwirken, die ihnen missfiel.

Robert Kennedy begründete die Dezentralisierung anders. Er trat für Bürgerrechte und Bundesmittel zur Hilfe für Arme ein. Seine Besorgnis wegen der Macht des Bundes betraf deswegen nicht die Ziele, denen diese Macht diente. Vielmehr spiegelte sie die Einsicht wider, dass auch ein verwirklichter Wohlfahrtsstaat den Teil der Freiheit nicht sichern kann, der mit einer Teilhabe an Selbstverwaltung verknüpft ist. Er kann die zivilgesellschaftlichen Fähigkeiten und gemeinschaftlichen Ressourcen nicht bereitstellen – und vielleicht sogar schwächen –, die zur Selbstbestimmung erforderlich sind. In der sich aufbauenden Unzufriedenheit im öffentlichen Leben Amerikas erkannte Kennedy, dass die liberale Politik nicht imstande war, sich der zivilgesellschaftlichen Dimension der Freiheit anzunehmen.

In Worten, die an Brandeis’ Angriff auf »den Fluch der Größe« erinnerten, kritisierte Kennedy die Konzentration von Macht sowohl in der modernen Gesellschaft als auch im bürokratischen Staat. »Als der Drang nach Größe [und] Konzentration … in der Vergangenheit nie erträumte Höhen erreicht hat«, erläuterte er einem Publikum im ländlichen Minnesota, »haben wir plötzlich bemerkt, welch hohen Preis wir bezahlt haben … beim Wachstum von Organisationen – speziell des Staates –, die so groß und mächtig sind, dass individuelle Anstrengung und Bedeutung verloren scheinen; und mit dem Verlust der Werte von … Gemeinschaft und lokaler Vielfalt, die in den kleineren Orten und ländlichen Gebieten Amerikas ihren Nährboden gefunden haben. … Größe, Verlust der Gemeinschaft, eine Gesellschaft und Organisationen, die weit über menschliche Maßstäbe hinaus gewachsen sind – das sind die bedrückenden Sünden des 20. Jahrhunderts, die unsere Handlungsfähigkeit zu lähmen drohen. … Deshalb ist für uns die Zeit gekommen … Größe und Überkonzentration zu bekämpfen und stattdessen danach zu streben, die Maschinerie des Staates, der Technologie und der Wirtschaft vollständig unter die Kontrolle unserer Bürger zu bringen.«[13]

Eine Politik in besser steuerbaren Proportionen war nicht nur ein Idyll für das ländliche Amerika. Sie bildete auch die Grundlage für Kennedys Ansatz angesichts der Krise der Städte. Hinter der Misere der Städte Amerikas, erklärte er einem Unterkomitee des Senats, stehe »die Zerstörung eines Gefühls von Gemeinschaft und auch der Gemeinschaft selbst, des Dialogs zwischen den Menschen, der tausend unsichtbaren Stränge gemeinsamer Erfahrungen und Zwecke, der Zuneigung und des Respekts, die Menschen mit ihren Mitmenschen verbinden. All das drückt sich in Worten wie Gemeinde, Nachbarschaft, Bürgerstolz und Freundschaft aus.«[14]

In den letzten Jahrzehnten haben Demokraten, die das Ideal der Gemeinschaft heraufbeschworen – von Lyndon Johnson bis Walter Mondale und Mario Cuomo – typischerweise an die Gemeinschaft der Nation appelliert.[15] Doch Robert Kennedy hatte Zweifel, ob die Nation ein ausreichendes Mittel für die Art von Gemeinschaft war, die für Selbstbestimmung erforderlich ist: »Nationen oder Großstädte sind zu riesig, als dass sie die Werte der Gemeinschaft liefern könnten. Gemeinschaft verlangt einen Ort, an dem Kinder spielen und Erwachsene zusammen arbeiten können und sich in die Vergnügungen und Pflichten des Ortes einfügen können, an dem sie leben.« In der modernen Welt verschwänden solche Gemeinschaften allmählich und ließen ihre Bewohner entwurzelt und ohnmächtig zurück. »Die Welt jenseits des eigenen Viertels ist unpersönlicher und abstrakter geworden« und liege außerhalb der Kontrolle des Einzelnen: »Städte mit ihrer sich überschlagenden Ausbreitung löschen Nachbarschaften und Bezirke aus. Wohneinheiten mehren sich, doch es gibt keinen Platz, an dem die Leute spazieren gehen könnten, wo Frauen und ihre Kinder zu gemeinsamen Tätigkeiten zusammenkommen können. Die Arbeitsstelle ist weit entfernt und nur durch finstere Tunnels oder über unpersönliche Highways zu erreichen. Ärzte, Anwälte und Staatsbeamte sitzen oft andernorts und sind kaum bekannt. An viel zu vielen Orten – in angenehmen Vororten wie auch in den Straßen der Städte – ist die Wohnung ein Ort zum Schlafen, Essen und Fernsehen, doch die Gemeinde ist nicht dort, wo wir leben. Wir leben an vielen Orten und damit nirgendwo.«[16]

Kennedy schilderte, wie Kriminalität und Arbeitslosigkeit das Leben im städtischen Ghetto plagen, und hob so deren zivilgesellschaftliche Konsequenzen hervor. Abgesehen von der physischen Gefahr, die sie darstellte, lag die Tragödie der Kriminalität darin, dass sie die öffentlichen Orte zerstörte – etwa Nachbarschaften und Gemeinden, die für eine Selbstverwaltung wesentlich sind: »Die wirkliche Gefahr der Kriminalität liegt in dem, was sie uns und unseren Gemeinden antut. Keine hinter verriegelten Türen verborgene Nation ist frei, denn sie ist in der eigenen Furcht gefangen. Keine Nation, deren Bürger Angst haben, durch die eigenen Straßen zu gehen, ist gesund, denn in der Isolation liegt die Vergiftung der öffentlichen Teilhabe.« Ebenso liege das Problem der Arbeitslosigkeit nicht einfach darin, dass den Arbeitslosen ein Einkommen fehle, sondern dass sie nicht am gemeinsamen Leben der Bürgerschaft teilhaben könnten: »Arbeitslosigkeit heißt, dass man nichts zu tun hat – was bedeutet, dass man nichts mit uns anderen zu tun hat. Ohne Arbeit zu sein, ohne für die Mitbürger nützlich zu sein, bedeutet, dass man in Wahrheit der Unsichtbare ist, von dem Ralph Ellison schrieb.«[17]

Viele Liberale dieser Zeit stützten sich auf die voluntaristische Version der Freiheit und meinten, die Lösung für Armut liege in der Sozialhilfe, idealerweise in Form eines garantierten Mindesteinkommens, das an keine Bedingungen geknüpft war und kein Urteil über das Leben fällte, das die Empfänger führten. Wenn man die Menschen als freie und unabhängige Personen respektiere, die imstande seien, ihre eigenen Ziele zu wählen, so hieß das, dass man jeder Person zu Recht ein gewisses Maß an wirtschaftlicher Sicherheit bieten müsse. Kennedy war anderer Ansicht. Anders als viele Liberale stützte er seine Inspiration nicht auf die voluntaristische Vorstellung von Freiheit. Seine Hauptsorge betraf die zivilgesellschaftliche Dimension der Freiheit, die Fähigkeit, an der Selbstverwaltung teilzuhaben. Deshalb verwarf er Sozialhilfe und ein garantiertes Einkommen als unangemessen.

Auch wenn Sozialhilfe Armut vielleicht lindern könne, statte sie die Menschen nicht mit den moralischen und zivilgesellschaftlichen Fähigkeiten aus, sich umfassend an der Bürgerschaft zu beteiligen. Sozialhilfe sei möglicherweise »unser größter innenpolitischer Fehler«, meinte Kennedy, weil sie »Millionen unserer Bürger zu Sklaven von Abhängigkeit und Armut [macht], die auf die Gunst ihrer Mitbürger hoffen, ihnen Schecks auszustellen. Kameradschaft, Gemeinschaft, geteilter Patriotismus – die wesentlichen Werte unserer Zivilisation gehen nicht daraus hervor, dass wir gemeinsam Waren kaufen und konsumieren. Sie ergeben sich aus einem gemeinsamen Sinn für individuelle Unabhängigkeit und persönliche Anstrengung.« Die Lösung für Armut bestehe nicht in einem vom Staat bezahlten Grundeinkommen, sondern in »würdiger Beschäftigung mit anständiger Bezahlung, der Art von Arbeit, die es einem erlaubt, seiner Gemeinschaft, seiner Familie, seinem Land und – das ist das Wichtigste – zu sich selbst zu sagen ›ich habe dazu beigetragen, dieses Land aufzubauen. Ich nehme an seinen großen öffentlichen Unternehmungen teil‹«. Was immer ein garantiertes Einkommen Gutes bewirken möge, »es kann einfach nicht das Gefühl der Eigenständigkeit liefern, das Gefühl, am Gemeinschaftsleben teilzunehmen, das für Bürger einer Demokratie wesentlich ist.«[18]

Kennedys Vorschlag, Jobs in die Innenstädte zu bringen, spiegelte sein weiter gespanntes Ziel, wieder eine politische Ökonomie der Bürgergesellschaft zu schaffen. Statt einer von Washington geleiteten staatlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahme schlug Kennedy Steuersenkungen des Bundes für Branchen vor, die Fabriken an verarmten Standorten einrichteten, eine Idee, die man jüngst als »Gewerbegebiete« wiederbelebt hat. Doch Kennedy schlug nicht vor, sich allein auf Marktkräfte zu verlassen. Selbst wenn steuerliche Anreize Unternehmen von außerhalb erfolgreich dazu bringen würden, im Ghetto zu investieren, würde das kaum dazu beitragen, den Bewohnern die Kontrolle über ihre Gemeinden zu geben. Deshalb schlug er vor, gemeindliche Entwicklungsgesellschaften zu schaffen – diese von den Gemeinden betriebenen Einrichtungen sollten die Entwicklung in Einklang mit lokalen Bedürfnissen leiten. Solche Firmen könnten den Bau von billigen Wohnungen, Kliniken, Parks und sogar Einkaufszentren und Kinos finanzieren und auch Berufsausbildung organisieren, so dass einheimische Arbeiter den Bau ausführen könnten. Das Programm verfolgte zivilgesellschaftliche wie auch wirtschaftliche Ziele – sie sollten dazu beitragen, »dass das Ghetto zur Gemeinschaft wird, zur funktionierenden Einheit, deren Menschen zusammen an Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse arbeiten und die über die Kraft und die Ressourcen verfügen, die eigenen Lebensbedingungen zu beeinflussen.«[19]

In einem der ersten großen an diesen Leitlinien orientierten Experimente holte Kennedy Unterstützung von Regierung, Unternehmen und Stiftungen ein, um eine Firma zur Gemeindeentwicklung für das Bedford-Stuyvesant-Viertel in Brooklyn – dem zweitgrößten schwarzen Ghetto des Landes – zu gründen. Kennedy sah in Bedford-Stuyvesant mehr als ein Projekt der Wirtschaftsentwicklung, sondern »ein Experiment in Politik, ein Experiment in Selbstverwaltung. Tatsächlich ist es vor allem eine Chance, den Menschen des Viertels die Regierung zurückzubringen.« Kennedy erinnerte an Jeffersons Vorschlag, den Gemeinsinn wiederzubeleben, indem man das Land in kleine politische Distrikte oder »Wards« aufteilte, in denen Amerikaner sich der örtlichen Angelegenheiten annehmen und die Gewohnheiten und Fähigkeiten der Bürgerschaft erlernen konnten. Firmen für Gemeindeentwicklung und andere Gemeindekörperschaften konnten – ausreichende Verantwortlichkeiten und Unterstützung vorausgesetzt – eine Möglichkeit darstellen, Jeffersons republikanische Vision in moderne Zeiten zu übertragen und »die wachsende Akkumulation von Macht und Autorität bei der Zentralregierung in Washington [umzukehren] und diese Entscheidungsmacht an das amerikanische Volk in den eigenen lokalen Gemeinschaften [zurückzugeben]«.[20]

Unter den wichtigen Politikern seiner Zeit diagnostizierte allein Robert Kennedy, dass die Entmachtung, die dem öffentlichen Leben Amerikas zusetzte, ein Symptom für die Aushöhlung zivilgesellschaftlicher Praktiken und Ideale war. Zum Teil deswegen fand Kennedys Kandidatur bei zwei Gruppen Anklang – Weißen und Schwarzen –, die nach seinem Tod oft miteinander stritten. Bei den Vorwahlen in Indiana gewann er beispielsweise 86 Prozent der Stimmen von Schwarzen; außerdem siegte er in den sieben Bezirken, die George Wallace 1964 am meisten unterstützt hatten. Einst dargestellt als »letzter liberaler Politiker, der mit der weißen Arbeiterklasse Amerikas kommunizieren konnte«, war Kennedy auf jeden Fall der einzige Kandidat des Protests – von Wallace über Reagan bis Jesse Jackson –, der »imstande war, die beiden Pole der Machtlosigkeit gleichzeitig anzusprechen«.[21]

In den folgenden Jahrzehnten gewannen Jimmy Carter und Ronald Reagan die Präsidentschaft, weil sie die Frustrationen ansprachen, die die Amerikaner gegenüber der Regierung und den Politikern empfanden. Beide bestritten ihre Wahlkämpfe als Außenseiter im Establishment Washingtons, die Amerikas Zuversicht und Stolz wiederherstellen würden. Am Ende änderten die Amtszeiten beider nur wenig an den Bedingungen, die der von ihnen im Wahlkampf genutzten Unzufriedenheit zugrunde lagen. Ihre unterschiedlichen Versuche, diese Unzufriedenheit zu analysieren, werfen dennoch ein Licht auf die politischen Bedingungen, mit denen wir nach wie vor konfrontiert sind.

Moralismus und Management-Orientierung: Jimmy Carter


Carter führte seinen Wahlkampf im Kielwasser von Watergate und Gerald Fords Begnadigung für Richard Nixon als Außenseiter im Washingtoner Establishment, der Amerikas Glauben an den Staat wiederherstellen würde. Die Amerikaner hätten das Vertrauen zu ihrer Regierung verloren, meinte Carter, weil diese verlogen und ineffizient gewesen sei. Dagegen bot er zwei Mittel an – eines moralischer Natur, das andere managementbezogen. Das erste hob Ehrlichkeit und Offenheit hervor, das zweite Effizienz und Kompetenz.[22] Carters Appell an die Moral fand ihren Ausdruck in seinem bekannten Versprechen, das amerikanische Volk niemals zu belügen. Doch die von Carter versprochene Ehrlichkeit und Offenheit hatten nicht nur mit persönlicher Integrität zu tun. Sie sollten auch die Distanz zwischen dem Volk und seiner Regierung verringern, eine Distanz, die von den Amerikanern zunehmend als entmachtend empfunden wurde.

In dieser Hinsicht ging Carters Vision von der republikanischen Tradition aus und spiegelte die Philosophie des Öffentlichen dieser Zeit wider. Wie die republikanische Tradition lehrte, war ein gewisser Abstand zwischen dem Volk und seiner Regierung unvermeidlich, ja sogar erwünscht – vorausgesetzt, die Distanz wurde durch vermittelnde Institutionen überbrückt, welche die Menschen zusammenbrachten und sie in die Lage versetzten, an der Selbstverwaltung teilzuhaben. Diese Erkenntnis hatte das Bildungsprojekt von Jeffersons Ward-System bis zu Robert Kennedys Unternehmungen für Gemeindeentwicklung angeregt. Carters Politik bezog sich nicht auf diese Tradition. Anstatt die Distanz zu überbrücken und zu organisieren, schlug Carter vor, sie zu schließen. Sein Ruf nach Ehrlichkeit und Offenheit stand für diesen weiter gefassten Ehrgeiz – den Abstand zwischen Regierung und den Regierten zusammenbrechen zu lassen und sich einer Art Transparenz oder Unmittelbarkeit zwischen dem Präsidentenamt und dem Volk anzunähern.

Dieses Streben artikulierte Carter in mehrfacher Weise. Er wollte »die Geheimhaltung aufheben«, »die zwischen unserem Volk und unserer Regierung bestehende Mauer einreißen«, um eine Nation zu haben, die »ehrlich, sensibel und offen« war. Selbst »die kleinste Lüge, die kleinste irreführende Äußerung«, die er als Präsident begehen würde, konnten sich verheerend auswirken. Er wollte danach streben, solche Überschreitungen zu vermeiden und sich dazu selbst direkt an das Volk »binden«: »Ich möchte niemals, dass zwischen mir und dem Durchschnittsbürger dieses Landes so eine machtvolle, große politische Vermittlungsinstanz aus hohen Tieren steht. Wir müssen miteinander verschmolzen werden.«[23]

Der zweite Gesichtspunkt von Carters Programm führte die Desillusionierung gegenüber dem Staat auf dessen Ineffizienz zurück: »Inzwischen haben wir in Washington ein aufgeblähtes bürokratisches Durcheinander. Es braucht einen Außenseiter, das zu korrigieren.« Carter versprach, die Regierung effizienter, ökonomischer und besser steuerbar zu machen: »Wir müssen einer drastischen und gründlichen Revision der Bundesbürokratie absoluten Vorrang geben, ebenso ihrem Abrechnungssystem und den Verfahren, mit denen die Effektivität ihrer vielen verschiedenen Dienste beständig überprüft wird. Wir müssen ein straffes Management und Planungsmethoden wie im Geschäftsleben einführen und aufrechterhalten und dazu die volle Autorität und das persönliche Engagement des Präsidenten nutzen.«[24] Bald schon machten sich Kritiker über Carter lustig, der seinem technokratischen Versprechen allzu getreulich nachgehe, wenn er die Berechnungen des Bundeshaushalts überprüfe und Anfragen zum Tennisplatz des Weißen Hauses persönlich durchging.[25] Die größeren Schwierigkeiten lagen jedoch anderswo.

Moralismus und Managerialismus hatten ungeachtet ihrer Differenzen im Tonfall einen Fehler gemeinsam: Beide griffen die Zwecke und Ziele nicht auf, denen der Staat dienen sollte. Carters Programm der Ehrlichkeit und der Effizienz, das mit der Philosophie des Öffentlichen in der prozeduralen Republik in Einklang stand, klammerte alle substanziell moralischen oder politischen Ziele aus oder sah von ihnen ab. Carters Moralismus und Managerialismus waren mehr als nur technokratischer Dünkel – sie hatten den politischen Vorteil, ideologischen Kontroversen auszuweichen. Carter betonte wiederholt den unideologischen Charakter seiner Politik: »Ich glaube nicht an verschwenderischen Umgang mit Geld. Ich glaube an straffes, kompetentes Management. … Außerdem glaube ich daran, dass Dienstleistungen für Menschen, die diese Leistungen benötigen, auf effiziente, ökonomische und einfühlsame Art erbracht werden sollen. Das ist weder liberal noch konservativ. Das ist einfach gutes Regieren.«[26]

Einige warfen Carter vor, er führe eine »leidenschaftslose Präsidentschaft«.[27] Doch das eigentliche Problem bestand darin, dass er – seinem Wahlkampf getreu – eine Präsidentschaft ohne Ziel führte. Ehrlichkeit und Offenheit mögen ja bewundernswert sein, aber sie sind keine Ziele, sondern Wege, um Ziele zu verfolgen; an sich stellen sie keine Vision für das Regieren dar. Mangels eines substanziellen staatlichen Zwecks war Carters Präsidentschaft umso anfälliger für Ereignisse im In- und Ausland, die Amerikas Gefühl der Entmachtung vertieften.

Das erste solcher Ereignisse entwickelte sich allmählich, als steigende Verbraucherpreise eine längere Periode mit zweistelliger Inflationsrate mit sich brachten – es war erst die zweite nach dem Zweiten Weltkrieg. Zum Teil aufgrund höherer Energiepreise stieg die jährliche Inflationsrate ständig – von 7 Prozent im Mai 1978 auf 14,8 Prozent im März 1980.[28] Die zunehmende Inflation ließ die Kaufkraft schrumpfen, doch außerdem nagte sie weiter am Vertrauen der Amerikaner, Herren ihres Schicksals zu sein. Die zivilgesellschaftlichen Folgen der Inflation wurden nirgends besser dargestellt als im Wirtschaftsbericht des Präsidenten, der im Januar 1979 veröffentlicht wurde. »Es gehört zu den wichtigsten Aufgaben einer demokratischen Regierung, Bedingungen aufrechtzuerhalten, in denen ihre Bürger das Gefühl haben, sie hätten ihr eigenes Schicksal in der Hand«, konstatierte der Bericht. Während einer Inflation sähen die Menschen frustriert zu, wie der Wert ihres Gehalts oder ihrer Pension dahinschmilzt – »durch einen Prozess, der außerhalb ihrer Kontrolle liegt«. In den besten Zeiten für die Zukunft zu planen sei schon schwer genug. Doch »wenn der Wert der Messlatte, mit der wir planen – die Kaufkraft des Dollar – in großem und unvorhersehbarem Ausmaß schrumpft, entgleitet uns ein weiteres Element der Herrschaft über die eigene Zukunft. Es verwundert kaum, dass das Vertrauen in die Regierung wie in gesellschaftliche Institutionen schwindet.«[29]

Der Eindruck, dass die Dinge außer Kontrolle gerieten, wurde verstärkt durch die Ölpreiskrise von 1979 nach dem Sturz des Schahs von Persien und heftigen Preiserhöhungen durch andere Ölproduzenten des Nahen Ostens. Der Preis für Rohöl, das 1973 auf dem Weltmarkt für 3,41 Dollar pro Barrel gehandelt worden war, stieg 1978 auf 14,54 Dollar und erreichte 1980 30 Dollar pro Barrel.[30] Die Ölpreiskrise trug nicht nur zur Inflation in den USA bei, sondern machte den Amerikanern auch unmissverständlich klar, wie abhängig ihr Lebensstil von billiger Energie war, die von Ländern geliefert wurde, über die sie wenig Kontrolle hatten. Die Frustration ob dieser Umstände steigerte sich zur Panik, als Benzinknappheit im Frühjahr und Sommer 1979 zu langen Warteschlangen und Rationierungsmaßnahmen an Tankstellen im ganzen Land führte.

Präsident Carter war bewusst, dass die Benzinverknappung die Wut und die Desillusionierung der amerikanischen Wählerschaft verstärkte, und so schrieb er eine geplante Rede zur Energiekrise um, in der er die umfassendere Vertrauenskrise im öffentlichen Leben Amerikas ansprach. »Das schwindende Vertrauen in die Zukunft droht das soziale Gewebe Amerikas zu zerstören«, verkündete er. Die Menschen verlören den Glauben »nicht nur an die Regierung selbst, sondern an ihre Fähigkeit als Bürger, als ultimative Herrscher und Gestalter unserer Demokratie zu dienen.« Was konnte getan werden, um diesen Umstand zu ändern? Carters Antwort bestand vor allem aus Ermahnungen: »Wir müssen einfach aneinander glauben, an unsere Fähigkeit glauben, uns selbst zu regieren, und an die Zukunft dieser Nation glauben. Die wichtigste Aufgabe, der wir jetzt gegenüberstehen, ist die Wiederbelebung dieses Glaubens und dieses Vertrauens auf Amerika.«[31]

Carters Rede wurde als »Malaise«-Rede bekannt (obwohl er diesen Begriff nie verwendet hat), und viele kritisierten ihn dafür, weil er seine Probleme auf die ängstliche Stimmung der Amerikaner schob. Doch letztlich war die Rede eine überzeugende Feststellung der Unzufriedenheit, die sich über ein Jahrzehnt hinweg aufgebaut hatte. Ihre Schwäche lag nicht darin, dass die Schuld auf andere geschoben wurde, sondern darin, dass sie der amerikanischen Politik keine Richtung bot, mit der man die zutreffend beschriebene Unzufriedenheit vielleicht aufgreifen konnte.

Einige Monate später wurden die Warteschlangen an den Tankstellen kürzer, doch der Abbau von Zuversicht und die Auflösung von Carters Präsidentschaft gingen weiter. Als Gipfel der Demütigung für Carters glücklose Amtsführung nahm ein Mob von Demonstranten in Iran 53 Amerikaner der US-Botschaft in Teheran als Geiseln. Walter Cronkite fing an, die allabendlichen CBS-Nachrichten mit der Aufzählung der Tage zu beschließen, an denen die Geiseln festgehalten wurden – eine Zählung, die bis ans Ende von Carters Amtszeit andauerte –, und ABC führte dem Publikum das demütigende Schauspiel mit einer täglichen Reportage vor, die zum Langzeitprogramm »Nightline« wurde. Die Geiselkrise und die Rettungsmission, die in der Wüste scheiterte, schienen erneut zu bestätigen, dass eine an die Vorherrschaft gewöhnte Nation die Kontrolle über ihr Schicksal verloren hatte.[32]

Libertärer Konservatismus vs. Kommunaler Konservatismus: Ronald Reagan


Ronald Reagan wurde wegen des Versprechens gewählt, die Vorherrschaft Amerikas wiederherzustellen. Seine nicht durch die Einengungen der prozeduralen Republik beschränkten Reden standen in Einklang mit den Idealen von Selbstverwaltung und Gemeinschaft. Zusammen mit den heilsamen Auswirkungen wirtschaftlicher Erholung schien sein Appell an Stolz und Entschlossenheit der Amerikaner den Trend zur ständig wachsenden Desillusionierung gegenüber der Regierung umzukehren. Doch am Ende trug seine Präsidentschaft wenig dazu bei, die der Unzufriedenheit zugrunde liegenden Voraussetzungen zu ändern. Die von ihm vorangetriebene Politik wurde nicht mit den Besonderheiten des modernen Lebens fertig, von denen die Aussicht auf Handlungsmacht und das Gemeinschaftsgefüge am meisten bedroht wurden. Der in Reagans schwammigen Wahlkampfspots verkündete »Morgen in Amerika« von 1984 erwies sich als falsche Morgendämmerung, und gegen Ende der 1980er Jahre stieg die Frustration der Amerikaner über ihre politischen Verhältnisse wieder an.[33]

Obwohl es Reagan letztlich nicht gelang, die von ihm genutzte Unzufriedenheit beizulegen, ist es lehrreich, sich die Quelle seiner Anziehungskraft anzusehen und die Art zu betrachten, in der sie sich von den herrschenden Begriffen des politischen Diskurses entfernte. Reagan war es gelungen, zwei widerstreitende Stränge des amerikanischen Konservatismus in einer Stimme zu vereinen. Der libertäre oder Laisser-faire-Konservatismus von Barry Goldwater und Milton Friedman einerseits hält daran fest, dass die Menschen frei sein sollten, das zu tun, was ihnen gefällt, solange sie keinem anderen schaden. Dieser Konservatismus feiert den freien Markt und redet davon, den Staat aus dem Leben der Menschen fernzuhalten. Er verwirft die Vorstellung, der Staat solle den Charakter seiner Bürger bilden, und passt damit gut zu den Annahmen der prozeduralen Republik. Dieser Konservatismus ist nicht bestrebt, Tugend zu kultivieren, sondern bekräftigt die voluntaristische Vorstellung von Freiheit. Mit seiner libertären Stimme erklärte Reagan das einmal so: »Wir glauben, dass die Freiheit daran gemessen werden kann, wie frei Amerikaner ihre eigenen Entscheidungen treffen – und sogar ihre eigenen Fehler machen können.«[34]

Der zweite Strang von Reagans Konservatismus passte nur schlecht zum ersten und wies über die Begriffe der prozeduralen Republik hinaus. Dieser Teil seiner Politik beschwor eine zivilgesellschaftliche oder gemeinschaftliche Ethik, die von Kulturkonservativen und der religiösen Rechten bevorzugt wurde. Wo libertäre Konservative das Bildungsprojekt ablehnen, glauben kommunal gesinnte Konservative, der Staat solle den Charakter seiner Bürger pflegen. Die einen streben nach einer größeren Rolle des Marktes im öffentlichen Leben, die anderen nach einer größeren Rolle für die Moral.

In der schrillen Stimme von Jerry Falwell und seiner »moralischen Mehrheit« fand der kommunal gesinnte Konservatismus der Reagan-Ära seinen deutlichsten Ausdruck. Falwell wetterte gegen den grassierenden Verfall der Moral im Leben Amerikas, den er mit Feminismus, Abtreibung, Homosexualität, Pornographie, sexueller Freizügigkeit, säkularem Humanismus, Rockmusik und dem fehlenden Gebet in öffentlichen Schulen verband. »Die Hoffnung, die Verfallstendenzen in unserer Republik umzukehren, liegt nun in der christlichen Öffentlichkeit Amerikas«, verkündete Falwell. »Von den Liberalen können wir keine Hilfe erwarten.« »Es trifft zwar zu, dass wir keine Theokratie sind«, räumte Falwell ein, »doch wir sind dennoch eine Nation, die auf christlichen Grundsätzen begründet wurde. … Die Fragen von Sünde und sündigem Leben, die unsere Nation heutzutage zerstören, müssen wir definieren und aussprechen.« Auf die Frage, ob ein solches Programm zu »Zensur oder einer Art von christlichem Nazismus« führen würde, gab Falwell die unangenehme Antwort, »wir können einer unmoralischen Minderheit unserer Bevölkerung nicht erlauben, uns in moralischen Fragen einzuschüchtern. Leute, die der Moral gegenüber eine schwache Haltung einnehmen, haben zwangsläufig eine schwache Moral.«[35]

In den Schriften des Kolumnisten George F. Will fand der kommunale Konservatismus einen gefälligeren Ausdruck. Er meinte, »Staatskunst ist Überzeugungsarbeit« und kritisierte Liberale wie Konservative gleichermaßen, weil sie davon ausgingen, dass der Staat bei moralischen Fragen neutral sein müsse. »So, wie jede Bildung moralische Erziehung ist, weil Lernen Führung verlangt, ist ein großer Teil der Gesetzgebung moralische Gesetzgebung, weil sie das Handeln und Denken der Nation im Ganzen und wichtige Sphären des Lebens konditioniert.« Anders als Falwell, der Amerikas Heil in einer Wiedergeburt christlicher Moral suchte, war Will bestrebt, bürgerliche Tugend zu fördern, die »Dispositionen, Gewohnheiten und Sitten«, auf denen ein freier Staat beruhe. Mit Tugend meinte er »gute Bürgerschaft, deren wichtigste Bestandteile Mäßigung, soziale Kompetenz und der Wille sind, private Wünsche für öffentliche Ziele zu opfern«. Gegen den Laisser-faire-Konservatismus seiner Zeit strebte Will danach, den Bildungsanspruch der republikanischen Tradition für eine konservative Politik wiederzubeleben.[36]

In ihrer Feindseligkeit gegenüber dem Staat seien die Konservativen mit den Liberalen übereingekommen, dass politische Institutionen bestrebt sein sollten, »gegenüber dem ›inneren Leben‹ – dem Charakter – der Bürgerschaft gleichgültig oder neutral zu sein«. So würden beispielsweise viele Liberale das Abtreibungsrecht mit der Behauptung rechtfertigen, der Staat müsse bei moralischen Fragen neutral sein, während viele Konservative die Laisser-faire-Politik mit der Behauptung rechtfertigen, der Staat müsse gegenüber den Ergebnissen der Marktwirtschaft neutral sein. Das sei falsch, meinte Will, denn es sei weder möglich noch wünschenswert, dass der Staat bei moralischen Fragen neutral ist. Der Versuch, dem Bildungsaspekt der Politik auszuweichen, habe den politischen Diskurs verarmen lassen, den sozialen Zusammenhalt ausgehöhlt und das Missfallen der Amerikaner an der Regierung gesteigert. »Unser Gefühl für Bürgerschaft«, stellte Will fest, »ist fadenscheinig geworden.« Konservative täten besser daran, behauptete er, wenn sie aufhörten, den Staat zu verachten, und eine Version des Wohlfahrtsstaates formulierten, der konservative Werte begrüße und wahrscheinlich die Charaktereigenschaften stärke, von denen gute Bürgerschaft abhängt.[37]

Reagan stützte sich in unterschiedlichen Stimmungen und Momenten sowohl auf den libertären als auch auf den kommunalen Strang des amerikanischen Konservativismus. Wie Goldwater sah er den Wohlfahrtsstaat als Verletzung der persönlichen Freiheit und verwarf die Vorstellung, Sozialhilfe sei ein Recht oder ein Anspruch der Bedürftigen. Doch ungeachtet seines Geredes von persönlicher Freiheit und Marktlösungen, war es der kommunale Strang von Reagans Politik, der ihn befähigte, die Unzufriedenen dieser Zeit anzusprechen. Der Teil seiner politischen Anziehungskraft, der den meisten Anklang fand, lag in seiner geschickten Beschwörung kommunaler Werte – Familie und Nachbarschaft, Religion und Patriotismus. Was Reagan von Laisser-faire-Konservativen abhob, grenzte ihn auch von der liberalen Philosophie des Öffentlichen jener Zeit ab. Darin lag seine Fähigkeit, sich mit der Sehnsucht der Amerikaner nach einem Gemeinschaftsleben höherer Bedeutung zu identifizieren – in einem kleineren, weniger unpersönlichen Maßstab, als ihn die prozedurale Republik bietet.

Reagan sprach den Verlust der Vorherrschaft und die Aushöhlung der Gemeinschaft an. Als er 1976 gegen den Amtsinhaber Gerald Ford antrat, kritisierte Reagan diejenigen »in der Hauptstadt unserer Nation, [die] uns glauben machen wollen, wir seien unfähig, unser eigenes Schicksal zu lenken«. In seinem Wahlkampf 1980 ging es vor allem um Herrschaft, darum, dem Gefühl der Machtlosigkeit entgegenzutreten, das Carters Präsidentschaft belastete. »In Amerika herrscht die Ansicht vor, dass niemand die Kontrolle hat«, stellten Reagans Meinungsforscher fest. »Das Weiße Haus vermittelt vor allem den Eindruck, dass keiner die Kontrolle haben kann.« Reagans Wahlkampf sollte »möglichst deutlich die Botschaft vermitteln, dass Reagan für Führung und Kontrolle steht«.[38]

Als Reagan 1980 die Nominierung durch seine Partei annahm, prangerte er die Ansicht an, »dass unsere Nation ihren Zenit überschritten hat«. Er verwarf die Vorstellung, dass »die Bundesregierung so groß und mächtig geworden ist, dass sie sich außerhalb der Kontrolle jedes Präsidenten befindet«. Und er verlieh seiner Sorge Ausdruck, dass die zentrale Frage amerikanischer Außenpolitik »nicht mehr ›Sollten wir etwas tun?‹ [lautete], sondern ›Sind wir in der Lage, überhaupt etwas zu tun?‹« In einer Welt, die die Handlungsfähigkeit und Kontrolle der Menschen herauszufordern schien, versprach Reagan, den amerikanischen Geist wieder aufleben zu lassen, »unseren nationalen Willen und Zweck« wieder zu bekräftigen, »unser Schicksal wieder zurückzuerobern und es selbst in die Hand zu nehmen«.[39]

Reagan verknüpfte das Gefühl der Entmachtung mit der Aushöhlung der Gemeinschaft und dem Zerfall der Quellen moralischer Autorität und gemeinsamer Identität, die zwischen dem Einzelnen und der Nation vermittelten. In seinem Wahlkampf um die Nominierung durch die Republikaner rief Reagan 1976 nach »einem Ende des Gigantismus, nach einer Rückkehr zum menschlichen Maßstab – zu dem Maßstab, den Menschen verstehen und bewältigen können; dem Maßstab der örtlichen Jagdbruderschaft, der Kirchengemeinde, des Nachbarschaftsvereins, des Landwirtschaftsbüros«. In Begriffen, die an Brandeis erinnerten, pries Reagan die »Fabrik im Besitz von Ortsansässigen, den kleinen Geschäftsmann, der persönlich mit seinen Kunden verhandelt und hinter seinem Produkt steht, die Kooperativen von Bauern und Verbrauchern, die Stadt- oder Stadtviertelbank, die in die Gemeinde investiert, das Gewerkschaftslokal. … Aus dieser Aktivität in einem kleinen, menschlichen Maßstab geht das Geflecht der Gemeinschaft hervor.«[40]

Reagans republikanische Wahlplattform von 1980 vertiefte dieses Thema. Darin wurde versprochen, »jene vitalen Gemeinschaften wie Familie, Nachbarschaft [und] Arbeitsplatz wieder stärker zu betonen«, die »zwischen der Regierung und dem Individuum« liegen, sowie »die Wiedergeburt bürgerlicher Aktivität in Nachbarschaften und Städten im ganzen Land« zu fördern. Während seiner Präsidentschaft sprach Reagan wiederholt davon, »die Werte von Familie, Arbeit, Nachbarschaft und Religion« wieder aufzurichten. Als er 1984 seine Kandidatur für eine Wiederwahl ankündigte, erklärte er: »Amerika ist zurück und steht aufrecht. Wir haben damit begonnen, die großen Werte Amerikas wieder aufzurichten – die Würde der Arbeit, die Wärme der Familie, die Stärke der Nachbarschaft.«[41]

Reagan warf dem starken Staat vor, die Bürger zu entmachten und die Gemeinschaft zu untergraben: »Unsere Bürger haben das Gefühl, die Kontrolle verloren zu haben – selbst über die Entscheidungen auf der untersten Ebene, wo es um die wesentlichen staatlichen Dienstleistungen geht, etwa um Schulen, Fürsorge, Straßen und sogar Müllabfuhr. Und sie haben recht.« Er behauptete auch, die große Politik trage zu Kriminalität und moralischem Verfall bei, indem sie Einrichtungen der Zivilgesellschaft verdränge, die in der Vergangenheit »den Charakter unseres Volkes geformt haben«. Er zitierte Kommentatoren, die die Notwendigkeit solcher Vermittlungsinstanzen betonten, und meinte, die Regierung habe »diesen vermittelnden [sic] Institutionen wie Familie, Nachbarschaft, Kirche und Schule vorgegriffen – Organisationen, die als Puffer wie auch als Brücke zwischen dem Einzelnen und der nackten Staatsmacht wirken«.[42]

Reagans Lösung bestand in einem »Neuen Föderalismus«, der die Macht von der Bundesregierung zu Staaten und Regionen verlagern sollte. Ein wiederbelebtes föderales System würde die Macht näher am Wohnort ansiedeln und so die Kontrolle der Menschen über ihr Leben wiederherstellen. Eine weniger aufdringliche Nationalregierung würde lokalen Gemeinschaftsformen Raum zum Gedeihen lassen. Unterdessen würde eine Projektgruppe für Initiativen des privaten Sektors Wege erkunden, private Hilfsorganisationen und gemeindenahe Dienstleistungen zu fördern.[43]

Der kommunale Strang von Reagans Politik besann sich auf die lange bestehende republikanische Besorgnis wegen konzentrierter Macht. Doch Reagan erweckte diese Tradition auf andere Weise wieder zum Leben. Frühere Verfechter der republikanischen politischen Ökonomie waren wegen des starken Staates und dem Big Business gleichermaßen besorgt gewesen. Für Reagan dagegen haftete der Fluch der Größe allein am Staat. Selbst als er das Ideal der Gemeinschaft heraufbeschwor, hatte er kaum etwas über die zersetzenden Wirkungen von Kapitalflucht oder die entmachtenden Folgen einer in riesigem Maßstab organisierten wirtschaftlichen Macht zu sagen. Christopher Lasch schrieb dazu: »Reagans verbale Verteidigung von ›Familie und Nachbarschaft‹ ließ sich nicht damit in Einklang bringen, dass er unregulierte Gewerbeunternehmungen bevorzugte, welche die Stadtviertel durch Einkaufszentren und Superhighways ersetzt haben.« Obwohl er die Tradition heraufbeschwor, »zielte sein Programm darauf ab, Wirtschaftswachstum und unregulierte Gewerbeunternehmungen zu fördern – genau die Kräfte, welche die Tradition untergraben haben«.[44]

Die Demokraten der Reagan-Ära wiederum forderten den Präsidenten bei diesem Thema nicht heraus und mischten sich auch sonst nicht in die Debatte um Gemeinschaft und Selbstverwaltung ein. Sie waren an den Liberalismus gebunden, der sich an Rechten orientierte, weswegen sie die unzufriedene Stimmung nicht wahrnahmen. Sie kritisierten Reagans Wirtschaftspolitik, weil sie die Reichen begünstigte, konnten aber die weiter gefassten Befürchtungen der Amerikaner nicht aufgreifen, dass sie dabei waren, die Kontrolle über ihr Leben zu verlieren und dass das moralische Geflecht der Gemeinschaft um sie herum in Auflösung begriffen war. Manchmal schienen die Demokraten moralischen Besorgnissen überhaupt auszuweichen, etwa als Michael Dukakis bei seinem Wahlkampf gegen George H.W. Bush sagte: »Bei dieser Wahl geht es nicht um Ideologie. Es geht um Kompetenz.« Wenn die Demokraten die hinter ihrer Politik stehende moralische Vision ansprachen, redeten sie meist von Fairness und Verteilungsgerechtigkeit. Sie griffen auf die vertrauten Begriffe der Debatte zwischen Demokraten und Republikanern zurück und meinten, Reagan habe »seinen reichen Freunden genug Steuererleichterungen [gewährt], dass sie sich einen Rolls-Royce kaufen konnten«, und dann den Durchschnittsbürger aufgefordert, »für die Radkappen zu bezahlen«.[45]

Angesichts Reagans starker Anziehungskraft fanden diese Beschwerden, so zutreffend sie auch sein mochten, keine moralische oder zivilgesellschaftliche Resonanz und konnten nicht inspirieren. Die Demokraten spürten diese mangelnde Resonanz, weshalb sie ihr Plädoyer für Fairness in kommunalen Begriffen formulierten. Sowohl Walter Mondale, Reagans demokratischer Herausforderer von 1984, als auch New Yorks Gouverneur Mario Cuomo appellierten an das Ideal nationaler Gemeinschaft und an die Ethik des Teilens, die darin enthalten war. Beide verwendeten wie Lyndon Johnson das Bild von der Nation als Familie. »Lasst uns eine Gemeinschaft sein«, erklärte Mondale, »eine Familie, in der wir füreinander sorgen können. Lasst uns diesen Egoismus überwinden, diese Gier, diesen neuen Wettbewerb darum, sich nur um sich selbst zu kümmern.« In seiner programmatischen Rede vor der Versammlung der Demokraten im Jahr 1984 meinte Cuomo, der moralische Zweck der Nation lasse sich in »der Idee der Familie finden«, was heißen sollte, dass Leistungen und Lasten zum Wohle aller zu teilen waren: »Wir glauben, dass wir die Familie Amerikas sein und anerkennen müssen, dass wir im Grunde alle aneinander gebunden sind, dass die Probleme eines pensionierten Lehrers in Duluth unsere Probleme sind. Dass die Zukunft eines Kindes in Buffalo unsere Zukunft ist. Der Kampf eines Behinderten in Boston, zu überleben, anständig zu leben, ist unser Kampf. Der Hunger einer Frau in Little Rock ist unser Hunger.«[46]

Doch in den 1980er Jahren hatte das Ideal einer nationalen Gemeinschaft seine Fähigkeit verloren, die Menschen zu begeistern – zumindest für die Sache der Verteilungsgerechtigkeit. Seit der Jahrhundertwende waren Reformer – manchmal erfolgreich – bestrebt gewesen, einen tieferen Sinn für nationale Gemeinschaft zu kultivieren. Doch inzwischen erwies sich die Nation als zu groß dafür, mehr als eine minimale Gemeinsamkeit aufrechtzuerhalten – zu groß, als dass man die erweiterten sozialen Sympathien hätte heraufbeschwören können, die ein großzügigerer Wohlfahrtsstaat erforderte.

Außerdem war dieses Ideal nicht geeignet, auf die wachsende Unzufriedenheit zu antworten. Die Ängste des Zeitalters betrafen den Abbau jener Gemeinschaften, die zwischen dem Individuum und dem Staat vermitteln, beispielsweise Familien und Nachbarschaften, Städte und kleine Gemeinden, Schulen und Kirchengemeinden. Die amerikanische Demokratie hatte sich lange auf solche Zusammenschlüsse verlassen, um einen Geist von Öffentlichkeit zu pflegen, den die Nation allein nicht befehlen kann. Wie die republikanische Tradition lehrte, können lokale Verbindungen zur Selbstverwaltung beitragen, indem sie Bürger in einem Gemeinschaftsleben verpflichten, das über ihre privaten Ziele hinausgeht und dazu die Gewohnheit formt, sich öffentlicher Angelegenheiten anzunehmen. Sie befähigen Bürger, wie Tocqueville sagt, die Staatskunst im kleinen Bereich innerhalb ihrer Reichweite zu praktizieren.[47]

Diese Reichweite nimmt – zumindest im Idealfall – zu, wenn die Sphäre größer wird. Die zunächst in Nachbarschaften und Rathäusern, Kirchen und Synagogen, Gewerkschaften und sozialen Bewegungen erwachten zivilgesellschaftlichen Fähigkeiten finden breiteren Ausdruck. So waren die zivilgesellschaftliche Bildung und gesellschaftliche Solidarität, die in den Baptistenkirchen der Schwarzen im Süden kultiviert wurden, eine entscheidende Vorbedingung für die Bürgerrechtsbewegung, die sich letztlich in nationalem Maßstab entwickelte. Was als Busboykott in Montgomery begann, wurde später zur allgemeinen Ablehnung der rassistischen Trennung im Süden. Daraus ging wiederum eine nationale Kampagne für gleiche Bürgerrechte und das Wahlrecht hervor. Die Bewegung war mehr als ein Mittel, die Wahl zu gewinnen – sie war selbst ein Moment der Selbstbestimmung, ein Beleg für Ermächtigung. Sie bot ein Beispiel für zivilgesellschaftliches Engagement, das aus lokalen und kommunalen Bindungen hervorgehen kann.

Doch der für die Demokraten in der Reagan-Ära maßgeblichen Philosophie des Öffentlichen fehlten die zivilgesellschaftlichen Ressourcen – so hatten sie keine Antwort auf das Streben nach Selbstverwaltung. Die Demokraten, einst eine Partei aufgeteilter Macht, hatten in den letzten Jahrzehnten gelernt, Gemeinschaften in vermittelnder Funktion mit Argwohn zu betrachten. Allzu oft waren solche Gemeinschaften Inseln von Vorurteilen, Außenposten der Intoleranz oder Orte gewesen, an denen die Tyrannei der Mehrheit das Sagen hatte. Und so bestand das liberale Projekt vom New Deal über die Bürgerrechtsbewegung bis hin zur Great Society darin, die Macht des Bundes zu nutzen, um individuelle Rechte zu verteidigen, welche die Gemeinschaften vor Ort nicht schützen konnten. Der Einzelne und die Nation schritten Hand in Hand voran.

Das Unbehagen an den vermittelnden Begriffen staatsbürgerlichen Lebens ließ den Demokraten wenig Möglichkeiten, sich dem Abbau der Selbstverwaltung zu widmen. Die Idee der von ihnen behaupteten nationalen Gemeinschaft hatte nur einen entfernten Bezug zur republikanischen Tradition. Für sie war Gemeinschaft nicht dazu da, Tugenden zu pflegen oder die Bürger zur Selbstbestimmung zu rüsten – vielmehr sollte sie eine Begründung für den Wohlfahrtsstaat liefern. Abgelöst vom Bildungsideal der republikanischen Tradition, bot sie eine Möglichkeit zu erklären, warum das Streben nach Wirtschaftswachstum durch gewisse Bedenken zur Verteilung gedämpft werden sollte. Doch sie bot keine Möglichkeit, das zivilgesellschaftliche Leben wieder in Kraft zu setzen, keine Hoffnung, die politische Ökonomie der Bürgerschaft wieder errichten zu können.

Der zivilgesellschaftliche und der kommunale Strang von Reagans Reden ermöglichten ihm, dort Erfolg zu haben, wo die Demokraten scheiterten – die unzufriedene Stimmung zu nutzen. Doch am Ende trug Reagans Präsidentschaft wenig dazu bei, die der Unzufriedenheit zugrunde liegenden Umstände zu ändern. Er regierte eher als Marktkonservativer, nicht als zivilgesellschaftlich gesinnter Konservativer. Der von ihm bevorzugte Kapitalismus mit geringeren Fesseln tat nichts, um das moralische Geflecht von Familien, Nachbarschaften oder Gemeinden zu reparieren.[48] Und der von ihm vorgeschlagene »Neue Föderalismus« wurde nicht angenommen, und auf jeden Fall griff er die Entmachtung nicht auf, der lokale Gemeinschaften – und sogar Nationen – nun gegenüberstanden, als sie darum kämpften, mit den globalen wirtschaftlichen Kräften außerhalb ihrer Kontrolle fertigzuwerden. Und während das Wirtschaftswachstum in den 1980er Jahren – teilweise durch massive Bundesdefizite befeuert – fortdauerte, wurden die Früchte dieses Wachstums nicht mehr weithin aufgeteilt. In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg, als die Amerikaner glauben konnten, die Herren ihres Schicksals zu sein, hatten die Gewinne aus dem Wirtschaftswachstum über das ganze ökonomische Spektrum gereicht. Von 1979 bis 1992 dagegen gingen 98 Prozent der 826 Milliarden Zuwachs bei den Haushaltseinkommen an das oberste Fünftel der Bevölkerung. Die meisten amerikanischen Familien fielen zurück.[49] So nahm Amerikas Frustration mit der Politik – nicht überraschend – weiter zu.[50]


Schluss
Auf der Suche nach einer Philosophie des Öffentlichen


Republikanische Freiheit: Schwierigkeiten und Gefahren


Jeder Versuch, den zivilgesellschaftlichen Strang der Freiheit wieder mit Leben zu füllen, muss sich zwei ernüchternden Einwänden stellen. Der erste bezweifelt, dass es möglich sei, republikanische Ideale wiederzubeleben; der zweite bezweifelt, ob das wünschenswert sei. Angesichts der Größenordnung und Komplexität der modernen Welt behauptet der erste Einwand, es sei unrealistisch, eine Selbstverwaltung anzustreben, die der Vorstellung der republikanischen Tradition entspricht. Von der Polis des Aristoteles bis zu Jeffersons agrarischem Ideal war der zivilgesellschaftliche Entwurf der Freiheit an kleinen und beschränkten Orten zu Hause – weitgehend autark, bewohnt von Menschen, für die Freizeit, Bildung und Gemeinschaftlichkeit die Voraussetzungen boten, angemessen über öffentliche Belange nachzudenken. Doch heute leben wir nicht mehr so. Wir leben im Gegenteil – in einer höchst mobilen kontinentalen Gesellschaft von wimmelnder Vielfalt. Zudem ist diese enorme Gesellschaft nicht autark, sondern eingebettet in eine globale Wirtschaft, deren hektischer Fluss von Geld und Waren, Information und Bildern wenig Rücksicht nimmt auf Nationen oder gar Stadtviertel. Wie könnte sich der zivilgesellschaftliche Strang der Freiheit unter solchen Bedingungen überhaupt durchsetzen?

Der republikanische Strang der amerikanischen Politik hat in der Tat – dieser Einwand geht weiter – bei all seiner Hartnäckigkeit oft mit nostalgisch eingefärbter Stimme gesprochen. Selbst als Jefferson den freien Bauern aufwertete, war Amerika dabei, sich zu einer Nation der Fabriken zu entwickeln. Das galt auch für die auf Handwerk eingeschworenen Republikaner zu Jacksons Zeit, die Jünger der freien Arbeit zu Lincolns Zeit, die Produzenten-Bürger der Knights of Labor sowie die Ladenbesitzer und Apotheker, die Brandeis gegen den Fluch der Größe verteidigte. In jedem dieser Fälle – so könnte man zumindest argumentieren – fanden republikanische Ideale erst im letzten Augenblick ihren Ausdruck: Zu spät, als dass sie machbare Alternativen hätten bieten können, aber rechtzeitig als Klagelied für eine verlorene Sache. Wenn die republikanische Tradition hoffnungslos nostalgisch ist, dann bietet sie, ungeachtet ihrer möglichen Fähigkeit, die Defekte liberaler Politik auszuleuchten, nur wenig, was uns zu einem reicheren zivilgesellschaftlichen Leben führen könnte.

Selbst wenn es möglich wäre, republikanische Ideale wiederherzustellen, wäre es dem zweiten Einwand zufolge nicht wünschenswert, das auch zu tun. Es ist nicht zwangsläufig bedauerlich, dass der zivilgesellschaftliche Strang unserer Tradition in den letzten Jahrzehnten einer liberalen Philosophie des Öffentlichen gewichen ist. Alles in allem könnte das für einen Wandel zum Besseren stehen. Kritiker der republikanischen Tradition könnten sogar einräumen, dass die prozedurale Republik mit einem gewissen Verlust an Gemeinschaft und Selbstverwaltung einhergehe, und weiterhin darauf bestehen, dass dies ein angemessener Preis für die Tolerierung und individuelle Entscheidung sei, den die prozedurale Republik ermöglicht.

Diesem Einwand liegen zwei miteinander verwandte Bedenken zugrunde. Sie betreffen die republikanische politische Theorie im herkömmlichen Verständnis. Die erste meint, sie sei exklusiv, die zweite, sie sei mit Zwang verbunden. Beide Bedenken entspringen den speziellen Anforderungen der republikanischen Bürgergesellschaft. Wenn gemeinsame Selbstverwaltung erfordert, dass man angemessen über das Gemeinwohl berät, dann müssen die Bürger über gewisse Vorzüge verfügen – hinsichtlich Charakter, Urteilsvermögen und Interesse für das Ganze. Das aber bedeutet, dass der Bürgerstatus nicht unterschiedslos verliehen werden kann. Er muss auf diejenigen beschränkt werden, die entweder über die relevanten Tugenden verfügen oder sie sich aneignen können.

Einige republikanische Theoretiker gingen davon aus, dass die Fähigkeit zur Bürgertugend festgelegten Kategorien der Geburt oder der Lebensumstände entspricht. Aristoteles beispielsweise hielt Frauen, Sklaven und ansässige Fremde der Bürgerschaft für unwürdig, weil es ihnen wegen ihrer Natur oder Rolle an den relevanten Vorzügen mangelte. Im Amerika des 19. Jahrhunderts wurden ähnliche Argumente vorgebracht – von Vertretern eines auf Besitz beruhenden Wahlrechts, von Vertretern der Sklaverei im Süden und ansässigen Gegnern der Bürgerrechte für Immigranten.[1] Alle verknüpften republikanische Vorstellungen von Bürgerschaft mit der zusätzlichen Annahme, dass die eine oder andere Gruppe – Besitzlose, Afroamerikaner oder katholische Einwanderer – von Natur aus oder ihrer Lage oder ihres Glaubens wegen nicht zu den Tugenden fähig seien, die gute Bürgerschaft erfordert.

Doch die Annahme, die Fähigkeit zur Tugend sei unabänderlich und an vorher festgelegte Rollen oder Identitäten gebunden, ist kein wesentlicher Aspekt der republikanischen politischen Theorie, und nicht alle Republikaner haben sie übernommen. Manche brachten vor, gute Bürger würden gemacht und nicht vorgefunden, und setzten ihre Hoffnungen auf das Bildungsprojekt der republikanischen Politik. Das gilt besonders für die von den Demokraten vertretenen Versionen des republikanischen Denkens, die mit der Aufklärung aufkamen. Wenn die These von der Unabänderlichkeit schwindet, schwindet auch die Tendenz der republikanischen Politik, den Ausschluss zu billigen.

Wenn aber die Tendenz zum Ausschluss schwächer wird, nimmt die Gefahr des Zwangs zu. Von den zwei pathologischen Entwicklungen, für die republikanische Politik anfällig ist, dürften moderne Demokratien wahrscheinlicher an der zweiten leiden. Denn je kostspieliger die Rahmenbedingungen einer Mitgliedschaft angesichts der Anforderungen republikanischer Bürgerschaft sind, desto anspruchsvoller ist die Aufgabe, Tugenden zu kultivieren. In Aristoteles’ Polis bestand die Bildungsaufgabe darin, die Tugenden in einer kleinen Gruppe von Menschen zu kultivieren, die ihr Leben gemeinsam führten und eine natürliche Neigung zur Bürgerschaft teilten. Wenn aber das republikanische Denken sich zur Demokratie wendet und die natürliche Neigung der Menschen, Bürger zu sein, nicht länger vorausgesetzt werden kann, dann wird das Bildungsprojekt entmutigender. Die Aufgabe, innerhalb einer großen und uneinheitlichen Bevölkerung eine gemeinsame Bürgerschaft zu formen, fordert anstrengendere Formen der Überzeugungsarbeit. Für republikanische Politik erhöht das den Einsatz, und es verschärft die Gefahr von Zwangsmaßnahmen.

In Rousseaus Darstellung der für eine demokratische Republik notwendigen Bildungsvorhaben wird diese Gefahr sichtbar. Die Aufgabe des Gründers oder großen Gesetzgebers, schreibt er, sei keine geringere, als »die menschliche Natur umzuwandeln, jedes Individuum … zu einem Teil eines größeren Ganzen umzuschaffen, aus dem dieses Individuum gewissermaßen erst Leben und Wesen erhält«. Der Gesetzgeber »muss dem Menschen die ihm eigentümlichen Kräfte nehmen«, um ihn abhängig zu machen von der Gemeinschaft insgesamt. Je mehr diese natürlichen Kräfte »erstorben und vernichtet« seien, desto wahrscheinlicher sei es, daß er den Willen der Allgemeinheit annimmt. »Wenn jeder Bürger nur durch alle anderen etwas ist und vermag … erst dann kann man sagen, daß sich die Gesetzgebung auf dem höchsten Grad der Vollkommenheit befindet.«[2]

Unter amerikanischen Republikanern ist die Zwangsseite der Überzeugungsarbeit keineswegs unbekannt. Benjamin Rush, ein Unterzeichner der Unabhängigkeitserklärung, wollte beispielsweise »Männer in republikanische Maschinen« verwandeln und jeden Bürger lehren, »dass er nicht sich selbst gehört, sondern dass er öffentliches Eigentum ist«.[3] Doch die bürgerschaftliche Bildung muss keine so rigide Form annehmen. In der Praxis schließt erfolgreiche republikanische Überzeugungsarbeit eine sanftere Art von Anleitung ein. So war die politische Ökonomie der Zivilgesellschaft, die das amerikanische Leben im 19. Jahrhundert unterrichtete, darum bemüht, nicht nur die Gemeinschaft zu kultivieren, sondern auch die Unabhängigkeit und das Urteilsvermögen, um gut über das Gemeinwohl verhandeln zu können. Das funktionierte nicht mit Zwang, sondern durch eine komplexe Mixtur aus Überzeugungsarbeit und Gewöhnung, was Tocqueville als »das langsame und ruhige Wirken der Gesellschaft auf sich selbst« bezeichnete.[4]

Rousseaus republikanische Anstrengungen und die bei Tocqueville geschilderten zivilgesellschaftlichen Praktiken unterscheiden sich wegen der räumlich verstreuten, differenzierten Natur des öffentlichen Lebens im Amerika zur Zeit Tocquevilles und den indirekten Formen der Charakterbildung, die aufgrund dieser Differenzierung möglich waren. Unfähig, Disharmonie zu ertragen, strebt Rousseaus republikanisches Ideal danach, die Distanz zwischen den Menschen kollabieren zu lassen, so dass die Bürger sich in einer Art sprachloser Transparenz oder unmittelbarer Präsenz gegenüberstehen. Wo der allgemeine Wille vorherrscht, »[betrachten] die Bürger sich als einzigen Körper«, weshalb keine politischen Auseinandersetzungen notwendig sind. »Wer [neue Gesetze] zuerst vorschlägt, spricht nur aus, was schon alle längst gefühlt, und es ist nicht erst von Kabalen und Beredsamkeitsergüssen die Rede«, um etwas Gesetzeskraft zu verleihen. Angesichts des Einheitscharakters des allgemeinen Willens mündet Beratung im besten Fall in stumme Einstimmigkeit: »Je größere Übereinstimmung in den Versammlungen herrscht, das heißt, je mehr sich die gefaßten Beschlüsse der Einstimmigkeit nähern, desto größere Herrschaft gewinnt auch der allgemeine Wille, während langdauernde Wortgefechte, Uneinigkeiten und Lärmen das Wachsen der Privatinteressen und das Sinken des Staates anzeigen.« Da das Gemeinwohl keine konkurrierenden Deutungen zulässt, verweist fehlende Übereinstimmung auf Korruption – einen Abfall vom Gemeinwohl.[5]

Es ist diese Annahme – dass das Gemeinwohl einheitlich und unanfechtbar sei –, und nicht der Bildungsanspruch als solcher, der Rousseaus Politik zum Zwang neigen lässt. Sie ist zudem eine Annahme, derer die republikanische Politik nicht bedarf. Amerikas Erfahrung mit der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft legt nahe, dass die zivilgesellschaftliche Konzeption der Freiheit Uneinigkeit nicht überflüssig macht. Sie bietet eine Möglichkeit, die politische Auseinandersetzung zu führen, und nicht, über sie hinauszugehen.

Im Gegensatz zu Rousseaus Vision der Einheitlichkeit ist die von Tocqueville geschilderte republikanische Politik eher lärmend als einvernehmlich. Statt den Raum zwischen den Personen kollabieren zu lassen, füllt sie diesen Raum mit Institutionen, die Menschen in unterschiedlichen Funktionen versammeln, die sie sowohl voneinander trennen als sie zueinander in Beziehung setzen.[6] Zu diesen Institutionen gehören die Gemeinden, Schulen, Religionen und tugenderhaltenden Beschäftigungen, die die »Geisteshaltung« und die »Gewohnheiten des Herzens« ausbilden, die eine demokratische Republik erfordert. Welche spezifischeren Absichten sie auch verfolgen mögen: Diese Vertretungen zivilgesellschaftlicher Erziehung vermitteln die Gewohnheit, an öffentlichen Angelegenheiten teilzunehmen. Und wegen ihrer Vielfalt verhindern sie, dass das öffentliche Leben sich in einem undifferenzierten Ganzen auflöst.[7]

Demnach ist der zivilgesellschaftliche Strang der Freiheit nicht notwendigerweise exklusiv oder mit Zwang verbunden. Er kann manchmal demokratische, pluralistische Ausdrucksformen finden. Bis zu diesem Punkt ist der Einwand des Liberalen gegen die republikanische politische Theorie unangebracht. Doch die liberale Besorgnis enthält eine Einsicht, die nicht von der Hand zu weisen ist: Republikanische Politik ist riskante Politik, eine Politik ohne Gewähr. Und die damit einhergehenden Risiken liegen im Bildungsprojekt. Gewährt man der politischen Gemeinschaft einen Einfluss auf den Charakter ihrer Bürger, eröffnet man die Möglichkeit, dass schlechte Gemeinschaften vielleicht schlechte Charaktere hervorbringen. Dezentrale Macht und vielfältige Orte für zivilgesellschaftliche Bildung dürften diese Gefahren verringern, können sie aber nicht beseitigen. Das ist die Wahrheit in der Klage des Liberalen über republikanische Politik.


Der Versuch, das Bildungsprojekt zu meiden


Wie man mit dieser Klage umgeht, hängt von den Alternativen ab. Wenn es eine Möglichkeit gäbe, die Freiheit zu sichern, ohne sich um den Charakter der Bürger zu kümmern, oder Rechte zu definieren, ohne sich zu einer Vorstellung des guten Lebens zu bekennen, dann könnte der liberale Einwand gegen das Bildungsprojekt ausschlaggebend sein. Doch gibt es diese Möglichkeit? Die liberale politische Theorie behauptet, dass sie existiert. Die voluntaristische Vorstellung von Freiheit verspricht, die Risiken der republikanischen Politik endgültig loswerden zu können. Falls die Freiheit von der Ausübung der Selbstverwaltung abgetrennt und stattdessen als die Möglichkeit der Menschen konzipiert werden kann, ihre eigenen Ziele zu wählen, dann wird die schwierige Aufgabe, staatsbürgerliche Tugend auszubilden, letztlich überflüssig. Zumindest aber kann sie auf die scheinbar einfachere Aufgabe reduziert werden, Toleranz und Respekt für andere zu kultivieren.

Bei der voluntaristischen Konzeption der Freiheit braucht Staatskunst – abgesehen von einem begrenzten Bereich – keine Überzeugungsarbeit mehr. Würde Freiheit an dem Respekt für die Rechte frei wählender Personen festgemacht, würde das alte Streitigkeiten darüber dämpfen, wie die Gewohnheiten der Selbstbestimmung auszubilden sind. Der Politik würden die alten Querelen über die Natur des guten Lebens erspart. Ist die Freiheit erst einmal vom Bildungsprojekt abgekoppelt, ist »das Problem der Staatserrichtung […] selbst für ein Volk von Teufeln lösbar«, wie Kant so denkwürdig formuliert hat. »Denn es ist nicht die moralische Besserung der Menschen, […], von dem die Aufgabe zu wissen verlangt.«[1]

Doch der liberale Versuch, Freiheit vom Bildungsprojekt abzukoppeln, sieht sich mit eigenen Problemen konfrontiert; Problemen, die sowohl in der Theorie als auch in der Praxis der prozeduralen Republik sichtbar sind. Philosophisch liegt die Schwierigkeit in der liberalen Konzeption der Bürger als frei wählende, unabhängige Personen, unbelastet von moralischen oder zivilgesellschaftlichen Bindungen, die der Wahl vorausgehen. Diese Sichtweise ist nicht imstande, eine weite Spanne moralischer und politischer Verpflichtungen zu erfassen, die wir üblicherweise anerkennen, etwa die Pflicht zu Loyalität oder Solidarität. Besteht man darauf, dass wir nur durch Ziele und Rollen gebunden seien, die wir um ihrer selbst willen gewählt haben, dann bestreitet man, dass wir je durch Ziele in Anspruch genommen werden, die wir nicht gewählt haben – beispielsweise Ziele, die von der Natur oder von Gott gegeben sind, oder durch unsere Identität als Mitglieder von Familien, Völkern, Kulturen oder Traditionen.

Einige Liberale räumen ein, dass wir durch solche Verpflichtungen gebunden sein dürften, beharren jedoch darauf, dass sie ausschließlich im Privatleben anwendbar seien und sich nicht auf die Politik erstrecken würden. Doch das wirft eine weitere Schwierigkeit auf. Warum besteht man darauf, unsere Identität als Bürger von unserer Identität als Menschen in einem weiter gefassten Sinn zu trennen? Warum sollten politische Beratungen nicht unser bestes Verständnis der höchsten menschlichen Ziele widerspiegeln? Beziehen sich Auseinandersetzungen über Gerechtigkeit und Rechte nicht zwangsläufig auf spezielle Vorstellungen vom guten Leben, ob wir das zugeben oder nicht?

Die Probleme in der Theorie des prozeduralen Liberalismus zeigen sich in der Praxis, die er anregt. Während des letzten halben Jahrhunderts hat die amerikanische Politik immer mehr die Version des Liberalismus verkörpert, die auf den Bildungsehrgeiz verzichtet und darauf beharrt, dass der Staat gegenüber konkurrierenden Konzepten des guten Lebens neutral sein sollte. Statt die Freiheit an Selbstverwaltung und die sie stützenden Tugenden zu binden, strebt die prozedurale Republik nach einem gegenüber Zielen neutralen Rahmen von Rechten, in dem die Einzelnen ihre eigenen Ziele wählen und verfolgen können.

Doch die Unzufriedenheit, die das öffentliche Leben Amerikas heute plagt, zeigt, wie unangemessen diese Lösung ist. Eine Politik, die Moral und Religion allzu umfassend ausklammert, sorgt bald für Enttäuschung. Wo es politischer Erörterung an moralischer Resonanz fehlt, findet das Verlangen nach weiter gefasster Bedeutung ungewollten Ausdruck. Gruppen wie die moralische Mehrheit sind bestrebt, den nackten öffentlichen Ort in engstirnige, intolerante Moralismen zu kleiden. Wo Liberale Angst haben aufzutreten, kommen rasch Fundamentalisten herbei. Die Enttäuschung nimmt auch säkularere Formen an. Fehlt eine politische Agenda, die sich der moralischen Dimension öffentlicher Fragen annimmt, heftet sich die Aufmerksamkeit an die privaten Laster von Vertretern der Öffentlichkeit. Der politische Diskurs beschäftigt sich immer mehr mit dem Skandalösen, dem Sensationellen und den Bekenntnissen, wie sie von Nachrichtenmagazinen, Talkshows und zuletzt auch von den Mainstream-Medien geliefert werden. Man kann nicht sagen, dass die Philosophie des Öffentlichen im zeitgenössischen Liberalismus allein für diese Tendenzen verantwortlich ist. Doch ihre Sicht des politischen Diskurses ist zu eng, als dass sie die moralischen Energien des demokratischen Lebens einschließen könnte. Sie erzeugt eine moralische Leere, die der Intoleranz und anderen fehlgeleiteten Moralismen den Weg ebnet.

Eine politische Agenda, der es an einem substanziellen moralischen Diskurs fehlt, ist ein Symptom der Philosophie des Öffentlichen in der prozeduralen Republik. Ein weiteres findet sich im Herrschaftsverlust. Der Triumph der voluntaristischen Konzeption von Freiheit fiel mit einem wachsenden Gefühl der Entmachtung zusammen. Ungeachtet der Ausweitung von Rechten in den letzten Jahrzehnten, stellen Amerikaner frustriert fest, dass sie die Kontrolle über die Mächte verlieren, die ihr Leben bestimmen. Zum Teil liegt das an der Unsicherheit der Jobs in der globalisierten Wirtschaft; es reflektiert aber auch das Selbstbild, mit dem wir leben. Das liberale Selbstbild und die tatsächliche Organisation des modernen Sozial- und Wirtschaftslebens stehen in scharfem Widerspruch. Selbst wenn wir als frei wählende, unabhängige Personen denken und handeln, stehen wir einer durch unpersönliche Machtstrukturen gelenkten Welt gegenüber, die unser Verständnis und unsere Kontrolle herausfordern. Die voluntaristische Konzeption der Freiheit verschafft uns kaum die Mittel, mit diesen Verhältnissen zurechtzukommen. Wir mögen befreit sein von der Bürde der Identitäten, die wir nicht gewählt haben, wir mögen Ansprüche haben, die uns die Spanne der vom Wohlfahrtsstaat gesicherten Rechte gewährt: Wenn wir uns umdrehen, um der Welt mit unseren eigenen Ressourcen zu begegnen, sehen wir uns überwältigt.

Dass die herrschende politische Agenda nicht imstande ist, sich mit der Erosion von Selbstverwaltung und Gemeinschaft zu befassen, reflektiert die dürftigen Konzepte von Bürgerschaft und Freiheit, die unserem politischen Leben innewohnen. Die prozedurale Republik, die sich während des letzten halben Jahrhunderts ausgebreitet hat, kann man inzwischen als episches Experiment sehen, in dem die Behauptungen des liberalen gegen die des republikanischen politischen Denkens standen. Unser gegenwärtiges Dilemma verleiht der republikanischen Behauptung Gewicht, wonach Freiheit nicht von Selbstverwaltung und den sie unterstützenden Tugenden getrennt und auf das Bildungsprojekt demnach nicht verzichtet werden kann. Wie sich zeigt, ist die prozedurale Republik nicht imstande, die von ihr versprochene Freiheit zu bewahren, weil sie das für eine Selbstverwaltung erforderliche moralische und zivilgesellschaftliche Engagement nicht wecken kann.


Wiederbelebung der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft


Wenn die Philosophie des Öffentlichen im zeitgenössischen Liberalismus keine Antwort auf die Unzufriedenheit in der Demokratie liefern kann, bleibt zu fragen, wie wir uns mit Hilfe erneuerter Aufmerksamkeit für republikanische Themen besser dafür rüsten könnten, mit unseren Verhältnissen zurechtzukommen. Wie könnte eine vom zivilgesellschaftlichen Strang der Freiheit beeinflusste politische Agenda sich von der unterscheiden, die zurzeit vorherrscht? Ist eine Selbstverwaltung im republikanischen Sinne unter heutigen Bedingungen überhaupt möglich? Falls ja: Welche wirtschaftlichen und politischen Vorkehrungen würde das erfordern, und welche Charaktereigenschaften wären notwendig, um sie aufrechtzuerhalten?

Es ist nicht nur ein Thema für Spekulationen, wie die amerikanische Politik ihre zivilgesellschaftliche Stimme wieder zurückgewinnen könnte. Obwohl die politische Philosophie der prozeduralen Republik gegen Ende des 20. Jahrhunderts die Oberhand gewonnen hatte, konnte sie das zivilgesellschaftliche Verständnis von Freiheit nicht auslöschen. An den Rändern unserer politischen Debatten und Praktiken konnte man immer noch Hinweise auf das Bildungsprojekt erhaschen.

Gemeinschaft organisieren


In der Arbeit der Industrial Areas Foundation (IAF) ließe sich ein besonders vielversprechender Ausdruck für den zivilgesellschaftlichen Strang der Freiheit finden. Dieses Netzwerk von Organisationen auf Basis von Gemeinden lehrt Bewohner von Niedriglohn-Gemeinden, wie sie effektiv politisch aktiv werden können. Die Ursprünge der IAF lassen sich auf Saul Alinsky zurückführen; der bekannte Organisator von Gemeinschaften in den 1940er und 1950er Jahren brachte seinen angriffslustigen Organisationsstil in die Slums hinter den Viehhöfen von Chicago. Wie Alinsky betonte, sei es wichtig, auf lokale »Machtinseln« zu setzen, also Gewerkschaften, religiöse Gruppen, ethnische und zivilgesellschaftliche Gruppen, Kleingewerbeverbände und politische Organisationen. In den letzten Jahrzehnten sind die meisten traditionellen Basen zivilgesellschaftlicher Aktivität aus den Innenstädten verschwunden, so dass in vielen Gemeinden Religionsgemeinschaften als einzige vitale Einrichtungen verblieben sind. Deshalb haben Alinskys Nachfolger in der IAF sich vorwiegend im Umfeld von Religionsgemeinschaften – speziell katholischen und protestantischen Kirchen – organisiert.[1]

Die einflussreichste heutige IAF-Organisation ist Communities Organized for Public Service (COPS), eine Gruppe von Bürgern, die 1974 in den spanischen Vierteln von San Antonio gegründet wurde. Ihrer Verwurzelung in katholischen Pfarreien bietet nicht nur eine stabile Finanzierungsquelle, Teilnehmerschaft und Führungspersönlichkeiten, sondern auch eine von allen geteilte Sprache als Ausgangspunkt für den politischen Diskurs.[2] Die von COPS ausgewählten und ausgebildeten Führungspersönlichkeiten sind keine etablierten politischen Gestalten oder Aktivisten, sondern Leute, die es gewohnt sind, in gemeinschaftsfördernden Einrichtungen wie Schulausschüssen und Kirchengemeinderäten zu arbeiten. Oft sind es Frauen »deren Leben im Großen und Ganzen in ihren Pfarrgemeinden und ihren Kindern aufgegangen ist. COPS war hier insbesondere imstande, ihnen ein öffentliches Leben und Sichtbarkeit zu vermitteln, sie auszubilden und die Werkzeuge bereitzustellen, mit denen sie am politischen Prozess teilhaben können.«[3]

Indem COPS ihre Mitglieder gerüstet hat, über die Bedürfnisse ihrer Gemeinden zu beraten und sich politisch zu betätigen, hat die Organisation Verbesserungen für Straßen, Schulen, Abwassersysteme, Parks und andere Infrastrukturen im Wert einer Milliarde Dollar in lange vernachlässigte Viertel von San Antonio gebracht. Zusammen mit einem Netz angeschlossener Organisationen in ganz Texas hat COPS dazu beigetragen, staatliche Gesetze zu verabschieden, die im ganzen Staat die öffentliche Bildung, Gesundheitsfürsorge und Sicherheit auf Bauernhöfen reformiert haben. 1994 hatte IAF etwa vierzig Basisorganisationen in siebzehn Bundesstaaten ins Leben gerufen. Wie zivilgesellschaftlich orientierte Konservative betonten auch Führer der IAF die Bedeutung von Vermittlungsinstitutionen wie Familie, Nachbarschaften und Kirchen sowie die charakterbildende Rolle, die diese Einrichtungen spielen können. Doch für die IAF waren diese Strukturen Ausgangspunkt für politische Aktivitäten und eine Möglichkeit, die moralischen Ressourcen des Gemeindelebens mit der Einübung von Freiheit im republikanischen Sinn zu verknüpfen.[4]

Das zivilgesellschaftliche Argument gegen Ungleichheit


Ein weiterer Hinweis auf eine politische Ökonomie der Bürgerschaft könnte darin gesehen werden, dass die Besorgnisse wegen der zivilgesellschaftlichen Folgen ökonomischer Ungleichheit zunehmen. Um 1990 nahm die Lücke zwischen Reich und Arm Ausmaße an, die in der Gesellschaft der USA seit den 1920er Jahren unbekannt gewesen waren. Der steilste Anstieg der Ungleichheit vollzog sich vom Ende der 1970er bis in die 1990er Jahre. Von 1950 bis 1978 hatten sowohl Reiche als auch Arme gleichermaßen von der Zunahme des Wirtschaftswachstums profitiert; die Realeinkommen verdoppelten sich für Amerikaner niedriger, mittlerer und hoher Einkommen. Das bestätigte die Maxime der Ökonomen, wonach eine steigende Flut alle Boote anhebt. Von 1979 bis 1993 traf diese Maxime jedoch nicht mehr zu. Fast der gesamte Zuwachs der Haushaltseinkommen ging in diesem Zeitraum an das reichste Fünftel der Bevölkerung. Die meisten Amerikaner fielen zurück.[5] Die Verteilung des Reichtums zeigte ebenfalls zunehmende Ungleichheit. 1992 besaß das reichste Prozent der Bevölkerung 42 Prozent des gesamten privaten Reichtums (verglichen mit 34 Prozent ein Jahrzehnt zuvor), und mehr als doppelt so viel wie die Konzentration von Reichtum in Großbritannien.[6]

Für die zunehmende Ungleichheit machten manche die Steuerpolitik der Reagan-Ära verantwortlich – die Einkommensteuer für die Wohlhabenden wurde gesenkt, während andere Steuern – einschließlich Sozialversicherung sowie staatliche und lokale Steuern – erhöht wurden, die für Steuerzahler mit niedrigem oder mittlerem Einkommen besonders ins Gewicht fielen. Andere verwiesen auf eine immer wettbewerbsintensivere globale Wirtschaft, die hochgebildete Arbeitskräfte belohnte, aber die Löhne für weniger qualifizierte Arbeiter abbaute.[7] Unabhängig von der Erklärung war die wachsende Kluft zwischen Reich und Arm Anlass für eine neue Kategorie von Argumenten zu der Frage, warum Ungleichheit eine Rolle spielt und was in dieser Hinsicht zu tun sei. Manche dieser Argumente gingen über die Begriffe der prozeduralen Republik hinaus und belebten den zivilgesellschaftlichen Strang der ökonomischen Auseinandersetzung erneut.

Ein in der Politik Amerikas in den letzten Jahrzehnten bekanntes Argument gegen große Ungleichheiten bei Einkommen und Vermögen beruht auf Fairness oder Verteilungsgerechtigkeit. Dieser mit der Philosophie des Öffentlichen im zeitgenössischen Liberalismus übereinstimmende Aspekt spiegelt die voluntaristische Vorstellung von Freiheit wider. Demzufolge stellt eine gerechte Gesellschaft einen gegenüber Zielen neutralen Rechtsrahmen bereit, in dem der Einzelne seine eigenen Vorstellungen vom guten Leben frei wählen und verfolgen kann. Diese Idee von Gerechtigkeit erfordert, dass der Staat mehr tun muss, als nur den allgemeinen Wohlstand zu steigern, indem er Wirtschaftswachstum fördert. Sie erfordert zudem, dass der Staat jeder Person ein Maß von sozialer und wirtschaftlicher Sicherheit gewährleistet, das ausreicht, eine sinnvolle Wahl zu treffen. Fehlt es an fairen sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen, können die Menschen ihre eigenen Werte und Ziele nicht wirklich frei wählen. So reflektiert die liberale Betonung von Fairness und Verteilungsgerechtigkeit das voluntaristische Konzept von Freiheit.

Doch Fairness gegenüber frei wählenden, unabhängigen Individuen ist nicht der einzige Grund, sich um Ungleichheiten von Einkommen und Vermögen zu sorgen. Ein zweiter Grund bezieht sich nicht auf die liberale, sondern auf die republikanische Konzeption von Freiheit. Die republikanische Tradition lehrt, dass schwerwiegende Ungleichheit die Freiheit untergräbt, weil sie den Charakter von Reich und Arm gleichermaßen korrumpiert und die zur Selbstbestimmung notwendige Gemeinsamkeit zerstört. Aristoteles meinte, dass aus Menschen mit mittlerem Besitz die besten Bürger würden. Die Reichen, abgelenkt durch Luxus und anfällig für Ehrgeiz, seien nicht bereit zu gehorchen, während die Armen, durch Not gefesselt und anfällig für Neid, kaum zum Befehlen geeignet seien. Einer Gesellschaft der Extreme fehle der zur Selbstverwaltung notwendige »Geist der Freundschaft«: »Gemeinschaft bedeutet nämlich etwas Freundschaftliches, denn man will doch nicht einmal mit feindseligen Personen gemeinsam einen Weg teilen.« Aus ähnlichen Gründen meinte Rousseau, dass »kein Staatsbürger so reich sein darf, um sich einen andern kaufen zu können, noch so arm, um sich verkaufen zu müssen«. Obwohl absolute Gleichheit unmöglich sei, sollte ein demokratischer Staat »weder Überreiche noch Bettler [dulden]«, denn diese beiden Stände »sind dem Gemeinwohl gleicherweise verderblich«.[8]

Als die Kluft zwischen den Reichen und den Armen Amerikas in den 1980er und 1990er Jahren tiefer wurde, kam die zivilgesellschaftliche Argumentation gegen Ungleichheit zumindest ansatzweise zum Ausdruck. Robert B. Reich, Arbeitsminister in der Clinton-Regierung, brachte vor, die Zwänge des technologischen Wandels und des globalen Wettbewerbs erforderten höhere Ausgaben des Bundes für berufliche Ausbildung und das Bildungswesen. Der Abstieg der Mittelklasse sei rückgängig zu machen, wenn amerikanische Arbeiter die von der neuen Wirtschaftsweise geschätzten Fertigkeiten erwerben würden.[9] In einem kurz vor seinem Amtsantritt verfassten Buch räumte Reich hingegen ein ernsthaftes Hindernis für diese Lösung ein. Eine nationale Anstrengung, mehr in Bildung und berufliche Weiterbildung amerikanischer Arbeiter zu investieren, würde ein nationales Gefühl wechselseitiger Verpflichtung voraussetzen, von dem man nicht mehr ausgehen könne. Als die Reichen und die Armen weiter auseinanderrückten, schwand ihr Gefühl für ein geteiltes Schicksal – und damit die Bereitschaft der Reichen, in Form höherer Steuern in die Fertigkeiten ihrer Mitbürger zu investieren.[10]

Wie Reich feststellte, sei die neue Ungleichheit mehr als nur eine Geldfrage; sie lasse zunehmend getrennte Lebensweisen entstehen. Wohlhabende Fachkräfte würden allmählich vom öffentlichen Leben in »homogene Enklaven« abwandern, wo sie wenig Kontakt mit denen hätten, die schlechter dran seien als sie. »Während öffentliche Parks und Spielplätze verkommen, breiten sich private Fitnessstudios, Golfclubs, Tennisclubs oder Eiskunstlaufvereine aus, die nur für zahlende Mitglieder zugänglich sind. Während die Kinder der Gutsituierten in Privatschulen oder in relativ homogene Schulen der Vorstädte eingeschrieben werden, werden den Armen die städtischen öffentlichen Schulen überlassen. So waren beispielsweise um 1990 45 Prozent der Kinder in den öffentlichen Schulen New Yorks von Sozialhilfe abhängig. Während die Dienstleistungen der Gemeinden in städtischen Gebieten zurückgehen, gelingt es den Bewohnern und Firmen in besseren Vierteln, sich von diesen Effekten abzukoppeln: Sie erheben selbst Zusatzsteuern, um private Müllabfuhr, Straßenreinigung und Polizeischutz zu organisieren, die allgemein für die Stadt nicht verfügbar sind. Die Wohlhabenden ziehen sich immer mehr aus öffentlichen Orten zurück in privatisierte Gemeinschaften, die überwiegend durch das Einkommensniveau oder durch die Postleitzahl definiert sind, die Direktvermarkter wiederum nutzen, um mögliche Kunden ins Visier zu nehmen. So, wie einer dieser Vermarkter verkündet: »Nennen Sie mir die Postleitzahl, und ich kann vorhersagen, was die Leute essen, trinken und fahren – sogar, was sie denken.«[11]

Reichs Besorgnis wegen des Schwindens nationaler Gemeinschaft hatte vor allem damit zu tun, dass es angemessene Ausgaben der Bundesregierung behinderte. Für ihn wie für Verfechter einer nationalen Gemeinschaft, wie Mario Cuomo es war, lag die Bedeutung der Gemeinschaft nicht darin, Bürger heranzuziehen, die für Selbstbestimmung gerüstet waren; es ging vielmehr darum, die Ethik des Teilens zu fördern, die ein großzügigerer Wohlfahrtsstaat erforderte. In dieser Hinsicht fügte sie sich in die Begriffe der herrschenden politischen Agenda.

Doch Reichs Darstellung der kommunalen Folgen von Ungleichheit beleuchtet einen Fehler im amerikanischen Leben, der sich auch auf die Chance der Selbstbestimmung erstreckt. Die Trennung der Wohlhabenden von der öffentlichen Sphäre schwächt nicht nur das gesellschaftliche Gewebe, das den Wohlfahrtsstaat unterstützt, sondern höhlt auch die Bürgertugenden in einem weiter gefassten Sinn aus. Die republikanische Tradition sah die Öffentlichkeit nicht nur als Ort der gemeinsamen Bestimmung, sondern auch als Schauplatz für zivilgesellschaftliche Bildung. So lag der öffentliche Charakter gemeinsamer Schulen nicht nur in deren Finanzierung, sondern auch in ihren Lehren; zumindest im Idealfall war sie ein Ort, an dem Kinder aller Klassen aufeinandertrafen und die Gewohnheiten demokratischer Bürgerschaft erlernten. Selbst städtische Parks und Spielplätze wurden einst nicht nur als Stätten der Erholung betrachtet, sondern auch als Orte für die Förderung bürgerlicher Identität, Nachbarschaft und Gemeinschaft.[12]

Während gutsituierte Amerikaner sich immer mehr aus der Abhängigkeit von öffentlichen Dienstleistungen freikaufen, verringern sich die zur zivilgesellschaftlichen Bildung vorhandenen Ressourcen des amerikanischen Lebens. Der Niedergang der öffentlichen Schulen in Städten ist wohl das auffälligste und zerstörerischste Beispiel dieses Trends. Ein weiteres ist die zunehmende Abhängigkeit von privaten Sicherheitsdiensten, eine der am schnellsten wachsenden Beschäftigungskategorien in den 1980er Jahren. Die Nachfrage nach Sicherheitspersonal in Einkaufszentren, Flughäfen und Gemeinschaften von Wohnungseigentümern war so groß, dass gegen 1990 die Zahl privater Wachleute landesweit die Zahl der öffentlichen Polizeibeamten überstieg.[13] »Die Nation legt tatsächlich weniger Wert darauf, die Kriminalität im Interesse aller – durch die Stellen öffentlich angestellter Polizisten – zu überwachen, und mehr Wert darauf, private Polizisten zu beschäftigen, die Sicherheitszonen für diejenigen gestalten, die für einen solchen Schutz bezahlen können.«[14] Selbst die Freizeit von Kindern ist diesen Kräften der Privatisierung unterworfen. Das neue Franchise-Gewerbe für Spielplätze »gegen Nutzungsgebühr« ist weit vom Geist der Spielplatzbewegung des progressiven Zeitalters entfernt. Für 4,95 Dollar pro Stunde und Kind können Eltern inzwischen ihre Kinder in privaten Spielzentren – oft in Einkaufszentren – abgeben. »Spielplätze sind schmutzig« erläutert ein Besitzer einer solchen gebührenpflichtigen Spielstätte. »Wir sind drinnen; bei uns ist alles gepolstert; Eltern können darauf vertrauen, dass ihr Kind sicher ist.«[15]

Bürgerliche Konservative haben größtenteils nicht zugegeben, dass Marktkräfte unter den Bedingungen von Ungleichheit diejenigen Aspekte des Gemeinschaftslebens abbauen, die Reich und Arm an öffentlichen Orten und Unternehmungen zusammenbringen. Vielen vorwiegend wegen der Verteilungsgerechtigkeit besorgten Liberalen sind die zivilgesellschaftlichen Folgen wachsender Ungleichheit ebenfalls entgangen. Eine auf den zivilgesellschaftlichen Strang der Freiheit achtende Politik könnte versuchen, »den Lebensbereich einzuschränken, in dem Geld eine Rolle spielt«, und die öffentlichen Orte stärken, an denen sich Menschen bei gemeinsamen Erfahrungen versammeln, und die Gewohnheiten der Bürgergesellschaft formen. Wie der Kommentator Mickey Kaus feststellte, würde sich eine derartige Politik weniger um die Einkommensverteilung als solche sorgen, sondern mehr »um den Wiederaufbau, die Bewahrung und Stärkung von Gemeinschaftseinrichtungen, in denen Einkommen keine Rolle spielt, und darum, deren Schädigung durch die Marktkräfte zu verhindern«. Sie würde »die Klassen mischenden« Einrichtungen wie öffentliche Schulen, Büchereien, Parks, Gemeindezentren, öffentlichen Nahverkehr und Wehrdienst fördern. Obwohl eine solche Politik auch von liberalen Befürwortern des Wohlfahrtsstaats unterstützt würde, wären Gewichtung und Rechtfertigung unterschiedlich. Ein eher zivilgesellschaftlich orientierter Liberalismus würde kommunale Maßnahmen weniger um der Verteilungsgerechtigkeit willen anstreben, als zugunsten der Festigung von Mitgliedschaft und der Bildung zivilgesellschaftlicher Identität bei Reichen wie bei Armen.[16]

Die Begründung für eine Wiederbelebung des zivilgesellschaftlichen Strangs der Freiheit liegt nicht darin, dass sie zu einer einvernehmlicheren Politik führen würde. Es gibt keinen Grund für die Annahme, dass eine auf republikanische Themen ausgerichtete Politik ein höheres Maß an Übereinstimmung hervorrufen würde als die gegenwärtige Politik. Wo die herrschende politische Agenda Uneinigkeit über die Bedeutung von Neutralität, Rechten und wahrhaft freier Entscheidung herausfordert, würde eine von zivilgesellschaftlichen Sorgen gelenkte Politik für Uneinigkeit über die Bedeutung der Tugenden und der Formen von Selbstbestimmung sorgen, die in unserer Zeit möglich sind. Manche würden die moralischen und religiösen Dimensionen von Bürgertugend betonen, während andere die Möglichkeiten hervorhöben, mit denen wirtschaftliche Regelungen und Machtstrukturen die Ausübung von Selbstbestimmung behindern oder fördern. Die als Reaktion auf diese Fragen aufkommenden politischen Spaltungen würden sich wahrscheinlich von denen unterscheiden, die die Debatte über den Wohlfahrtsstaat beherrschen. Doch es würde mit Sicherheit zu politischen Spaltungen kommen. Eine erfolgreiche Wiederbelebung republikanischer Politik würde unsere politischen Debatten nicht lösen – im besten Fall würden sie die politische Diskussion beleben, weil sie sich direkter mit den Hindernissen für die Selbstbestimmung in unserer Zeit befasst.


Globale Politik und spezielle Identitäten


Doch nehmen wir an, die zivilgesellschaftlichen Bestrebungen, die in der zeitgenössischen Politik fortbestehen, kämen stärker zu Wort und könnten die Begriffe der politischen Debatte erfolgreich umsteuern. Was dann? Wie stehen die Aussichten, dass eine wiederbelebte Politik den Verlust von Herrschaft und den Abbau von Gemeinschaft (sie bilden das Zentrum der Unzufriedenheit in der Demokratie) erleichtert? Selbst eine Politik, die einen substanziellen moralischen Diskurs aufnähme, anstatt ihn zu vermeiden, die sich um die zivilgesellschaftlichen Folgen ökonomischer Ungleichheit kümmerte und die vermittelnden Instanzen der Zivilgesellschaft stärkte, wäre mit einem beängstigenden Hindernis konfrontiert. Es handelt sich um die ungeheure Größenordnung, in der das moderne Wirtschaftsleben organisiert ist, und um die Schwierigkeit, die demokratische politische Autorität zu errichten, die zu seiner Beherrschung erforderlich ist.

Dieses Problem umfasst zwei miteinander verwandte Herausforderungen: Erstens müssen politische Institutionen entworfen werden, die imstande sind, die globalisierte Wirtschaft zu lenken. Zweitens müssen die zivilgesellschaftlichen Identitäten kultiviert werden, die zur Erhaltung dieser Institutionen notwendig sind, und sie mit der erforderlichen moralischen Autorität ausstatten. Es ist nicht offensichtlich, dass man diesen beiden Herausforderungen gerecht werden kann.

In einer Welt, in der Kapital und Waren, Information und Bilder, Umweltverschmutzung und Menschen mit beispielloser Leichtigkeit über nationale Grenzen hinwegfließen, muss Politik transnationale, wenn nicht globale Formen annehmen, um auch nur mithalten zu können. Sonst wird wirtschaftliche Macht ohne Kontrolle durch demokratisch bestätigte politische Macht agieren. Nationalstaaten, seit jeher die Träger der Selbstbestimmung, werden feststellen, dass sie immer weniger imstande sind, die Urteile und Werte ihrer Bürger bei den wirtschaftlichen Kräften durchzusetzen, die ihr Schicksal lenken. Die Entmachtung des Nationalstaats in Hinblick auf die globale Wirtschaft dürfte eine Quelle der Unzufriedenheit sein, die nicht nur die amerikanische Politik belastet, sondern auch andere Demokratien in aller Welt.

Falls aber der globale Charakter der Wirtschaft die Notwendigkeit transnationaler Regierungsformen nahelegt, bleibt zu prüfen, ob politische Entitäten dieser Art die Identifikation und Loyalität – die moralische und zivilgesellschaftliche Kultur – hervorrufen können, von der demokratische Autorität letztlich abhängt. Tatsächlich kann man aus gutem Grund bezweifeln, dass sie dazu imstande sind. Selbst Nationalstaaten fällt es – abgesehen von außerordentlichen Situationen wie einem Krieg – schwer, den zur Selbstbestimmung erforderlichen Gemeinsinn und zivilgesellschaftliches Engagement hervorzurufen. Politische Zusammenschlüsse, die größer sind als Nationen, und sich auf weniger kulturelle Traditionen und historische Erinnerungen berufen können, dürften die Aufgabe noch schwieriger finden, Gemeinsamkeit zu kultivieren.

Selbst der Europäischen Union, einem der erfolgreichsten Experimente supranationalen Regierens, fiel es schwer, eine gemeinsame europäische Identität zu pflegen, die ausreicht, ihre Mechanismen zur wirtschaftlichen und politischen Integration zu stützen. In den 1990er Jahren sorgten sich nachdenkliche Vertreter einer tieferen europäischen Integration um das »Demokratiedefizit«, das aufkommt, wenn statt gewählter Vertreter Fachkommissare und Beamte den größten Teil der EU-Angelegenheiten lenken. Eine derart »abgeschwächte politische Szene« verpasst laut Shirley Williams »den Ärger, die Leidenschaft, das Engagement und die Parteinahme, die das Lebenselixier der Politik sind«. Das führe zu einem »Europa der Geschäftsleute« statt zu einem »Europa der Bürger«. Der tschechische Präsident Václav Havel hob das Fehlen eines geteilten moralischen Ziels hervor: »Europa mangelt es heute an einem Ethos. … Es gibt in Europa keine echte Identifikation mit dem Sinn und der Bestimmung der Integration.« Er forderte paneuropäische Institutionen auf, »die Werte zu kultivieren, aus denen Geist und Ethos der europäischen Integration hervorgehen könnten«.[1]

Die Herausforderung für die Selbstbestimmung in der globalisierten Wirtschaft ähnelt in mancher Hinsicht dem Dilemma, dem sich die amerikanische Politik in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts gegenübersah. Damals wie heute gab es eine Lücke oder eine fehlende Übereinstimmung zwischen der Größenordnung des Wirtschaftslebens und den Begriffen, in denen die Menschen ihre Identität entwarfen, eine Lücke, die viele als verwirrend und entmündigend erlebten. Amerikaner, die lange daran gewöhnt waren, ihre Position aus kleinen Gemeinschaften abzuleiten, sahen sich plötzlich mit einer Wirtschaft von nationaler Größenordnung konfrontiert. Politische Institutionen, ungeeignet für ein Leben in einer nationalen Gesellschaft, hinkten hinterher. Damals wie heute überschwemmten neue Handels- und Kommunikationsformen die vertrauten politischen Grenzen und schufen Netzwerke gegenseitiger Abhängigkeit zwischen Menschen an fernen Orten. Doch die neue wechselseitige Abhängigkeit brachte keinen neuen Gemeinsinn mit sich. Wie Jane Addams festhielt, »führt die simple mechanische Tatsache der Interdependenz zu nichts«.[2]

Addams’ Erkenntnis trifft auch heute noch zu. Was zu ihrer Zeit Eisenbahnen, Telegrafendrähte und nationale Märkte waren, sind für uns Satellitenübertragungen, CNN, Cyberspace und globale Märkte – Werkzeuge, die Menschen an fernen Orten verbinden, ohne sie zwangsläufig zu Nachbarn oder Mitbürgern oder Teilnehmern an einer gemeinschaftlichen Unternehmung zu machen. Es ist keine technologische, sondern eine moralische und politische Angelegenheit, Kommunikationsnetzwerke und Interdependenz in ein bejahenswertes öffentliches Leben umzuwandeln.

Angesichts der Ähnlichkeit zwischen ihrem und unserem Dilemma ist es lehrreich, sich an die von ihnen verfolgte Lösung zu erinnern. In der Auseinandersetzung mit einer Wirtschaft, die demokratische Kontrolle herauszufordern drohte, versuchten Progressive wie Theodore Roosevelt und Herbert Croly und ihre Nachfolger des New Deal, die Kräfte des Nationalstaats zu steigern. Wenn die Demokratie überleben sollte, würde man der Konzentration von Wirtschaftsmacht durch eine vergleichbare Konzentration politischer Macht begegnen müssen. Diese Aufgabe umfasste jedoch mehr als die Zentralisierung des Staates; sie erforderte auch eine Nationalisierung der Politik. Die Urform der politischen Gemeinschaft musste in nationalem Maßstab neu geformt werden. Nur so konnten sie hoffen, die Lücke zu füllen, die zwischen der Größenordnung des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens und den Begriffen bestand, in denen die Menschen ihre Identität entwarfen. Nur ein starkes Gefühl nationaler Gemeinschaft konnte die ausgedehnten Verwicklungen einer modernen industriellen Ordnung moralisch und politisch garantieren. Croly schrieb: [Die] »Nationalisierung des politischen, wirtschaftlichen und sozialen Lebens in Amerika [war] eine vor allem bildende und aufklärende politische Umwandlung.« Amerika würde nur dann stärker zur Demokratie werden, wenn es »mehr zu einer Nation werden würde … in den Ideen, den Institutionen und in seiner Geisteshaltung«. [3]

Es ist reizvoll, sich vorzustellen, dass die Logik ihrer Lösung auf unsere Zeit übertragen werden könnte. Wenn man einer das Land übergreifenden Wirtschaft damit begegnen konnte, dass man den Nationalstaat stärkte und ein Gefühl der Nationalbürgerschaft kultivierte, kann man einer globalisierten Wirtschaft vielleicht dadurch begegnen, dass man die globale Steuerung stärkt und ein entsprechendes Gefühl globaler oder kosmopolitischer Bürgerschaft kultiviert.

In den 1990er Jahren formulierten international gestimmte Reformer diesen Impuls. Die Commission on Global Governance, eine Gruppe von achtundzwanzig politischen Persönlichkeiten aus aller Welt, veröffentlichte einen Bericht, der die Notwendigkeit hervorhob, internationale Institutionen zu stärken. Getrieben von starken technologischen und ökonomischen Mächten, nehme die wechselseitige Abhängigkeit global zu. Die politischen Strukturen der Welt hätten dabei jedoch nicht Schritt gehalten. Die Kommission forderte neue internationale Institutionen, die sich mit Wirtschafts- und Umweltfragen befassen sollten, eine »Volksversammlung«, die letztlich von der Weltbevölkerung gewählt werden könnte, einen Plan für internationale Besteuerung, die Aktivitäten der globalen Steuerung finanzieren sollte, und mehr Autorität für den Internationalen Gerichtshof. Der Kommission war die Notwendigkeit bewusst, eine diesem Vorhaben angemessene Ethik zu schaffen; sie forderte also auch dazu auf, sich zu bemühen, eine »globale Bürgerschaft zu fördern«, eine »breite Akzeptanz für eine globale zivilgesellschaftliche Ethik« anzuregen und eine »auf wirtschaftlichem Austausch und verbesserter Kommunikation beruhende globale Nachbarschaft in eine moralische Gemeinschaft zu verwandeln«.[4]

Andere Kommentatoren der 1990er Jahre erkannten in Umwelt-, Menschenrechts- und Frauenbewegungen das Aufkommen einer »globalen Zivilgesellschaft«, die als Gegengewicht zur Macht globalisierter Märkte und Medien dienen könnte. Der Politikwissenschaftler Richard Falk sah in solchen Bewegungen die Chance einer neuen »globalen Bürgerschaft … beruhend auf einer globalen oder die menschliche Spezies umfassenden Solidarität«. »Dieser Geist einer globalen Bürgerschaft ist fast vollständig vom Territorium abgelöst«, meinte er. Er habe nichts zu tun mit der Loyalität zu einer speziellen politischen Gemeinschaft auf der Ebene der Stadt oder des Staates, sondern strebe stattdessen nach dem Ideal einer »Weltgemeinschaft«. Im gleichen Geist sprach sich die Philosophin Martha Nussbaum für eine zivilgesellschaftliche Bildung aus, die kosmopolitische Bürgerschaft kultiviert. Da nationale Identität »eine moralisch belanglose Eigenschaft« sei, sollte Schülern beigebracht werden, dass sie »vor allem anderen zur Gemeinschaft der Menschen in aller Welt gehören«.[5]

Das kosmopolitische Ideal betont zu Recht die uns allen gemeinsame Menschlichkeit und lenkt unsere Aufmerksamkeit auf die moralischen Folgen, die sich daraus ergeben. Es bietet ein Korrektiv für den engstirnigen und manchmal mörderischen Chauvinismus, zu dem ethnische und nationale Identitäten absinken können. Es erinnert reiche Nationen daran, dass ihre Verpflichtungen gegenüber der Menschheit nicht an der Küste enden. Es könnte sogar Gründe nahelegen, sich um den Planeten zu kümmern, die über dessen Nutzung durch uns hinausgehen. All das macht aus dem kosmopolitischen Ideal eine attraktive Ethik, besonders jetzt, da der globale Aspekt des politischen Lebens Formen der Loyalität erfordert, die über Nationen hinausreichen.

Doch trotz dieser Verdienste ist das kosmopolitische Ideal unzulänglich – als moralisches Ideal ebenso wie als Philosophie des Öffentlichen für Selbstbestimmung in unserer Zeit. Die Vorstellung, universelle müssten den partikularen Identitäten stets vorausgehen, hat eine lange und vielfältige Geschichte. Kant verknüpfte Moral mit dem Respekt gegenüber Personen als vernünftige Wesen, ungeachtet ihrer speziellen Eigenschaften, und Marx bestimmte die Solidarität des Menschen mit seinen Artgenossen als deren höchste Form. Vielleicht die eindeutigste Festlegung der kosmopolitischen Ethik als moralisches Ideal stammt von Montesquieu, einem Philosophen der Aufklärung: »Wenn ich etwas wüsste, was mir nützen, meiner Familie aber schaden würde, würde ich es aus meinem Geist verbannen. Wenn ich etwas wüsste, was meiner Familie nützen, meinem Vaterland aber schaden würde, würde ich versuchen, es zu vergessen. Wenn ich etwas für mein Vaterland Nützliches wüsste, wodurch Europa Schaden leiden würde, oder etwas, was Europa nützen, aber dem Menschengeschlecht schaden würde, käme es mir als Verbrechen vor. … [Denn] ich bin mehr Mensch als Franzose, oder vielmehr … Ich bin notwendigerweise ein Mensch, während ich nur durch Zufall Franzose bin.«[6]

Wenn unsere allumfassenden Loyalitäten immer den Vorrang vor eher lokalen hätten, dann sollte die Unterscheidung zwischen Freunden und Fremden idealerweise überwunden sein. Unsere besondere Sorge für das Wohlergehen von Freunden würde zu einer Art Vorurteil, ein Maß für unsere Distanz von universeller menschlicher Sorge. Montesquieu schreckt vor dieser Folgerung nicht zurück. »Ein wahrhaft tugendhafter Mensch [sollte] … dem Unbekanntesten wie seinem engsten Freund Beistand leisten«, schreibt er. Er glaube, dass »die Menschen, wenn sie ganz und gar tugendhaft wären, keine Freunde hätten.«[7]

Es fällt schwer, sich eine Welt vorzustellen, in der die Menschen so tugendhaft wären, dass sie keine Freunde hätten, sondern nur eine allgemeine Neigung zur Freundlichkeit. Es wäre nicht nur schwierig, eine solche Welt herbeizuführen, sondern auch nur schwer als humane Welt anzuerkennen. Die Liebe zur Menschheit ist eine noble Empfindung, aber zumeist leben wir unser Leben in kleineren solidarischen Zusammenhängen. Das dürfte gewisse Grenzen der moralischen Sympathie widerspiegeln. Doch darin zeigt sich vor allem die Tatsache, dass wir die Menschheit nicht im Allgemeinen zu lieben lernen, sondern durch ihre speziellen Ausprägungen.

J.G. Herder, der deutsche Philosoph der Romantik, war einer der Ersten, die Unterschiede in Sprache, Kultur und nationaler Identität als unverwechselbare Ausformungen unserer Menschlichkeit anerkannten. Er spottete über den kosmopolitischen Bürger, dessen Hingabe an die Menschheit vollkommen abstrakt ist: »Der Wilde, der sich, der sein Weib und Kind mit ruhiger Freude liebt und für seinen Stamm wie für sein Leben mit beschränkter Wirksamkeit glüht«, sei »ein wahreres Wesen als jener gebildete Schatten, der für den Schatten seines ganzen Geschlechts […] in Liebe entzückt ist.« In der Praxis, schreibt Herder, sei es der Wilde in seiner armseligen Hütte, der den Fremden willkommen heiße. »Das verschwemmte Herz des müßigen Kosmopoliten ist eine Hütte für niemand.« Charles Dickens fing die Narretei des heimatlosen Kosmopoliten ebenfalls ein – in seiner Schilderung von Mrs. Jellyby, der Figur in Bleak House, die ihre Kinder beklagenswert vernachlässigt, während sie sich um karitative Angelegenheiten in Übersee kümmert. Sie war eine Frau »mit schönen Augen«, wie Dickens schreibt, »die immer in weite Ferne zu blicken schien, als ob sie … nichts Näheres als Afrika sehen …«.[8]

Die jeweiligen Gemeinschaften, die uns in der Welt vom Stadtviertel bis zur Nation verorten, als moralisch relevant zu bezeichnen, bedeutet nicht, dass wir Menschen als Menschen, als Mitmenschen, etwas schulden. Im besten Fall weisen lokale Gemeinschaften über sich hinaus auf weiter gespannte Horizonte moralischer Rücksicht, die den Horizont unserer gemeinsamen Menschlichkeit einschließen. Die kosmopolitische Ethik ist falsch – nicht, weil sie versichert, wir hätten gegenüber der Menschheit insgesamt gewisse Verpflichtungen, sondern weil sie darauf beharrt, dass die umfassenderen Gemeinschaften, in denen wir leben, immer den Vorrang vor den spezielleren haben müssen.

Der moralische Mangel der kosmopolitischen Ethik ist mit ihrem politischen Fehler verwandt. Denn obwohl die globale Wirtschaft universellere Formen politischer Identität verlangt, verstärkt sich der Sog des Speziellen selbst. Selbst wenn Nationen zu neuen Institutionen globaler Lenkung voranschreiten, sehen sie sich zunehmenden Forderungen ethnischer, religiöser und sprachlicher Gruppen nach verschiedenen Formen politischer Anerkennung und Selbstbestimmung gegenüber. Diese Forderungen werden teilweise durch die Auflösung der Imperien ausgelöst, in denen diese Gruppen zuvor aufgehoben waren – wie beispielsweise der Sowjetunion. Doch der zunehmende Drang, kommunalen Identitäten öffentlich Ausdruck zu geben, könnte auch ein Verlangen nach politischen Identitäten widerspiegeln, die imstande sind, Menschen in einer zunehmend von enorm großen und fernen Mächten beherrschten Welt einen Ort zu geben.

Für eine gewisse Zeit versprach der Nationalstaat die Antwort auf dieses Verlangen, eine Verknüpfung zwischen Identität und Selbstbestimmung bereitzustellen. Zumindest theoretisch war jeder Staat eine mehr oder weniger selbstgenügsame politische und wirtschaftliche Einheit. Sie brachte die kollektive Identität einer Bevölkerung zum Ausdruck, die durch gemeinsame Geschichte, Sprache oder Tradition definiert war. Der Nationalstaat forderte die Loyalität seiner Bürger mit der Begründung, seine Machtausübung drücke deren kollektive Identität aus.

In der Welt von heute verliert dieser Anspruch jedoch seine Macht. Die nationale Souveränität wird von oben her abgetragen – Ursache sind die Mobilität von Kapital, Waren und Information über Ländergrenzen hinweg, die Integration der weltweiten Finanzmärkte und der transnationale Charakter industrieller Produktion. Zugleich wird die nationale Souveränität von unten her in Frage gestellt, etwa durch die wieder aufflammenden Ambitionen nationaler Minderheiten nach Autonomie und Selbstverwaltung. Während ihre effektive Souveränität schwindet, verlieren Nationen allmählich ihre Kontrolle über die Loyalität ihrer Bürger. Bedrängt von den integrierenden Tendenzen der globalen Wirtschaft und den fragmentierenden Tendenzen der Gruppenidentitäten, sind Nationalstaaten immer weniger in der Lage, Identität und Selbstverwaltung zu verknüpfen. Selbst die mächtigsten Staaten können den Zwängen der globalen Wirtschaft nicht entkommen; selbst die kleinsten sind zu heterogen, als dass sie die gemeinsame Identität irgendeiner ethnischen, nationalen oder religiösen Gruppe umfassend zum Ausdruck bringen könnten, ohne andere zu unterdrücken, die mitten unter ihnen leben.

Dass der Versuch gelingt, die Demokratie durch eine Globalisierung der Bürgergesellschaft zu retten, so wie einst die Progressiven darum bemüht waren, die Demokratie durch die Nationalisierung zu retten, ist angesichts der Grenzen einer kosmopolitischen Politik eher unwahrscheinlich. Die Analogie zwischen dem Globalisierungsimpuls unserer Zeit und dem Nationalisierungsprojekt von damals reicht weit: Ohne länderübergreifende politische Institutionen können wir nicht hoffen, die globale Wirtschaft zu steuern, und wir können nicht erwarten, solche Institutionen aufrechtzuerhalten, ohne weiter ausgreifende zivilgesellschaftliche Identitäten zu kultivieren. Für die kosmopolitische Vision ist das der Augenblick der Wahrheit. Menschenrechtskonventionen, globale Umweltabkommen und Weltkörperschaften, die Handel, Finanzmärkte und wirtschaftliche Entwicklung lenken, gehören zu den Unternehmungen, deren öffentliche Unterstützung davon abhängen wird, dass ein stärkerer Sinn für das Engagement in einem gemeinsamen globalen Schicksal geweckt wird.

Doch die kosmopolitische Vision liegt falsch, wenn sie nahelegt, wir könnten Selbstbestimmung einfach dadurch wieder aufrichten, dass wir Souveränität und bürgerliches Engagement nach oben verschieben. Die Hoffnung auf Selbstbestimmung liegt nicht in der Verlagerung der Souveränität, sondern in ihrer breiten Verteilung. Die vielversprechendste Alternative zum souveränen Staat ist nicht die Weltgemeinschaft, die auf der Solidarität der Menschheit beruht, sondern eine Vielfalt von Gemeinschaften und politischen Körperschaften – manche mehr, manche weniger umfangreich als Nationen –, unter denen die Souveränität aufgeteilt ist. Der Nationalstaat muss nicht verschwinden, sondern nur seinen Anspruch aufgeben, alleinige Quelle souveräner Macht und einziges Objekt politischer Loyalität zu sein. Unterschiedliche Lebensbereiche würden durch verschiedene Formen politischer Zusammenschlüsse gelenkt, die unterschiedliche Aspekte unserer Identität aufgreifen. Nur eine Herrschaft, die Souveränität sowohl nach oben als auch nach unten verteilt, kann die zur Auseinandersetzung mit den globalen Marktkräften notwendige Macht aufbringen und mit der Differenzierung vereinen, die ein öffentliches Leben erfordert, das die durchdachte Loyalität seiner Bürger zu erwecken hofft.

Mancherorts könnte es zur Aufteilung von Souveränität gehören, subnationalen Gemeinschaften – etwa Katalanen und Kurden, Schotten und frankophonen Kanadiern – größere kulturelle und politische Autonomie zu gewähren, sogar dann, wenn man länderübergreifend Strukturen wie die EU stärkt und demokratisiert. Vielleicht würde man auch auf Formen der Regionalisierung und Subsidiarität entlang geographischer statt ethnischer und kultureller Linien zurückgreifen. Solche Lösungen dürften die Zwistigkeiten verringern, die auftreten, wenn die staatliche Souveränität eine Sache von Alles-oder-nichts ist, absolut und unteilbar, und die einzig bedeutsame Form von Selbstbestimmung.

In den USA, die nie ein Nationalstaat im europäischen Sinn waren, könnten um sich greifende Orte politischen Engagements eine andere Form annehmen. Amerika wurde aus der Überzeugung geboren, dass Souveränität nicht an einem einzelnen Ort zu Hause sein muss. Von Anfang an verteilte die Verfassung die Macht auf Bereiche und Ebenen des Staates. Im Lauf der Zeit haben jedoch auch wir Souveränität und Bürgerschaft nach oben in Richtung Nation gedrängt.

Die Nationalisierung des politischen Lebens in Amerika geschah vor allem als Reaktion auf den Industriekapitalismus. Die Konsolidierung wirtschaftlicher Macht rief die Konsolidierung der politischen Macht hervor. Heutige Konservative, die den »starken Staat« schmähen, nehmen diese Tatsache oft nicht zur Kenntnis. Sie gehen fälschlicherweise davon aus, dass man die Macht der nationalen Regierung zurückzufahren habe, was den Einzelnen die Freiheit zurückgäbe, ihre eigenen Ziele zu verfolgen, anstatt sie der Gnade wirtschaftlicher Kräfte zu überlassen, die sich ihrer Kontrolle entziehen.

Konservative Klagen über den starken Staat finden Resonanz beim Volk, wenn auch nicht aus den Gründen, die Konservative vorbringen. Der amerikanische Wohlfahrtsstaat ist politisch anfällig, weil er nicht auf einem Gefühl nationaler Gemeinschaft beruht, das diesem Zweck angemessen ist. Das Projekt der Nationalisierung, das sich von der progressiven Ära über den New Deal bis zur Great Society entfaltete, war nur teilweise erfolgreich. Es konnte eine starke nationale Regierung erschaffen, scheiterte aber daran, eine gemeinsame nationale Identität zu kultivieren. Als der Wohlfahrtsstaat aufkam, bezog er sich weniger auf eine Ethik sozialer Solidarität und wechselseitiger Verpflichtung, sondern eher auf eine Ethik fairer Verfahren und individueller Rechte. Doch der Liberalismus der prozeduralen Republik erwies sich als unzureichender Ersatz für das starke Gefühl bürgerschaftlichen Zusammenhalts, das der Wohlfahrtsstaat erfordert.

Wenn schon die Nation nicht mehr als eine minimale Gemeinsamkeit aufbieten kann, ist es unwahrscheinlich, dass die globale Gemeinschaft das besser kann, zumindest nicht von sich aus. Aussichtsreichere Basis für eine demokratische Politik, die über Nationen hinausreicht, ist ein revitalisiertes zivilgesellschaftliches Leben, genährt von den eher speziellen Gemeinschaften, in denen wir leben. Im Zeitalter von Handelsabkommen wie NAFTA spielt die Politik der Nachbarschaften keine kleinere, sondern eine größere Rolle. Die Menschen werden großen, fernen Einheiten, wie wichtig sie auch sein mögen, keine Loyalität schwören, solange diese Institutionen nicht irgendwie mit politischen Einrichtungen verbunden sind, in denen sich die Identität der Teilnehmer spiegelt.

Deshalb sollten wir uns die nicht verwirklichten Möglichkeiten ansehen, die im amerikanischen Föderalismus enthalten sind. Üblicherweise stellen wir uns Föderalismus als eine Verfassungslehre vor, die, einst eingeschlafen, von Konservativen jüngst wiederbelebt worden ist. Diese wollten die Macht von der Bundesregierung auf die Bundesstaaten verlagern. Doch der Föderalismus ist mehr als eine Theorie innerstaatlicher Beziehungen. Er steht auch für eine politische Vision, die eine Alternative bietet zum staatlichen Souverän und den eindeutigen politischen Identitäten, die solche Staaten fordern. Er legt nahe, dass Selbstbestimmung am besten funktioniert, wenn die Souveränität aufgeteilt und die Bürgergesellschaft sich um viele Orte zivilgesellschaftlichen Engagements herum ausgestaltet. Dieser Aspekt des Föderalismus verweist auf die pluralistische Version republikanischer Politik. Er liefert genau die Differenzierung, die Tocquevilles republikanische Sicht von der Rousseaus trennt und das Bildungsprojekt davor bewahrt, in Zwang abzugleiten.

Rousseau entwarf die politische Gemeinschaft als undifferenziertes Ganzes und bestand so darauf, dass Bürger sich dem allgemeinen Willen anpassen. Tocqueville betonte die republikanischen Vorteile politischer Körperschaften, die zwischen dem Individuum und dem Staat vermitteln, wie beispielsweise Städte. »Der Einwohner Neuenglands fühlt sich mit seiner Gemeinde verbunden, weil sie stark und unabhängig ist«, schrieb er. »Er kümmert sich um sie, weil er zur Lenkung ihrer Geschäfte beiträgt; er befasst sich mit allen Ereignissen des Gemeindelebens; in diesem begrenzten, ihm zugänglichen Umkreis beginnt er die Gesellschaft zu regieren; er gewöhnt sich an die Formen, ohne die die Freiheit nur durch Revolutionen fortschreitet; er lässt sich von ihrem Geist durchdringen; er gewöhnt sich an die Ordnung, er versteht das Ineinandergreifen der Befugnisse, und endlich eignet er sich klare und praktische Gedanken an über das Wesen seiner Pflichten und über das Maß seiner Rechte.« Die Ausübung der Selbstbestimmung in kleinen Bereichen, stellte Tocqueville fest, zwinge die Bürger außerdem in größere Sphären politischer Aktivitäten.[9]

Jefferson setzte sich für eine ähnliche Vision ein, als er sich spät im Leben sorgte, dass die Verfassung keine angemessene Regelung für die Kultivierung bürgerlicher Tugend vorsehe. Sogar die Bundesstaaten und was das angeht, auch die Landkreise, seien zu weit entfernt, als dass sie die zivilgesellschaftlichen Energien und die Zuneigung der Menschen wecken könnten. Um den republikanischen Geist »zu nähren und zu bewahren«, schlug Jefferson vor, die Landkreise in kleinere Stationen (»Wards«) aufzuteilen – lokale, sich selbst verwaltende Einheiten, die eine direkte politische Teilhabe ermöglichten. Dieses System würde »jeden Bürger zu einem aktiven Mitglied der Regierung machen« und ihn so »mit seinen stärksten Gefühlen an die Unabhängigkeit seines Landes und seiner republikanischen Verfassung binden«. Die »Auf- und Unterteilung von Pflichten« auf Republiken des Landes, der Bundesstaaten, der Landkreise und der »Wards« sei nicht nur eine Möglichkeit, Machtmissbrauch zu vermeiden. Für Jefferson war sie auch eine Möglichkeit, das Ganze zu festigen, weil jedem Bürger eine Rolle in öffentlichen Angelegenheiten gegeben wurde.[10]

Jeffersons System wurde nie eingeführt, und bei der von Tocqueville bewunderten Stadtgemeinde New Englands sind Macht und zivilgesellschaftliche Bedeutung verblasst. Doch die politische Erkenntnis, die ihrem Föderalismus zugrunde liegt, bleibt bis heute relevant. Es handelt sich um die Einsicht, dass eine wachsende Zahl von Orten mit zivilgesellschaftlicher Aktivität und politischer Macht der Selbstbestimmung dienen können, indem sie Tugenden kultivieren, Bürger für die Selbstverwaltung ertüchtigen und Loyalitäten gegenüber größeren politischen Gesamtheiten schaffen. Wenn lokale Verwaltung und gemeindliche Einrichtungen keine angemessenen Schauplätze für eine republikanische Bürgergesellschaft sind, müssen wir solche öffentlichen Orte suchen, die vielleicht inmitten der Institutionen der Zivilgesellschaft zu finden sind – in Schulen und Arbeitsstätten, Kirchen und Synagogen, Gewerkschaften und sozialen Bewegungen.

Öffentliche Orte dieser Art waren unabdingbar für den besten Ausdruck republikanischer Politik in unserer Zeit – die Bürgerrechtsbewegung von der Mitte der 1950er bis zur Mitte der 1960er Jahre. Im Rückblick wird der republikanische Charakter der Bürgerrechtsbewegung eher verdeckt. Sie entwickelte sich genau zu der Zeit, in der die prozedurale Republik Form annahm. Das führte unter anderem dazu, dass Amerikaner die Lektionen der Bewegung durch die Brille des zeitgenössischen Liberalismus erlebten: Bei den Bürgerrechten ging es demnach um Nichtdiskriminierung und Gleichheit vor dem Gesetz, um die Verteidigung der Rechte des Einzelnen gegenüber den Vorurteilen lokaler Gemeinschaften, um den Respekt gegenüber Menschen als Menschen – ungeachtet ihrer race, Religion oder anderer spezieller Eigenschaften. Integriert man die Bürgerrechtsbewegung in den Liberalismus der prozeduralen Republik, entgeht einem ihre wichtigste Lektion für unsere Zeit. Die Bewegung war mehr als ein Mittel für gleiche Rechte – sie war selbst ein Aspekt der Ermächtigung, ein Beispiel für den zivilgesellschaftlichen Strang der Freiheit. Die Gesetze, die die rassistische Trennung für öffentliche Einrichtungen aufhoben und das Stimmrecht für Afroamerikaner sicherstellten, dienten der Freiheit im voluntaristischen Sinn – der Freiheit, die eigenen Ziele und Zwecke selbst zu wählen. Doch der Kampf, mit dem diese Rechte errungen wurden, zeigte eine höhere, republikanische Freiheit – die Freiheit, die darin besteht, kollektiv zu handeln, um die Welt des Öffentlichen zu gestalten.[11]

Die Bürgerrechtsbewegung strebte nicht nur eine Reform von Gesetzen an; sie betrieb auch ein Bildungsprojekt, indem sie auf die moralische und zivilgesellschaftliche »Umwandlung des ganzen Volkes« abzielte. Martin Luther King Jr. erklärte dazu: »Als der Rechtsstreit die einzige Form der Aktivität war, nahm der normale N****als passiver Zuschauer daran teil. Sein Interesse wurde erregt, aber seine Energien blieben ungenutzt. Massenaufmärsche verwandelten den gewöhnlichen Mann in einen Starschauspieler … Der N****war nicht mehr Objekt der Veränderung; er war das aktive Organ der Veränderung.«[12]

Der Bildungsaspekt republikanischer Politik erfordert öffentliche Räume, die Bürger zusammenbringen und sie in die Lage versetzen, ihre Verhältnisse zu interpretieren sowie Solidarität und zivilgesellschaftliches Engagement zu pflegen. Für die Bürgerrechtsbewegung wurden diese öffentlichen Räume durch die Kirchen der Schwarzen im Süden bereitgestellt. Dies waren die Orte der Massenversammlungen, der zivilgesellschaftlichen Bildung, des Gebets und der Lieder, die Schwarzen das Rüstzeug lieferten, sich den Boykotten und den Märschen der Bewegung anzuschließen.[13]

Üblicherweise denken wir, die Bürgerrechtsbewegung hätte ihre Erfüllung in den Bürgerrechten und den vom Kongress verabschiedeten Gesetzen zum Wahlrecht gefunden. Doch die Nation hätte nie ohne eine Bewegung gehandelt, deren Wurzeln in jeweils bestimmten Identitäten und Orten lagen. Zudem bot die Bewegung eine Vision der republikanischen Bürgergesellschaft, die über das Wahlrecht hinausging. Nachdem das Gesetz zum Wahlrecht errungen war, hoffte King auf ein öffentliches Leben, das die in der Bürgerrechtsbewegung präsenten Andeutungen republikanischer Freiheit am besten verwirklichen könnte: »Wie sollen wir die Ghettos in eine große Schule verwandeln? Wie sollen wir jede Straßenecke zu einem Forum machen … aus jedem Hausangestellten und jedem Arbeiter einen Demonstranten, einen Wähler, einen Werber und einen Studierenden? Die Achtung, die sie in ihrer Stellung vielleicht nicht finden, wartet auf sie in der politischen und sozialen Betätigung.«[14]


Jenseits der Staatssouveränität und des souveränen Selbst


Die globalen Medien und Märkte, die unser Leben gestalten, locken uns in eine Welt jenseits von Grenzen und Zugehörigkeiten. Doch die zivilgesellschaftlichen Ressourcen, die wir brauchen, um diese Kräfte beherrschen oder zumindest mit ihnen zurechtkommen zu können, finden sich immer noch in den Orten und Geschichten, Erinnerungen und Bedeutungen, Ereignissen und Identitäten, die uns in der Welt verorten und unseren Leben ihre moralische Einzigartigkeit geben.

Die Philosophie des Öffentlichen, nach der wir leben, lädt uns ein, diese Zuordnungen auszuklammern, sie für politische Zwecke beiseitezustellen und unsere politischen Debatten zu führen, ohne uns auf sie zu beziehen. Doch eine prozedurale Republik, die moralische und religiöse Auseinandersetzungen aus dem politischen Diskurs verbannt, führt zu einem verarmten Leben der Zivilgesellschaft. Außerdem hat sie keine Antwort auf das Streben nach Selbstbestimmung; ihr Bild vom Bürger als freie und unabhängige Person, unbelastet durch moralische oder bürgerliche Bindungen, die sie nicht gewählt hat, kann den Geist des Öffentlichen, der uns für die Selbstverwaltung rüstet, nicht aufrechterhalten.

Seit den Tagen von Aristoteles’ Polis hat die republikanische Tradition die Selbstbestimmung als eine Aktivität betrachtet, die an einem bestimmten Ort verwurzelt ist und von Bürgern getragen wird, die loyal sind gegenüber diesem Ort und der in ihm verkörperten Lebensweise. Heute dagegen erfordert Selbstbestimmung eine Politik, die sich in einer Vielfalt von Schauplätzen abspielt – von Stadtvierteln über Nationen bis zur ganzen Welt. Diese Politik braucht Bürger, die als vielfach verortete Individuen denken und handeln. Die für unsere Zeit charakteristische bürgerliche Tugend besteht in der Fähigkeit, unseren Weg zwischen den manchmal überlappenden, manchmal widerstreitenden Verpflichtungen auszuhandeln, die uns fordern, und mit der Spannung zu leben, die aus vielfältigen Loyalitäten erwachsen. Diese Fähigkeit ist schwer aufrechtzuerhalten, denn es ist einfacher, mit der Pluralität zwischen Menschen zu leben, als mittendrin.

Die republikanische Tradition erinnert uns daran, dass jeder Tugend eine charakteristische Form von Zersetzung oder Verfall entspricht. Wo staatsbürgerliche Tugend darin besteht, die komplexen Identitäten moderner Persönlichkeiten zusammenzuhalten, ist sie anfällig für zwei Arten von Verfall. Eine liegt in der Neigung zu Fundamentalismus – es ist die Reaktion derer, die diese mit geteilter Souveränität und mehrfach belasteten Charakteren verbundene Mehrdeutigkeit nicht aushalten können. In dem Maß, in dem zeitgenössische Politik souveräne Staaten und souveräne Individuen in Frage stellt, ist es wahrscheinlich, dass sie Reaktionen auf Seiten derer provoziert, die Mehrdeutigkeit verbieten, Grenzen schließen und die Unterscheidung zwischen Insidern und Outsidern verschärfen wollen und die eine Politik fordern, die »unsere Kultur und unser Land zurückholt«, um mit aller Macht unsere »Souveränität wiederherzustellen«.[1]

Die zweite Verfallserscheinung, für die mehrfach belastete Bürger anfällig sind, ist die Tendenz zu formlosen, wandelbaren Individuen ohne eigene Geschichten, unfähig, die verschiedenen Stränge ihrer Identität zu einem kohärenten Ganzen zu verweben. Politische Gemeinschaft hängt von den Narrativen ab, durch die Menschen ihre Verhältnisse mit Sinn versehen und das mit den anderen geteilte gemeinsame Leben interpretieren. Im besten Fall handelt politische Beratung nicht nur von konkurrierenden Politikansätzen, sondern auch von konkurrierenden Deutungen des Charakters einer Gemeinschaft, ihrer Ziele und Zwecke. Eine Politik, die die Quellen und Orte der Bürgerschaft vervielfältigt, macht das Projekt der Deutung komplizierter. In einer Zeit, in der die narrativen Ressourcen des zivilgesellschaftlichen Lebens bereits stark beansprucht sind – was die Schlagwortschnipsel, Nebensächlichkeiten und zusammenhanglosen Bilder unserer medienübersättigten Kultur bezeugen –, wird es immer schwieriger, die Geschichten zu erzählen, die unser Leben strukturieren. Es wächst die Gefahr, dass wir individuell und kollektiv in einen zerstückelten Zustand ohne Geschichten abrutschen. Der Verlust der Fähigkeit zu Narrativen würde am Ende zur endgültigen Entmachtung des menschlichen Subjekts führen, denn ohne ein Narrativ gibt es keine Kontinuität zwischen Gegenwart und Vergangenheit und deshalb keine Verantwortung und somit keine Möglichkeit, gemeinsam zu handeln, um uns selbst zu regieren.

Da Menschen Geschichten erzählende Wesen sind, sind wir verpflichtet, gegen den Trend zur Geschichtslosigkeit aufzubegehren. Es gibt jedoch keine Garantie dafür, dass die Rebellionen eine heilsame Form annehmen. In ihrem Hunger nach Geschichten werden manche in die seichte, nachempfundene Kost der Bekenntnis-Talkshows, Promi-Skandale und Sensationsprozesse hineingezogen. Andere werden im Fundamentalismus Zuflucht suchen. Die Hoffnung unserer Zeit beruht hingegen auf denen, die die Überzeugung und Zurückhaltung aufbringen können, unseren Verhältnissen einen Sinn zu geben und das zivilgesellschaftliche Leben zu reparieren, von dem Demokratie abhängt.


Epilog
Was falsch lief: Kapitalismus und Demokratie seit den 1990er Jahren


Kapitalismus und Demokratie haben lange in einer angespannten Koexistenz gelebt. Der Kapitalismus strebt danach, produktive Tätigkeit für privaten Gewinn zu organisieren; die Demokratie strebt an, Bürger zu gemeinschaftlicher Selbstverwaltung zu ermächtigen. Die politische Ökonomie der Demokratie war von Beginn an ein Versuch, diese beiden Konzepte zu vereinen. Zu verschiedenen Zeiten und mit unterschiedlichen Ansätzen wurde versucht, Kapitalisten davon abzuhalten, politische Herrschaft auszuüben und der kapitalistischen Tendenz zu widerstehen, Arbeitskräfte auszubeuten und deren Fähigkeiten als Bürger zu mindern.

Die Anhänger Jeffersons befürchteten, dass das Leben in großen Fabriken die solide zivilgesellschaftliche Ethik schädigen würde, die sie mit dem freien Bauerntum verbanden. Die Republikaner der Arbeiterbewegung des mittleren 19. Jahrhunderts sahen Lohnarbeit als Antithese zur Freiheit; würde jemand sein ganzes Leben lang für einen Arbeitgeber tätig sein, wäre es ihm unmöglich, die Unabhängigkeit des Urteilens und des Denkens zu kultivieren, die für eine demokratische Bürgerschaft notwendig sind. Die Abolitionisten schimpften gegen das erste große Geschäftsmodell Amerikas, die ultimative kapitalistische Sünde – eine Baumwollindustrie, die darauf beruhte, dass versklavte Afroamerikaner brutal zur Handelsware gemacht wurden. Die Knights of Labor forderten gegen Ende des 19. Jahrhunderts, Eisenbahnen, Telegraf und Telefon als Alternative zur Monopolmacht in öffentlichem Eigentum zu betreiben, und sie bemühten sich um Leseräume in Fabriken, damit Arbeiter sich über öffentliche Angelegenheiten informieren konnten. Zur Jahrhundertwende verlangte die Anti-Kartellbewegung, die konzentrierte wirtschaftliche Macht zu zerschlagen. In den 1930er Jahren wurden den Banken im Zuge des New Deal Regeln auferlegt; dazu wurden Gesetze erlassen, die es Arbeitern ermöglichten, kollektiv zu verhandeln und am Arbeitsplatz mitzureden.

In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg geriet die politische Ökonomie der Staatsbürgerschaft in den Hintergrund – sie wurde ersetzt durch eine politische Ökonomie des Wirtschaftswachstums und der Verteilungsgerechtigkeit. Liberale und Konservative diskutierten, welche Politik für Wirtschaftswachstum sorgen würde und wie die Früchte des Wohlstands verteilt werden sollten. Doch wenige stellten die Annahme in Frage, dass Konsum der einzige Zweck wirtschaftlicher Aktivität sei; die Vorstellung, dass die Wirtschaft dem Projekt der Selbstbestimmung dienen sollte, verschwand aus der politischen Debatte.

Dass man die Wirtschaft in konsumorientierten statt in zivilgesellschaftlichen Begriffen sah, spiegelte eine Überzeugung wider, die außerhalb der Wirtschaft lag. In ihr drückte sich ein bestimmter Freiheitsbegriff aus. Dieser Konzeption zufolge besteht Freiheit darin, meine eigenen Interessen und Ziele zu verfolgen, welche das auch sein mögen, soweit sie mit einer ähnlichen Freiheit für andere vereinbar sind. Dieses individualistische Konzept widerspricht der zivilgesellschaftlichen republikanischen Idee, wonach Freiheit bedeutet, an gemeinsamer Selbstverwaltung teilzuhaben und bei der Gestaltung der Mächte, die unser Leben beherrschen, mitreden zu können.

In der ersten Ausgabe dieses Buches meinte ich, die zivilgesellschaftliche Vorstellung von Freiheit und die politische Ökonomie der Bürgerschaft aufzugeben sei Symbol eines Verlusts, einer Entwertung amerikanischer Ideale. Die konsumorientierte Vorstellung von Freiheit sorge für ein reduziertes Verständnis dessen, was der Status des Staatsbürgers bedeutet. Dieser Verlust fördere die Idee, Demokratie sei Wirtschaft mit anderen Mitteln, eine Art Zusammenstellung individueller Vorlieben – anstatt über Gerechtigkeit und das Gemeinwohl zu beraten. Die Unzufriedenheit, von der die Demokratie Amerikas in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts heimgesucht wurde, spiegelte diesen geringeren Anspruch wider; die konsumorientierte Idee der Freiheit leistete einem wachsenden Gefühl von Entmachtung Vorschub und schaffte es nicht, das Gefühl der Zugehörigkeit und des staatsbürgerlichen Engagements zu wecken, das die Selbstverwaltung erfordert.

Seitdem hat sich viel verändert. Innerhalb der ersten zwei Jahrzehnte des 21. Jahrhunderts ist die Unzufriedenheit intensiver, der Verlust sozialen Zusammenhalts durchgreifender und das Gefühl der Entmachtung ausgeprägter geworden. Die zivilgesellschaftlichen Probleme der 1980er und der frühen 1990er Jahre verblassen im Vergleich zu denen, mit denen wir heute konfrontiert werden. Der Hass und der Unmut, die Donald Trump 2016 zum Wahlsieg verhalfen und die weiterhin einen Schatten auf die amerikanische Demokratie werfen, hatten sich über mehrere Jahrzehnte hinweg herausgebildet. Jeder Versuch, sich eine für unsere Zeit relevante politische Ökonomie der Bürgergesellschaft vorzustellen, hängt von einer Diagnose dessen ab, was in den letzten Jahrzehnten schiefgelaufen ist, während beide politischen Parteien allmählich eine neue Version des Kapitalismus übernahmen und umsetzten – diese brachte stetig wachsende Ungleichheiten und eine toxische Politik mit sich.

Diese Version des Kapitalismus ist mehr als eine ökonomische Doktrin – sie besteht aus drei Aggregaten voneinander wechselseitig verstärkenden Praktiken und Überzeugungen: Globalisierung, Finanzmarkt-Kapitalismus und Leistungsgesellschaft. Der durch diese Praktiken definierte Kapitalismus war weit entfernt von der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft. Doch er verabschiedete sich auch von der politischen Ökonomie des Wachstums und der Verteilungsgerechtigkeit, die in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg vorgeherrscht hatte. Der unternehmensorientierte Industriekapitalismus der 1940er bis 1970er Jahre operierte vorwiegend im nationalstaatlichen Bereich. Der neue Kapitalismus war globalisiert und vom Finanzwesen angetrieben.


Globalisierung


Der Fall der Berliner Mauer 1989 und der Zusammenbruch der Sowjetunion zwei Jahre später hatten starken Einfluss auf die politische und wirtschaftliche Vorstellungskraft der westlichen Demokratien. Die Wende wurde als Rechtfertigung des liberalen Kapitalismus verkündet, dem scheinbar einzigen übrig gebliebenen System. Sie bot auch eine attraktive Metapher für den vom Finanzwesen getriebenen globalen Kapitalismus, der sich auszubreiten begann: eine Welt ohne Mauern.

Das Zeitalter der Globalisierung war eine aufregende Zeit des Siegesrausches. Politische Führer und Kommentatoren der 1990er Jahre feierten den Fluss von Waren, Menschen und Kapital über Ländergrenzen hinweg – nicht nur, weil er Wohlstand versprach, sondern auch eine offene, tolerante und kosmopolitische Alternative zu der beschränkten, ortsgebundenen politischen Ökonomie der Vergangenheit bot. »Eine Welt ohne Mauern« wurde zu einem bekannten, hochgestimmten Euphemismus für eine Wirtschaft, in der nationale Loyalitäten eine kleinere Rolle spielten, während der entfesselte Fluss von Waren und Kapital wichtiger war.

Wenn jemand einwandte, die neuen, fließenden Verhältnisse ermöglichten es den Unternehmen, Arbeitsplätze in Niedriglohnländer mit geringem Umwelt- und Arbeitsschutz auszulagern, oder die Bewegungen von Kapital zwischen Ländern per Mausklick könnten destabilisierende Finanzkrisen auslösen, entgegneten die Fürsprecher, die Globalisierung sei unvermeidlich – eine Naturgegebenheit jenseits von Politik. Die britische Premierministerin Margaret Thatcher verteidigte die Härten des freien Marktkapitalismus in den 1980er Jahren häufig mit den Worten: »Es gibt keine Alternative.« Mitte-Links-Politiker der 90er Jahre wiederholten diese Behauptung von einer Unvermeidlichkeit. »Die Globalisierung ist nichts, was wir fernhalten oder abschalten können«, erklärte Bill Clinton. »Sie ist das wirtschaftliche Äquivalent einer Naturkraft wie Wind oder Wasser.« Für Clintons Entsprechung im Vereinigten Königreich, den Labour-Premierminister Tony Blair, war die Globalisierung so unwandelbar wie die Abfolge der Jahreszeiten. »Ich höre, wie Leute sagen, wir müssten die Globalisierung stoppen und darüber diskutieren«, trug er vor. »Man könnte ebenso gut darüber diskutieren, ob auf den Sommer der Herbst folgen sollte.«[1]

Obwohl die Globalisierung von ihren Fürsprechern als Macht geschildert wurde, die menschlicher Kontrolle entzogen sei, erforderte sie, dass die Staaten eine umfangreiche Liste von strittigen wirtschaftspolitischen Richtlinien verabschiedeten – Regeln, die der Ideologie freier Märkte aus den Reagan-Thatcher-Jahren verblüffend ähnlich waren. Wie Thomas L. Friedman, ein Kolumnist der New York Times und Autor, erklärte, lief diese Politik auf eine »goldene Zwangsjacke« hinaus, die jetzt jedes Land zu tragen hatte, wenn es in der neuen Ökonomie zu gedeihen hoffte – ungeachtet seiner Kultur und Traditionen.[2] Er zählte die geforderten politischen Maßnahmen auf:

Der private Sektor soll zum wichtigsten Antrieb wirtschaftlichen Wachstums werden; dazu kommen niedrige Inflationsrate und Preisstabilität, ein Abbau der jeweiligen staatlichen Bürokratie, die Einhaltung eines möglichst ausgeglichenen Haushalts oder gar eines Überschusses, Abschaffung und Senkung von Zöllen auf importierte Waren, Aufhebung der Einschränkungen für ausländische Investitionen, Abschaffung von Quoten und Binnen-Monopolen, Steigerung der Exporte, Privatisierung von Firmen und Versorgungsunternehmen im Staatsbesitz, Deregulierung der Kapitalmärkte, Herstellung der Währungskonvertibilität, Öffnung von Industriebranchen, Aktien- und Anleihemärkten für unmittelbaren ausländischen Besitz, Deregulierung der Wirtschaft, um möglichst viel Binnenkonkurrenz zu fördern, möglichst weitgehende Beendigung von staatlicher Korruption sowie Subventionen und Schmiergeldern, Öffnung des Banken- und Telekommunikationssystems für privates Eigentum und Wettbewerb sowie die Möglichkeit, dass Bürger frei aus einer Palette konkurrierender Rentenoptionen und von Ausländern angebotenen Pensionsfonds wählen können. Näht man all diese Stücke zusammen, erhält man die Goldene Zwangsjacke.[3]

Kaum jemand dürfte ein Problem damit haben, die Korruption loszuwerden. Doch alle anderen politischen Rezepte dieser Liste sind zumindest diskussionswürdig. Und doch ließ die Goldene Zwangsjacke, wie Friedman einräumte, wenig Raum für eine demokratische Debatte über wirtschaftliche Regelungen. Golden war sie, weil sie Wirtschaftswachstum versprach; eine Zwangsjacke war sie, weil sie den Spielraum für demokratische Politik radikal einengte. Gewählte Funktionsträger hatten kaum eine andere Wahl, als sich ihren Imperativen zu fügen. »Aus diesem Grund ist es heute immer schwieriger geworden, in Ländern, welche die Goldene Zwangsjacke angezogen haben, irgendwelche realen Unterschiede zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien zu finden. Sobald ein Land sie anlegt, werden seine politischen Wahlmöglichkeiten auf Pepsi- oder Coca-Cola reduziert.«[4]

Wer setzte diese scheinbar apolitischen Einschränkungen durch, zu deren Befolgung sich Präsidenten und Premierminister in den 1990er Jahren gezwungen sahen? Friedmans Antwort: »Die elektronische Herde«, eine Versammlung anonymer, »durch Bildschirme und Netzwerke verbundener Aktien-, Anleihe- und Währungshändler und multinationaler Investoren« in New York, London, Frankfurt und Tokio, die Geld in Sekundenschnelle in Länder und Unternehmen hinein- und wieder hinausbewegten. Länder, die es nicht schafften, sich den Imperativen des neuen globalen Kapitalismus zu unterwerfen, verloren das Vertrauen von Investoren, was das Kapital veranlasste, an willfährigere Orte zu flüchten. Selbst die mächtigsten Länder mussten nun die Finanzmärkte umgarnen und beruhigen, wenn sie die ausländischen Investitionen zu gewinnen und zu halten hofften, die sie zum Aufbau ihrer Wirtschaft brauchten.[5]

Die Präsidentschaft Clintons zeigte, wie diese Sicht der Globalisierung sich in der Praxis auswirkte. Während seines Wahlkampfs 1992 hatte Clinton versprochen, die Wirtschaft anzukurbeln und ein ehrgeiziges Programm öffentlicher Investitionen – für Berufsfortbildung, Ausbildung und Infrastruktur – sowie eine Reform der Gesundheitsfürsorge und eine Steuersenkung für die Mittelklasse zu beschließen. Doch die maßgeblichen fortschrittlichen Ziele seiner Kampagne wichen bald der wahrgenommenen Notwendigkeit, den Marktkräften zu gehorchen.

Nach seinem Amtsantritt erfuhr Clinton, dass das während der Regierungsjahre von Reagan und Bush aufgelaufene Haushaltsdefizit des Bundes größer war als erwartet. Obwohl seine wichtigsten politischen Berater auf Anreize und öffentliche Investitionen drängten, um die Wirtschaft zu stärken und der Mittelklasse zu helfen, sprachen sich seine Wirtschaftsberater, die vorwiegend an der Wall Street und aus dem Washingtoner Establishment rekrutiert worden waren, stattdessen dafür aus, das Defizit zu verringern. Das bedeutete, die Ausgaben zu zügeln und die Steuern zu erhöhen. Würde man das Vertrauen der Finanzmärkte gewinnen, würde das, wie sie meinten, zu niedrigeren Zinsen führen, was die Unternehmen zu Investitionen veranlassen würde. Damit würde man die Wirtschaft effektiver fördern als mit den öffentlichen Investitionen »zum Nutzen der Menschen«, die Clinton im Wahlkampf versprochen hatte.[6]

Das Team der Ökonomen, angeführt von Robert Rubin, einem ehemaligen leitenden Angestellten von Goldman Sachs, setzte sich durch. Der politische Ratgeber James Carville, konsterniert von Clintons Entscheidung, die Defizit-Reduzierung über die Ankurbelung der Wirtschaft zu stellen, wunderte sich darüber, wie die Finanzmärkte sich inzwischen drohend über demokratischer Politik auftürmten: »Früher dachte ich, wenn es die Wiedergeburt gibt, würde ich gern als Präsident oder Papst oder als Baseballspieler mit einem Schnitt von .400 zurückkommen«, erklärte er. »Doch inzwischen möchte ich als Anleihemarkt zurückkommen. Da kannst du jeden unter Druck setzen.«[7]

Jahre später beschrieb ein Historiker die Haushaltsentscheidung Clintons von 1993 als richtungsweisenden Moment seiner Präsidentschaft – sie festigte die Marktgläubigkeit der Reagan-Jahre. »So, wie der Republikaner Dwight Eisenhower den New Deal dadurch legitimierte, dass er viele seiner Errungenschaften akzeptierte«, schrieb Nelson Lichtenstein, »normalisierte [Clinton] zentrale Aspekte von Reagans ökonomischer Weltsicht … in der Morgenröte seiner Amtszeit entschied Clinton, den Märkten mehr zu vertrauen als einer aktiven Regierung. Dieser Kurs gab den Ton für spätere Entscheidungen an, die Clinton nicht als den Erben von FDR und LBJ definierten, sondern als Neoliberalen.«[8]

Clinton war sich dessen voll bewusst, dass die Unterwerfung unter den Anleihemarkt ein Verrat an der aktiven, kraftvollen Wirtschaftspolitik war, die während seines Wahlkampfs bei Wählern der Mittelklasse und der Arbeiterklasse so gut angekommen war. In einem Wutausbruch schimpfte er gegenüber seinen Beratern: »Wo sind denn all die Demokraten? Ich hoffe, euch ist allen klar, dass wir alle Eisenhower-Republikaner sind. Wir sind hier Eisenhower-Republikaner, und wir bekämpfen die Reagan-Republikaner. Wir stehen für geringere Defizite und Freihandel und den Anleihemarkt. Ist das nicht großartig?«[9]

Als sein Zorn verraucht war, schloss er sich jedoch der neoliberalen Agenda an – nicht nur in Hinblick auf Ausgaben und Defizite, sondern auch auf Handel und Deregulierung der Finanzmärkte. Während seines ersten Jahres im Amt setzte er sich vehement dafür ein, dass der Kongress das North American Free Trade Agreement (NAFTA) billigte. Dieses von Reagan konzipierte und von George H.W. Bush ausgehandelte Abkommen verringerte nicht nur Handelsbarrieren mit Mexiko und Kanada, sondern legte auch Bestimmungen fest, die es US-Firmen erlaubten, Profite zurückzuführen und Patentschutz außerhalb der US-Grenzen durchzusetzen. NAFTA war bei der Bevölkerung unbeliebt und wurde von der amerikanischen Arbeiterbewegung bekämpft – sie befürchtete den Verlust von Arbeitsplätzen, der wahrscheinlich einträte, wenn US-Firmen ihre Fabriken nach Mexiko verlagerten, wo die Arbeiter nur einen Bruchteil der amerikanischen Löhne erhielten.[10]

Clinton meinte, NAFTA würde den Handel stärken und dadurch Hunderttausende neue Jobs in Amerika schaffen. Außerdem sah er das Abkommen als Präzedenzfall für die weitergehende globale Integration, die der Zeitgeist und die Zwänge des globalen Kapitalismus zu fordern schienen. Nach zäher Lobbyarbeit seitens der Clinton-Regierung ratifizierte der Kongress NAFTA, obwohl mehr Republikaner als Demokraten dafür stimmten. Weitere Handelsabkommen folgten ebenso wie die Gründung der Welthandelsorganisation (WTO) und die Normalisierung der Handelsbeziehungen mit China, das der WTO 2001 beitrat.

Am Ende trugen die Handelsverträge der Globalisierungsära nur bescheiden zum amerikanischen Wirtschaftswachstum bei; einer Schätzung zufolge stieg das BIP in der Folge um weniger als ein Zehntel Prozent.[11] Doch die Wirtschaft wurde durch sie tatsächlich umstrukturiert – vor allem zum Vorteil der Unternehmen und der Akademiker. Amerikaner der Mittel- und Arbeiterklasse profitierten als Verbraucher, nicht aber als Produzenten. Dank einer Flut von Importen aus China und anderen Niedriglohnländern konnten Verbraucher bei Walmart billigere Fernsehgeräte und Kleidung kaufen. Doch angesichts des Wettbewerbs mit dem Ausland stagnierten die Löhne für die meisten Arbeiter, und amerikanische Arbeitsplätze in der Produktion verschwanden millionenfach. Zwischen 2000 und 2017 gingen 5,5 Millionen Arbeitsplätze in Fabriken verloren.[12] Dafür war nicht allein der globale Handel verantwortlich; ein erheblicher Teil des Rückgangs war auf die Automatisierung zurückzuführen. Doch von 1999 bis 2011 war importierte Konkurrenz aus China für den Verlust von etwa 2,4 Millionen amerikanischer Jobs verantwortlich.[13]

Der Verlust von Arbeitsplätzen in der Industrie an ausländische Konkurrenten sollte in den 2010er Jahren über die ökonomischen Auswirkungen hinaus auch politisch nachwirken. Die Mainstream-Flügel beider Parteien förderten weiterhin die Handelspolitik der Clinton-Ära. George W. Bush schloss Handelsabkommen nach dem NAFTA-Modell mit Mittelamerika (CAFTA) und einigen anderen Ländern. Barack Obama schlug die Trans-Pacific Partnership (TPP) vor, ein Handelsabkommen zwischen zwölf Pazifik-Anrainerstaaten, das als Gegengewicht zu Chinas wachsender Macht gedacht war. Doch bei Demokraten, Gewerkschaften und fortschrittlichen Gruppen war der Pakt unbeliebt; sie sahen ihn als Wohltat für die multinationalen Firmen, deren Lobbyisten bei der Niederschrift geholfen hatten. Während der Vorwahlen 2016 sprachen sich sowohl Bernie Sanders als auch Donald Trump dagegen aus, und der Vertrag wurde nie ratifiziert.

Bei der Präsidentschaftswahl 2016 erlebte Hillary Clinton einen Rückschlag gegen zwei Jahrzehnte Handelspolitik der Demokratischen Partei. Trump, der gegen NAFTA und TPP schimpfte, hatte in Landkreisen, die Arbeitsplätze an China und Mexiko verloren hatten, mehr Erfolg als frühere republikanische Kandidaten.[14] Ökonomen, die Muster der Stimmverteilung in diesen hart getroffenen Zonen analysierten, schätzten, dass vier Schlüsselstaaten – Michigan, Wisconsin, Pennsylvania und North Carolina – an die Demokraten gefallen wären, wenn die Importanteile Chinas dort um 50 Prozent niedriger gelegen hätten. Damit hätte Clinton die Wahl gewonnen.[15]

Als unter den Anhängern der Globalisierung in den 1990er Jahren die Erwartung aufkam, dass China mit seiner Aufnahme in die WTO unabweisbar zur Demokratie geführt würde, erwies sich das als weitere überhebliche Fehlinterpretation. China erreichte sein bemerkenswertes wirtschaftliches Wachstum, ohne seine Politik zu liberalisieren oder auch nur den Rezepten der Goldenen Zwangsjacke zu folgen. Dani Rodrik, ein Ökonom, der den Glauben an die neoliberale Globalisierung skeptisch betrachtet, weist darauf hin, dass »das chinesische Wirtschaftswunder auf einer Industrie- und Finanzpolitik begründet wurde, die gegen zentrale Dogmen des neuen hyperglobalistischen Systems verstieß: Subventionen für bevorzugte Branchen, die Forderung, ausländische Firmen, die in China produzieren wollten, müssten Technologie zu heimischen Unternehmen transferieren, tiefgreifendes Staatseigentum und Währungskontrollen«.[16]

Die Globalisierung war als unabänderliche Naturgegebenheit dargestellt worden, was ihre politische Natur verschleiert hatte. 2016 hatten viele US-Wähler zu Recht das Gefühl, dass die in den 1990er und 2000er Jahren vom Mainstream der Demokraten wie der Republikaner übernommene Version der Globalisierung weniger unabwendbar war als von ihren Befürwortern behauptet. Sie beruhte auf anfechtbaren politischen Entscheidungen, die bestimmte wirtschaftliche Aktivitäten dem globalen Wettbewerb aussetzten, andere dagegen nicht. Diese Politik brachte Gewinner und Verlierer hervor. Die Gewinner waren – wenig überraschend – tendenziell diejenigen, die Macht und Möglichkeiten hatten, die Regeln der globalen Integration zu ihren Gunsten zu verbiegen.[17]

Die politischen Debatten über Freihandelsabkommen betrafen hauptsächlich Arbeits- und Umweltstandards. Sollte man Unternehmen gestatten, sich Vorschriften zum Schutz amerikanischer Arbeiter zu entziehen, indem sie Jobs in Niedriglohnländer auslagerten, wo es wenig rechtliche Möglichkeiten zu kollektiven Lohnverhandlungen sowie lasche Umwelt- und Sicherheitsvorschriften gab? Die ökonomische Lehre des komparativen Vorteils besagt, dass freier Handel für wechselseitige Gewinne sorgt, weil er es jedem Handelspartner ermöglicht, sich auf das zu spezialisieren, was er am besten kann. Was geschieht aber, wenn der »komparative Vorteil«, den ein Land zu bieten hat, erlaubt, dass es seine Arbeiter unter gefährlichen oder ausbeuterischen Bedingungen arbeiten lässt? Diese Frage kann nicht von Wirtschaftsexperten beantwortet werden; es ist eine moralische und politische Frage, die von demokratischen Bürgern diskutiert und entschieden werden muss.

In die Handelsabkommen der Globalisierungsära war noch eine weitere, weniger sichtbare politische Entscheidung eingebettet. Die Tatsache, dass es in den Freihandelsabkommen nicht in erster Linie um Handel ging, ist in der öffentlichen Debatte oft untergegangen. Ihre folgenreichste Wirkung waren nicht die verringerten Zölle, die in den 1990er Jahren relativ niedrig waren; es waren Regelungen, die darauf abzielten, die ordnungspolitischen Maßnahmen der beteiligten Länder »zu harmonisieren«. So ging es darum, restriktive Patentgesetze und Rechte an geistigem Eigentum durchzusetzen; es wurde darauf bestanden, dass Entwicklungsländer ihre Wirtschaft für US-Finanzdienstleister öffnen; außerdem sollte ausländischen Investoren ermöglicht werden, die Regierung ihrer Gastländer vor außergerichtlichen Schiedsstellen zu verklagen, um finanzielle Entschädigungen für neue Vorschriften zu erhalten, die ihre Profite schmälerten.[18]

Diese – geheim und unter dem Einfluss von Firmenlobbyisten – ausgehandelten Regelungen brachten großen Unternehmen Monopolgewinne ein. Die Pharmaindustrie bekam erweiterte Patente auf Arzneimittel; Disney gewann längeren Copyright-Schutz für Micky Maus; Banken und Investmentfirmen der Wall Street fiel das Recht zu, Kapital in Entwicklungsländer zu transferieren und wieder abzuziehen, ohne durch lokale Bankengesetze eingeschränkt zu werden. Unternehmen im Sektor fossiler Treibstoffe erhielten das Recht auf Schadensausgleich, wenn ein Land neue Umweltstandards einführte, die ihren Nettoprofit beeinträchtigten.[19]

Obwohl diese auf Sonderinteressen beruhenden Maßnahmen nicht die mit Zollsenkungen verbundenen breit gestreuten wirtschaftlichen Gewinne brachten, wurden sie unter der Flagge des Freihandels vorangetrieben. »In dieser Wirtschaft des 21. Jahrhunderts wird es nicht funktionieren, wenn wir den Handel beschränken oder dem Protektionismus nachgeben«, verkündete Barack Obama. »Wir können uns nicht vom Rest der Welt abschotten.«[20] Doch gegen den Handel wandten sich nur wenige Gegner von NAFTA und TPP; sie waren gegen die Art, in der die Handelsabkommen der Globalisierungsära die Macht von Arbeitern zu Investoren und von Ländern zu Unternehmen verlagerten.

Zentraler Faktor dieser Verlagerung war der Druck, das Finanzwesen zu globalisieren. Wie Rodrik anmerkt, »gingen die Propagandisten der Hyperglobalisierung beiläufig vom Reden über den Handel mit Gütern zur Liberalisierung des Finanzwesens über, wo die Auseinandersetzung immer eine andere und zweifelhafter war.« Über niedrigere Zölle und Importquoten zu verhandeln war eine Sache. Eine andere war es, Entwicklungsländer zu drängen, Kapitalkontrollen aufzugeben und unbeschränkte ausländische Investitionen zuzulassen. Wenn man auf unbeschränkten Kapitalflüssen bestand, untergrub man die Fähigkeit von Ländern, ihre Wirtschaft zu lenken, und machte sie anfällig für die Launen der globalen Finanzmärkte.[21]

Die »elektronische Herde« der Anleihehändler und Investoren, die Kapital in Länder verschob und wieder herauszog, war keine freilaufende Spezies, die das Land durchstreifte, sondern das Geschöpf der Politikgestaltung nach Washingtoner Konsens. Möglicherweise der »ungeheuerlichste Fehler« der Hyperglobalisierung, schreibt Rodrik, »war es, die Globalisierung des Finanzwesens zu fördern«. Sie erzeugte »eine Reihe von äußerst kostspieligen Finanzkrisen, darunter die in Ostasien von 1997. Es gibt bestenfalls eine schwache Korrelation zwischen der Öffnung für ausländisches Finanzkapital und Wirtschaftswachstum. Doch es gibt eine starke empirische Verknüpfung zwischen der Öffnung für ausländisches Kapital und Finanzkrisen …« Als die Ostasienkrise zuschlug, »überlebten die Volkswirtschaften, die ausländisches Kapital stärker kontrollierten, mit geringeren Schäden«.[22]

Ungedämmte Finanzströme untergruben nicht nur die nationale Kontrolle der Wirtschaft und lösten Finanzkrisen aus; sie trugen auch dazu bei, dass der Anteil der Arbeitslöhne am Nationaleinkommen sank. Da das Kapital mobiler wurde als Arbeit, konnten Unternehmen den Arbeitern in Amerika Zugeständnisse abringen, indem sie drohten, die Produktion ins Ausland zu verlagern.[23] »Nun hat das Kapital Flügel«, erläuterte Robert A. Johnson, ein Währungshändler für den Finanzier George Soros, in den 1990er Jahren. »Das Kapital kann mit zwanzig Arbeitsmärkten zugleich verhandeln und sich einen davon aussuchen. Die Arbeit ist an einen Ort gebunden. Damit hat sich die Macht verschoben.«[24]

Als das Kapital mobiler wurde, wurde auch seine Besteuerung schwieriger. Seit den 1980er Jahren fielen die Steuersätze für Unternehmen in den USA und anderen entwickelten Volkswirtschaften stark ab, was die Steuerlast auf Arbeiter und Verbraucher verlagerte.[25]


Finanzmarkt-Kapitalismus


In dem Druck auf Entwicklungsländer, Beschränkungen des Kapitalflusses aufzugeben, drückte sich in globalem Maßstab ein Wandel aus, der während der 1980er und 1990er Jahre den amerikanischen Kapitalismus verändert hatte. Eine zuvor von Firmen des Industriezeitalters beherrschte Volkswirtschaft wich einer vom Finanzwesen dominierten Wirtschaft. Die herkömmliche Art, Geschäfte zu machen – man investierte Firmengewinne in Forschung und Entwicklung, neue Fabriken, Ausrüstung und Angestellte, also in künftige Produktionskapazität der Firma –, machte einer Ökonomie Platz, in der die Art der Investition weniger wichtig war, während Finanztechniken dafür immer wichtiger wurden. Unternehmen und Investoren konnten zunehmend riesige Vermögen machen – nicht mit der Herstellung von Dingen, sondern mit Spekulationen auf den künftigen Wert vorhandener Werte.

Als das Bankgeschäft in den 1950er und 1960er Jahren ein langweiliger, ruhiger Beruf war, trug der Finanzsektor mit 10 bis 15 Prozent zu den Unternehmensgewinnen in den USA bei. Mitte der 1980er Jahre meldete er 30 Prozent der Firmengewinne, und 2001 waren es atemberaubende 40 Prozent – mehr als das Vierfache der Gewinne, die alle US-Fabriken zusammen erzielten. Während der Finanzkrise von 2008 stürzte der Anteil der Finanzbranche ab, kletterte aber bald wieder auf circa 30 Prozent.[1]

Der von Banken und Firmen der Wall Street gekaperte übermäßige Anteil an den Firmengewinnen beginnt gerade erst, die Wendung zum Finanzsektor anzuzeigen. Innerhalb traditioneller Produktionsfirmen wurden finanzielle Transaktionen wichtiger für den Nettoprofit als die Herstellung und der Verkauf von Gütern. Nehmen wir die Ford Motor Company, eine Ikone der amerikanischen Produktion im 20. Jahrhundert. Zu Beginn der 2000er Jahre verdiente Ford mit dem Verkauf von Autokrediten mehr Geld als mit dem Verkauf von Autos. General Electric machte mehr Geld mit dem Verkauf von Kreditkarten und der Finanzierung von Firmenübernahmen als mit dem Verkauf von Kühlschränken.[2] 1978 leiteten US-Fabriken 18 Prozent ihrer Gewinne aus Finanzaktivitäten ab; 1990 waren es 60 Prozent.[3] Anfang der 1980er Jahre, als U.S. Steel Produktionsstätten im Nordosten und Mittleren Westen schloss, erklärte der CEO, die Firma sei »nicht länger im Geschäft mit der Stahlproduktion«. Sie sei »im Geschäft mit der Erzielung von Gewinnen.«[4]

Die Übernahme der amerikanischen Wirtschaft durch den Finanzmarkt-Kapitalismus wurde durch genau den Glauben an den Markt beseelt, der den neoliberalen Ansatz der Globalisierung auslöste. Wenn man den Kapitalmärkten erlaubte, ungezügelt über Ländergrenzen hinweg und innerhalb nationaler Volkswirtschaften zu operieren, würde das Kapital zu seiner effizientesten Nutzung gelenkt und das Wirtschaftswachstum antreiben. Das dachte man zumindest in der ökonomischen Orthodoxie der Ära.

Innerhalb der heimischen Wirtschaft bot die Deregulierung des Finanzwesens einen weiteren Reiz. Sie schien Politikern die harten Entscheidungen zu ersparen, mit denen sie ansonsten konfrontiert gewesen wären: Wie sollten sie Investitionen auf konkurrierende gesellschaftliche Ziele aufteilen? Sollte das Land mehr in den Wohnungsbau, die Bildung oder den öffentlichen Verkehr investieren? Was war mit Forschung und Entwicklung neuer Medikamente, mit Informationstechnologie oder sauberer Energie? Sollten wir Geld ausgeben, um die Auto- und Stahlindustrie zu retten, oder sollten wir unsere Autos und unseren Stahl von anderen Ländern beziehen und stattdessen in Hightechbranchen investieren – etwa KI und Robotik? Sollte kleinen Firmen oder Verbrauchern mehr Geld zugeteilt werden? Wie sollten öffentliche und private Investitionen gegeneinander abgewogen werden? Zur Entscheidung zwischen solchen Prioritäten gehören umstrittene Urteile über das Gemeinwohl, denen sich Politiker nur allzu gern entziehen, indem sie die Finanzmärkte entscheiden lassen.[5]

Die Entscheidung, den Markt entscheiden zu lassen, ist selbstverständlich eine politische Entscheidung. Ronald Reagan plädierte dafür, die Märkte entscheiden zu lassen. Der Staat sei das Problem, verkündete er, und »die Magie des Marktplatzes« sei die Lösung.[6] Doch der Glaube an die Märkte fand vor und nach Reagan auch Anhänger unter den Demokraten. Charles Schultze, Vorsitzender des Council of Economic Advisors unter Jimmy Carter, plädierte für die Vorzüge der Märkte gegenüber der Demokratie, wenn es darum ging, über die öffentliche Ordnung zu entscheiden. »In der demokratischen Mehrheitspolitik gibt es zwangsläufig irgendeine Minderheit, die eine bestimmte Entscheidung missbilligt«, schrieb er. Dagegen seien die Märkte »eine Form der Regelung mit einhelliger Zustimmung«. Mit dem Kauf und dem Verkauf von Waren »kann der Einzelne willentlich auf der Basis des wechselseitigen Vorteils handeln«.[7]

Schon bevor Reagan kam, begann Carter, Preisregulierungen abzubauen – für Fluglinien, Erdgas und andere Branchen. Und in einem Gesetz, das den Weg für einen deregulierten Kreditmarkt freimachte, forderte Carter den Kongress erfolgreich dazu auf, Obergrenzen für Zinssätze auslaufen zu lassen, die Banken auf Sparkonten bezahlen konnten. Die Begrenzung der Zinssätze hatte seit dem New Deal gegolten – sie sollten Banken daran hindern, das Geld in ertragsstarke, aber spekulative Anlagen zu investieren und so höhere Zinsen als die Konkurrenz bieten zu können.[8]

Doch die entscheidende Wende zur Übernahme der Wirtschaft durch den Finanzmarkt-Kapitalismus erfolgte unbeabsichtigt während der Reagan-Jahre. Im Wahlkampf hatte Reagan versprochen, die Steuern zu senken, die Militärausgaben zu erhöhen und das Staatsdefizit des Bundes zu reduzieren. Selbst mit der versprochenen Kürzung der Haushaltsausgaben war das eine unwahrscheinliche Perspektive. Eine massive Steuersenkung bei gleichzeitigem Militärausbau schien kaum mit einer Verringerung des Defizits vereinbar. Doch Reagan meinte unter Bezug auf die »Angebotsseite« der Wirtschaft, der Steuerschnitt würde neue Investitionen und Wirtschaftswachstum so sehr stimulieren, dass die Steuereinnahmen sogar wachsen würden. Die Steuersenkungen würden sich selbst finanzieren. Diese Theorie hatte George H.W. Bush während des Vorwahlkampfs 1980 als »Voodoo-Ökonomie« verspottet.[9]

Es zeigte sich, dass Bush, der Reagans Vizepräsident wurde, richtig lag. Die Steuersenkungen Reagans zogen keine nennenswerten Investitionen nach sich, und das Staatsdefizit blähte sich auf. Das führte zu Ängsten, die staatliche Schuldenaufnahme könnte die Schuldenaufnahme des Privatsektors verdrängen, die Zinssätze steigen lassen und den Unternehmen die Kredite vorenthalten, die sie für neue Investitionen brauchten. Zur Überraschung der Politiker trat diese Kreditknappheit nicht ein. Plötzlich war eine neue Kapitalquelle aufgetaucht. Ausländische Investoren – besonders aus Japan – gossen Geld in Schatzanweisungen und finanzierten so das US-Defizit.[10]

Die Flut ausländischen Kapitals war nicht das Ergebnis bewusster Politik. Sie war die unbeabsichtigte Folge einer Politik, die einige Jahre zuvor von Paul Volcker, dem von Carter 1979 ernannten Vorsitzenden der Federal Reserve, eingeleitet wurde. Um die anhaltende Inflation zu bekämpfen, hatte Volcker das Geldvolumen reduziert, was die Zinsen in die Höhe trieb und eine Rezession verursachte. Doch die astronomisch hohen Zinsen zogen einen massiven Zufluss ausländischen Kapitals an, der das US-Defizit finanzierte.[11]

In den 1980er Jahren erholte sich die US-Wirtschaft, wenn auch ohne die von Reagan versprochene Wiederbelebung der amerikanischen Industrieproduktion. Selbst als die Wirtschaft wuchs, gingen die Anlageinvestitionen in Relation zum BIP zurück. Die multinationalen Firmen Amerikas verlagerten mehr Investitionen ins Ausland und stützten sich zunehmend auf Gewinne aus der Finanzspekulation. Gegen Ende des Jahrzehnts war der Anteil von Finanzbranche, Versicherungen und Immobilien am BIP größer als der Anteil der Industrieproduktion – dieser Trend sollte sich bis in die 2000er Jahre fortsetzen.[12] Indessen nutzten Finanzinvestoren auf ihrer Jagd geborgtes Geld, um amerikanische Unternehmen zu kaufen und zu zerlegen; sie verkauften Unternehmensteile, drückten die Kosten und feuerten Arbeiter – alles im Namen des zu mehrenden »Shareholder Value«.

Der Geist des neuen Kapitalismus zeigte sich eindringlich in Gordon Gecko, dem von Michael Douglas gespielten hartgesottenen Firmenjäger in dem Film Wall Street von 1987. »Ich bin nicht der Zerstörer von Unternehmen«, verkündete er in einer Rede vor Aktionären einer angeschlagenen Firma. »Ich bin ihr Befreier! Es ist doch so, meine Damen und Herren, dass Gier – mangels einer besseren Welt – gut ist.«[13]

Jonathan Levy, Autor einer Geschichte des amerikanischen Kapitalismus, fasst die in der Reagan-Ära ausgebrütete Wende zum Finanzmarkt-Kapitalismus zusammen: »Der Spekulationsboom in den 1980er Jahren brachte keine große Welle der Investitionen in die Produktion mit sich. Stattdessen nutzten Finanziers einen neuen, durch ›fremdfinanzierte Übernahme‹ definierten Zugriff auf Kapital und Kredit; sie zerstörten die Produktionsfirmen der Nachkriegszeit und entthronten die Managerklasse dieser Ära. Es kam zu einer Säuberungsaktion beim Anlagekapitalbestand – speziell im historischen Fabrikationsgürtel im Nord- und Mittelwesten. Die Beschäftigung männlicher Fabrikarbeiter und die Gewerkschaften erlitten durch Investitionsabbau verheerende Schläge.«[14]

Wie bei der Globalisierung wurde auch die Wende zum Finanzmarkt-Kapitalismus der Reagan-Ära von zwei demokratischen Präsidenten – Clinton und Obama – konsolidiert und übernommen. Die Clinton-Regierung setzte mehrere Maßnahmen um, welche die Finanzbranche weiter deregulierten und zur zunehmenden Ungleichheit beitrugen. Während seines Wahlkampfs 1992 hatte Clinton versprochen, »Steuerabzüge der Firmen für übermäßig hohe Bezahlung von Angestellten abzuschaffen«. Den Unternehmen sollte es nicht mehr möglich sein, Bezüge für Führungspersonal, die eine Million Dollar pro Jahr überstiegen, als Betriebskosten abzusetzen. Als aber die Regierung die Reform in Kraft setzte, hatte sie ein großes Schlupfloch gelassen: Die Grenze von einer Million Dollar galt nur für das Grundgehalt; sogenannte leistungsbezogene Gehälter, etwa Aktienoptionen, waren von der Grenze nicht betroffen und vollständig absetzbar.[15]

Das Schlupfloch machte die Behauptung, Bezüge begrenzen zu wollen, zur Farce. Außerdem schuf es einen starken Anreiz für Manager, den Aktienkurs ihres Unternehmens zu manipulieren. Sie nutzten Firmeneinnahmen zum Rückkauf von Aktien und steigerten damit künstlich den Kurs (und den Wert ihrer Aktienoptionen). Seit dem New Deal waren Aktienrückkäufe illegal gewesen, weil man sie für eine Form von Marktmanipulation hielt. Doch 1982 legalisierte die Reagan-Regierung diese Praxis. Als Clinton dann das Schlupfloch für leistungsbezogene Gehaltsanteile einführte, explodierten die Aktienrückkäufe ebenso wie die Bezahlung von Vorständen.[16]

Als Reagan 1980 zum Präsidenten gewählt wurde, verdienten Firmenvorstände 35 mal so viel wie einfache Arbeiter. Als Clinton 1992 versprach, die Bezahlung von Führungskräften zu begrenzen, verdienten Vorstände 105 mal so viel wie ein typischer Arbeiter. 2000, im letzten Jahr von Clintons Amtszeit, hatte sich die Einkommensrelation dann mehr als verdreifacht (auf 366:1). Spitzenmanager verdienten an einem Tag mehr als der durchschnittliche Arbeitnehmer im Jahr.[17]

Abgesehen davon, dass Aktienrückkäufe wie auch andere Formen der Finanztechnik die Managerbezüge aufblähten, lieferten sie kurzfristige Gewinne für Aktionäre, aber sie zogen Kapital von langfristigen Investitionen ab – etwa Forschung und Entwicklung, Fabriken, Ausrüstung und Fortbildung von Arbeitskräften. Die Tendenz zum Rückkauf hielt sich unter Regierungen der Demokraten ebenso wie unter denen der Republikaner. Von 2010 bis 2019 gaben US-Unternehmen 6,3 Billionen Dollar für Rückkäufe aus, Kapital, mit dem man Arbeitsplätze schaffen und Produktionskapazitäten hätte aufbauen können.[18]

Einiges davon hätte man auch als Puffer für unvorhergesehene Notfälle zurückbehalten können. In den fünf Jahren vor der COVID-19-Pandemie schütteten die großen amerikanischen Airlines 45 Milliarden Dollar an ihre Aktionäre aus, zumeist in Form von Rückkäufen. Als dann die Pandemie den Luftverkehr verheerend traf, drängten sie auf 50 Milliarden Dollar Unterstützung durch die Steuerzahler, die sie auch erhielten und dazu nutzten, ihre Firmenkonten wieder aufzufüllen.[19]

Die Clinton-Regierung änderte die Regeln auch in zwei anderen bemerkenswerten Regulierungsentscheidungen zugunsten der Wall Street. Zum einen war das die Entscheidung, Derivate nicht zu regulieren – jene undurchschaubaren, hochprofitablen Werkzeuge der Finanzspekulation, die Warren Buffett als »finanzielle Massenvernichtungswaffen« bezeichnet hat.[20] Die hochgradig fremdfinanzierten Derivate, mit denen Hypothekenpfandbriefe versichert wurden, zerbarsten, als die Immobilienblase platzte und die Finanzbranche 2008 an den Rand der Kernschmelze brachte.

Ein Jahrzehnt zuvor meinte Brooksley Born, die Vorsitzende der Commodity Futures Trading Commission, ihre Kommission, eingerichtet, um die Terminkontrakte für Sojabohnen und Schweinebäuche zu regulieren, brauche neue Vorschriften. Sie wollte riskante Finanzterminkontrakte kontrollieren können, die nicht an Waren oder Handelsgüter geknüpft waren. Ihr Vorschlag, Derivate einer Regulierung zu unterwerfen, stieß auf entschiedenen Widerstand der Wall Street und von Clintons Wirtschaftsteam. Robert Rubin, inzwischen Finanzminister, sein Stellvertreter Lawrence Summers und Alan Greenspan, Chef der Fed, teilten Born unmissverständlich mit, sie verstehe wohl nicht, dass diese ausgefuchsten Finanzinnovationen aus eigener Kraft sicher und effizient mit den Risiken umgehen würden – ohne staatliche Aufsicht. Summers warnte sie brüsk, ihr Vorschlag, Derivate zu regulieren, würde »die schlimmste Finanzkrise seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs verursachen«.[21]

Als Born nicht nachgab, überzeugten Rubin und Greenspan den Kongress, ihrer Behörde die Regulierung von Derivaten zu verbieten. Gegen Ende seiner Amtszeit unterzeichnete Clinton das Gesetz namens Commodity Futures Modernization Act, das die meisten Finanzderivate von staatlicher Kontrolle befreite.[22] Das führte zu einem boomenden Markt für Kreditausfallversicherungen, die von Investoren gekauft wurden, um sich gegen Verluste mit Wertpapieren abzusichern. 2007 war der Markt für diese unregulierten Derivate 62 Billionen Dollar wert – fast doppelt so viel wie der US-Aktienmarkt, der Hypothekenmarkt und der Markt für Staatsanleihen zusammen.[23] Nach der Weltfinanzkrise von 2008 räumte Clinton ein, dass Rubin und Summers falsch gelegen hatten und er einen Fehler begangen habe, als er ihrem Rat folgte.[24]

Eine weitere Wohltat, die Clinton der Wall Street angedeihen ließ, war die Aufhebung von Glass-Steagall, einer aus der Zeit der Depression stammenden Regulierung, die Geschäfts- und Investmentbanken trennte. Das Gesetz war während des New Deal verabschiedet worden, um normale Bankeinlagen vor den Risiken zu schützen, die mit spekulativen Finanzaktivitäten verbunden waren. Zudem verhinderte es die Konzentration von Macht bei Großbanken. Paul Volcker, der Vorsitzende der Federal Reserve, der Anfang der 1980er Jahre die Inflation in den Griff bekommen hatte, wollte das Gesetz beibehalten. Doch Alan Greenspan, der von Reagan zum Nachfolger Volckers ernannte Anhänger des freien Marktes, war ein Apostel der Deregulierung. Unter Greenspan billigte die Fed verschiedene Maßnahmen, mit denen die Mauer zwischen Geschäfts- und Investmentbanken aufgeweicht werden sollte. Und 1999 unterstützte die Clinton-Regierung, angeführt von Rubins Finanzministerium, Bemühungen der Republikaner im Kongress, Glass-Steagall aufzuheben und die Schaffung von Megabanken zu genehmigen.[25]

Noch bevor das Gesetz außer Kraft war, verkündeten die Travelers Group, eine große Versicherungs- und Maklerfirma, und die Citibank als größte New Yorker Bank, ihre Absicht zu fusionieren. Der Deal war die größte Firmenfusion der Geschichte und schuf Citigroup Inc., den größten Finanzdienstleister der Welt. Der gewaltige Deal nahm die Abschaffung von Glass-Steagall vorweg – sie trat 1999 in Kraft. Nachdem die Clinton-Regierung und der Kongress den Gesetzesdetails zugestimmt hatten, übernahm Rubin, der kurz zuvor als Finanzminister zurückgetreten war, wenige Tage später einen Spitzenposten bei der Citigroup.[26]


Wall Street gegen Main Street


In den 1990er und Anfang der 2000er Jahre herrschte unter Politikern landläufig die Meinung, dass immer noch raffiniertere Finanzinnovationen der Wirtschaft helfen würden, weil sie dadurch effizienter und weniger riskant werden würde. Dieser Gedanke leitete die Clinton-Regierung, als sie die Finanzbranche deregulierte. Die Finanzkrise von 2008 machte diese Annahme zunichte. Wenn man der Wall Street freie Hand ließ, reduzierte das die Risiken keineswegs, sondern »führte zu einem der größten Finanzzusammenbrüche in der Geschichte des Kapitalismus«.[1]

Alan Greenspan, Vorsitzender der Federal Reserve von 1987 bis 2006, bezeichnete sie als »Kredit-Tsunami, der im Leben nur einmal vorkommt«. Das Bild aus der Geophysik diente der Selbstrechtfertigung: Für Naturkatastrophen sind Zentralbanker nicht verantwortlich. Für Finanzdesaster sind sie jedoch verantwortlich – besonders dann, wenn sie Jahre darauf verwendet haben, die Finanzbranche zu deregulieren. Greenspan, ein Jünger der libertären Autorin Ayn Rand, räumte auf Drängen von Kritikern ein, dass die Krise ihn gezwungen habe, seine Ideologie des freien Marktes zu überdenken. »Ich habe eine Schwachstelle gefunden«, sagte er einem Ausschuss des Kongresses. »Ich habe einen Fehler gemacht, als ich annahm, das Eigeninteresse von Organisationen, insbesondere von Banken und anderen, sei so geartet, dass sie am besten imstande sind, ihre eigenen Aktionäre und ihr Eigenkapital in den Unternehmen zu schützen … ich war schockiert.«[2]

Doch verhängnisvolle Risiken waren nur ein Teil des Problems mit der vom Finanzmarkt-Kapitalismus dominierten Wirtschaft. Auch als die Finanzbranche einen wachsenden Anteil des BIP und der Firmenprofite für sich beanspruchte, tat sie nur wenig, um die Fähigkeit der Wirtschaft so zu verbessern, dass sie wertvolle Güter und Dienstleistungen produzieren und Arbeitsplätze schaffen konnte. Tatsächlich wurde sie zu einem Hindernis für Wirtschaftswachstum. Wie konnte das sein?

Obwohl das Finanzwesen für eine florierende Industrie lebenswichtig ist, kann es selbst nicht produktiv sein. Seine Rolle besteht darin, wirtschaftliche Tätigkeiten zu erleichtern, indem es Kapital für sozial nützliche Zwecke bereitstellt – neue Branchen, Fabriken, Straßen, Flughäfen, Schulen, Krankenhäuser und Wohnungen. Doch als die US-Wirtschaft in den 1990er und 2000er Jahren zunehmend vom Finanzwesen dominiert wurde, wurde ein stets kleiner werdender Anteil in die Realwirtschaft investiert. Ein ständig wachsender Anteil ging in komplexe Finanztechniken, die große Profite für die Beteiligten brachten, aber wenig dazu beitrugen, die Wirtschaft produktiver zu machen.

Ein Beispiel hierfür ist das Umleiten langfristiger Investitionen in Aktienrückkäufe; ein anderes zeigt sich in komplizierten Nebenwetten darüber, ob finanzschwache »zweitklassige« Kreditnehmer ihre Wohnungen verlieren werden. In seinem Buch Flash Boys schildert Michael Lewis eine weitere unproduktive, aber höchst profitable Finanzinnovation. Er berichtet von einer Firma, die ein Glasfaserkabel verlegt; es verbindet Termingeschäftshändler in Chicago mit New Yorker Aktienmärkten. Das Kabel beschleunigte den Handel mit Terminkontrakten auf Schweinebäuche und andere spekulative Wetten um ein paar Millisekunden. Dieser winzige Vorsprung war Hochgeschwindigkeitshändlern Hunderte Millionen Dollar wert.[3] Man kann aber nur schwer behaupten, die Beschleunigung solcher Transaktionen von einem Augenzwinkern zu einem noch schnelleren Vorgang trage irgendeinen Wert zur Wirtschaft bei.

Adair Turner, in den Jahren nach der Krise Vorsitzender der britischen Financial Services Authority, erklärte, dass der Finanzmarkt-Kapitalismus von einem bestimmten Punkt an mehr Schaden als Nutzen bringe: »Es gibt keinen eindeutigen Beleg dafür, dass die gesteigerte Größenordnung und Komplexität des Finanzsystems in der reichen entwickelten Welt während der letzten 20 oder 30 Jahre für mehr Wachstum und Stabilität gesorgt haben, und es ist möglich, mit Finanzaktivitäten Renditen [nicht gerechtfertigte Gewinne] aus der Realwirtschaft abzuziehen, anstatt wirtschaftlichen Wert bereitzustellen.«[4] Eine Studie der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich von 2015 geht noch weiter; sie kommt zu dem Schluss, dass »Wachstum im Finanzsektor das reale Wachstum beeinträchtigt«. Indem der Finanzmarkt-Kapitalismus Kapital aus Forschung und Entwicklung umleitet und zu viele ausgebildete Arbeitskräfte aus der produktiven Wirtschaft abzieht, wird er »zu einer Bremse für das Realwachstum«.[5]

Es ist jedoch schwer, exakt festzustellen, welcher Anteil der Finanzaktivität die Produktionskapazität der Realwirtschaft verbessert und welcher Anteil unproduktive (und ungerechtfertigte) Profite für die Finanzbranche selbst schafft. Turner schätzt jedoch, dass in entwickelten Volkswirtschaften wie den USA und dem Vereinigten Königreich nur 15 Prozent des Kapitals in neue produktive Unternehmungen fließen, der Rest ergießt sich in Spekulationen auf vorhandene Wertpapiere oder phantasievolle Derivate.[6] Selbst wenn hier der produktive Aspekt des Finanzwesens um die Hälfte unterschätzt würde, wäre es eine ernüchternde Zahl. Davon sind nicht nur wirtschaftliche, sondern auch politische Zusammenhänge betroffen.

Die neue, vom Finanzmarkt-Kapitalismus gesteuerte Ökonomie, die gegen Ende des 20. Jahrhunderts aufkam, leitete nicht nur Ressourcen von produktiver Aktivität fort und setzte die Wirtschaft verheerenden Risiken aus. Sie erhöhte auch die Spannungen zwischen Kapitalismus und Demokratie. Im Kapitalismus der Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg verdienten Unternehmen Geld, indem sie Dinge herstellten, sie mit einem Gewinn verkauften und die Gewinne in neue Produktionskapazitäten investierten. Das brachte Arbeitsplätze und Wirtschaftswachstum, das breit über die Einkommensgruppen verteilt war. Im finanzdominierten Kapitalismus der Ära nach Reagan verdienten Unternehmen nicht dadurch Geld, dass sie investierten – sie spekulierten vielmehr auf den künftigen Wert vorhandener Wirtschaftsgüter. Der Wirtschaftshistoriker Levy bezeichnet das als »Kapitalismus der Wertsteigerung von Vermögensposten«.[7]

Es ist keine Überraschung, dass dieser Kapitalismus seine größten Belohnungen denjenigen zuteilwerden ließ, die bereits Aktien, Anleihen und andere Formen von Reichtum besaßen. Der Anteil der Arbeit am Nationaleinkommen ging zurück, das Wachstum von Arbeitsplätzen hörte auf, die Löhne stagnierten, und die Ungleichheit nahm zu. Während der frühen 2000er Jahre sah es zeitweilig so aus, als könnte die amerikanische Mittelklasse stagnierende Arbeitseinkommen dadurch ausgleichen, dass sie sich am Kapitalismus der Wertsteigerung von Vermögensposten beteiligte.[8] Für Amerikaner ohne Aktienbesitz hieß das, dass sie Einkommen aus dem steigenden Wert ihrer Häuser bezogen. Niedrige Zinsen, begünstigt durch Chinas Investitionen seiner massiven Exporterträge in den amerikanischen Kapitalmarkt, jagten die Immobilienpreise auf Rekordhöhen. Zusammen mit laxen Anforderungen beim Einkommensnachweis ermöglichten die geringen Zinskosten vielen Amerikanern, Bedingungen für Hypotheken auf eine Immobilie zu erfüllen, die sie sich sonst vielleicht nicht hätten leisten können. Der wachsende Immobilienmarkt erlaubte es Hausbesitzern, ihre Hypotheken zu refinanzieren oder Kredite auf ihr Haus aufzunehmen. Das heißt, sie nahmen Kredite auf den Wert ihres Hauses auf, um ein Konsumniveau zu finanzieren, das ihnen mit ihrem Einkommen allein nicht möglich gewesen wäre.

Selbst als die Löhne stagnierten und die Ungleichheit sich vertiefte, nutzten amerikanische Verbraucher den Wert ihrer Häuser, um weiterhin auf gleichem Niveau konsumieren zu können. 2003 zogen amerikanische Hausbesitzer mehr als 850 Milliarden Dollar über Refinanzierung oder Hypothekendarlehen aus ihrem Besitz.[9] Diese demokratisierte Version des Kapitalismus der Wertsteigerung von Vermögensposten schien eine Alternative zur Umverteilung von Einkommen zu bieten. George W. Bush bezeichnete diese neue Möglichkeit, sich den amerikanischen Traum zu leisten, als »Gesellschaft der Eigentümer«.[10]

Der Ökonom Raghuram Rajan sah das alles skeptischer: leichte Verfügbarkeit von Krediten war kein Ersatz für gute Jobs und steigende Einkommen. Ein durch Schulden befeuerter Wohlstand war zwangsläufig ein flüchtiges Phänomen. Doch für das politische Establishment war das Mantra »Sollen sie doch auf Kredit essen« einfacher als eine Steigerung des Anteils von Arbeitseinkommen am Nationalprodukt. Rajan sah die erleichterte Kreditaufnahme Anfang der 2000er Jahre als eine Art Opiat, das den Schmerz linderte und die Notwendigkeit hinausschob, mit der Ungleichheit abzurechnen, die von der Ökonomie des Finanzmarkt-Kapitalismus hervorgebracht worden war.[11]

An der Wall Street war man indessen glücklich, den Spekulationsrausch zu finanzieren. »So, wie die Hausbesitzer verzweifelt hinter Krediten her waren, um sinkende Löhne auszugleichen«, schreibt Levy, »waren die Investmentbanken nicht minder darauf aus, ebendiese Kredite zu finanzieren und aufzukaufen.« Diese Hypotheken wurden zunächst von Sparkassen gewährt, doch anstatt sie als Investment zu halten, gaben sie sie rasch an Investmentbanken weiter, die sie zu hypothekarisch gesicherten Schuldverschreibungen mit unterschiedlichen Risiken bündelten. Mit Hilfe komplexer finanztechnischer Kniffe verkauften sie diese und andere mit Hypotheken verknüpften Schuldverschreibungen an Investoren, die letztlich Wetten darauf abschlossen, welche Schuldner ihre Hypotheken nicht mehr bedienen konnten. Für den Fall, dass diese Papiere abstürzten, schuf man an der Wall Street »Kreditausfallversicherungen« – versicherungsähnliche Kontrakte, die zur Auszahlung fällig wurden, wenn die Kredite platzten. Diese exotischen Derivate wurden nicht an öffentlichen Börsen gehandelt und waren von jeder Regulierung weitgehend ausgenommen.[12]

Als die Immobilienblase platzte, fiel dieses komplizierte System von Wetten auf andere Wetten in sich zusammen. Die Immobilienpreise fielen, und ab 2007 nahmen die sogenannten Subprime-Hypothekenausfälle zu. Die Bush-Regierung beeilte sich, um die stark im Immobilienmarkt aktiven Investmentbanken zu schützen. Finanzminister Hank Paulson, ein ehemaliger Vorstand von Goldman Sachs, und Timothy Geithner, Präsident der New Yorker Fed, stellten ein Rettungspaket für die Investmentfirma Bear Sterns zusammen, ließen jedoch im September 2008 zu, dass Lehman Brothers unterging. Der Aktienmarkt brach ein. AIG, ein Versicherungsriese, der der Wall Street Kreditausfallversicherungen für Hunderte Milliarden Dollar verkauft hatte, stand vor dem Zusammenbruch. Das galt auch für die Citigroup, Robert Rubins Bank, die massiv auf riskante, hypothekarisch gesicherte Schuldverschreibungen gesetzt hatte. Paulson bat den Kongress um 700 Milliarden Dollar, um der Finanzbranche aus der Patsche zu helfen. Er und der Chef der Fed, Ben Bernanke, flehten die Abgeordneten an und bestanden darauf, dass eine weitere Große Depression nur zu vermeiden sei, wenn die Wall Street mit Steuergeld gerettet würde.[13]


Obamas Entscheidung


Was dann geschah, sollte sich als schicksalhaft erweisen – nicht nur für die Wirtschaft, sondern auch für den künftigen Kurs der amerikanischen Politik. Nach einem aufrüttelnden Wahlkampf, der die Amerikaner für seine Forderung nach »einem Wechsel, an den wir glauben können« um sich scharte, wurde Barack Obama zum Präsidenten gewählt. In seiner Siegesansprache in der Wahlnacht erklärte er: »Der Wandel ist nach Amerika gekommen.«

Doch noch ehe er sein Amt antrat, unterstützte er die Rettung der Wall Street durch die Bush-Regierung und machte sie sich bald zu eigen. Und in der folgenreichsten ökonomischen Entscheidung seiner jungen Präsidentschaft ernannte Obama ein Team von Wirtschaftsberatern aus der Clinton-Ära, die in den 1990er Jahren unter Rubin gearbeitet und mit der Deregulierung der Wall Street den Weg für die Finanzkrise gebahnt hatten. Beim dringlichsten Problem, mit dem das Land konfrontiert war, wurde Obamas Versprechen des Wandels rasch in einer nahtlosen Fortsetzung aufgelöst – mit der Hilfsaktion der Bush-Regierung und mit den Beratern aus der Clinton-Ära, die der Wall Street freundlich gesonnen waren, angeführt von Timothy Geithner, dem neuen Finanzminister, und Lawrence Summers, inzwischen Leiter des National Economic Council. Geithner war als Vorsitzender der New York Fed in den zur Krise führenden Jahren für die Aufsicht über die Wall Street verantwortlich gewesen und hatte mit Paulson zusammengearbeitet, um die Rettungsaktion von Bush zu konzipieren.

Nachdem der vom Finanzwesen getriebene, Kapital absaugende Kapitalismus zusammengebrochen war, stand Obama vor der Entscheidung, ihn zu ersetzen oder wiederzubeleben. Noch während er sich darauf vorbereitete, sein Amt anzutreten, und möglicherweise ohne sich dessen voll bewusst zu sein, beschloss er die Wiederbelebung. »Als er sein Team auswählte«, bemerkte Reed Hundt, der den Übergabeteams von Clinton wie von Obama gedient hatte, »übernahm Obama den Neoliberalismus«, und räumte »seine eigene, versuchsweise progressive Agenda« beiseite«. »Indem er vorwiegend Bill Clintons Ökonomen anheuerte«, schrieb ein anderer Kolumnist, »handelte Obama schon gegen die Aussagen des eigenen Wahlkampfs.«[1]

Sheila Bair war Chefin der Federal Deposit Insurance Corporation (FDIC), einer während des New Deal eingerichteten Behörde, die Geschäftsbanken zu kontrollieren hatte und die Einlagen der Sparkassen garantieren sollte. Die Republikanerin aus Kansas, die für Bob Dole gearbeitet hatte, hatte für Obamas Konkurrenten John McCain gestimmt. Doch sie glaubte, dass »die Beziehung zwischen Washington und der Wall Street zu kuschelig geworden war«, und hoffte sehr, dass die neue Administration »zu stärkerer Trennung von der Finanzgemeinde und unabhängigeren Urteilen führen würde«. Als Obama Geithner auswählte, war sie schockiert. »Ich konnte nicht verstehen, wie jemand, der seinen Wahlkampf für einen ›Wandel‹ geführt hatte, jemanden ernennen konnte, der so massiv zu dem Finanzschlamassel beigetragen hatte, das Obama den Wahlsieg eingebracht hat.« Ihre Sorgen wuchsen, als Obamas anschließende Ernennungen »eine wahre Hitparade von Personen war, die in Robert Rubins Finanzministerium gedient hatten«.[2]

In der Clinton-Ära hatte dieses Team von Ökonomen die vom Finanzmarkt-Kapitalismus angetriebene Globalisierung gefördert und die Finanzbranche dereguliert. 2008 hatte ihre Politik dann zur finanziellen Kernschmelze geführt. Doch anstatt die Macht des Finanzwesens zu verringern oder den Millionen Amerikanern zu helfen, die ihre Häuser verloren hatten, folgte Obama ihrem Rat, womit er die Rentabilität der Banken in der Wall Street wiederherstellte.

Am Ende gelang es der Obama-Regierung, die Wall Street zu retten. Sie setzte die vom Finanzwesen beherrschte Version des Kapitalismus wieder zusammen – mit enormen Kosten für Steuerzahler und die Wirtschaft. Schätzungen zu den wahren Kosten der Bankenrettung variieren von einer halben Billion Dollar bis zu mehreren Billionen. Zusätzlich zu den vom Kongress bereitgestellten Mitteln und den Kreditgarantien der Bundesregierung bot die Federal Reserve den Großbanken umfangreiche Subventionen in Form praktisch kostenloser Kredite an.[3]

Doch ungeachtet der überaus schmerzlichen wirtschaftlichen Kosten – die langfristigen politischen Kosten von Obamas Ansatz der Krisenbewältigung richteten noch mehr Schaden an. Obama war zum Präsidenten gewählt worden, weil er Hoffnung auf eine bessere Art von Politik bot – weniger den Interessen der Mächtigen verpflichtet und weniger von Parteigesinnung getrieben. Doch die Art, in der er die Bankenrettung betrieb, war ein Verrat am zivilgesellschaftlichen Idealismus seines Wahlkampfs, warf einen Schatten auf seine Präsidentschaft und bereitete den Weg für die erbitterte, polarisierte Politik, die in seinem Nachfolger Donald Trump ihren düsteren Ausdruck finden sollte.

Als Obama die Banker der Wall Street vor den Folgen ihrer verhängnisvollen Fehlschlüsse bewahrte, verlagerte er die Kosten ihres spekulativen Gelages auf normale Amerikaner. Damit vertiefte er das Misstrauen in ein politisches System, das zunehmend so aussah, als sei es zugunsten der Reichen und Mächtigen manipuliert. Drei Aspekte der Bankenrettung verstärkten dieses Misstrauen noch: Sie unternahm wenig, um denen zu helfen, die ihr Haus verloren hatten, ermöglichte es den Leuten der Wall Street, hübsche Boni zu verteilen, und gab den Banken Geld, ohne sie zur Rechenschaft zu ziehen oder die Finanzbranche zu restrukturieren.

Zwangsversteigerungen von Häusern


Obwohl die Obama-Regierung Hunderte Millionen Dollar zur Rettung der Banken ausgab, ließ sie zu, dass zehn Millionen Haus- und Wohnungsbesitzer ihre Immobilie durch Zwangsversteigerungen verloren. Das war kein unausweichliches Ergebnis der Finanzkrise. Es war eine politische Entscheidung. Die Krise kam auf, als die Immobilienblase nach einer Periode exzessiver Kreditaufnahme platzte, was Gläubiger (die Banken) und Schuldner (die Hypothekennehmer) mit Vermögenswerten zurückließ, deren Wert abgestürzt war – hypothekarisch abgesicherte Schuldverschreibungen bei den Banken und Häuser bei den Immobilienbesitzern. Die Politiker mussten entscheiden, wer die Verluste zu tragen hatte.[4]

Sie hätten von den Banken verlangen können, den Wert der Hypotheken der Leute abzuschreiben, wobei der Staat einen Teil der Verluste subventioniert hätte. Fachkundige Beobachter aus dem gesamten politischen Spektrum – vom liberalen Finanzier George Soros bis zu dem konservativen Ökonomen und ehemaligen Wirtschaftsberater Reagans Martin Feldstein – favorisierten eine Version dieses Ansatzes.[5] Stattdessen beschloss die Obama-Regierung, die Großbanken direkt zu retten und die Immobilienbesitzer die vollen Verluste selbst tragen zu lassen. Von 2006 bis 2011 fiel das Vermögen amerikanischer Hauseigentümer um neun Billionen Dollar.[6]

Auf öffentlichen Druck hin kündigte Obama ein Programm der Kreditreform an, die jedoch nur wenige Zwangsversteigerungen verhinderte. Auf die Frage, warum das Programm nicht funktioniere, erwiderte Geithner, sein Zweck sei nicht, Menschen in ihren Häusern zu halten, sondern für die Banken »die Piste einzuschäumen« und damit das Tempo der Zwangsversteigerungen zu erhöhen, was den Banken ermöglichte, 10 Millionen davon in die Wege zu leiten.[7]

Boni an der Wall Street


Allein schon die Komplexität des Finanzwesens hatte in den letzten Jahrzehnten dazu beigetragen, sie vor öffentlichen Prüfungen abzuschirmen. Für die Bankenrettung galt das auch. Simon Johnson, ehemaliger Chefökonom des IWF, stellte fest, dass das Finanzministerium und die Federal Reserve, als sie anstrebten, riesige Summen zur Rettung der Wall Street einzusetzen, »immer kreativere Wege fanden, die Banken mit Subventionen zu versorgen, die für die Allgemeinheit zu komplex und deshalb unverständlich waren«.[8] Doch eine Episode war so ungeheuerlich, dass sie der öffentlichen Aufmerksamkeit nicht mehr entging.

Der Versicherungsriese AIG hing wegen Milliarden Dollar in Kreditausfallversicherungen am Haken – Versicherungsverträgen für hypothekarisch abgesicherte Schuldverschreibungen, die abgestürzt waren. Kurz nachdem AIG mehr als 170 Milliarden Dollar Steuergeld zur Rettung erhalten hatte, kündigte das Unternehmen Pläne an, 165 Millionen Dollar als Boni an die Manager auszuschütten, die das Unternehmen und das Finanzsystem an den Rand der Pleite gebracht hatten.[9] Andere Empfänger von Hilfen des Steuerzahlers schütteten ebenfalls Boni aus. Als die Empörung in der Öffentlichkeit wuchs, brachte der Kongress ein Gesetz auf den Weg, das die Boni über Steuern abschöpfen und die Belohnung von Managern begrenzen sollte.

Obama bestellte die Vorstände der größten Finanzinstitutionen des Landes ins Weiße Haus ein. Sie bereiteten sich auf eine harte Ansprache zum Thema Entlohnung von Führungskräften vor, stellten zu ihrer Erleichterung aber fest, dass der Präsident helfen wollte. »Meine Regierung ist das Einzige, was zwischen euch und den Mistgabeln steht«, erklärte Obama den Bankern. »Ihr habt ein massives Problem mit der Öffentlichkeit, das sich zu einem politischen Problem auswächst. Und ich möchte helfen. Aber ihr müsst zeigen, dass ihr verstanden habt, dass dies eine Krise ist, weshalb jeder Opfer zu bringen hat.«[10]

Als sie begriffen, dass er nur freiwillige Beschränkungen vorschlug, bis der Ärger in der Öffentlichkeit abgeklungen war, stießen sie einen kollektiven Seufzer der Erleichterung aus, gingen an Bord ihrer Privatjets und machten weiter wie zuvor. Laut Ron Suskind, dem Reporter, der über dieses Meeting berichtete, kamen die Banker zu dem Schluss, dass der Präsident ihr Ziel teilte, nämlich »das Verhältnis zwischen der US-Regierung und der Finanzbranche, das sich über dreißig Jahre hinweg entwickelt hatte, nicht zu ändern«.[11]

Obama stellte sich zwischen die Banker und »die Mistgabeln«, weil er die Empörung der Öffentlichkeit dämpfen wollte, anstatt ihr eine Stimme zu geben. Trotz seiner Redegewandtheit – während des Wahlkampfs und zeitweilig während seiner Präsidentschaft – mit dem moralischen Bogen des Universums, der sich zur Gerechtigkeit neige, behandelte Obama die Finanzkrise als technisches Problem, das Experten zu lösen hatten, und nicht als zivilgesellschaftliche Frage zur Rolle des Finanzwesens im demokratischen Leben. Diese Haltung befeuerte die Unzufriedenheit mit den großen Parteien und bereitete die Bühne für die populistische Gegenbewegung. Der öffentliche Zorn über die Bankenrettung fand anderen politischen Ausdruck – auf der Linken mit der Occupy-Bewegung und der Kandidatur von Bernie Sanders; auf der Rechten in der Tea-Party-Bewegung und der Wahl Trumps.

Keine Rechenschaftspflicht


Weniger auffällig als die Bonuszahlungen, aber nicht weniger ärgerlich war die Idee, die Unternehmen der Wall Street zu retten, ohne sie für die von ihnen verursachten Schäden zur Verantwortung zu ziehen. Niemand verteidigte die Bankenrettung im Namen der Gerechtigkeit; keiner meinte, die Banker der Wall Street, die sich mittels riskanter Investments in Subprime-Hypotheken bereichert hatten, würden die Hilfe des Steuerzahlers verdienen, wenn ihre Wetten danebengingen. Das Plädoyer für die Bankenrettung stützte sich stets auf Notwendigkeit. Als man den Steuerzahler aufforderte, die Rechnung für die Verrücktheiten der Wall Street zu begleichen, wurde das als pragmatischer Imperativ vertreten. Die Rettung der Banken, obwohl moralisch widerwärtig, wurde als notwendig für die Rettung des Systems angesehen.

Für viele Amerikaner war das Argument, die Rettung sei unvermeidbar gewesen, aus zwei Gründen nicht überzeugend. Erstens: War es wirklich notwendig gewesen, all das Geld verschwenderisch an die Banken zu überweisen und kaum eine Gegenleistung dafür zu verlangen, oder hatte die Großzügigkeit der Rettungsaktion etwas mit der politischen Schlagkraft der Reichen und gut Vernetzten zu tun? Zweitens: Selbst wenn der Staat einsteigen musste, um das Finanzsystem zu stützen – warum war das ohne die kompromisslose Restrukturierung geschehen, die mit den meisten Insolvenzverfahren und Firmenübernahmen einhergeht?

Die Notwendigkeit der Bankenrettung war nicht auf die äußersten ideologischen Ränder der amerikanischen Politik beschränkt. Sheila Bair, damals Vorsitzende der FDIC, räumte im Rückblick ein, dass der Zorn der Öffentlichkeit über die Bankenrettung gerechtfertigt sei. »Dass ich an diesen Programmen teilnahm«, schrieb sie, »war das Widerlichste, was ich je im öffentlichen Leben gemacht habe. … Bis heute frage ich mich, ob wir überreagiert haben. Wie das übrige Land war ich entsetzt, dass all diese Einrichtungen so enorme Bonuszahlungen an ihre Manager ausschütteten – innerhalb weniger Monate, nachdem sie so großzügige Staatshilfe erhalten hatten. … Stabilisierten wir das System, oder stellten wir sicher, dass die Führungskräfte der Bank kein Jahr mit Bonuszahlungen ausfallen lassen mussten?«[12]

»Rückblickend«, schloss Bair, »kam mir die Mammuthilfe für diese großen Institutionen wie ein Übermaß vor.« Von den Geschäftsbanken »brauchte [wahrscheinlich] nur Citi, eine elend schlecht geführte Bank, diese Art massiver Staatshilfe.« Allerdings fragte sich Bair, »welcher Anteil der Entscheidungsfindung durch die Perspektive der speziellen Bedürfnisse dieser einen, politisch vernetzten Institution begründet war. Schaufelten wir Billionen Dollar an alle Banken, um deren Probleme zu kaschieren? Bestand wirklich die Gefahr, dass sie alle zusammenbrachen? Oder minderten wir durch billiges Kapital und Kreditgarantien nur den Schaden für ihre Nettoprofite?«[13]

Bair räumte ein, dass die Politiker mit einer Notsituation fertigwerden und schnell handeln mussten. »Doch dass es so unfair zuging und die Notwendigkeit durch keine substanzielle Analyse gezeigt wurde, treibt mich bis heute um. Die bloße Tatsache, dass ein Haufen großer Finanzeinrichtungen Geld verlieren wird, ergibt noch kein systemrelevantes Ereignis.« In Bezug auf das Argument, dass die Rettungsaktion die Großbanken in die Lage versetzen würde, wieder Kredite zu vergeben und damit die wirtschaftliche Erholung einzuleiten, verweist Bair darauf, dass sie ihre unverhofften Staatsgelder nicht zur Steigerung der Kreditvergabe nutzten. »Die kleinen Banken – die von der ganzen Großzügigkeit der Regierung nichts abbekamen – waren während der gesamten Krise und danach viel besser in der Kreditvergabe als die Großbanken.«[14]

Zweifel wegen der Notwendigkeit der Bankenrettung verstärkten die Wut über ihre Ungerechtigkeit. Die Rettung der Autoindustrie bot einen erhellenden Kontrast. Als die Obama-Regierung General Motors und Chrysler rettete, feuerte sie die Vorstände und einen erheblichen Anteil des Managements. Sie setzte massive Lohnkürzungen für gewerkschaftlich organisierte Arbeiter durch und baute die Unternehmen um. Bei der Bankenrettung feuerte sie keinen einzigen Vorstand oder schränkte die ungeheuer hohe Bezahlung von Managern ein; sie verhinderte keine Aktienrückkäufe und Dividendenausschüttungen und erlegte Aktionären und Geldgebern keine Verluste auf. Ebenso wenig verlangte sie von Finanzinstituten, die öffentliche Gelder erhielten, die Kreditvergabe auszuweiten, oder damit aufzuhören, die Gesetzgebung für eine Reform der Finanzbranche zu stören. Solche Maßnahmen hätten die Bankenrettung wie eine Verstaatlichung der Banken aussehen lassen – diesen Anschein wollten sowohl die Bush-Regierung als auch die Obama-Regierung vermeiden. Deshalb gelang es ihnen nicht, im Namen der Öffentlichkeit die Entscheidungsmacht auszuüben, zu der sie aufgrund des investierten Kapitals berechtigt waren. Sie vergaben Geld, ohne das System zu reparieren oder irgendjemanden zur Verantwortung zu ziehen.

Wie Simon Johnson erklärt, brachten die Versuche, die Banken ohne Verstaatlichung zu retten, die Regierung dazu, »die Rettungsaktionen Bank für Bank zu verhandeln, … wobei sie die Bedingungen jedes Deals verdrehte, um ein Eigentum des Staates zu minimieren, während sie jedem staatlichen Einfluss auf Strategie oder Operationen der Bank abschwor.« Er meint, es wäre besser gewesen, die ins Straucheln geratenen Banken einfach zu verstaatlichen, »die Bankaktionäre zu eliminieren, das gescheiterte Management auszutauschen, die Bilanzen zu säubern und die Banken dann an den privaten Sektor zurückzuverkaufen«.[15] Bair stimmte dem zu. Obama – und das Land – wären besser gefahren, wenn seine Regierung die Wall Street genau so behandelt hätte wie die Autoindustrie. »Wenn sie all die schlecht geführten Institute in Staatseigentum überführt und ihnen eine Rechenschaftspflicht auferlegt sowie die Aufsichtsgremien und das Management gefeuert hätten«, stellte Bair fest, »dann wäre Obama, glaube ich, ein Held gewesen. Die Leute hätten zumindest ein wenig Schmerz, eine gewisse Verantwortlichkeit gesehen.«[16]

Obama räumte ein, dass es ungerecht gewesen sei, die Wall Street davonkommen zu lassen. Doch er meinte, es sei den Preis wert gewesen, um die Finanzstabilität wiederherzustellen und wirtschaftliches Unheil zu vermeiden. Er »hasste« es, die Banken zu retten, die die Krise verursacht hatten, erklärte er in seiner Rede zur Lage der Nation im Jahr 2010, habe aber gelobt, als Präsident »das zu tun, was notwendig ist«, nicht aber, was populär sei.[17]

Sowohl Obama als auch Geithner behaupteten in ihren Memoiren, dem Wunsch der Öffentlichkeit nach »alttestamentarischer Gerechtigkeit« nachzugeben – der abfällige Ausdruck lässt Gerechtigkeit als atavistischen Impuls erscheinen – hätte die Finanzbranche entfremdet und die Aufgabe erschwert, das System wiederherzustellen.[18] Das steckt in dem Argument, es sei notwendig gewesen. An sich ist das keine moralisch unplausible Einstellung. In Zeiten großer Gefahr mag es notwendig sein, sich zugunsten des höheren Gutes über Gerechtigkeitsüberlegungen hinwegzusetzen. Nehmen wir folgende Analogie an: Obwohl Geiselnehmer verdienen, bestraft und nicht belohnt zu werden, dürfte es manchmal nötig sein, mit ihnen zu verhandeln und das von ihnen verlangte Lösegeld zu bezahlen.

Doch die Analogie beleuchtet, was Obamas Entscheidung im breiteren zivilgesellschaftlichen Sinn bedeutet: Selbst wenn er und seine Berater die Rettungsaktion zugunsten der Wall Street zu Recht für notwendig gehalten haben, entstand die Notwendigkeit allein daraus, dass die großen Finanzinstitute die Wirtschaft mittlerweile so sehr im Würgegriff hielten und so viel politische Macht ausübten, dass sie zu groß zum Scheitern waren. Die aus der Notwendigkeit hergeleitete Begründung setzte voraus, dass die amerikanische Wirtschaft zur Geisel der Wall Street geworden war, was der Regierung keine andere Wahl ließ, als das Lösegeld zu bezahlen. Dieser Umstand lässt sich auch anders ausdrücken: Nach vier Jahrzehnten des Finanzmarkt-Kapitalismus und der Deregulierung hatte sich die amerikanische Demokratie in eine Art von Oligarchie verwandelt.

Doch Obama spielte die moralische Logik seiner Position nicht aus – das Lösegeld zu bezahlen, aber die Wirtschaft aus dem Griff der Hochfinanz zu befreien und so künftige Geiselnahmen zu verhindern. Praktisch hätte das bedeutet, die Banken zu zerschlagen, die Anti-Kartell-Gesetze wieder in Kraft zu setzen, eine Steuer auf Finanztransaktionen einzuführen, Aktienrückkäufe zu begrenzen, Steuervorteile für Kreditaufnahmen zu verringern und andere Maßnahmen, um die Macht der Wall Street zu zügeln.

Obama wehrte sich gegen diese Schlussfolgerung. Die nach der Krise verabschiedeten Finanzreformen schützten Verbraucher vor räuberischen Geldverleihern und führten Sicherheitsvorkehrungen ein, mit denen die Wall Street weniger anfällig für »systemische Risiken« werden sollte. Doch die Machtkonzentration in den Großbanken wurde dadurch nicht verringert, und auch das Verhältnis zwischen dem Finanzwesen und der Wirtschaft wurde nicht geändert. Man wollte die Stabilität des Finanzsystems gewährleisten, nicht aber die Gefahr verringern, die es für die Selbstverwaltung darstellte.

Ein Jahrhundert zuvor, als die Unternehmen des Industriezeitalters so viel Größe und Macht gewannen, dass sie das Projekt der Selbstbestimmung gefährdeten, war die amerikanische Politik erfüllt von Debatten, wie die Demokratie vor dem zu retten sei, was Louis D. Brandeis als »Fluch der Größe« bezeichnet hatte. Theodore Roosevelt erklärte, dass es »die höchste politische Aufgabe unserer Zeit ist, die Partikularinteressen aus unserem öffentlichen Leben zu vertreiben« und rief dazu auf, die Macht der nationalen Regierung zu steigern, um sie der Macht der Großunternehmen ebenbürtig zu machen.[19] Woodrow Wilson sprach unverblümt vom Finanzwesen als der mit dem Staat rivalisierenden Macht: »Die ganze Zeit, in der die verbündeten Mächte der Hochfinanz stärker als die Regierungsmacht waren, haben wir in Furcht gelebt. Sind wir dahin gekommen, dass der Präsident der Vereinigten Staaten vor der Hochfinanz den Hut ziehen und erklären muss: ›Ihr seid unsere unerlässlichen Herren, aber wir wollen sehen, wie wir uns am besten damit abfinden?‹«[20]

Franklin D. Roosevelt betrachtete den Börsenkrach von 1929 nicht nur als Finanzkrise, sondern auch als eine Gelegenheit, das Verhältnis zwischen Kapitalismus und Demokratie neu zu verhandeln. Als er 1936 seine erneute Nominierung akzeptierte, sprach er von der Notwendigkeit, die amerikanische Demokratie von der Despotie konzentrierter wirtschaftlicher Macht zu erlösen. »Mithilfe neuer Verwendungen von Unternehmen, Banken und Wertpapieren greift [jetzt eine] Diktatur der Industrie nach der Kontrolle über den Staat selbst.«[21]

Die politische Gleichheit, die wir einst errungen hatten, war angesichts wirtschaftlicher Ungleichheit bedeutungslos. Eine kleine Gruppe hatte fast vollständige Kontrolle über den Besitz, das Geld und die Arbeit anderer Menschen – über das Leben anderer Menschen – in ihren Händen konzentriert. … Gegen eine solche wirtschaftliche Tyrannei konnte der amerikanische Bürger nur an die organisierte Macht des Staates appellieren. Der Zusammenbruch von 1929 demaskierte den Despotismus. Die Wahl von 1932 war das Mandat des Volkes, sie zu beenden.[22]

Theodore Roosevelt, Woodrow Wilson und FDR waren keine Radikalen. Sie waren progressive Mainstream-Politiker ihrer Zeit. Dennoch erscheint ihre Art, über Kapitalismus und Demokratie zu sprechen, sehr weit vom öffentlichen Diskurs unserer Zeit entfernt. Das liegt daran, dass sie mit der politischen Ökonomie der Bürgergesellschaft in Verbindung blieben; sie sahen die Wirtschaft nicht nur aus der Perspektive des BIP, sondern auch unter dem Gesichtspunkt der Selbstverwaltung. Das ermöglichte ihnen, populistischen Zorn gegen die entmachtenden Auswirkungen wirtschaftlicher Macht auf eine Weise auszudrücken, die sogar so begabten libera-len Politikern wie Bill Clinton und Barack Obama versagt war.[23]

Der Erfolg des rechtslastigen, nationalistischen Populismus ist ganz allgemein ein Symptom für das Scheitern fortschrittlicher Politik. Wenn es Liberalen nicht gelingt, wirtschaftliche Macht zu demokratischer Rechenschaft anzuhalten und so das Volk gegen die Mächtigen zu verteidigen, sehen die Menschen sich nach Alternativen um. Das geschah 2016. Als die Amerikaner nach acht Jahren Obama-Regierung von Meinungsforschern befragt wurden, gaben 75 Prozent an, sie erwarteten einen Präsidenten, der »das Land von den Reichen und Mächtigen zurückholen« würde.[24]


Populistische Gegenbewegung


Donald Trump, ein reicher Immobilienmogul und Darsteller im Reality-TV, war eine unmögliche Galionsfigur populistischen Protests. Lange Zeit hatte die populistische Tradition zwei Stränge umfasst – eine Politik, die das Volk gegen die Eliten, Ungleichheit und verantwortungslose wirtschaftliche Macht mobilisierte, und eine Politik, die in Nationalismus, Rassismus und Antisemitismus machte. Bernie Sanders bezog sich auf den ersten Strang – Trump bediente beide. Seine Feindseligkeit gegen Immigranten einschließlich seines Versprechens, an der mexikanischen Grenze eine Mauer zu errichten, wiederholten den nationalistischen Strang der populistischen Tradition. Und sein rassistisch aufgeladenes Gerede erinnerte an den die »Rassentrennung« propagierenden Populismus von George Wallace, dem Gouverneur von Alabama, der 1968 eine starke Drittparteien-Kandidatur für die Präsidentschaftswahl zuwege brachte.[1]

Doch Trump sprach auch populistische Wirtschaftsthemen an, zumindest während seines Wahlkampfs von 2016. Wie Sanders forderte er die Wiederinkraftsetzung des Glass-Steagall Act – dieses während des New Deal erlassene Gesetz trennte Geschäftsbanken von Investmentbanken und war während der Clinton-Ära aufgehoben worden.[2] Zudem versprach er, das Steuerschlupfloch zu beseitigen, das reichen Hedgefonds-Managern ermöglichte, niedrigere Steuersätze zu bezahlen als die meisten Arbeiter: »Die Jungs von den Hedgefonds haben dieses Land nicht aufgebaut. Das sind Typen, die Papier herumschieben und Glück haben«, sagte Trump. »Sie machen ein Vermögen. Sie zahlen keine Steuern … diese Typen kommen mit Mord davon. Ich möchte die Sätze für die Mittelklasse senken.«[3]

Er wich von der Lehre der Republikanischen Partei ab und kritisierte Freihandelsabkommen wie NAFTA und das geplante TTP, weil sie zum Verlust amerikanischer Arbeitsplätze führten. Er versprach, eine Billion Dollar zu investieren, um die bröckelnde Infrastruktur des Landes zu reparieren und Jobs für Fabrikarbeiter zu schaffen.[4] Er lenkte die Wut der Öffentlichkeit auf die Wall Street und das Establishment in Washington und attackierte »eine globale Machtstruktur, die verantwortlich ist für die wirtschaftlichen Entscheidungen, die unsere Arbeiterklasse ausgeraubt und unserem Land den Reichtum entzogen haben, worauf sie dieses Geld in die Taschen einer Handvoll von Großunternehmen und politischer Körperschaften stopften«.[5]

Als Trump sein Amt angetreten hatte, unternahm er nichts, um die Wall Street zu zügeln, und kaum etwas, um der Arbeiterklasse zu helfen. Der Infrastrukturplan wurde nie umgesetzt. Abgesehen von der Handelspolitik – Rückzug von TTP und Einführung von Zöllen auf chinesische Importe – entsprach seine Politik der, die vom republikanischen Establishment und den Geldgebern favorisiert wurde: Abbau der nach der Finanzkrise erlassenen Reformen, Schwächung der Gewerkschaften, Ausdünnung des Umweltschutzes, Versuch, das Gesetz für erschwingliche Gesundheitsfürsorge abzuschaffen, was Millionen seiner Unterstützer aus der Arbeiterklasse ohne Krankenversicherung zurückgelassen hätte, und Steuersenkungen vor allem für Unternehmen und Reiche.

Obwohl Trump Steuererleichterungen vor allem für die Arbeiter- und Mittelklasse versprochen hatte, »nicht für die Reichen und die mit den guten Verbindungen«, gingen zwei Drittel seiner Steuersenkung im Umfang von 1,5 Billionen Dollar an Unternehmen, was Aktienrückkäufe in Rekordhöhe auslöste, aber kaum Investitionen, die neue Jobs geschaffen hätten.[6] Nur ein kleiner Bruchteil der Steuererleichterungen ging an diejenigen, die kämpfen müssen, um über die Runden zu kommen. Steuerzahler der Mittelklasse erhielten eine Steuersenkung im Umfang von 900 Dollar; das oberste Prozent bekam 61000 Dollar, und die an der Spitze (ein Zehntel von diesem einen Prozent) empfingen 252000 Dollar.[7]

Trumps plutokratischer Populismus spiegelte seine zweigeteilte Unterstützerbasis wider – republikanische Wähler mit gehobenem Einkommen, die weniger Regulierung und niedrigere Steuern wünschten, und Wähler aus der weißen Mittelklasse, insbesondere weiße Männer ohne Universitätsabschluss, die sich von seiner Politik der Klagen angezogen fühlten. Kommentatoren und Politiker des Mainstreams bemühten sich, die Klagen zu verstehen, die Trump ins Amt beförderten. Sie machten sie an der leicht entzündlichen Politik der Bigotterie fest: Viele weiße Männer (von denen 62 Prozent für Trump stimmten) empfanden die zunehmende rassische, ethnische und geschlechtliche Diversität des Landes als Übel und fürchteten ihren privilegierten Status zu verlieren. Trump nutzte und schürte sicherlich Rassismus, Sexismus und Fremdenfeindlichkeit. Doch das Gerede vom »Korb der Bedauernswerten«, um Hillary Clintons denkwürdigen Ausdruck zu verwenden, war einseitig und egoistisch. Es ignorierte die legitimen Klagen, die den populistischen Zorn schürten. Und es ersparte den Eliten – besonders in der Demokratischen Partei – die Frage, wie ihre Regierungsweise zu der Wut beigetragen hatte, die Trump den Weg bereitete.

Vier Jahrzehnte der vom Finanzmarkt-Kapitalismus getriebenen Globalisierung hatten Einkommens- und Vermögensunterschiede mit sich gebracht, die man seit den 1920er Jahren nicht mehr gesehen hatte. Seit Ende der 1970er Jahre waren die meisten Einkommenszuwächse den obersten 10 Prozent zugefallen; die untere Hälfte bekam praktisch nichts davon ab. 2016 lag das Medianeinkommen für Männer im arbeitsfähigen Alter effektiv niedriger als vier Jahrzehnte zuvor. Seit 1980 hatte das reichste Prozent der Amerikaner seinen Anteil am Nationaleinkommen verdoppelt; inzwischen nahmen sie mehr ein als die untere Hälfte zusammen.[8]

Stagnierende Löhne und Jobverluste wirkten an sich schon demoralisierend. Doch die zunehmende Ungleichheit trug ebenfalls – in zweifacher Weise – zum Verfall der Demokratie bei. Erstens führte sie zu einem manipulierten System, weil die an der Spitze ihren Reichtum nutzten, um die Institutionen der repräsentativen Regierung zu kapern. Zweitens förderte sie eine Möglichkeit, über Erfolg zu denken, die das Unrecht wirtschaftlicher Ungleichheit noch um eine Kränkung erweiterte.


Ungleichheit und Oligarchie: das System manipulieren


Geld spielt in der amerikanischen Politik seit langer Zeit eine herausragende Rolle, doch in den letzten Jahrzehnten haben die enormen, ungerechtfertigten Gewinne für die Reichen die Stimme der meisten Bürger fast zum Schweigen gebracht, wenn es darum geht, wie sie regiert werden. Seit Mitte der 1980er Jahre haben sich die Kosten, die zum Gewinn eines Sitzes im US-Senat oder im Repräsentantenhaus erforderlich sind, effektiv mehr als verdoppelt. Neuen Kongressmitgliedern wird von Parteiführern geraten, etwa drei Stunden täglich für Kongressarbeit – Teilnahme an Anhörungen, Abstimmungen, Treffen mit Wählern – zu verwenden, und fünf Stunden täglich für Besuche bei Spendensammlern sowie für Telefonate mit potenziellen Spendern, um Geld zu erbitten.[1]

Ein erheblicher Teil des Geldes fließt über PACs (politische Aktionskomitees), die von Unternehmen, Gewerkschaften und Handelsverbänden gesteuert werden. Von 1987 bis 2018 stiegen die Ausgaben für Kongresswahlen durch Unternehmens-PACs sogar inflationsbereinigt auf mehr als das Vierfache. Ebenso bedeutsam ist die Verschiebung der Gleichgewichte bei den Wahlkampfbeiträgen. 1978 steuerten Gewerkschafts-PACs etwa so viel bei wie Unternehmens-PACs. 2018 überstiegen die Ausgaben der Unternehmen die der Gewerkschaften mehr als dreifach.[2]

Auch in Präsidentschaftswahlkämpfe floss Großkapital in Strömen, begünstigt durch eine Entscheidung des Supreme Court von 2010, die Einschränkungen für Wahlkampfbeiträge aufhob. 2012 stammten mehr als 40 Prozent des gesamten bei Bundeswahlen ausgegebenen Geldes von den Reichsten der Reichen – nicht dem obersten einen Prozent oder noch nicht einmal von dem oberen Zehntel des einen Prozents, sondern vom einen Prozent des obersten einen Prozents. Angesichts der langen Saison von Präsidentschaftsvorwahlen ist frühes Geld besonders wichtig. Als der Wahlzyklus von 2016 begann, stammte fast die Hälfte des für Präsidentschaftskandidaten gespendeten Geldes von nur 158 reichen Familien. Die meisten hatten ihr Vermögen im Finanzwesen oder in der Energiebranche gemacht.[3]

Mit Geld werden nicht nur Wahlen gekauft – es kauft auch den Zugriff auf die Behörden, von denen die Regeln zur Wirtschaftslenkung gemacht werden. Von 2000 bis 2010 verdreifachten US-Unternehmen, angeführt von der Finanzbranche, den Rüstungsunternehmen und den Technologiefirmen, die Ausgaben für Lobbyarbeit und Öffentlichkeitsarbeit.[4] Aus Sicht des republikanischen Ideals ist die Beherrschung der Politik durch Geld, wie legal das auch sein mag, eine Art von Korruption. Die oligarchische Kaperung der repräsentativen Regierung ist korrupt, weil sie den Staat vom Gemeinwohl ablenkt und den Bürgern eine bedeutsame Mitsprache verwehrt, wenn es darum geht, wie sie regiert werden.

Einige Politwissenschaftler meinen, dass die Leute, ungeachtet der Rolle des Geldes, in der Politik letztlich das bekämen, was sie wollten; mächtige Interessen könnten sich vielleicht gegenseitig aufheben, und das Volk behalte über die Wahlen das letzte Wort. Doch das ist nicht der Fall. Was die Öffentlichkeit vom Staat will, weicht extrem von dem ab, was die Reichen vom Staat wollen. So sprechen sich die meisten Amerikaner (87 Prozent) dafür aus, »für wirklich gute öffentliche Schulen so viel Geld [auszugeben], wie erforderlich ist«. Unter Multimillionären sprechen sich nur 35 Prozent dafür aus. Zwei Drittel der Allgemeinheit glauben, »die Regierung [sollte sich] darum kümmern, dass jeder einen Job finden kann«, während nur einer von fünf Multimillionären dieser Ansicht ist. Die Allgemeinheit wünscht stärkere Regulierung der Großunternehmen – die Reichen wünschen das nicht.[5]

Wenn die Allgemeinheit und die Reichen uneinig sind, setzen sich die Reichen durch. Die beiden Politikwissenschaftler Benjamin Page und Martin Gilens entwickelten eine Messmethode, die feststellt, wer in den USA die öffentliche Politik beeinflusst – Interessengruppen, vermögende Amerikaner oder der Durchschnittsbürger. Sie untersuchten fast zweitausend zwischen 1981 und 2002 vorgeschlagene politische Änderungen – für Arbeitsplätze, Löhne, Bildung, Gesundheitswesen, Bürgerrechte, wirtschaftliche Regelungen, kulturelle Fragen und Außenpolitik – und analysierten, welche der drei Gruppen das Ergebnis beeinflusst hatte. Das beunruhigende Resultat: »Der Durchschnittsbürger hat wenig oder keinen Einfluss auf die Politik der Bundesregierung.« In einem Drittel der Fälle setzt er seinen Willen durch, allerdings nur dann, wenn seine Ansichten zufällig mit denen der Interessengruppen oder der Reichen übereinstimmen. Ob eine politische Änderung – bessere Schulen, eine Anhebung des Mindestlohns, Maßnahmen wegen des Klimawandels – von einer überwältigenden Mehrheit oder einer kleinen Minderheit der Durchschnittsbürger favorisiert wird, ändert praktisch nichts daran, ob sie verabschiedet wird. »Normale Bürger haben bei politischen Entscheidungen einfach keine maßgebliche Stimme. Die Reichen und die organisierten Interessengruppen übertönen sie – das sind vor allem Gruppen der Geschäftswelt und Unternehmen.«[6]

Die Studie bestätigt, was die meisten Amerikaner empfinden – dass ihre Stimme keine Rolle spielt, dass der Durchschnittsbürger nicht entscheidend mitreden darf, wenn es darum geht, wie er regiert wird. Dieses Gefühl der Entmachtung, das sich in den letzten Jahrzehnten verstärkt hat, liegt der Unzufriedenheit in der Demokratie zugrunde. Sie gehört zu den zersetzenden zivilgesellschaftlichen Folgen der riesigen Einkommens- und Vermögensunterschiede, die in Jahrzehnten der vom Finanzmarkt-Kapitalismus getriebenen Globalisierung hervorgebracht worden sind.


Ungleichheit und Leistungsgesellschaft: Gewinner und Verlierer


Eine zweite Folge der sich ausbreitenden Ungleichheit ist nicht so offensichtlich, aber nicht weniger zersetzend für das zivilgesellschaftliche Leben. Dabei geht es nicht darum, wer entscheidet, welche Politik sich durchsetzt, sondern darum, wie wir zusammenleben und einander als demokratische Bürger wahrnehmen. Unsere toxische, polarisierte Politik spiegelt eine tiefgehende Spaltung zwischen Gewinnern und Verlieren wider. Diese Spaltung ergibt sich zum Teil aus der wirtschaftlichen Ungleichheit, zeigt jedoch auch die sich verändernden Einstellungen gegenüber dem Erfolg, der mit ihr einherging. In den letzten Jahrzehnten sind diejenigen, die ganz oben gelandet sind, zu der Überzeugung gelangt, dass ihr Erfolg auf ihr eigenes Handeln zurückzuführen und das Maß ihrer Verdienste sei. Deshalb würden sie die Belohnungen verdienen, die der Markt ihnen zukommen lässt. Und dass genau deswegen diejenigen, die zurückgelassen wurden, ihr Schicksal ebenso verdient hätten.[1] Diese Anschauung von Erfolg erwächst aus einem scheinbar attraktiven Prinzip, dem Ideal der Leistungsgesellschaft: Wenn die Chancen gleich sind, haben die Sieger ihre Gewinne verdient.

Selbstverständlich ist dieses Ideal praktisch nicht zu verwirklichen. Die Chancen sind nicht wirklich gleich. Kinder aus Familien mit niedrigem Einkommen bleiben tendenziell arm, wenn sie erwachsen werden. Unterschiede bei Einkommen, Vermögen und Armut aufgrund von race bleiben bestehen. Prinzipiell kann jeder am Zulassungswettbewerb für höhere Bildung teilnehmen – in der Praxis spiegelt jedoch der Zugang den familiären Hintergrund wider. Die meisten der Studierenden, die an den circa einhundert Hochschulen und Universitäten mit besonders strengen Zulassungsverfahren eingeschrieben sind, stammen aus gutsituierten Familien (72 Prozent). Nur drei Prozent entstammen Familien mit niedrigem Einkommen.[2]

Es gibt die verführerische Vorstellung, das Problem der Ungleichheit könne einfach dadurch gelöst werden, dass man eine perfektere Meritokratie vorantreibt – das Spielfeld so einebnet, dass jeder die gleiche Chance hat, zu den Siegern zu gehören. Das ist die Antwort auf Ungleichheit, die im Zeitalter der Globalisierung von den Parteien des Mainstreams in wechselndem Umfang angeboten wurde. Doch das Streben nach einer perfekteren Meritokratie konnte die Ungleichheit nicht aufgreifen, welche die vom Finanzmarkt-Kapitalismus angetriebene Globalisierung geschaffen hatte. Das hat drei Gründe: Erstens wurde dadurch die Aufmerksamkeit von den strukturellen Quellen der Ungleichheit abgelenkt. Gibt man den Menschen ausgeglichenere Chancen, die Erfolgsleiter zu erklimmen, wird die Ungleichheit nicht gemildert, wenn die Sprossen der Leiter zunehmend weiter auseinander stehen.

Zweitens werden die Ungleichheiten der Wertschätzung, die aus der Leistungsgesellschaft hervorgehen, nicht gebessert, wenn man eine perfektere Meritokratie anstrebt. Sie werden eher verschlimmert. Stärkt man die Überzeugung der Menschen, dass ihr Erfolg (oder Scheitern) dem eigenen Handeln geschuldet ist, sorgt das bei den Gewinnern für Überheblichkeit und bei den Verlierern für Demütigung. Es fördert die Vorstellung, das gesellschaftliche Leben sei ein Wettrennen, in dem die Sieger die vom Markt vergebenen Belohnungen verdienen, während diejenigen, die zu kurz kommen, ihr Schicksal ebenso verdient haben.

Drittens wird es durch meritokratische Einstellungen gegenüber dem Erfolg erschwert, Einkommens- und Vermögensungleichheiten durch Umverteilung auszugleichen. Denn je mehr wir darauf vertrauen, dass die Ergebnisse des Marktes widerspiegeln, was die Menschen verdienen, desto stärker ist die Annahme, Einkommen und Vermögen sollten dort verbleiben, wo sie hinfallen.

Das meritokratische Denken über Erfolg ist in den letzten Jahrzehnten im öffentlichen Diskurs stärker in Erscheinung getreten, selbst als die neoliberale Globalisierung weiter zunehmende Ungleichheit mit sich brachte. Die beiden Tendenzen stehen miteinander in Verbindung. Es sieht aus, als wollten die Gewinner der Globalisierung mehr als den Gewinn bekommen; sie wollten glauben, dass sie den übergroßen Anteil von Einkommen und Vermögen verdient hätten, den ihnen vier Jahrzehnte der Deregulierung, des Finanzmarkt-Kapitalismus und neoliberaler Wirtschaftspolitik eingebracht hatten.

Max Weber schrieb: »Der Glückliche begnügt sich selten mit der Tatsache des Besitzes seines Glückes. Er hat darüber hinaus das Bedürfnis, auch noch ein Recht darauf zu haben. Er will überzeugt sein, dass er es auch ›verdiene‹ – vor allem: im Vergleich mit anderen verdiene. Und er will also auch glauben dürfen: daß dem minder Glücklichen durch den Nichtbesitz des gleichen Glückes ebenfalls nur geschehe, was ihm zukommt.«[3]

Weber dachte über die religiöse Überzeugung nach, dass Erfolg ein Zeichen von Gottes Gunst und Leiden eine Strafe für Sünde sei. Ein Jahrhundert später sahen Befürworter der neoliberalen Globalisierung den Markterfolg als Rechtfertigung von Leistung. Während der Obama-Ära stellte Lawrence Summers kühn fest: »Eine der Herausforderungen in unserer Gesellschaft ist, dass die Wahrheit eine Art von Ungleichmacher ist. Dass die Ungleichheit in unserer Gesellschaft möglicherweise angestiegen ist, liegt unter anderem daran, dass die Menschen eher so behandelt werden, wie man annimmt, dass sie behandelt gehören.«[4]

Die Leistungsgesellschaft als politisches Projekt drückte sich in dem bekannten Schlagwort aus, jeder solle so weit aufsteigen können, »wie seine Anstrengungen und seine Begabung ihn tragen«. In den letzten Jahren wurde der Spruch von Politikern beider Parteien so lange wiederholt, bis er zur Beschwörungsformel wurde. Ronald Reagan, George W. Bush und Marco Rubio bei den Republikanern sowie Bill Clinton, Barack Obama und Hillary Clinton bei den Demokraten – alle sagten sie ihn auf.[5]

Dieses Gerede vom Aufstieg klingt ein wenig meritokratisch – es betont, wie wichtig es ist, Erfolgshindernisse abzubauen: Unabhängig von familiärem Hintergrund, von Klasse, race, Religion, Ethnie, Geschlecht oder sexueller Orientierung sollte man imstande sein, so weit aufzusteigen, wie einen die eigenen Talente tragen. Dem würde kaum jemand widersprechen.

Doch obwohl das Gerede vom Aufstieg eine scheinbar egalitäre Neigung zeigt, trug es dazu bei, dass die Einkommens- und Vermögensungleichheiten nicht in Frage gestellt, sondern eher vertieft wurden. Es forderte nicht dazu auf, diese Ungleichheiten durch eine Neubewertung der sie verursachenden Wirtschaftspolitik zu verringern. Stattdessen bot es eine Behelfslösung: individuelle Aufwärtsmobilität durch höhere Bildung. Den von stagnierenden Löhnen und der Auslagerung von Arbeitsplätzen in Billiglohnländer frustrierten Arbeitern offerierten die Eliten der 1990er und 2000er Jahre einige ermutigende Ratschläge: Wenn ihr in der globalen Wirtschaft mithalten und gewinnen wollt, geht an die Universität. »Du erntest, was du lerntest.« – »You can make it if you try.«[6]

Die Eliten, die diese Botschaft übermittelten, übersahen die damit transportierte Beleidigung: Wenn du nicht auf die Universität gehst und in der New Economy nicht aufblühst, dann muss dein Scheitern dein eigener Fehler sein. Sie sagten: »Das Problem liegt nicht in den von uns konzipierten wirtschaftlichen Verhältnissen, sondern darin, dass du es nicht geschafft hast, die für den Erfolg in einer technologisch fortgeschrittenen, globalisierten Welt erforderlichen Qualifikationen zu erwerben.«

Wieder finden wir hier – unter anderem Namen – die Begründung mit der Notwendigkeit. Man ging davon aus, dass stagnierende Löhne, verlorene Arbeitsplätze und der sinkende Anteil der Arbeitslöhne am Nationaleinkommen in einem Zeitalter der Technologie unabänderliche Tatsachen des Lebens seien. Mit einer Politik, welche die Mobilität des Kapitals steigerte und die Verhandlungsmacht der Arbeiterschaft verringerte, habe das nichts zu tun.

Es ist kein Wunder, dass sich viele Beschäftigte gegen meritokratische Eliten wandten, die eine simple Tatsache zu vergessen schienen: Die meisten Menschen haben keinen Universitätsabschluss. Das gilt für annähernd zwei Drittel der Amerikaner.[7] Folglich war es verrückt, eine Wirtschaftsordnung zu schaffen, in der ein Hochschuldiplom notwendige Voraussetzung für menschenwürdige Arbeit und ein anständiges Leben ist.

Von den Eliten wurde ein Universitätsabschluss – sowohl als Weg für das Vorankommen wie auch als Grundlage sozialer Anerkennung – überaus hoch bewertet. Deshalb konnten sie nur schwer verstehen, welche Überheblichkeit eine Leistungsgesellschaft hervorbringen kann und was für ein hartes Urteil sie über diejenigen fällt, die keine Hochschule besucht haben. Diese Einstellungen befeuerten den Groll gegen Eliten, den Donald Trump ausnutzen konnte.[8]

Eine der tiefsten politischen Spaltungen in der amerikanischen Politik besteht heute zwischen denen mit einem Universitätsabschluss und denen ohne. Als Hillary Clinton 2016 gegen Trump verlor, hatte sich die Demokratische Partei stärker auf die Interessen und Erwartungen der Akademiker eingestellt als auf die Wähler aus der Arbeiterschaft, die einst ihre Basis gebildet hatten. Trump gewann zwei Drittel der weißen Wähler ohne Hochschulabschluss, während Clinton bei Wählern mit höheren Abschlüssen entscheidend gewann. Im britischen Brexit-Referendum zeigte sich eine ähnliche Aufteilung. Wähler ohne akademische Bildung stimmten mehrheitlich dafür, die EU zu verlassen, während die große Mehrheit derer mit einem akademischen Grad für den Verbleib stimmte.[9]

Im 20. Jahrhundert fanden diejenigen mit geringerer Bildung meistens die Parteien der Linken attraktiv, während die Parteien der Rechten diejenige mit mehr Bildung anlockten. In der Ära der Leistungsgesellschaft hat sich dieses Muster umgekehrt. Heute stimmen Leute mit mehr Bildung für Parteien links der Mitte, und diejenigen mit geringerer für Parteien der Rechten. Der Ökonom Thomas Piketty konnte zeigen, dass diese Umkehr in den USA, Großbritannien und Frankreich verblüffend parallel stattgefunden hat. Er spekuliert, dass die Umwandlung der linken Parteien von Arbeiterparteien in Parteien der geistigen und beruflichen Eliten seit den 1990er Jahren erklären könnte, warum sie nicht auf die zunehmende Ungleichheit der letzten Jahrzehnte reagiert haben.[10]

Als Hillary Clinton eineinhalb Jahre später über ihren Präsidentschaftswahlkampf nachdachte, demonstrierte sie die meritokratische Überheblichkeit, die zu ihrer Niederlage beigetragen hatte. »Ich habe die Orte gewonnen, die für zwei Drittel des amerikanischen Bruttoinlandsproduktes stehen«, sagte sie 2018 auf einer Konferenz im indischen Mumbai. »Ich siegte also an Orten, die optimistisch, vielfältig und dynamisch sind und vorankommen.« Sie hatte die Stimmen der Globalisierungsgewinner geholt, während Trump bei den Verlierern gewonnen hatte.[11] Die Demokratische Partei hatte einst an der Seite von Farmern und Arbeitern gegen die Privilegierten gestanden. Heute, in einer Ära der Meritokratie, rühmte sich ihre besiegte Bannerträgerin, dass die wohlhabenden, aufgeklärten Teile des Landes für sie gestimmt hätten.

2020 wurde Joe Biden zum ersten Präsidentschaftskandidaten der Demokraten seit 36 Jahren, der keinen Abschluss an einer der Eliteuniversitäten besaß. Dass ein demokratischer Präsidentschaftskandidat von einer staatlichen Universität eine solche Neuheit darstellte, zeigte, wie weit sich das Examens-Vorurteil ausgebreitet hatte.

In den 2010er Jahren drückte sich dieses Vorurteil in enormen Disparitäten bei den Bildungsausgaben und in der politischen Repräsentation aus. Das Land investiert beklagenswert wenig in Bildungsformen, auf welche die meisten Amerikaner angewiesen sind, um sich auf die Arbeitswelt vorbereiten zu können – staatliche Hochschulen, zweijährige Gemeinde-Hochschulen sowie berufliche und technische Ausbildungen. Isabel Sawhill, eine Ökonomin an der Brookings Institution, hat ausgerechnet, dass die Bundesregierung 2014 162 Milliarden Dollar ausgegeben hat, um Menschen den Hochschulzugang zu ermöglichen, aber nur etwa 1,1 Milliarden Dollar für Fortbildung und technische Ausbildung.[12]

Diese auffällige Disparität schränkt nicht nur die wirtschaftlichen Möglichkeiten für diejenigen ein, die sich ein vierjähriges Studium nicht leisten können oder keinen solchen Abschluss anstreben; sie zeigt auch die meritokratischen Prioritäten der Regierenden. Obwohl die meisten Amerikaner keinen Bachelor besitzen, dienen von ihnen nur wenige im US-Kongress. 95 Prozent der Abgeordneten und alle Senatoren haben vierjährige Abschlüsse. Mehr als die Hälfte der Senatoren und mehr als ein Drittel der Abgeordneten sind Anwälte, und viele andere besitzen höhere Abschlüsse. Mehr als die Hälfte der Kongressmitglieder sind Millionäre.[13] Das war nicht immer so. Im Kongress sind die besser Gebildeten stets stärker vertreten gewesen, doch noch Mitte der 1980er Jahre hatten 15 Prozent der Abgeordneten und 12 Prozent der Senatoren kein Hochschuldiplom.[14]

Aus der Flut der Examens-Ideologie folgt unter anderem, dass die Arbeiterklasse im Kreis der Repräsentanten der Regierung inzwischen praktisch nicht mehr anwesend ist. In den USA ist die Hälfte der Beschäftigten in Berufen der Arbeiterklasse tätig – definiert als Handarbeit, Dienstleistungsbranche und Büroarbeit. Von den Kongressmitgliedern haben aber weniger als zwei Prozent vor ihrer Wahl in solchen Berufen gearbeitet. In den Parlamenten der Bundesstaaten kommen nur drei Prozent aus dem Milieu der Arbeiterklasse.[15]

Die weißen Wähler aus der Arbeiterklasse, die Trump unterstützten, waren nicht die einzigen Amerikaner, die durch den meritokratischen Fokus auf höhere Bildung als Lösung ihrer Probleme schlecht bedient waren. Arbeitende Menschen in Gemeinden mit schwarzer Bevölkerung wurden auch bei einem politischen Projekt ignoriert, das denjenigen karge Unterstützung und soziale Anerkennung vermittelt, die Jobs anstreben, für die kein Uni-Abschluss erforderlich ist. Der Abgeordnete James Clyburn aus South Carolina, der höchstrangige Afroamerikaner im Kongress, lieferte eine verheerende Kritik der meritokratischen Wende seiner Partei. Clyburn, dessen Unterstützung für Biden in der Vorwahl von South Carolina im Jahr 2020 dessen mühsame Kandidatur rettete und ihn auf den Weg zur Nominierung brachte, sah in Biden den Vertreter einer Alternative zur unerbittlichen Examens-Ideologie, die die Arbeiterklasse von der Demokratischen Partei entfremdet hatte.

»Unser Problem ist«, sagte Clyburn, »dass zu viele Kandidaten Zeit damit verbringen, die Leute wissen zu lassen, wie schlau sie sind, anstatt Kontakt mit den Leuten herzustellen.« Er glaubte, die Demokraten hätten zu viel Wert auf Hochschulbildung gelegt. Was bedeutet es, »wenn ein Kandidat sagt, ihr müsst es schaffen, eure Kinder auf die Universität zu schicken? Wie oft habt ihr das schon gehört? Ich hasse es, das zu hören … Ich muss das nicht hören. Denn wir haben Menschen, die Elektriker sein wollen, Klempner oder Friseur.«[16] Obwohl Clyburn es nicht genau so ausgedrückt hat, kämpfte er gegen das meritokratische Politprojekt an, das unbeabsichtigt Wähler der Arbeiterklasse herabsetzte und Trump den Weg bereitete.

2020 machte sich die »Diplom-Spaltung« auch außerhalb der weißen Arbeiterklasse bemerkbar. Obwohl Biden die traditionelle Mehrheit der Demokraten bei schwarzen und hispanischen Wählern halten konnte, gewann Trump bei schwarzen Wählern ohne Hochschulabschluss. Bei den schwarzen Wählern mit akademischen Titeln schnitt der Kandidat der Demokraten – möglicherweise zum ersten Mal – besser ab als bei denen ohne Abschluss.[17]

Wenn wir die meritokratische Denkweise zum Thema Erfolg als moralischen Weggefährten der vom Finanzmarkt-Kapitalismus angetriebenen Globalisierung betrachten, können wir die politische Gegenbewegung gegen die Eliten mit den Universitätsabschlüssen besser verstehen. Vier Jahrzehnte lang bildeten Marktgläubigkeit und der Glaube an die Leistungsgesellschaft zusammen das bestimmende Projekt der amerikanischen Mainstream-Politik. Der neoliberale Kapitalismus machte manche Leute reich und andere arm, doch es war die Meritokratie, die die Spaltung zwischen Gewinnern und Verlierern schuf. Es war nicht allein die Ungleichheit der Einkommen, sondern auch diese Spaltung, die zu der Demütigung führte, die Trump und andere autoritäre Populisten nutzen konnten.


Ehre dem Gründervater des Finanzwesens


Das erste amerikanische Parteiensystem ging aus einer Meinungsverschiedenheit über die Rolle des Finanzwesens in einer republikanischen Regierung hervor. Alexander Hamilton, der erste Finanzminister der Vereinigten Staaten, glaubte nicht daran, dass die neue nationale Regierung die Loyalität der Reichen und Mächtigen allein durch Patriotismus wecken könnte. Wohlhabende Investoren würden sie nur unterstützen, wenn sie ein finanzielles Interesse an ihrem Erfolg hätten. Deshalb schlug Hamilton ein System der öffentlichen Finanzen vor, das die Reichen an das nationale Projekt binden sollte – auf eine Weise, die durch Patriotismus und bürgerliche Tugend nicht möglich war.

Die Bundesregierung würde die Schulden übernehmen, die von den Staaten während des Revolutionskrieges aufgenommen worden waren, und sie mit Schulden des Bundes kombinieren. Finanziert werden sollten diese konsolidierten Schulden durch den Verkauf von Wertpapieren an Anleger, denen die Regierung regelmäßige Zinsen bezahlen würde. Durch diese Zahlungen an Gläubiger würde die Nationalregierung »sich in die finanziellen Interessen jedes Bundesstaates einbinden« und »sich jedem Industriezweig andienen«, womit sie die Unterstützung der Finanzeliten gewinnen würde. Hamilton sah die Nationalschulden als Werkzeug der Staatsbildung, weil sie Bürger an den Staat binden würden, die »aufgrund ihrer Zahl, ihres Reichtums und ihres Einflusses möglicherweise mehr zu dessen Erhaltung beitragen könnten als eine Truppe von Soldaten«.[1]

Jefferson und Madison werteten diese Verschränkung von Finanzinteressen und einer repräsentativen Regierung als eine Form von Korruption. Sie befürchteten, dass sie die Ungleichheit in der amerikanischen Gesellschaft vertiefen, den Reichen unverhältnismäßigen Einfluss geben und das Gemeinwohl zerrütten würde. Sie waren gegen Hamiltons Plan und hatten vor, die Nationalbank abzuschaffen sowie Inhaber öffentlicher Schulden vom Kongress auszuschließen. Ihre Opposition gegen Hamiltons finanzfreundliche Vision nationaler Größe führte zur Gründung der Vereinigung, die zur Demokratischen Partei werden sollte.

Zwei Jahrhunderte später hatte die Demokratische Partei mit dem Finanzmarkt-Kapitalismus und mit konzentrierter wirtschaftlicher Macht ihren Frieden gefunden. Hamiltons Ansichten zu Wirtschaft und Staat hatten sich so umfassend durchgesetzt, dass nur noch schwer in Erinnerung zu rufen war, worum es bei der Debatte überhaupt gegangen war. Anders als Jefferson, dessen Marmordenkmal in Washington, D.C., prächtig im Tidal Basin-Park steht, hat Hamilton kein Denkmal in der Hauptstadt erhalten. Man könnte sagen, sein Monument bestehe in Form des Landes, zu dessen Entstehung er beigetragen hatte – eine ökonomische Supermacht als Knecht von Handel und Finanzwesen.

2015 erhielt Hamilton ein Monument – nicht in Washington, sondern am Broadway –, in Form des spektakulär erfolgreichen Musicals Hamilton von Lin-Manuel Miranda. Diese multikulturelle Schilderung der Gründerväter mit schwarzen Darstellern in den Hauptrollen verwirrte das Publikum. Wissenschaftler wiesen darauf hin, dass das Musical Hamiltons Legitimation als Abolitionist übertreibe und seine Rolle beim Kauf und Verkauf von Sklaven für seine Schwiegereltern ausblendete.[2] Zudem schenkte die Show der wichtigsten Leistung Hamiltons als Gründervater des amerikanischen Finanzwesens kaum Beachtung.[3] Stattdessen bot sie eine überschäumende Jubelarie für Hamiltons meritokratischen Aufstieg aus bescheidener Herkunft als karibischer Immigrant:

Wie schafft’s ein Bastard, Waise, Sohn einer Dirne und Schotte

von der Vorsehung an einen vergessenen Ort der Karibik verschlagen

arm und dreckig

zum Helden und Gelehrten heranzuwachsen?[4]

Die Antwort: Er »kam sehr viel weiter, mit härterer Arbeit, war einfach schlauer, kein armer Bauer.«[5]

Hamilton war eine Broadway-Version des Mythos vom Aufstieg. Der junge Hamilton wurde zum Nationalhelden, weil er dazu bestimmt war, durch Genialität und harte Arbeit so weit aufzusteigen, wie seine Talente ihn tragen würden. Er würde bei dem, was zum amerikanischen Traum werden sollte, seine Chancen nicht verspielen:

Ich werfe meine Chance nicht weg

Ich werfe meine Chance nicht weg

Hey, ich bin wie mein Land

jung, rauflustig und hungrig

Und ich werfe meine Chance nicht weg.[6]

Das Musical als Hymne für das Zeitalter Obamas verschmolz auf brillante Weise drei Aspekte des Liberalismus in den 2010er Jahren – Multikulturalität, Leistungsgesellschaft und, nur hinter den Kulissen, Finanzmarkt-Kapitalismus. Obama schaute sich die Produktion mehrmals an, lud die Besetzung zu einer Vorstellung ins Weiße Haus und scherzte über den überparteilichen Reiz des Musicals: »Hamilton, da bin ich mir ziemlich sicher, ist das Einzige, wo Dick Cheney und ich einer Meinung sind.«[7]

Kern des überparteilichen Reizes war das Gerede vom Aufstieg. Obama bezeichnete es als »die Quintessenz der amerikanischen Story« über »einen strebsamen Einwanderer, der der Armut entkam« und »durch schiere Willenskraft und Courage und Entschlossenheit an die Spitze aufstieg«. Als Michelle Obama bei den Tony Awards 2016 Hamilton vorstellte, schilderte sie es als »Musical über das Wunder, das Amerika ist … ein Ort der Chancen, an dem wir es ungeachtet unserer Herkunft schaffen können, wenn wir es versuchen«.[8]

Auch wenn das Blockbuster-Musical dem meritokratischen Glauben zu einem Augenblick blendenden Glanzes verhalf, war die Philosophie der Öffentlichkeit, die es repräsentierte, im Begriff, ihre Fähigkeit zur Inspiration zu verlieren. Nach vier Jahrzehnten stagnierender Löhne für den durchschnittlichen Arbeiter war Aufstiegsmobilität keine Antwort auf Ungleichheit. Diejenigen, die diese hyperglobalisierte, vom Finanzmarkt-Kapitalismus getriebene Wirtschaft ins Leben gerufen hatten, ermahnten die Zurückgelassenen, sich zu verbessern, damit auch sie »in der globalen Ökonomie konkurrieren und gewinnen« könnten. Doch diese Eliten hatten die unzufriedene Stimmung nicht erkannt. Für alle, die zu kämpfen hatten, um über die Runden zu kommen, war das Mantra »du kannst es schaffen, wenn du es versuchst« weniger ein Versprechen als blanker Hohn.

Keine zwei Wochen, nachdem Hamilton elf Tony Awards abgeräumt hatte, stimmte Großbritannien dafür, die Europäische Union zu verlassen. Ein paar Monate später wurde Trump zum Präsidenten gewählt – unterstützt von vielen Wählern im ländlichen Amerika und in Industriestädten, die von der Globalisierung ausgehöhlt worden waren.[9] Obwohl er als Amtsinhaber wenig unternahm, um ihnen zu helfen, hielten sie an ihm fest. Vier Jahre darauf wurde er besiegt, aber nicht verstoßen. Obwohl sie ihm dabei zugesehen hatten, wie er die Pandemie verpfuscht, rassistische Spannungen angefacht und auf Verfassungsnormen gepfiffen hatte, stimmten 74 Millionen Amerikaner für seine Wiederwahl. Ein Jahr nach der Wahl glaubten die meisten Republikaner (68 Prozent) weiterhin Trumps Behauptung, eigentlich habe er gewonnen und die Wahl sei ihm gestohlen worden.[10]


Politik nach der Pandemie: Jenseits des Neoliberalismus?


Als Joe Biden 2021 sein Amt antrat, war das neoliberal geprägte meritokratische Politprojekt auf dem Rückzug. Biden, ein Fixposten des Washingtoner Establishments seit den 1970er Jahren, war weder Radikaler noch Überläufer. Doch aufgrund seines Charakters und seiner Lebenserfahrung war er weniger von den meritokratischen Legitimationen angetan als seine Vorgänger und nicht so sehr von der neoliberalen Lehre vereinnahmt.

Während der Wahlkampftour sprach er weniger über das Gerede vom Aufstieg, sondern über die Würde der Arbeit und die Notwendigkeit, die Gewerkschaften zu stärken. Im Amt schenkte er den Ökonomen weniger Glauben als seine Vorgänger. »Obama war ständig frustriert, weil Politiker die Ökonomie nicht verstanden«, schrieb der Kommentator Ezra Klein. »Biden ist ständig frustriert, weil die Ökonomen die Politik nicht verstehen.« Das lag nicht nur daran, dass Biden »weniger akademisch dachte« als Clinton und Obama, sondern auch daran, dass er, wie das ganze Land, Zeuge »der Fehler der vergangenen Generation ökonomischer Berater« gewesen war. Jahrzehnte mit »Finanzkrisen, aufklaffender Ungleichheit und wiederholter Schuldenpanik« hatten »dem ökonomischen Fachwissen den Glanz genommen«. Dazu hatte auch beigetragen, dass man es nach der Finanzkrise von 2008 nicht geschafft hatte, ein angemessenes Anreizprogramm zu verabschieden, und dass öffentliche Investitionen ausblieben, um gegen den Klimawandel zu kämpfen.[1]

Biden verwarf die Austeritätspolitik, die nach der letzten Rezession Staatsausgaben gebremst hatte, und veranlasste ein Paket von 1,9 Billionen Dollar, um die Folgen der COVID-19-Pandemie zu mildern. Anschließend gelang ihm die Verabschiedung eines Gesetzes zum Wiederaufbau der zerbröselnden amerikanischen Infrastruktur im Umfang von einer Billion Dollar. Er wollte weitere Billionen bekommen, um das Sicherheitsnetz zu stärken und den Klimawandel zu bekämpfen, doch im Senat mit seinen äußerst knappen Mehrheitsverhältnissen stieß er auf Widerstand. Bidens Agenda bezog sich auf die neu gewonnene Stärke des progressiven Flügels seiner Partei. Dieser regte Vorschläge zur erneuten Einführung von Anti-Kartell-Gesetzen an, die große Technologiefirmen zügeln und außerdem Aktienrückkäufe begrenzen sollten. Außerdem wollte man das Vermögen von Milliardären besteuern, den Anteil der Arbeitslöhne am Nationaleinkommen wieder aufbauen, die Federal Reserve in eine öffentliche, für normale Bürger zugängliche Bank umwandeln und den Übergang zu einer grünen Wirtschaft einleiten.[2]

In Bidens Amtszeit werden wahrscheinlich nur wenige dieser ehrgeizigen Ziele verwirklicht werden. Sein Rückhalt im Kongress war bestenfalls dürftig; die Gesetzgebungsmaschinerie war darauf angelegt, Wandel zu behindern, statt umzusetzen; Firmenlobbyisten und die Spenderklasse behielten ihren Zugriff. Angesichts dieser Hindernisse werden politische Vorschläge nicht ausreichen. Ein auf Wandel gerichtetes politisches Projekt müsste auf eine aufrüttelnde soziale Bewegung warten, die mit größerem Nachdruck auf einer Wirtschaft besteht, die stärker auf die Bedürfnisse der arbeitenden Bevölkerung ausgerichtet und gegenüber dem Projekt der Selbstbestimmung aufgeschlossener ist.[3] Ohne eine solche Bewegung könnte die Unzufriedenheit steigen und das Land möglicherweise finsteren Zeiten entgegengehen.

Im Gärungsprozess aus Populismus, Links und Rechts wäre es dennoch an der Zeit, die Bedingungen im Verhältnis von Kapitalismus und Demokratie neu auszuhandeln. Angesichts um sich greifender Ungleichheit und einer grassierenden Pandemie hatte die Magie des Marktes ihren Zauber verloren, und die Überzeugung, eine reibungslose globale Wirtschaft würde für Effizienz, Wohlstand und gegenseitiges Verständnis sorgen, ist letztlich untergegangen. In turbulenten Zeiten spielten Nationen weiterhin eine Rolle. Das galt auch für die Politik.

Die COVID-19-Pandemie forderte bisher weltweit mehr als sechs Millionen Menschenleben, legte die brutalen Ungleichheiten der Globalisierungsära bloß, zog Lockdowns und Unternehmensinsolvenzen nach sich und unterbrach die Lieferketten. Die riesigen Containerschiffe, die die Ozeane durchpflügen und die Waren des globalen Handels befördern, fanden sich in einem transozeanischen Verkehrsstau wieder, der sich erst in Monaten oder vielleicht sogar Jahren auflösen wird.[4] Irgendwann werden die Lockdowns enden, die Fabriken werden wieder öffnen und die Schiffe ihren Weg in die Häfen finden. Doch die Pandemie brachte auch einen tieferen, eher im Hintergrund ablaufenden Wandel mit sich. Sie säte Zweifel an der Behauptung, die den Kern des neoliberalen Projekts ausmacht – dass Marktmechanismen das Gemeinwohl definieren und erreichen können.

Dass die Marktgläubigkeit zum fundamentalen Gegensatz des Projekts der Selbstverwaltung wurde, lag daran, dass sie sich der Politik entzog. Ich meine damit den fortdauernden Versuch von Vertretern der vom Finanzmarkt getriebenen Globalisierung, die von ihnen ins Leben gerufenen wirtschaftlichen Maßnahmen als naturgegebene Fakten außerhalb menschlicher Kontrolle darzustellen. Freihandelsabkommen, uneingeschränkter Kapitalfluss über Ländergrenzen, Beherrschung des Wirtschaftslebens durch den Finanzmarkt-Kapitalismus, Auslagerung von Arbeitsplätzen, Deregulierung, wiederkehrende Finanzkrisen, der abnehmende Anteil der Arbeitseinkommen am BIP und das Aufkommen von Technologien, die hochqualifizierte Arbeitskräfte begünstigten – waren dieser Logik zufolge notwendige Merkmale einer globalisierten Wirtschaft und keine strittigen Entwicklungen, die für politische Auseinandersetzungen offen waren.[5] Diese Vorstellung von Wirtschaft ließ wenig Raum für eine öffentliche Debatte darüber, wie Güter und Investitionen zu verteilen sind oder wie der gesellschaftliche Wert der einen oder anderen Tätigkeit zu bestimmen ist. Sie unterhöhlte den öffentlichen Diskurs und förderte ein zunehmendes Gefühl der Entmachtung.

Wenn die Grundlagen des Wirtschaftslebens unabänderliche Naturtatsachen sind, ist der Spielraum für Selbstverwaltung radikal beschränkt. Politik wird darauf begrenzt, sich der Notwendigkeit zu beugen – beispielsweise der Notwendigkeit einer moralisch nicht zu vertretenden Rettung der Wall Street oder der Notwendigkeit, den Anleihemarkt zu beschwichtigen, indem man das Defizit abbaut, anstatt in Bildung, Infrastruktur und andere zwingende öffentliche Zwecke zu investieren. Wenn Politik vor allem darin besteht, sich an die feststehenden Zwänge des Wirtschaftslebens anzupassen, ist diese Tätigkeit eher von Experten und Technokraten durchzuführen als von demokratischen Staatsbürgern.

Diese geschrumpfte Vorstellung von Politik bestimmte das Zeitalter der Globalisierung. Sie ging mit einer aufgeblähten Rolle für Ökonomen einher, die behaupteten, eine Wissenschaft der Notwendigkeit zu bieten. Doch diese Wissenschaft war fadenscheinig, und die Politiker, die sie sich zu eigen machten, betrieben falsche Wirtschaftspolitik, verschärften die Ungleichheit und schufen die Voraussetzungen für die zornige Gegenreaktion und die toxische Politik, die darauf folgte.

In einem erhellenden Essay stellt der politische Theoretiker Pratap Bhanu Mehta heraus, dass die übertriebenen Behauptungen von Notwendigkeiten in den neoliberalen Jahrzehnten »weiter gefasste Fragen zu Gerechtigkeit und Werten ruhiggestellt« hätten. Die populistische Revolte gegen den Mainstream-Liberalismus sei »weniger eine durchdachte Kritik an Märkten oder der Globalisierung«, sondern eher »eine Revolte dagegen, dass diese als eine Art Verhängnis, als notwendiges Schicksal, dargestellt wird, nach dem sich alle Politik und der Staat zu richten haben. Der Wunsch, die Souveränität zurückzubekommen, betraf oft weniger die Gerechtigkeit [als] das menschliche Streben, dass unser wirtschaftliches Schicksal unter kollektiver Kontrolle stehen soll.«[6]

Politik erweist sich als fortwährendes Aushandeln zwischen dem Notwendigen und dem Möglichen; die Pandemie hat gezeigt, dass Ereignisse die Grenze zwischen ihnen verschieben kann. 2009 hielt die Obama-Regierung ein Förderpaket von mehreren Billionen Dollar für unmöglich. Im ersten Jahr der Pandemie hatten die Regierungen von Trump und Biden gemeinsam mit dem Kongress fast sechs Billionen Dollar Ausgaben freigegeben. Zentralbanken in den USA und in anderen Ländern pumpten sogar noch mehr Geld in das System. »Regierungen in aller Welt nahmen Schulden auf, wie man sie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr gesehen hatte, und trotzdem sanken die Zinsen«, schreibt der Wirtschaftshistoriker Adam Tooze. »Die harten Grenzen finanzieller Nachhaltigkeit, unserer Ansicht nach kontrolliert von grimmigen Anleihemärkten, wurden durch die Finanzkrise von 2008 aufgeweicht. 2020 hat man sie eliminiert.«[7]

»Die Welt entdeckte, dass John Maynard Keynes recht gehabt hatte, als er während des Zweiten Weltkriegs erklärte, ›wir können uns alles leisten, was wir gerade tun‹«, merkt Tooze an. »Die eigentliche Herausforderung, die wahrhaft politische Frage, bestand darin, uns zu einigen, was wir tun wollten, und herauszufinden, wie das zu bewerkstelligen war.«[8]

Keynes’ Einsicht ist sowohl befreiend als auch ernüchternd. Sie befreit, weil sie den Vorrang des Politischen geltend macht. Was wir uns leisten können, hängt von dem ab, was wir letztlich wollen. Als Reaktion auf die ökonomischen Verheerungen der Pandemie gaben die Nationen der Welt finanzielle Ressourcen in einer Größenordnung frei, die in normalen Zeiten unvorstellbar wären. Mehta schreibt dazu: »Die Aura der Notwendigkeit, von der so viel wirtschaftliches Denken umhüllt war, hat sich in dünne Luft aufgelöst.« Für Vertreter des Green Deal war das Schwinden dieser Aura ermutigend, wenn nicht beglückend. Wenn wir die Wirtschaft vor einer Pandemie retten konnten, könnten wir vielleicht auch die Biosphäre retten.[9]

Doch hier wird Keynes’ Aussage ernüchternd. Es wird nicht leicht sein, uns darauf zu einigen, was wir tun und worum wir uns letztlich kümmern wollen. Unsere Politik ist bitter und polarisiert. Wir sind nicht daran gewöhnt, über Fragen zu beraten, die so folgenschwer sind wie die Überlegung, wie unser Leben mit der Natur neu zu denken wäre. Es fällt uns schon schwer genug, uns darüber zu einigen, ob Flugpassagiere während einer Pandemie Masken tragen sollten.

Im Zeitalter des Anthropozän liegt die Herausforderung für die Selbstverwaltung nicht im fiskalischen, sondern im philosophischen Bereich. Zur Steuerung der Wirtschaft ist mehr erforderlich als die Überlegung, wie das BIP zu steigern und die Früchte des Wirtschaftswachstums zu verteilen sind. Dazu ist es notwendig, neu über die Art und Weise nachzudenken, in der wir miteinander und mit der von uns bewohnten Natur zusammenleben.

Aristoteles lehrte, dass Politik nicht allein dazu da sei, Handel und Austausch zu erleichtern, sondern auch um des guten Lebens willen. Bürger zu sein heiße, über die beste Art zu leben zu verhandeln – über die Tugenden, die uns erst zu vollwertigen Menschen machen. Dem zeitgenössischen Liberalismus erscheint diese Art des Nachdenkens über Politik als übertrieben ehrgeizig. In pluralistischen Gesellschaften seien die Menschen uneins über das gute Leben. Deshalb sollten wir unsere moralischen und spirituellen Überzeugungen beiseitestellen, wenn wir den öffentlichen Platz betreten. Wir sollten gemäß Grundsätzen regieren, die gegenüber konkurrierenden Vorstellungen vom Guten neutral seien.

Diese Neigung zur Neutralität verbiegt den Liberalismus in Richtung auf den Marktglauben. Der stärkste Reiz der Märkte liegt nicht darin, dass sie Effizienz und Wohlstand bringen, sondern dass sie uns scheinbar die Notwendigkeit ersparen, chaotische und strittige Debatten darüber zu führen, wie Güter zu bewerten sind. Das ist am Ende ein falsches Versprechen. Werden moralisch umstrittene Fragen aus der öffentlichen Debatte verbannt, bleiben sie dennoch nicht entschieden; es läuft schlicht darauf hinaus, dass die Märkte, überwacht von den Reichen und Mächtigen, diese Fragen für uns beantworten.[10]

Als der neoliberale Glaube hoch im Kurs stand, machte Tony Blair sich über diejenigen lustig, die über die Globalisierung debattieren wollten. »Sie könnten ebenso gut darüber diskutieren, ob auf den Sommer der Herbst folgen sollte«, sagte er.[11] Damals klang das selbstherrlich, heute dagegen kommt es einem drollig vor. Der Klimawandel hat die Jahreszeiten neu sortiert. Die Sommerhitze tritt früher auf und bleibt länger erhalten. Manche Wissenschaftler sagen voraus, dass der Sommer, wenn wir unsere Lebensweise nicht ändern, gegen Ende des Jahrhunderts das halbe Jahr lang dauern könnte.[12]

Was einmal eine unabänderliche Naturtatsache schien, ist zum Thema der Selbstbestimmung geworden. Die Grenze zwischen dem Notwendigen und dem Möglichen verschiebt sich unter unseren Füßen. Das zivilgesellschaftliche Streben, die Kräfte zu gestalten, die unser Leben beherrschen, wird nun zur Aufforderung, darüber zu debattieren und zu entscheiden, ob der Herbst auf den Sommer folgen sollte.
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Weltweit sind die Populisten auf dem Vormarsch – Bestseller-Autor Michael J. Sandel erklärt, warum
Gerade in Zeiten des Corona-Virus wird erschreckend deutlich, dass das Gemeinwohl in unseren Gesellschaften in den letzten Jahren an Bedeutsamkeit verloren hat. Die Demokratien stehen auf dem Prüfstand, wir sind Zeugen einer populistischen Revolte. Die Wahl Trumps, der Brexit, der Erfolg der AfD – das sind die wütenden Antworten auf die wachsende Ungleichheit in der Gesellschaft. Der Moralphilosoph Michael J. Sandel sieht die Ursache dafür in der Tyrannei der Leistungsgesellschaft.
Wer hat in unserer Gesellschaft Erfolg – und warum? Unter dem gesellschaftlich unumstrittenen Mantra »Wer hart arbeitet, kann alles erreichen« haben wir gelernt zu glauben, dass jeder genau das hat, was er verdient. Die Profiteure und Nutznießer dieses Systems, das Erfolg auf Leistung und Talent zurückführt, gehen darum davon aus, dass sie ihren Erfolg verdienen, dass er ihnen zusteht, eben weil sie sich angestrengt haben. Im Umkehrschluss bedeutet das, dass diejenigen, die am System scheitern, selbst Schuld sind.
Die Hybris der Gewinner ebenso wie die Demütigung der Verlierer befeuern den populistischen Protest, dessen Zeugen wir aktuell weltweit sind. Im Kern zielt der Unmut gegenüber den Eliten auf eine Kritik an der Tyrannei der Leistungsgesellschaft, und diese Kritik ist berechtigt. Seit Jahrzehnten nimmt die Ungleichheit in den demokratischen Gesellschaften zu, Verlierer und Gewinner des Systems entfernen sich sowohl auf sozialer als auch auf finanzieller Ebene immer weiter voneinander.
Statt an einer trennenden Ethik des Erfolgs festzuhalten, müssen wir an einer Politik des Gemeinwohls und der Gerechtigkeit arbeiten, die allen Mitgliedern der Gesellschaft zugutekommt.
»Michael Sandel: Der Meister für die großen Fragen des Lebens« Andrew Anthony, »The Guardian«
»Wir sollten die Würde der Arbeit erneuern und sie in den Mittelpunkt unserer Politik stellen. Wir sollten uns daran erinnern, dass es bei der Arbeit nicht nur darum geht, seinen Lebensunterhalt zu verdienen, sondern dass es auch darum geht, zum Gemeinwohl beizutragen und dafür Anerkennung zu bekommen.« Michael J. Sandel im TED-Talk zu »Vom Ende des Gemeinwohls«
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Das Plädoyer des Bestseller-Autors und Philosophen Michael J. Sandel gegen die immer stärker um sich greifende Kommerzialisierung unserer Lebensbereiche

In unserer Welt scheint heute so gut wie alles käuflich zu sein. Selbst Lebensbereiche, deren Wert eigentlich unbezifferbar ist – Gesundheit, Politik, Recht und Gesetz, Kunst, Sport, Erziehung, Familie und Partnerschaft – haben im freien Markt ihren Preis. Aus unserer Marktwirtschaft ist eine Marktgesellschaft geworden. Hellwach, lebensnah und zugänglich spürt Michael J. Sandel in seinem internationalen Bestseller »Was man für Geld nicht kaufen kann« den moralischen Grenzen des Marktes nach: Welche Rolle spielt er in unseren Demokratien? Wie frei darf er sein? Und wie können wir jene moralischen Güter und gesellschaftlichen Werte schützen, die man für Geld nicht kaufen kann?
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»Sandel erklärt die Theorien der Gerechtigkeit mit Klarheit und Dringlichkeit.« New York Times

Seit ihren Anfängen gehört Gerechtigkeit zu den Kernthemen der Philosophie. Wie können wir die Erkenntnisse, die sie im Laufe der Jahrhunderte gewonnen hat, für unseren Alltag nutzen? Anhand konkreter Beispiele von Abtreibung und Leihmutterschaft über Preisfindung in Krisenzeiten bis hin zu Kriegsrecht und Umweltschutz macht Bestseller-Autor und Star-Philosoph Michael J. Sandel die Theorien von Aristoteles, Kant oder John Rawls für unsere Zeit fruchtbar. Welchen Wert haben moralische Normen? Gibt es Kriterien für das richtige Handeln? »Gerechtigkeit« stellt unsere Überzeugungen auf den Prüfstand und plädiert für ein moralisches Engagement der Gesellschaft, das das Gemeinwohl ins Zentrum rückt.
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